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 1 
1 Einleitung 
Die vorliegende Arbeit dokumentiert die Entwicklung, Erprobung und Evaluation 
eines Konzepts zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung im Finanzamt. Der 
Zugang zum Praxisfeld Finanzverwaltung wurde durch das Forschungsvorhaben 
„Integrierte Netzwerk-, Organisations- und Personalentwicklung“ (INOPE) ermög-
licht. Bei dem INOPE-Projekt handelte es sich um ein Verbundvorhaben der Ruhr-
Universität Bochum (RUB) und der Bergischen Universität Wuppertal (BUW). Es 
wurde von September 2006 bis Oktober 2010 in Kooperation mit der Oberfinanz-
direktion Rheinland (OFD Rheinland) durchgeführt. Das Projekt wurde vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert und vom Projektträ-
ger im Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (PT-DLR) begleitet.1 
Das INOPE-Projekt hatte die Einführung eines ganzheitlichen, modular aufgebau-
ten Gesundheitsmanagements in ausgewählten Finanzämtern der Oberfinanzdirek-
tion Rheinland zum Ziel. Die Einbindung in das Gesamtprojekt, die Projektförde-
rung durch das BMBF und die Besonderheiten des Praxisfelds Finanzverwaltung 
stellten einen organisatorischen und konzeptionellen Rahmen dar, der Einfluss auf 
die Forschungsfragen und die Entwicklung des Interventionsansatzes der vorliegen-
den Arbeit hatte. Ein wesentlicher Einfluss des Gesamtprojekts auf die vorliegende 
Arbeit ergab sich aus dem modularen Aufbau des Gesundheitsmanagementsystems 
und der hieraus abgeleiteten Arbeitsteilung zwischen den Projektpartnern BUW 
und RUB. Der Umstand, dass in der vorliegenden Arbeit primär Maßnahmen aus 
dem Bereich der Verhältnisprävention behandelt werden, resultiert aus a priori er-
folgten Setzungen im Rahmen der Organisation des umfangreichen Verbundvorha-
bens. Weitere Interventionen, etwa auf der Ebene des Gesundheitsmanagements o-
der aus dem Bereich der Verhaltensprävention, wurden durch die RUB in anderen 
teilnehmenden Finanzämtern erforscht.  
Aus dieser vorab erfolgten Setzung der Ansatzstellen für die Interventionen im Fi-
nanzamt folgt, dass im Rahmen der Arbeit im Praxisfeld nicht auf alle Beratungs- 
                                                     
1 Das dieser Dissertation zugrundeliegende Forschungsvorhaben wurde mit Mitteln des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung unter dem Förderkennzeichen 01FA0624 gefördert. 




bzw. Interventionsbedarfe der Praxispartner2 im Finanzamt im gleichen Umfang 
eingegangen werden konnte. Den Praxispartnern war die Logik des Gesamtprojekts 
jedoch vorab vermittelt worden, um im Finanzamt keine falschen Erwartungen hin-
sichtlich der Zielsetzung der gemeinsam zu erforschenden Interventionen zu we-
cken. Die Aktivitäten im INOPE-Projekt hatten den Anspruch, vorhandene Er-
kenntnisse zum Betrieblichen Gesundheitsmanagement für das Praxisfeld der öf-
fentlichen Verwaltung, insbesondere der Finanzverwaltung, aufzubereiten, ein-
zelne Maßnahmen ggf. an Besonderheiten des Praxisfelds anzupassen und die Wir-
kungen der jeweiligen Teilmaßnahmen zu evaluieren. 
1.1 Problemstellung 
Im Folgenden wird dargelegt, welche Entwicklungen im öffentlichen Sektor bzw. 
in der Finanzverwaltung den Hintergrund für die Einführung eines Betrieblichen 
Gesundheitsmanagements in ausgewählten Finanzämtern der Oberfinanzdirektion 
Rheinland bildeten. Hierfür werden zunächst Änderungen in den Anforderungen 
und Belastungen dargestellt, welche den gesamten Sektor betreffen und exempla-
risch besondere Entwicklungen aus dem Bereich der Finanzverwaltung hervorge-
hoben. Anschließend werden Befunde zu Beanspruchung und Beanspruchungsfol-
gen vorgestellt, die den Bedarf an Maßnahmen zur Betrieblichen Gesundheitsför-
derung für den öffentlichen Sektor deutlich machen. Abschließend wird gezeigt, 
inwiefern diese Maßnahmen dort bereits verbreitet und evaluiert sind. 
1.1.1 Veränderte Anforderungen und gestiegene Belastungen 
Die öffentliche Verwaltung in der Bundesrepublik Deutschland ist schon seit eini-
gen Jahren einem anhaltenden Veränderungs- und Modernisierungsdruck ausge-
setzt (Bandemer, 2002; Bandemer, Blanke, Nullmeier & Wewer, 1998; BKK Bun-
desverband, Bundesverband der Unfallkassen, 2002; Schröer, 2002; Töpfer, 2000). 
Im öffentlichen Dienst war im Zuge dieser Entwicklungen ein größerer Anteil der 
Beschäftigten von Modernisierungs- und Rationalisierungsprozessen betroffen, als 
in anderen Sektoren (Marstedt, Müller & Jansen, 2002). Forderungen aus Politik 
                                                     
2 Das generische Maskulinum wird lediglich aus Gründen der besseren Lesbarkeit verwendet, wo 
keine neutralen Formulierungen verfügbar sind. Personen jedweden Geschlechts mögen 




und Gesellschaft nach einer effizienteren und bürgerfreundlicheren Verwaltung 
gingen einher mit einer Tendenz zur Ökonomisierung der Verwaltung und einem 
Trend zur Orientierung am angelsächsischen Verwaltungsmodell des New Public 
Management (Schedler & Proeller, 2011). In Deutschland führte dies in einigen 
Bereichen der öffentlichen Verwaltung ebenfalls zur Einführung neuer Ansätze zur 
Steuerung der Verwaltung (Bogumil, 2011; Bogumil & Jann, 2009, S. 48-50). Für 
Führungskräfte und Beschäftigte in der öffentlichen Verwaltung sind diese Verän-
derungen zumeist mit einer notwendigen Umorientierung verbunden, da lange Zeit 
eingefahrene Vorgehensweisen und Überzeugungen hinterfragt und verändert wer-
den. Darüber hinaus bringen solche Veränderungsprozesse, zumindest in der Über-
gangsphase, i.d.R. eine erhöhte Arbeitsbelastung mit sich. 
Parallel zu dieser Entwicklung ging der Personalbestand in fast allen Verwaltungs-
zweigen zurück, was mit Kürzungs- und Sparpolitiken sowie einem Rückgang bei 
Vollzeit- und einem Anstieg bei Teilzeitarbeitsverhältnissen einhergeht (Hesse & Ell-
wein, 2012, S. 463), während gleichzeitig das Durchschnittsalter der Beschäftigten 
in der öffentlichen Verwaltung insgesamt, wie auch in der Finanzverwaltung, ansteigt 
(Statistisches Bundesamt, 2012). In der öffentlichen Verwaltung macht sich der de-
mografische Wandel früher und intensiver bemerkbar, da die Arbeitsverhältnisse in 
diesem Sektor ihrer Natur nach auf Dauer angelegt sind und der oben genannte Per-
sonalabbau bislang zu großen Teilen dadurch realisiert wurde, dass frei werdende 
Stellen nicht neu besetzt worden sind, wodurch Neueinstellungen von jungen Be-
schäftigen in den meisten Bereichen der öffentlichen Verwaltung in den letzten 25 
Jahren sehr gering ausfielen (Hölterhoff, 2009). Insbesondere in den Jahren 2009 bis 
2020 erreichten bzw. erreichen besonders viele erfahrene Beschäftigte im öffentli-
chen Dienst das Renten- bzw. Pensionsalter (Bundesministerium des Innern, 2007). 
Darüber hinaus ist auch die öffentliche Verwaltung vom technologischen Wandel 
betroffen. Die Bundesregierung bemüht sich, mit einer Vielzahl von Programmen 
und Initiativen den Anforderungen an eine moderne IT-unterstützte Verwaltung ge-
recht zu werden. Ein Beispiel hierfür ist das in der 18. Legislaturperiode aufgelegte 
Regierungsprogramm „Digitale Verwaltung 2020“ (Bundesministerium des Innern, 
2014). Eine Übersicht zur Entwicklung der EDV-Ausstattung und ihrer Auswirkun-
gen auf die Arbeitsweise in der Finanzverwaltung liefert Weingarten (1993, S. 142-
170). Aktuelle Entwicklungen auf diesem Gebiet sind u.a. die Einführung neuer 




elektronischer Schnittstellen zum Bürger, wie z.B. die elektronische Steuererklä-
rung (ELSTER) oder die E-Bilanz, d.h. die elektronische Abgabe von Unterneh-
mensbilanzen (Bundesministerium der Finanzen, 2012).  
Des Weiteren bringen Gesetzesänderungen oftmals neue Aufgabenstellungen, aber 
auch Unklarheiten über die konkrete Umsetzung von Details des Vollzugs der be-
treffenden Gesetze mit sich (s. z.B. Schutter, 2003). Dies macht dann wiederum die 
Regelung der betreffenden Sachverhalte mittels sogenannter Verwaltungsvorschrif-
ten notwendig. Der Umfang dieser Vorschriften hat mit der Zeit einen selbst von 
Fachleuten kaum noch überschaubaren Umfang erreicht und bringt insbesondere 
im Bereich der Veranlagungsstellen in den Finanzämtern ernste Probleme mit sich 
(Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung, 2006, S. 53-60). Die Bedeutsamkeit dieser Problematik 
zeigt sich beispielhaft in den Bemühungen der Finanzverwaltung, die Vielzahl der 
Vorschriften wieder auf ein handhabbares Maß zurückzuführen. So wurde bei-
spielsweise im Rahmen des Programms „Eindämmung der Normenflut im Steuer-
recht“ der Bestand an Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen (sog. BMF-
Schreiben, d.h. bundeseinheitlich abgestimmte Regelungen zum Steuerrecht) von 
über 5 000 im Juni 2005 auf immer noch rund 1 500 BMF-Schreiben (Stand März 
2007) abgebaut (Bundesministerium der Finanzen, 2007).  
Schließlich haben sich auch die Ansprüche und Erwartungen der Bürger gegenüber 
der öffentlichen Verwaltung geändert. Sie verstehen sich in vielen Bereichen zuneh-
mend als Kunden der Verwaltung und treten dementsprechend fordernder, gelegent-
lich sogar aggressiv, gegenüber den in die Rolle des Dienstleisters geratenen Beschäf-
tigten in der öffentlichen Verwaltung auf (Bogumil & Kißler, 1995; Surma, 2012). 
Diese Entwicklungen haben in Summe zur Folge, dass die Beschäftigten in vielen 
Bereichen der öffentlichen Verwaltung vielfach einer steigenden Arbeitsbelastung 
ausgesetzt sind. Für den Bereich der Finanzämter äußert sich dies in einem Anstieg 
der zu bearbeitenden Fallzahlen (Statistische Ämter des Bundes und der Länder, 
2014) bei gleichbleibendem oder zumindest nicht proportional ansteigen Personal-
bestand (Statistisches Bundesamt, 2012). Auf die Bedeutung dieser zahlreichen, 
teils zusätzlichen, Belastungen der Beschäftigen in der Finanzverwaltung und die 
bereits weiter oben dargestellten Auswirkungen von Gesetzesänderungen und IT-
Einsatz weist bereits 2006 der Präsident des Bundesrechnungshofes (2006, S. 34-




der Gewerkschaft ver.di anlässlich einer Anhörung im Finanzministerium NRW 
(ver.di, 2011) vorgebracht. 
Die bisherigen Ausführungen zeigen, dass zunehmende Arbeitsverdichtung, al-
ternde Belegschaften, gesetzliche, organisatorische und technologische Änderun-
gen sowie steigende Ansprüche der Bürger an die Arbeit der Verwaltung nicht nur 
zu einer Veränderung der Anforderungen, sondern vielfach auch zu einem Anstieg 
der Belastungen im öffentlichen Sektor im Allgemeinen, sowie in der Steuerver-
waltung im Besonderen, geführt haben. Dies wirft die Frage auf, inwiefern es auch 
Belege dafür gibt, dass diese Anforderungen und Belastungen mit einem Anstieg 
der Beanspruchung sowie mit negativen Beanspruchungsfolgen einhergingen. 
1.1.2 Beanspruchung und Beanspruchungsfolgen 
Der öffentliche Sektor in der BRD ist groß und zugleich sehr heterogen im Hinblick 
auf die dort beschäftigten Personengruppen. Erhebungen zu Beanspruchungen oder 
Beanspruchungsfolgen, wie z. B. Daten zum Krankenstand liegen nicht für den ge-
samten Sektor, sondern nur für einzelne Gruppen von Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst vor. Im Folgenden wird daher eine Auswahl der verfügbaren Daten darge-
stellt, um die Relevanz des Themas zu verdeutlichen und – wo dies möglich ist – 
Trends aufzuzeigen. Die im Folgenden zuerst berichteten Befunde liegen schon län-
ger zurück, stellen aber derzeit immer noch die aktuellsten Untersuchungen dar, die 
auf einer hinreichend breiten, wissenschaftlich fundierten Datengrundlage beruhen. 
Das Europäische Netzwerk für Betriebliche Gesundheitsförderung (ENWHP) hat 
im Rahmen des Projekts „Betriebliche Gesundheitsförderung in der öffentlichen 
Verwaltung“ EU-weit Befragungen zur Arbeitsbelastungen sowie zur Gesundheits-
lage der Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung und zum Grad der Umset-
zung von Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung in den 15 EU-Mit-
gliedstaaten durchgeführt (Sochert & Schwippert, 2003, S. 1). Im Rahmen der drit-
ten Europäischen Erhebung über Arbeitsbedingungen zeigte sich, dass im Jahr 2000 
Stress, Rückenschmerzen und Schmerzen in Schultern und Nacken die vorherr-
schenden gesundheitlichen Beschwerden im Bereich der öffentlichen Verwaltung 
waren. Die nationalen Kontaktstellen des ENWHP sahen im Jahr 2000 u.a. für die 
zurückliegenden 10 Jahre einen signifikanten Trend bzgl. der Entwicklung der o.g. 
Beschwerden sowie einen deutlichen Bedarf zur Entwicklung von zusätzlichen 




In etwa den gleichen Zeitraum fällt auch eine Analyse, die anhand von Auswertun-
gen der BIBB/IAB-Erhebung 1998/99 (N = 30 510 Erwerbstätige) bzgl. des Faktors 
„Psychische Belastungen bei der Arbeit“ u.a. aufzeigt, dass der Öffentliche Dienst 
hinsichtlich der folgenden vier Faktoren den ersten Rang vor den Sektoren Indust-
rie, Handel und Handwerk einnimmt: „verschiedene Arbeiten gleichzeitig erledigen 
müssen, die Konfrontation mit neuen Aufgaben, Störungen und Unterbrechungen 
der Arbeit, Anforderungen zur Verbesserung bisheriger Verfahren“ (Marstedt et al., 
2002, S. 26). In derselben Studie wurden auch Angaben (ja/nein-Antworten) zu fol-
genden gesundheitlichen Beschwerden während bzw. nach der Arbeit betrachtet: 
„Kopfschmerzen, nächtliche Schlafstörungen, allgemeine Müdigkeit, Magen-/Ver-
dauungsbeschwerden, Nervosität/Reizbarkeit, Niedergeschlagenheit“ (ebd. S. 29). 
Es zeigt sich, dass hinsichtlich der Intensität dieser Belastungen Lehrer aus ver-
schiedenen Bildungseinrichtungen sowie Erzieher die ersten fünf Rangplätze ein-
nehmen. Bereits auf dem sechsten Rangplatz von 15 befragten Personengruppen 
finden sich Verwaltungsfachleute im höheren Dienst, was zumindest gewisse Rück-
schlusse für die im Fokus der vorliegenden Arbeit stehenden Zielgruppe zulässt. 
Verwaltungsfachleute im gehobenen Dienst rangieren dagegen „nur“ auf Platz 10.  
Daten zum Krankenstand der Beschäftigten im öffentlichen Sektor liegen aus dem 
Bereich der unmittelbaren Bundesverwaltung vor (Ressortarbeitskreis Gesund-
heitsmanagement, 2014). Seit 1997 wird dort die Fehlzeitenstatistik erhoben und 
durch das Bundesministerium des Innern veröffentlicht. Die Statistik enthält alle 
Tage, an denen die in Deutschland tätigen Beamten, Richter, Anwärter, Tarifbe-
schäftigten und Auszubildenden arbeitsunfähig gemeldet waren (AU-Tage; aus-
führliche Angaben zur Datengrundlage: ebd., S. 32). Der neueste verfügbare Stand 
der Berichterstattung liegt allerdings gegenwärtig nur für das Jahr 2013 vor. Im 
Durchschnitt wiesen die Beschäftigen (N = 251 630) in diesem Zeitraum 19,75 AU-
Tage auf. Der Vergleich zu den beiden vorangegangenen Jahren zeigt einen Anstieg 
um 0,5 bzw. 0,22 AU-Tage (2012: 19,25; 2011: 19,03). Besonders aufschlussreich ist 
darüber hinaus die langfristige Betrachtung der Krankenstands-Entwicklung. Dabei 
zeigt sich, dass vom Beginn der Berichterstattung im Jahr 1998 bis zum Jahr 2004 zu-
nächst ein leichter Abwärtstrend zu beobachten ist, wobei die AU-Tage bei den Tarif-
beschäftigten rückläufig waren, während sie bei den Beamten und Richtern eine anstei-
gende Tendenz hatten. Seit 2006 liegen die AU-Tage bei beiden Statusgruppen dicht 
beisammen und weisen einen kontinuierlichen Anstieg auf (s. Abbildung 1). Aus dem 




der Finanzen (BMF) im Vergleich der obersten Bundesbehörden mit einem Durch-
schnittswert von 22,44 Fehltagen in 2013 an letzter Stelle liegt. 
 
Abbildung 1: Entwicklung der Abwesenheitstage je Beschäftigtem in der unmittel-
baren Bundesverwaltung von 1998 bis 2013. 
Quelle: Ressortarbeitskreis Gesundheitsmanagement, 2014, S. 44; leicht modifiziert. 
 
Für den unmittelbaren Bereich der vorliegenden Arbeit, d.h. für die Beschäftigten 
der Finanzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen, liegen keine vergleichba-
ren Statistiken zum Krankenstand öffentlich zugängig vor. 
Die oben dargestellten Befunde machen deutlich, dass im öffentlichen Sektor ein 
Bedarf an betrieblicher Gesundheitsförderung und Prävention besteht. Die zitierten 
Autoren weisen bereits in den weiter zurückliegenden Quellen auf die Notwendig-
keit gesundheitsförderlicher Maßnahmen hin. In welchem Umfang diese inzwi-
schen im öffentlichen Sektor vorzufinden sind soll nachfolgend beleuchtet werden. 
1.1.3 Prävention und betriebliche Gesundheitsförderung im öffentlichen Dienst 
Sochert und Schwippert (2003, S. 86-91) kommen in ihrer Auswertung der Ver-
breitung betrieblicher Gesundheitsförderung im öffentlichen Sektor zunächst ein-
mal zu dem Ergebnis, dass nur für Deutschland, Finnland und Holland Ergebnisse 
zum Grad der Verbreitung von BGF in der öffentlichen Verwaltung vorliegen. 
Demnach ist im Vergleich mit der Privatwirtschaft die Wahrscheinlichkeit größer, 
dass in der öffentlichen Verwaltung Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsför-
derung durchgeführt werden. Vergleicht man jedoch den Grad der Umsetzung von 




Deutschland diesbezüglich mit 29 % auf dem letzten Platz liegt hinter den Nieder-
landen (88 %) und Finnland (96 %). Vertiefende Analysen zeigen u.a., dass im öf-
fentlichen Sektor „Weiterbildungen“ am häufigsten auf die Frage nach der Art der 
BGF-Maßnahmen genannt werden und dass der Krankenstand am meisten als 
Grund für die Einführung von BGF-Maßnahmen angegeben wird (ebd., S. 88-89). 
Erkenntnisse über die zeitliche Entwicklung der Umsetzung betrieblicher Gesund-
heitsmaßnahmen im öffentlichen Dienst finden sich in den Arbeiten von Gröben 
und Kollegen. Die Autoren erhoben 1999 (Gröben, 2002; Gröben & Bös, 1999) und 
2004 (Gröben & Wenninger, 2006) repräsentative Stichproben der öffentlichen 
Verwaltungen aus Hessen und Thüringen, in denen die betreffenden Dienststellen 
zum Grad der Umsetzung betrieblicher Gesundheitsförderungsmaßnahmen befragt 
wurden. Bei der Wiederholungsbefragung in 2004 nahmen von 302 Dienststellen 
153 an der Befragung teil (56,2 %). Laut den Autoren handelt es sich bei dieser 
Erhebung im Hinblick auf die wichtigsten Merkmale um eine repräsentative Stich-
probe (ebd., S. 94). Die wesentlichen Ergebnisse waren, dass eine Mehrheit der 
Befragten das Thema Arbeits- und Gesundheitsschutz zwar als wichtig erachtet 
(2004: 77,2 %; 1999: 75,0 %), dass aber zugleich die Umsetzung des Arbeitsschutz-
gesetztes von 1996 hinsichtlich der Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen 
unbefriedigend war. Von den teilnehmenden Einrichtungen gaben in 2004 nur 
64,1 % (1999: 60,4 %) an, Arbeitsanalysen durchgeführt zu haben. Psychische Be-
lastungen hatten sogar nur 28,1 % (1999: 25,3 %) analysiert. Hinsichtlich der 
Durchführung von BGF-Maßnahmen gaben zu beiden Erhebungs-Zeitpunkten 
92,8 % der Dienststellen an, mindestens eine Maßnahme umzusetzen. 
Die Autoren kommen insgesamt zu dem Schluss, dass der Grad der Umsetzung von 
BGF-Maßnahmen sehr niedrig sei. Demnach überwiegen Maßnahmen, die bei den 
Beschäftigten ansetzen und somit dem Bereich der Verhaltensprävention zugerech-
net werden können. Darüber hinaus stellen die Autoren ein verkürztes Verständnis 
von betrieblichem Gesundheitsmanagement bei den befragten Dienststellen fest, da 
lediglich 19 % angaben, ein BGM eingeführt zu haben und kaum brauchbare An-
gaben zu Evaluation von Maßnahmen gemacht wurden (Gröben & Wenninger, 
2006, S. 96-98). 
Die oben zitierten Quellen sind seltene Beispiele für systematische empirische Da-
tenerhebungen auf dem Gebiet der betrieblichen Gesundheitsförderung im öffent-




Daten zunächst eher eine Orientierung an der pathogenetischen Sichtweise vor-
herrschte. Die Wichtigkeit ganzheitlicher, an salutogenetischen Konzepten orien-
tier Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung und die Notwendigkeit 
der systematischen Evaluation dieser Maßnahmen wird vermehrt erst in neueren 
Publikationen betont (Elke, Gurt, Möltner & Externbrink, 2015; Ulich & Wülser, 
2018; Zimolong, Elke & Bierhoff, 2008). 
Neben den oben zitierten wissenschaftlichen Quellen findet sich allerdings eine 
Vielzahl von eher praxisorientierten Publikationen. Im Mittelpunkt dieser Arbeiten 
steht oftmals die Darstellung einzelner Interventionsansätze und „Beispiele guter 
Praxis“ (z. B. Initiative Neue Qualität der Arbeit, 2014). Des Weiteren findet man 
Publikationen von Unfallversicherungsträgern (z. B. Abt, 2007); politische Ab-
sichtserklärungen und Projektvorhaben (z. B. Ressortarbeitskreis Gesundheitsma-
nagement, 2014) bis hin zu systematischen Zusammenstellungen der Erkenntnisse 
aus Projekten in verschiedenen Bereichen der öffentlichen Verwaltung in Form von 
Herausgeberbänden (z. B. Schröer, 2002). Dies Zahl solcher Quellen hat ein be-
achtliches Ausmaß erreicht, was einerseits den Schluss zulässt, dass das Thema Be-
triebliche Gesundheitsförderung im öffentlichen Sektor inzwischen etabliert ist. 
Andererseits jedoch variieren die betreffenden Quellen hinsichtlich ihrer empiri-
scher Aussagekraft beträchtlich, so dass es derzeit kaum möglich ist, sich ein ver-
lässliches Bild vom Stand der Gesundheitsförderung im öffentlichen Sektor bzw. 
in einzelnen Sparten des Sektors zu machen. 
Die oben aufgezeigten Umstände, Entwicklungen und Befunde sollten verdeutli-
chen, dass es sinnvoll und notwendig ist, durch geeignete Maßnahmen die Gesund-
heit der Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung bzw. im Finanzamt zu schüt-
zen und zu fördern. Es wurde gezeigt, dass ein Bedarf an Konzepten für das Be-
triebliche Gesundheitsmanagement und die Gesundheitsförderung im öffentlichen 
Sektor besteht und dass bereits vielfältige Konzepte und Ansätze unterschiedlicher 
Tragweite existieren. Insbesondere Ansätze, die auf die Veränderung der Arbeits-
verhältnisse abzielen (Verhältnisprävention, s. unten) und sich um eine systemati-
sche Evaluation der betreffenden Maßnahmen bemühen sind dabei allerdings noch 
vergleichsweise selten. Auch liegen bislang nur wenige Erkenntnisse dazu vor, in-
wiefern sich die betreffenden Maßnahmen bzw. Befunde auf das Praxisfeld Finanz-
verwaltung übertragen lassen. Die vorliegende Arbeit soll einen Beitrag zur Schlie-




1.2 Forschungsansatz und Aufbau der Arbeit 
Wie einleitend dargestellt, war das Ziel des dieser Arbeit zugrundeliegenden For-
schungsprojekts die Entwicklung, Erprobung und Evaluation eines Ansatzes zur 
Verhältnisprävention, welcher auf die Besonderheiten des Praxisfelds Finanzamt 
angepasst und in den „Überbau“ der Einführung des Gesundheitsmanagementsys-
tems in der OFD Rheinland eingeordnet sein sollte. Die Kombination der Prämis-
sen, die sich aus dem INOPE-Gesamtprojekt ergeben mit der Problemstellung, wel-
che sich aus der oben ausgeführten Situation im Praxisfeld herleiten lässt, verortet 
die vorliegende Arbeit auf dem Gebiet der Interventions- bzw. Evaluationsfor-
schung – welche Konsequenzen sich daraus in methodischer Hinsicht ergeben, wird 
im Folgenden erläutert. 
1.2.1 Interventionskonzept 
Bemühungen um Betriebliches Gesundheitsmanagement und betriebliche Gesund-
heitsförderung in einem modernen Sinne sind ein vergleichsweise neuer Trend, 
welcher über frühere Ansätze zur Vermeidung von Schädigungen durch die Arbeit 
bzw. zur Förderung der Arbeitssicherheit hinausgeht. Im Wesentlichen fassen die 
BGM- bzw. BGF-Ansätze jedoch seit längerem existierende Erkenntnisse aus den 
Bereichen Arbeitsanalyse und -gestaltung und Organisationsdiagnose und -ent-
wicklung zusammen und stellen diese in den Dienst einer – in einem salutogeneti-
schen, ganzheitlichen Sinn verstandenen – Gesundheitsförderung. Dabei wird viel-
fach betont, dass den Führungskräften eine besonders wichtige Rolle zukommt und 
dass die Beschäftigten beteiligt werden sollten, um die Aussicht auf einen Erfolg 
der Maßnahmen zu steigern. Hierauf aufbauend liegt der Schwerpunkt des Inter-
ventionskonzepts in der vorliegenden Arbeit darauf, erstens die Führungskräfte im 
Finanzamt zu befähigen und zu ermutigen, eine aktive Rolle bei der Gestaltung ge-
sundheitsförderlicher Arbeitsbedingungen einzunehmen (gesundheitsförderliche 
Führung) und zweitens dabei die Beschäftigten möglichst weitgehend einzubezie-
hen (partizipative Arbeitsgestaltung). Die Grundlagen des Interventionskonzepts 
werden in Kapitel 3 (BGM) und Kapitel 4 (Gesundheitsförderliche Führung und 
partizipative Arbeitsgestaltung) behandelt. 
Bereits an dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, dass der Umstand, dass 




gesundheitsbezogener Variablen ausgerichtete – Veränderungen im Praxisfeld an-
gestrebt werden und dabei die Akteure vor Ort beteiligt werden sollen, eine Rolle 
der Forscher im Feld impliziert, die Ihre Wurzeln in der Aktionsforschung hat (Le-
win, 1946; Moser, 1975). Diese Art der Forschung wurde lange Zeit kontrovers 
diskutiert, da u.a. das in der Grundlagenforschung wichtige Gütekriterium der Ob-
jektivität verletzt wird und die Vielfalt der bei dieser Vorgehensweise auftretenden 
konfundierenden Variablen eine Zuschreibung von kausalen Zusammenhängen er-
schwert. Dieser Kritik stehen jedoch ebenso engagierte Versuche der Verteidigung 
des Aktionsforschungs-Ansatzes gegenüber, die darauf hinweisen, dass eine streng 
an den Kriterien der Grundlagenforschung orientierte Forschungsstrategie keine 
adäquate Haltung für erfolgreiches Agieren im Praxisfeld darstellt, wo es nicht al-
lein um die methodisch saubere Testung von Hypothesen, sondern ebenso um die 
Erzielung bzw. den Nachweis eines praktischen Nutzens geht (Bungard, Holling & 
Schultz-Gambard, 1996, S. 71-77; Kanning et al., 2007; Schmale, 1983, S. 204-
209). In neuerer Zeit lässt sich vermehrt eine pragmatischere Haltung zu dieser 
Frage beobachten. Dies zeigt sich zum Beispiel in der Positionsbestimmung einer 
Interventionsforschung, welche sich um eine zeitgemäße Reflexion dieser Proble-
matik bemüht (Krainer & Lerchster, 2012), wie auch zunehmend im Selbstver-
ständnis der Evaluationsforschung, die explizit eine aktive Rolle des Forschers, wie 
auch der Beteiligten betont (Brandes & Schaefer, 2013; DeGEval - Deutsche Ge-
sellschaft für Evaluation e. V., 2004) und für eine angemessene Methodenvielfalt, 
d.h. für den reflektierten und sinnvollen Einsatz quantitativer wie auch qualitativer 
Methoden plädiert (Döring & Bortz, 2016; Mayring, 2012). 
Die in den Kapiteln zum konzeptionellen Rahmen und zu den Grundlagen des In-
terventionskonzepts folgende Darstellung des bestehenden theoretischen und em-
pirischen Forschungsstands entspricht im Sinne des quantitativen Paradigmas der 
Idee eines evidenzbasierten Arbeitens. Aus der Perspektive der qualitativen For-
schung entspricht die Darlegung des theoretischen Hintergrunds der Explikation 
des Vorverständnisses des Autors.  
Aus methodologischer Perspektive betrachtet, ist die vorliegende Arbeit in der Do-
mäne der Interventionsforschung zu verorten. Nach Krainer und Lerchster ist Inter-
ventionsforschung ein facettenreicher Begriff, der sich aber zumindest in zwei do-
minante Richtungen unterteilen lässt. Die eine Richtung erforscht verschiedenartige 
Interventionsformen oder -strategien und versucht deren Wirkungen zu bewerten. 




möchte „von vornherein mit bestimmter Absicht in konkreten Systemen wirksam 
werden bzw. zu deren Weiterentwicklung beitragen“ (2012, S. 9). Die vorliegende 
Arbeit lässt sich dem zweiten Forschungszweig zuordnen. Eine parallele Erfor-
schung mehrerer Interventionsstrategien war im Gesamtprojekt weder angestrebt, 
noch hinsichtlich der vorhandenen Ressourcen umsetzbar. Die Erzielung einer an-
gestrebten Wirkung – Gesundheitsförderung – im System Finanzamt sowie dessen 
Weiterentwicklung in Richtung eines systematischen Managements des Gesund-
heitsaspekts war dagegen erklärtes Ziel des INOPE-Gesamtprojekts und somit auch 
all seiner Teilmodule. 
Hinsichtlich der konkreten Vorgehensweisen zur Förderung von Gesundheit im be-
trieblichen Setting kann auf Konzepte und Befunde aus der Literatur zu Betriebli-
chem Gesundheitsmanagement und Betrieblicher Gesundheitsförderung zurückge-
griffen werden (Kapitel 3). Die Literatur zu BGM und BGF ist zum überwiegenden 
Teil eher jüngeren Datums und setzt ihrerseits auf früheren Forschungen auf, wel-
che in allgemeinerer Form der Frage nachgingen, wie Veränderungen in Organisa-
tionen erreicht werden können. Hinsichtlich der konkreten Zielrichtung der Inter-
vention kann auf Modelle zu Belastung und Beanspruchung sowie die aus diesen 
Erkenntnissen ableitbaren Konzepte zur (gesundheitsförderlichen) Arbeitsgestal-
tung zurückgegriffen werden (Kapitel 4.3). Auf die besondere Bedeutung einer par-
tizipativen Vorgehensweise bei Maßnahmen zur gesundheitsförderlichen Arbeits-
gestaltung sowie auf bereits erfolgreich erprobte Partizipations-Konzepte wird in 
Kapitel 4.4 eingegangen. Bevor die theoretischen und empirischen Grundlagen des 
Interventionskonzepts dargelegt werden, soll in Kapitel 2 zunächst das Setting Fi-
nanzamt dargestellt und im Praxisfeld Finanzverwaltung verortet  werden, um dem 
Leser eine Vorstellung von den spezifischen Rand- und Rahmenbedingungen des 
hier vorgestellten Interventionskonzepts zu geben. 
1.2.2 Evaluationskonzept 
Für die wissenschaftliche Begleitung eines Interventionsprozesses hat Scriven 
(1967) den Begriff der formativen Evaluation geprägt. Kennzeichnend für diese 
Vorgehensweise ist, dass zugleich Daten zur Bewertung des Prozesses gewonnen 
werden (Prozessevaluation) und Eingriffe zur Steuerung des Prozesses erfolgen. 




lung auf den Prozess lässt sich abgrenzen von einer reinen Evaluation der Ergeb-
nisse am Ende einer Intervention (Summative Evaluation; Scriven, 1972, S. 62). 
Bei der formativen Evaluation können gleichermaßen quantitative wie auch quali-
tative Methoden sinnvoll eingesetzt werden. So ist zum Beispiel die Erhebung 
quantitativer Daten und ihre Rückmeldung an die Akteure im Feld das kennzeich-
nende Merkmal der survey-feedback Forschung (Kapitel 4.4.1), die sich als Weg 
zur Erreichung von Veränderungen in Organisationen bewährt hat, während die Er-
arbeitung konkreter Lösungsvorschläge auf der Grundlage dieser Daten im organi-
sationalen Kontext oft in Form von Workshops bzw. Gruppendiskussionen ge-
schieht. Für die Dokumentation und Analyse der dabei anfallenden Daten ist dann 
wiederum der Rückgriff auf qualitative Methoden angezeigt (Kapitel 7.2). 
Die Beurteilung, ob bzw. inwiefern die Ziele einer Intervention erreicht wurden, ist 
Gegenstand der summativen Evaluation. Für diese Art der Betrachtung werden zu-
meist in erster Linie quantitative Daten herangezogen. Problematisch bei der Beur-
teilung von Wirkungen im Feld ist jedoch die Frage, inwiefern mögliche Wirkun-
gen tatsächlich auf die vermuteten Ursachen zurückzuführen sind (Validität). Hier-
für sind eine Vielzahl möglicher Alternativerklärungen auszuschließen (Shadish, 
Cook & Campbell, 2008), welche von der Angemessenheit der Operationalisierun-
gen der erhobenen Konstrukte über Aspekte des Untersuchungsdesigns bis hin zu 
diversen Interaktionen verschiedener Validitätsbedrohungen reichen können. In 
dem Wissen darüber, dass kein Forschungsprozess perfekt sein kann, geht es hier 
also darum, die im Verlauf des Forschungsprozesses getroffenen Entscheidungen 
transparent zu machen und hinsichtlich ihrer Angemessenheit zu diskutieren (vgl. 
Kromrey, Roose & Strübing, 2016, S. 69-73). Auch hier sollte die Betrachtung je-
doch nicht auf die Analyse der quantitativen Daten beschränkt bleiben, da eine mul-
timethodale Vorgehensweise die Validität der gezogenen Schlüsse erhöhen kann 
(Cook & Campbell, 1979) und die Akzeptanz der Ergebnisse im Praxisfeld wie 
auch die Korrektheit der aus den Daten gezogenen Schlussfolgerungen durch die 
Diskussion mit den Betroffenen (kommunikative Validierung) gesteigert werden 
können (Mayring, 2002). 
Nachdem dargestellt wurde, welche Erkenntnisse im Verlauf des Prozesses gesam-
melt werden konnten (Kapitel 8) und inwiefern die Ziele der Intervention erreicht 
wurden (Kapitel 9), gilt es abschließend noch die Ergebnisse zu diskutieren und in 
einen größeren Rahmen einzuordnen (Kapitel 10.1). Die Grenzen und Limitationen 




in welchem Umfang sich einerseits möglicher Erkenntnisse verallgemeinern lassen 
und inwiefern sich andererseits aus den Ergebnissen Hinweise für weitere For-
schungsfragen bzw. für eine Modifikation und Weiterentwicklung des Konzepts er-
geben (Kapitel 10.3). 
Angesichts der in den vorangegangenen Abschnitten angesprochenen Einschrän-
kungen ist offenkundig, dass die Erkenntnisse, welche im Rahmen des Interven-
tions- bzw. Forschungsprozesses gewonnen werden könnten, nur einen einge-
schränkten Geltungsbereich haben. Um diesen abschätzen zu können und eine Ein-
schätzung der Grenzen der Generalisierbarkeit der in dieser Arbeit vorgelegten Be-
funde zu ermöglichen, wird im Folgenden zunächst ein Überblick zur Beschaffen-
heit des Praxisfelds Finanzverwaltung gegeben. 
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2 Praxisfeld Finanzverwaltung 
Die nachfolgenden Darstellungen sollen den Kontext verdeutlichen, an dessen Be-
sonderheiten das Interventionskonzept angepasst und innerhalb dessen es evaluiert 
wurde. Sie beginnen mit einer kurzen Verortung der Finanzverwaltung innerhalb 
des Verwaltungssystems der Bundesrepublik Deutschland und stellen anschließend 
etwas ausführlicher den Aufbau und die Aufgaben der Finanzverwaltung sowie die 
Struktur und Aufgaben eines typischen Finanzamts dar. Abschließend wird die 
Ausgangslage in dem Finanzamt geschildert, in dem die Interventionen durchge-
führt wurden. 
2.1 Verortung der Finanzverwaltung im Verwaltungssystem 
In der BRD ist die öffentliche Verwaltung in der Regel dreifach gegliedert in die 
staatlichen Ebenen Bund und Länder sowie als nachgeordnete 3. Ebene die kom-
munale (Selbst-)Verwaltung. Das Grundgesetz sieht prinzipiell keine Mischverwal-
tung aus Bundes- und Länderverwaltungen vor, die Finanzverwaltung stellt aller-
dings eine Ausnahme von dieser Regelung dar. Die obersten Bundesbehörden sind 
die Bundesministerien. Sie arbeitet in weiten Teilen ohne Verwaltungsunterbau, ihr 
Schwerpunkt liegt auf der Politikformulierung, nicht auf dem Gesetzesvollzug. 
Verwaltungsaufgaben, die beim Bund verbleiben, werden von den Bundesoberbe-
hörden übernommen. Einige dieser Aufgaben werden selbständig erfüllt, bei ande-
ren greifen die Bundesoberbehörden auf die Landesverwaltungen zu (sog. Voll-
zugshilfe). Die obersten Landesbehörden sind die Landesministerien. Sie übertra-
gen ebenfalls Aufgaben an Landesoberbehörden, welche ihrerseits wiederum teil-
weise mit und teilweise ohne weitere nachgeordnete Bereiche arbeiten. Nur einige 
der Aufgabenbereiche sind dabei bis auf die lokale Ebene mehrstufig gegliedert, 
u.a. ist dies bei den Finanzbehörden der Fall (Holtmann, 2005, 348 ff.). 
Für den Politik-Vollzug greift der Bund überwiegend auf die Verwaltung von Län-
dern und Gemeinden zu, um die von den Bundesministerien sowie vom Bundesge-
setzgeber getroffenen Entscheidungen umzusetzen. In Deutschland wird somit der 
größte Teil der konkreten Detailarbeit von den Verwaltungen der Länder geleistet. 
Dies geht auf die im Grundgesetz geregelte Verteilung der Kompetenzen zwischen 
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Bund und Ländern zurück, welche den Ländern im föderalistischen System eine 
starke Position zuweist. Die Verwaltungen der Länder erfüllen dabei neben ihren 
eigenen (z.B. Bildung) auch Aufgaben für den Bund im Rahmen der sog. Auftrags-
verwaltung (z.B. Bau und Unterhalt der Bundesautobahnen). Der Bund erteilt den 
Länderverwaltungen dabei Aufträge und Weisungen und erlässt Verordnungen, 
welche sich auf die Durchführung von Gesetzesbestimmungen bei den Verwaltun-
gen der Länder auswirken. Die Steuererhebung zählt zu den klassischen Aufgaben 
staatlicher Verwaltung. Diese Kernaufgaben werden auch als Hoheits- oder Ein-
griffsverwaltung bezeichnet (Sontheimer & Bleek, 1997, 330 f.). Darüber hinaus 
lassen sich die folgenden Verwaltungsarten bzw. administrative Aufgabenbereiche 
unterscheiden (Hesse & Ellwein, 2012, S. 465; Holtmann, 2005, S. 336): 
 Ordnungsverwaltung (Aufrechterhaltung der inneren Ordnung und Sicherheit) 
 Leistungsverwaltung (Aufgaben öffentlicher Daseinsvorsorge) 
 Organisationsverwaltung (Regelung der inneren Organisation der Verwaltung) 
 Wirtschaftsverwaltung (Erhebung und Verteilung öffentlicher Einnahmen) 
 Politische Verwaltung (Programmformulierung zur Gestaltung von Politik- 
und Sachbereichen) 
Die Steuer- und Finanzverwaltung ist dem Bereich der Wirtschaftsverwaltung zu-
zurechnen und gehört zu den „publikumsnahen Verwaltungszweigen“ (Holtmann, 
2005, S. 336). Für die Wirtschaftsverwaltung weisen Hesse und Ellwein (2012, 
S. 465) darauf hin, dass diese sowohl streng an geltende Rechtsvorschriften gebun-
den ist, als auch „dem Leitgedanken dieser Vorschriften folgend, den wirtschaftli-
chen Kriterien der Zweckmäßigkeit, des Erfolgs und des Ertrags genügen“ muss.  
Die Interaktionen der verschiedenen Verwaltungsarten mit dem Staat und den Bür-
gern sowie ihre Verbindungen untereinander sind in vereinfachter Form in Abbil-
dung 2 dargestellt. Dabei muss darauf hingewiesen werden, dass die Verwaltungs-
arten keine trennscharfe Typisierung darstellen, sondern auch Mischformen von 
Verwaltungsinstanzen existieren. Dies trifft auch auf die Finanzämter zu, da sie ei-
nerseits Einnahmen und Vermögen verwalten (Wirtschaftsverwaltung) und ande-
rerseits als kontrollierende und eingreifende Ordnungsbehörden (Ordnungsverwal-
tung) tätig werden (Bundeszentrale für Politische Bildung, 2009). 




Abbildung 2: Öffentlicher Dienst und Verwaltung. Beispiele für Aufgaben und Leis-
tungsbereiche. 
Quellen / Anmerkung: Bundeszentrale für Politische Bildung, 2009; Hesse & Ellwein, 2012, S. 466.; 
modifiziert; Finanzverwaltung rot hervorgehoben 
2.2 Aufbau und Aufgaben der Finanzverwaltung 
Der Aufbau der Finanzverwaltung ist im Finanzverwaltungsgesetz (FVG) geregelt. 
Steuern werden von Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden verwaltet. Die 
Bundesfinanzbehörden verwalten Zölle, Finanzmonopole (z. B. Branntweinmono-
pol) und bundeseinheitlich geregelte Verbrauchssteuern (z. B. KfZ-Steuer), die 
Kommunen sind für örtliche Aufwands- und Verbrauchssteuern zuständig (z. B. 
Hundesteuer). Der größte Teil der Steuerverwaltung entfällt auf die Länder. Sie 
verwalten zum einen in Form der Landeseigenverwaltung die Steuern, deren Ertrag 
ihnen zufließt (z. B. Grunderwerbssteuer) und zum anderen in Form der Auftrags-
verwaltung die sog. Gemeinschaftssteuern. Erträge aus diesen Steuern (z. B. Ein-
kommensteuer) entfallen sowohl auf den Bund, als auch auf die Länder. Bei diesen 
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Steuern hat der Bund Aufsichts- und Weisungsbefugnisse hinsichtlich der Rechts-
auslegung und der Ausführung der betreffenden Gesetzte. Das Bundesministerium 
der Finanzen hat also eine Weisungsbefugnis gegenüber den Landesfinanzbehör-
den, greift aber i.d.R. nicht in die Bearbeitung einzelner Steuerfälle ein. Darüber 
hinaus regelt es mittels der sog. BMF-Schreiben (vgl. Kap. 1.1.1) eine einheitliche 
Verfahrensweise. Unmittelbaren Einfluss auf den Haushalt, die Ressourcen, die Or-
ganisation und das Personal der Länder übt der Bund nicht aus, eine mittelbare Ein-
flussnahme erfolgt über fachliche Vorgaben und sog. „Vollzugsziele“, d. h. durch 
Zielvereinbarungen zwischen dem Bund und den jeweiligen Ländern (Bundesmi-
nisterium der Finanzen, 2014a, S. 6-7).  
Die gemeinsame Grundlage für das deutsche Steuerrecht ist die Abgabenordnung 
(AO). Die Einzelheiten zur Festsetzung, Erhebung und Durchsetzung der Steuern 
regeln in Deutschland über 200 Bundesgesetze und Verordnungen (Hacke, 2012). 
Ergänzt und präzisiert werden diese durch Anordnungen und Erlasse der Finanzmi-
nisterien von Bund (Verwaltungsvorschriften; sog. BMF-Schreiben) und Ländern 
(sog. FM-Schreiben). Neben dieser oben dargestellten Steuerung der Verwaltung 
über Gesetze und Verwaltungsvorschriften wird die Finanzverwaltung natürlich 
auch (direkt oder indirekt) durch die Art Ihrer (Führungs-)Strukturen (Aufbauorga-
nisation), die Form des Controllings sowie die jeweils implementierten Prozesse 
und IT-Systeme (Ablauforganisation) gesteuert (Beyer & Grimmer, 1986; Brede, 
2005, S. 69-96; Bretschneider, 1990; Grimmer, 1990). Der konkrete Aufbau der 
Finanzverwaltung wird in Abbildung 3 dargestellt, wobei nur die Bundesfinanzver-
waltung im engeren Sinne dargestellt wird und die Darstellung der Landesfinanz-
behörden am Beispiel Nordrhein-Westfalen erfolgt. 




Abbildung 3: Aufbau der Finanzverwaltung (bzgl. der Landesbehörden am Bei-
spiel NRW; rot = Praxispartner des INOPE-Projekts) 
Anmerkungen: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Bundesministerium der Finanzen (2014a, S. 9), 
Bundesministerium der Finanzen (2014b), Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen und 
Finanzverwaltung NRW. In der Abbildung wird der Stand im Zeitraum des INOPE-Projekts 
wiedergegeben. Die Oberfinanzdirektionen Rheinland und Münster wurden mit Wirkung vom 
30.06.2013 zur Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen zusammengefasst (Der Finanzminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen, 2013). Das Praxisfeld des INOPE-Projekt wird rot hervorgehoben. 
 
105 Finanzämter (FA) 
(Münster: 50 FA / Köln: 55 FA)  
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Die Landesfinanzverwaltungen sind, abhängig von der Größe der jeweiligen Bun-
desländer, zwei- oder dreistufig aufgebaut. Die obersten Landesbehörden der Fi-
nanzverwaltung sind die 16 Landesfinanzministerien, die die jeweiligen Landesfi-
nanzverwaltungen leiten. Auf der zweiten Ebene (falls vorhanden) folgen die Mit-
telbehörden (Oberfinanzdirektionen und Landesämter). Sie leiten und beaufsichti-
gen die nachgeordneten Finanzämter und sind somit das Bindeglied zwischen dem 
Finanzministerium und den Finanzämtern. Darüber hinaus erfüllen sie auch Dienst-
leistungsfunktionen für die Ämter und z. T. auch Aufgaben, die nicht der Steuer-
verwaltung zuzurechnen sind. Auf der örtlichen Ebene finden sich schließlich die 
derzeit 546 Finanzämter. Sie verwalten Steuern im Auftrag des Bundes, sowie die 
Ländersteuern und ggf. auch Gemeindesteuern. Dabei sind sie i.d.R. jeweils für alle 
in einem bestimmten Bezirk ansässigen Steuerpflichtigen zuständig, z. T. konzent-
rieren die Länder aber auch bestimmte Aufgaben, wie z. B. die Steuerfahndung, an 
einer Stelle (Bundesministerium der Finanzen, 2014a, S. 13-16). Die Finanzverwal-
tung des Landes Nordrhein-Westfalen ist aufgrund der Größe dieses Bundeslands 
dreistufig aufgebaut (s. Abbildung 3). Im Fokus der vorliegenden Arbeit steht das 
einzelne Finanzamt, welches abschließend nun näher dargestellt wird. 
2.3 Struktur und Aufgaben eines Finanzamts 
Die Hierarchie der Finanzämter ist in der Geschäftsordnung (FAGO) geregelt (Bun-
desministerium der Finanzen, 2010). Das Finanzamt wird demnach von einem sog. 
Vorsteher geleitet (Dienststellenleitung), dem ein bis drei Vertreter zugeordnet sind 
(die erste und zweite ständige Vertretung der Dienststellenleitung sowie die Ver-
tretung der ständigen Vertretung). Dem Vorsteher direkt unterstellt ist die Ausbil-
dungsleitung. Die Organisation des Finanzamts beaufsichtigt die Geschäftsstellen-
leitung. Direkt der Geschäftsstellenleitung unterstellt sind ein Beauftragter des Ar-
beitgebers nach § 98 SGB IX (Schwerbehindertenvertreter), ein Datenschutzbeauf-
tragter, die Gleichstellungsbeauftragte und ein Sicherheitsbeauftragter. Die einzel-
nen Aufgabenbereiche sind in sog. Funktionsstellen organisiert, die wiederum zu 
Sachgebieten zusammengefasst werden. In einem Sachgebiet können ggf. auch 
mehrere Funktionsstellen zusammengefasst sein. Die in den jeweiligen Sachgebie-
ten tätigen Sachbearbeiter werden von sog. Sachgebietsleitern (SGL) geführt.  
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Eine einheitliche bundesweite Regelung zur aufgabenbezogenen Untergliederung 
der Finanzämter existiert nicht, es gibt diesbezüglich zwischen den einzelnen Bun-
desländern große Unterschiede. Grundsätzlich können jedoch einige Typen von Ar-
beitsgebieten (übliche Funktionsstellen) identifiziert werden, die zwar nicht in je-
dem Finanzamt eingerichtet sein müssen, aber häufig anzutreffen sind (Bundesmi-
nisterium der Finanzen, 2014a, S. 16). Eine Übersicht hierzu gibt Tabelle 1. 
Die Arbeit in den Finanzämtern orientiert sich grundsätzlich an einer allgemeinen 
„Leitlinie“, welche besagt, dass vier gleichwertige Ziele die Arbeit in der Finanz-




 Optimale Verwendung der Ressourcen 
Haumann merkt zu der Leitlinie an, dass sie sehr allgemein gehalten und theoretisch 
sei. Die konkrete Arbeitstätigkeit in den Finanzämtern orientiere sich deshalb mehr 
an der Geschäftsordnung (FAGO) sowie den jeweiligen ergänzenden Bestimmun-
gen (EB-FAGO). Bemerkenswert im Kontext der vorliegenden Arbeit ist jedoch, 
dass inzwischen das Verwaltungsziel „Mitarbeiterorientierung“ gleichwertig neben 
den weiteren Verwaltungszielen steht. 
Das Arbeitspensum, welches die Beschäftigten in den Finanzämtern zu bewältigen 
haben, ist beachtlich. So wurden beispielsweise im Jahr 2013 fast 40 Mio. Steuer-
fälle bearbeitet und rund 194 000 Betriebsprüfungen durchgeführt. „Um dieses 
hohe Pensum im vorgegebenen Zeitrahmen bewältigen zu können, haben die Fi-
nanzämter mittlerweile viele Arbeitsschritte ganz oder teilweise automatisiert, un-
ter anderem setzen sie automationsgestützte Risikoprüfungen ein. Auch die zuneh-
mende Abgabe von elektronischen Steuererklärungen trägt erheblich zur Rationa-
lisierung der Arbeitsprozesse bei“ (Bundesministerium der Finanzen, 2014a, S. 18). 
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Tabelle 1: Funktionsstellen der Finanzämter 
Bezeichnung der Stelle Abkürzung Aufgabe 
Geschäftsstelle GSt Organisations-, Personal-, und Haushalts-
angelegenheiten des Finanzamts 
Veranlagungsstelle VST Festsetzung von Veranlagungssteuern, Ei-
genheim- und Investitionszulagen, sowie 
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen 
für Arbeitnehmer VST 2000 bei Arbeitnehmern 
für Gewerbetreibende VST 5000 bei Gewerbetreibenden etc. 
ggf. Sonderstellen für Per-
sonenges., Körperschaften 




SIST Annahme von Anträgen und Steuererklä-
rungen, allg. Auskünfte, Datenerfassung 
Umsatzsteuer-Voranmel-
dungsstelle 
USt-VASt Bearbeitung von Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen 




--- Bearbeitung der Anträge auf Stundung oder 





Bearbeitung der Lohnsteuer-Anmeldungen 
und der übrigen steuerlichen Angelegenhei-
ten der Arbeitgeber 
Grunderwerbsteuerstelle GrSt Festsetzung der Grunderwerbsteuer 
Kraftfahrzeugsteuerstelle --- Festsetzung der Kraftfahrzeugsteuer 
Erbschaftsteuerstelle ESSt Festsetzung der Erbschafts- und Schen-
kungssteuer 
Bewertungsstelle BewSt Bewertung von Grundbesitz, insbesondere 
für Zwecke der Grundsteuer 
Betriebsprüfungsstelle BPSt Steuerliche Betriebsprüfungen, insbes. bei 
Gewerbetreibenden u. freiberuflich Tätigen 




USSt Umsatzsteuer-Sonderprüfungen bei Unter-
nehmen 
Steuerfahndungsstelle SteuFaSt Steuerfahndung 
Bußgeld- und Strafsachen-
stelle 
StrabuSt Bearbeitung von Bußgeld- und Steuerstraf-
sachen (Ausnahme: Steuerfahndung) 
Finanzkasse --- Einziehung, Abrechnung, Verbuchung und 
Ablieferung der Steuerzahlungen (an die 
Kassen der jeweiligen Steuergläubiger) 
Vollstreckungsstelle EhSt Beitreibung rückständiger Steuerbeträge 
Quelle: (Bundesministerium der Finanzen, 2014a, S. 17); Anmerkung: modifiziert und erweitert um 
Stellen und Abkürzungen aus der Finanzverwaltung NRW (kursiv) 
Praxisfeld Finanzverwaltung  
 
23 
Auf elektronische Steuererklärungen und E-Bilanzen wurde schon in der Problem-
stellung (s. Kap. 1.1.1) kurz eingegangen. Bei den oben genannten „automations-
gestützten Risikoprüfungen“ handelt es sich um ein Workflow-Management-Sys-
tem (WfMS), bei dem Steuerfälle elektronisch erfasst werden (falls sie nicht ohne-
hin bereits in elektronischer Form abgegeben wurden, z.B. über die ELSTER-
Schnittstelle zum Steuerbürger) und anschließend an die jeweiligen Bearbeiter nach 
bestimmten Verfahrensregeln zur Prüfung verteilt werden. Diese Vorgehensweise 
wird auch als „Risikomanagement“ oder „gewichtende Arbeitsweise“ bezeichnet. 
Ziel ist eine Entlastung der Sachbearbeiter von der Prüfung von Standard-Vorgän-
gen. Durch diese Vorgehensweise werden im Wesentlichen nur noch diejenigen 
Vorgänge geprüft, bei denen das Risiko eines Steuerausfalls in einem gewissen – 
eben gewichteten – Verhältnis zum Arbeitsaufwand der Prüfung steht. Darüber hin-
aus finden allerdings auch zufällig gesteuerte stichprobenartige Prüfungen jedwe-
der Art von Steuerfällen statt. Eine detaillierte Darstellung dieser Vorgehensweise 
sowie eine ausführliche Herleitung und Diskussion der Rechtsgrundlagen für die 
gewichtende Arbeitsweise findet sich bei Haumann (2008). 
Trotz der durch diese Automatisierung angestrebten Entlastung der Beschäftigten 
kommt der Bundesrechnungshof (2006) in einem Bericht zu einer ausgesprochen 
kritischen Einschätzung der Situation in den Finanzämtern. Demnach stünden die 
Beschäftigten in den Finanzämtern unter einem erheblichen „Statistikdruck“ bei 
dem Bemühen, alle Steuerfälle einmal jährlich zu veranlagen. Die oben geschilderte 
Form der Prüfung (d.h. die gewichtende Arbeitsweise) führe zum Teil zu erhebli-
chen Qualitätsverlusten bzgl. der Bearbeitung der Fälle, welche mit Motivations-
verlusten auf Seiten der Beschäftigten durch diese Form der Bearbeitung einher-
gehe. Des Weiteren sei die Zeit, die für die Veranlagung der Steuerfälle zur Verfü-
gung stehe zu gering, da die Sachbearbeiter in erheblichem Umfang Zeit für veran-
lagungsbegleitende und veranlagungsfremde Arbeiten aufwenden müssten (Der 
Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung, 2006, S. 34-85). 
Vor dem Hintergrund dieser Situation hatte sich der Finanzpräsident der Oberfi-
nanzdirektion Rheinland entschlossen, gemeinsam mit der Ruhr-Universität Bo-
chum und der Bergischen Universität Wuppertal ein Betriebliches Gesundheitsma-
nagementsystem in ausgewählten Finanzämtern (sog. Pilotfinanzämter) der OFD 
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Rheinland einzuführen. Das Projekt INOPE sollte die OFD Rheinland und die Pi-
lotfinanzämter bei der Einführung, Erprobung und Evaluation des Gesundheitsma-
nagementsystems unterstützen und wissenschaftlich begleiten. 
2.4 Setting-Analyse des Interventions-Finanzamts 
Das dieser Arbeit zugrunde liegende Interventionskonzept wurde den neun am  
INOPE-Projekt teilnehmenden Pilot-Finanzämtern im Rahmen der Sitzungen des 
zentralen Steuerungsteams (ZST; siehe Kap. 3.2) als Angebot zur intensiven Be-
gleitung der Umsetzung gesundheitsförderlicher Maßnahmen zur Arbeitsgestaltung 
und Teamentwicklung angeboten. Die Teilnahme an den verschiedenen Angeboten 
des INOPE-Gesamtprojekts war den Pilot-Finanzämtern freigestellt, das im folgen-
den Abschnitt vorgestellte Interventions-Finanzamt hat also freiwillig, das heißt vor 
allem ohne Druck der übergeordneten Behörde (OFD Rheinland), das Angebot der 
BUW angenommen, gemeinsam ein Interventionskonzept zu entwickeln und zu er-
proben. Die folgenden Angaben zum Interventions-Finanzamt beruhen auf voran-
gegangenen INOPE-Gesundheitsbefragungen (Abbildung 4), internen Dokumen-
ten, die den Forschern vom Finanzamt zur Verfügung gestellt wurden und Auswer-
tung der Ergebnisse der ersten Intervention im Finanzamt (Mitarbeiter-Workshop, 
Gespräch mit der Amtsleitung).  
Bei dem Interventions-Finanzamt (I-FA) handelt es sich um ein Finanzamt im 
Ruhrgebiet. Es ist in der Innenstadt einer Großstadt angesiedelt, besteht aus zwei 
mehrstöckigen Gebäudeteilen und verfügt über einen großen Parkplatz für die Be-
schäftigten. Die Beschäftigten bearbeiten die Steuerfälle einer für die Region typi-
schen, gemischten Klientel aus Privatpersonen und Gewerbetreibenden. Es handelt 
sich somit um ein typisches Aufgabengebiet für ein Finanzamt. Hinsichtlich der 
Organisation zeigten sich keine nennenswerten Abweichungen zu dem in Kapitel 
2.3 dargestellten Formen der Aufbau- und Ablauforganisation. Im I-FA waren 
keine Sonderstellen oder besonderen Schwerpunkt-Sachgebiete eingerichtet [D.7]3. 
Besucher müssen sich am Haupteingang beim Empfang anmelden und werden von 
                                                     
3 Die Angaben in eckigen Klammern verweisen auf qualitative Daten in einem Anhang, welcher der 
Prüfungskommission zur Begutachtung der Dissertation vorlag, wegen der darin enthalte-
nen Interna der Finanzverwaltung jedoch nicht zur Veröffentlichung freigegeben ist. Bitte 
kontaktieren Sie den Autor, falls Sie für Ihre Forschung gerne Informationen hätten, die 
über die vorliegende Publikation hinausgehen. „D“ steht für Dokumente, „I“ (Interventio-
nen) verweist auf Daten aus Workshops bzw. Gesprächen mit Akteuren im Feld.  
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dort zumeist zur sogenannten „Service und Informationsstelle (SIST)“ oder aber an 
die betreffende Veranlagungsstelle weitergeleitet. Zum Zeitpunkt der Interventio-
nen waren im I-FA 165 Finanzbeamtinnen und -beamte beschäftigt [I.1.2].  
Die Führungsebene des I-FA bestand zum Zeitpunkt des ersten Kontakts [I.1.3, Z. 
62] aus dem Vorsteher (V), seinem ständigen Vertreter (SVV), sowie sechs Sach-
gebietsleitern und zwei Sachgebietsleiterinnen (SGLs), von denen eine etwa ab der 
Halbzeit der Intervention langfristig erkrankte. Während der Laufzeit des Projekts 
wurde die Stelle nicht neu besetzt, die Aufgaben wurden von den anderen SGL mit 
übernommen. Darüber hinaus gab es im Amt einen Geschäftsstellenleiter (GL), der 
jedoch nicht zur Führungsebene gerechnet wurde. Im Amt war längere Zeit vor dem 
Beginn des Interventionsprozesses im Rahmen der Einführung des Gesundheitsma-
nagements durch das INOPE-Projekt ein sog. „Lokales Steuerungsteam“ (vgl. Kap. 
3.2.2) eingerichtet worden, dem der Vorsteher, dessen Stellvertreter, ein Vertreter 
des Personalrats, die stellvertretende Gleichstellungsbeauftragte, eine Mitarbeiterin 
und die Leiterin der Geschäftsstelle sowie ein Sachgebietsleiter (SGL1) angehörten 
[I_15_87]. In den Gesundheitsbefragungen im Rahmen des INOPE-Projekts war 
von 2005 auf 2006 ein Anstieg bei Belastungen und Beanspruchungsintensität bei 
gleichbleibenden Ressourcen und einem Rückgang hinsichtlich der Einschätzung 
der Gesundheitslage bzw. Zufriedenheit gemessen worden (Abbildung 4). Unab-
hängig von der statistischen Signifikanz dieser Veränderungen hatte dies für die 
Amtsleitung den Anstoß gegeben, das Angebot einer Beratung zur gesundheitsför-
derlichen Arbeitsgestaltung durch die BUW anzunehmen. 




Abbildung 4: INOPE-Gesundheitsbefragung - Ergebnisse des Interventions-
Finanzamts aus 2005 und 2006. 
Quelle: Gurt (2006); N = 102; grau = 2005, blau = 2006; Dargestellt sind Mittelwerte des Finanzamts 
sowie Minimum und Maximum auf der Ebene von Sachgebieten. 
 
Die Darstellung in Abbildung 4 steht hier stellvertretend für weitere Auswertungen, 
die dem Finanzamt vorlagen und vertiefende Analysen bis auf Abteilungsebene er-
laubten. Die betreffenden Daten waren nach den Gesundheitsbefragungen, aber vor 
Beginn der Interventionen durch die BUW, außerdem bereits in von der RUB mo-
derierten Workshops mit der Amtsleitung und den Sachgebietsleitern besprochen 
worden. Die vergleichsweise schlechten Ergebnisse für das Interventions-Finanz-
amt zeigten sich sowohl im Vergleich verschiedener Erhebungszeitpunkte der Ge-
sundheitsbefragungen, als auch im Vergleich zwischen dem Interventions-Finanz-
amt und den anderen Pilot-Finanzämtern. 
Neben dem allgemeinen Anstieg der Arbeitsbelastungen schilderte die Amtsleitung 
als mögliche Ursachen für die Unzufriedenheit der Beschäftigten, dass diese sich ge-
gen notwendige Änderungen, wie z.B. die gewichtende Arbeitsweise [I_01, 59] oder 
hausinterne Versetzungen bzw. Job Rotation [I_01, 68] sperrten und versuchten, an 
früheren Gewohnheiten und Privilegien festzuhalten, obwohl geänderte Rahmenbe-
dingungen und höhere Arbeitsbelastung dies nicht mehr erlauben. Dies führe dann zu 
einer Verstärkung der Belastungen und gehe mit Unzufriedenheit einher [„Die Mit-
arbeiter wollen sich nicht ändern und sind wehleidig“, I_01, 58]. 
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Aus den Workshops mit den Mitarbeitern ging hervor, dass die schlechten Werte 
bei der letzten Gesundheitsbefragung aus deren Perspektive zumindest teilweise 
auch durch Randbedingungen im Finanzamt beeinflusst worden sind. Demnach gab 
es zur Zeit der Gesundheitsbefragung einen Umzug, verbunden mit personellen 
Umstrukturierungen innerhalb des Amts, der zu Unsicherheit und Missstimmung 
innerhalb der Belegschaft geführt und sich auch auf die Motivation zur Teilnahme 
an der Gesundheitsbefragung ausgewirkt hatte [I_01, 24]. Darüber hinaus äußerten 
die Mitarbeiter ihre Unzufriedenheit mit der Einführung des Gesundheitsmanage-
ments im Rahmen des INOPE-Projekts. Diese Unzufriedenheit war auf mehrere 
Umstände zurückzuführen. Die Beschäftigten äußerten Misstrauen gegenüber dem 
Dienstherrn bzw. der Amtsleitung. Man zweifelte an der Anonymität der Befragung 
[I_01, 32] und befürchtete, dass Informationen aus den Gesundheitsbefragungen für 
die Versetzung von erkrankten Personen missbraucht werden könnten [I_01,33]. 
Darüber hinaus äußerten die Beschäftigten allgemeinen Überdruss bzgl. der IN-
OPE-Aktivitäten [I_01, 26, 27], Zweifel an der Intention des Dienstherrn [I_01, 31] 
sowie Enttäuschung darüber, dass seitens der Amtsleitung bzw. der Führung auf die 
Gesundheitsbefragungen keine angemessenen Aktivitäten gefolgt seien [I_01, 26, 
28, 39]. 
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3 Betriebliches Gesundheitsmanagement im INOPE-
Projekt 
3.1 Betriebliches Gesundheitsmanagement 
Die Integration und systematische Steuerung von Maßnahmen zur Betrieblichen 
Gesundheitsförderung und Prävention steht im Zentrum des Konzepts des Betrieb-
lichen Gesundheitsmanagements. Ausgangspunkt aller BGM-Maßnahmen ist die 
Zielsetzung, dass Unternehmen und Verwaltungen so geführt werden sollten, „dass 
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit als unternehmenspolitische Zielsetzungen 
dem vorrangigen, ertragsorientierten Unternehmensziel zugeordnet und mindestens 
gleichwertig neben anderen Zielsetzungen, wie Umsatz, Qualität und Umwelt-
schutz gestellt und konsequent umgesetzt werden“ (Zimolong et al., 2008, S. 181). 
Zur Erreichung dieser Ziele kann die Organisation auf verschiedene Präventions-
ansätze und Maßnahmen der Betrieblichen Gesundheitsförderung zurückgreifen. 
Die Begriffe Prävention und Gesundheitsförderung werden allerdings nicht immer 
präzise gebraucht und die jeweiligen Ansätze sind in der betrieblichen Praxis zum 
Teil nicht streng voneinander zu trennen (Faller, 2010, S. 23). Präventionsmaßnah-
men werden meist in Verhaltens- und Verhältnisprävention unterschieden (Hurrel-
mann, Klotz & Haisch, 2014) je nachdem, ob der Schwerpunkt der Maßnahmen auf 
Veränderungen von Individuen oder Umweltbedingungen abzielt. Wieland (2008) 
ergänzt dies um den Begriff der „kulturellen Prävention“, mit dem Ansätze bezeich-
net werden, die insbesondere bei der Unternehmens-, Gesundheits- und Führungs-
kultur ansetzen. Er sieht gesundheitsförderliche Arbeitsgestaltung als Intervention 
an, die „ein integriertes Handlungskonzept erfordert, das verhältnisorientierte, ver-
haltensorientierte und Maßnahmen der kulturellen Prävention (Unternehmens- und 
Führungskultur) im Sinne einer ´ joint optimization` (Semmer & Zapf, 2004, S. 826) 
gleichermaßen berücksichtigt“ (Wieland, 2010, S. 873 Herv. im Orig.). Während 
Prävention auf die Vermeidung von Krankheit zielt, liegt bei der Betrieblichen Ge-
sundheitsförderung der Fokus darauf, unter Einbeziehung der Expertise der Be-
troffenen deren Ressourcen zu stärken (Faller, 2010). Der Begriff „Betriebliche Ge-
sundheitsförderung“ wird in der Spezifikation DIN SPEC 91020 wie folgt definiert: 
Maßnahmen des Betriebes unter Beteiligung der Organisationsmitglieder zur Stärkung ih-
rer Gesundheitskompetenzen sowie Maßnahmen zur Gestaltung gesundheitsförderlicher 
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Bedingungen (Verhalten und Verhältnisse), zur Verbesserung von Gesundheit und Wohl-
befinden im Betrieb sowie zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit. 
ANMERKUNG Dabei kann es sich auch um punktuelle, zeitlich befristete Einzelmaßnah-
men handeln, ohne dass damit notwendigerweise ein Betriebliches Gesundheitsmanage-
ment eingeführt wird. (DIN Deutsches Institut für Normung e. V., 2012a, S. 7) 
Ein Betriebliches Gesundheitsmanagement geht über die Durchführung von einzel-
nen Präventions- oder BGF-Maßnahmen weit hinaus. Es impliziert die systemati-
sche Planung, Steuerung, Überwachung und kontinuierliche Verbesserung einer 
Vielzahl von Strukturen, Prozessen und Einzelmaßnahmen. Welche allgemeinen 
Anforderungen ein Betriebliches Gesundheitsmanagementsystem erfüllen sollte 
wird in der DIN SPEC 91020 festgelegt. Dort wird BGM definiert als „systemati-
sche sowie nachhaltige Schaffung und Gestaltung von gesundheitsförderlichen 
Strukturen und Prozessen einschließlich der Befähigung der Organisationsmitglie-
der zu einem eigenverantwortlichen, gesundheitsbewussten Verhalten“ (DIN Deut-
sches Institut für Normung e. V., 2012a, S. 7). Die in der Spezifikation festgelegten 
Anforderungen sind so allgemein gehalten, dass sie für ein möglichst breites Spekt-
rum an Organisationsformen und -zwecken anwendbar sind. Sie sollen die oberste 
Leitung einer Organisation anleiten, rechtlichen Verpflichtungen zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz zu genügen und Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsför-
derung und Prävention zielführend einzusetzen, um im Einklang mit anderen Ma-
nagementsystemen auch unter schwierigen Bedingungen erfolgreich zu sein (ebd. 
S. 6). Im Vorwort der Norm wird betont, dass die mit einer systematischen Umset-
zung eines BGM verbundenen positiven Wirkungen (Gesundheit und Wohlbefin-
den der Mitarbeiter, Effizienzsteigerung der Organisation) unter anderem „die sys-
tematische Verankerung von Gesundheit in die betrieblichen Kern-, Unterstüt-
zungs- und Führungsprozesse, sowie in die Träger der Aufbauorganisation [und] 
das entsprechende Engagement aller Mitglieder, Ebenen und Funktionen der Orga-
nisation, insbesondere der obersten Leitung [voraussetzt und] ein Gesundheitsbe-
wusstsein auf allen Ebenen der Organisation“ (ebd. S. 3) erfordert. Die DIN SPEC 
91020 formuliert Vorgaben, welche die oberste Leitung einer Organisation umset-
zen sollte. Wesentliche Charakteristika eines an der Norm orientierten Gesundheits-
managementsystems (DIN Deutsches Institut für Normung e. V., 2012a) sind: 
 Orientierung an einem Plan-Do-Check-Act (PDCA) Regelkreis bei der Ent-
wicklung, Umsetzung und Steuerung der für das BGM notwendigen Pro-
zesse. Dies beinhaltet u.a. die Bereitstellung der für das BGM notwendigen 
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Ressourcen und Informationen. Der o.g. Regelkreis ist im Sinne eines kon-
tinuierlichen Verbesserungsprozesses immer wieder zu durchlaufen. 
 Betonung des Beitrags der Führung bei der Umsetzung des BGM. Werte, 
Leitbild und Führungsgrundsätze sollen so ausgerichtet sein, dass der Bei-
trag jedes Beschäftigten zur betrieblichen Gesundheitsförderung Wertschät-
zung erfährt. Hierzu setzt die Organisation auf das Empowerment der Be-
schäftigten und die Vorbildfunktion der Führung sowie auf Klarheit hin-
sichtlich der Politik und der Ziele des BGM. 
 Verankerung der betrieblichen Gesundheitspolitik als festes Element der 
Unternehmenspolitik sowie deren Vermittlung und Überprüfung.  
 Festlegung von Strukturen und Prozessen und die Kommunikation von Auf-
gaben, Verantwortungen und Befugnissen der jeweiligen Akteure des BGM 
sowie die Verankerung des BGM als Teil der Aufgaben der Führungskräfte. 
 Ermittlung von Gesundheitschancen und -risiken anhand eines geeigneten 
Kennzahlensystems. Die Ergebnisse sollen systematisch erhoben und aus-
gewertet werden und in Maßnahmen münden, deren Wirksamkeit wiederum 
zu überprüfen ist. 
 Unterstützung aller Akteure. Diese müssen ggf. qualifiziert werden und die 
notwendigen Ressourcen erhalten, um Ihre Aufgaben innerhalb des BGM 
aufzuführen.  
 Beteiligung und Mitarbeiterorientierung. Die Beschäftigten sollen die Mög-
lichkeit haben, beim BGM mitzuwirken und bei notwendigen Veränderun-
gen sollte ein partizipativer Ansatz gewählt werden. 
 Gesundheitskultur. Innerhalb der Organisation sollte ein Bewusstsein für 
die Anforderungen und die Notwendigkeit des BGM geschaffen werden und 
eine achtsame Haltung bzgl. der Gesundheit und den sie beeinflussenden 
Bedingungen angestrebt werden. Hierfür spielt eine regelmäßige Kommu-
nikation hinsichtlich der Ziele und Inhalte des BGM eine wichtige Rolle. 
 Systematische Dokumentation aller relevanten Teilaspekte des BGM, sowie 
deren regelmäßige Evaluation und kontinuierliche Verbesserung. 
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Die oben dargestellten Auszüge zu den wesentlichen allgemeinen Aspekten eines 
betrieblichen Gesundheitsmanagementsystems werden im Folgenden nun durch die 
Darstellung der Ausgestaltung des BGM im INOPE-Projekt konkretisiert. 
3.2 BGM im INOPE-Projekt 
Wie weiter oben ausgeführt wurde, war auch die Finanzverwaltung schon seit län-
gerem einem Anstieg der Belastungen ihrer Beschäftigten ausgesetzt. Die Oberfi-
nanzdirektion Rheinland sowie einzelne Finanzämter aus deren Zuständigkeitsbe-
reich reagierten auf diese Situation mit diversen Aktivitäten und Maßnahmen zur 
Unterstützung der Beschäftigten und zur Förderung ihrer Gesundheit. Im Jahr 2004 
entschied dann die OFD Rheinland, diese vielfältigen Einzelmaßnahmen zusam-
menzuführen, zu koordinieren und zu verstetigen. Die ersten Aktivitäten hierzu be-
gannen zunächst unter wissenschaftlicher Begleitung durch die Ruhr-Universität 
Bochum mit finanzieller Unterstützung durch die Unfallkasse Nordrhein-Westfa-
len. Ab 2006 startete dann das INOPE-Verbundprojekt mit dem Ziel der Einführung 
eines Betrieblichen Gesundheitsmanagementsystems (GMS) in ausgewählten Fi-
nanzämtern (Pilot-Finanzämter) der OFD Rheinland unter wissenschaftlicher Be-
gleitung durch die Ruhr-Universität Bochum und die Bergische Universität Wup-
pertal, gefördert durch das BMBF. Die Pilotphase lief bis 2008, anschließend er-
folgte in einer Transferphase die Übertragung des GMS auf weitere Finanzämter 
der OFD Rheinland. Im Jahr 2010 wurde das INOPE-Projekt mit Ablauf der För-
derdauer abgeschlossen. Das Gesundheitsmanagementsystem wurde im Anschluss 
an das INOPE-Projekt sowohl innerhalb der OFD Rheinland verstetigt, als auch 
durch das Finanzministerium NRW aufgegriffen und zum Teil auf die Oberfinanz-
direktion Münster übertragen (Zimolong et al., 2010). 
Im Folgenden werden die oben benannten wesentlichen Merkmale, die ein GMS cha-
rakterisieren, in ihrer konkreten Ausgestaltung im INOPE-Projekt in knapper Form 
wiedergegeben, um dem Leser die Einordnung der in diesem Beitrag vorgestellten 
Intervention zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung in die übergeordneten 
Strukturen und Prozesse des betrieblichen Gesundheitsmanagements zu ermöglichen. 
Hierfür werden zuerst Ziele, Konzept und Leitgedanken sowie Strukturen, Prozesse 
und Akteure des INOPE-Ansatzes dargestellt. Im Anschluss daran werden jene 
Handlungsfelder und Maßnahmen des Gesamtprojekts skizziert, die mit dem Gegen-
stand dieser Arbeit eine Verbindung aufweisen. 
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3.2.1 Ziele, Konzept und Leitideen 
Die Ziele des GMS im INOPE-Projekt waren, die Gesundheit und Leistungsfähig-
keit der Beschäftigten in den Finanzämtern nachhaltig zu sichern und zu fördern 
(Elke, Zimolong, Schwennen & Gurt, 2007) sowie die betriebliche Gesundheitsför-
derung und die Gesundheitskultur in den Finanzämtern zu verbessern (Elke, Zimo-
long, Pferdmenges & Lemm, 2010, S. 3-5). Mittelbar sollte darüber hinaus somit 
auch zu einer erfolgreichen und wirtschaftlichen Erfüllung der Verwaltungsziele 
beigetragen werden. 
Das Konzept des INOPE-Projekt sah vor, zur Erreichung der Projektziele sowohl 
auf der Ebene des einzelnen Finanzamtes, als auch in der Oberfinanzdirektion 
Rheinland, Prävention und Gesundheitsförderung in alle relevanten Entscheidungs- 
und Arbeitsprozesse zu integrieren. Dies sollte durch ein ganzheitliches, modular 
aufgebautes Gesundheitsmanagementsystem erfolgen und zusätzlich mittels eines 
Netzwerkansatzes unterstützt werden (Elke et al., 2007). Zuvor vereinzelte Maß-
nahmen der Prävention und Betrieblichen Gesundheitsförderung sollten gebündelt 
und systematisch geplant, abgestimmt, umgesetzt, gesteuert und bewertet werden, 
um zu einem integralen Bestandteil der Verwaltungssteuerung zu werden (vgl. 
Zimolong et al., 2008, S. 36).  
Zur Nutzung der Netzwerkebene wurde parallel zu der Einführung des GMS in den 
Pilot-Finanzämtern der OFD Rheinland mit dem Gesundheitskompetenz-Center 
(GKC) ein Netzwerk aufgebaut, welches die OFD und die Teams von RUB und 
BUW unterstützen sollte. Zu diesem Zweck wurden projektbegleitend Experten aus 
anderen Disziplinen hinzugezogen, um einerseits die Qualität der Projektarbeit zu 
steigern und andererseits für einen frühzeitigen und nachhaltigen Transfer der Pro-
jektergebnisse zu sorgen (Görg & Wieland, 2007). Für die im Fokus der vorliegen-
den Arbeit stehende Intervention war die Netzwerkebene jedoch weniger von Be-
deutung, da aus der Finanzverwaltung nur Akteure aus der Oberfinanzdirektion, 
aber keine Vertreter der einzelnen Pilot-Finanzämter an den GKC-Treffen teilge-
nommen haben. Der Einfluss der Aktivitäten des GKC auf die hier vorgestellten 
Befunde ist daher bestenfalls indirekt über die Vertreter der Oberfinanzdirektion 
gegeben und daher aller Wahrscheinlichkeit nach zu vernachlässigen. Daher wird 
hier nicht weiter auf die Netzwerk-Ebene bzw. das GKC und seine Aktivitäten ein-
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gegangen. Von zentraler Bedeutung sind dagegen die Kernelemente und die Hand-
lungsfelder (Module und Gesundheitsprogramme) des INOPE-Konzepts. Sie wer-
den in Abbildung 5 dargestellt. 
Bei der Auswahl der Kernelemente und Handlungsfelder sowie bei dem Aufbau der 
Strukturen und Prozesse des Gesundheitsmanagementsystems und bei der Steue-
rung des gesamten Projekts orientierte sich die Vorgehensweise im INOPE-Projekt 
an Erkenntnissen aus Bilanzierungen und Reviews zur erfolgreichen Unterneh-
mensführung im Allgemeinen und zur Betrieblichen Gesundheitsförderung im Be-
sonderen. Diese Überblicksarbeiten legen den Schluss nahe, dass ein GMS insbe-
sondere dann Aussicht auf nachhaltigen Erfolg hat, wenn es einzelne Maßnahmen 
zur Verhältnis- und Verhaltensprävention in der Organisation bündelt und mit über-
betrieblichen Aktivitäten (Netzwerkebene) zur Gesundheitsförderung und Präven-
tion verknüpft (Elke, 2007b; Elke & Zimolong, 2005; Zimolong, Elke & Trimpop, 
2006).  
Die vornehmlich aus dem angelsächsischen Raum vorliegende Befundlage zu or-
ganisationalen Präventionsprogrammen lässt sich dahingehend auslegen, dass sol-
che Gesundheitsprogramme die besten Erfolgsaussichten haben, die gleichzeitig 
auf der Ebene des Individuums, der Gruppe und der Organisation ansetzen und dar-
über hinaus passgenaue Programme für Personengruppen mit erhöhtem Risiko an-
bieten (Elke & Zimolong, 2007; Zimolong et al., 2006). Auch im INOPE-Projekt 
wurden deshalb zielgruppenspezifische Gesundheitsprogramme entwickelt, erprobt 
und evaluiert (näheres hierzu in Kapitel 3.2.3). 
 




Abbildung 5: Kernelemente und Handlungsfelder des INOPE-Projekts. 
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Elke et al., 2007, S. 103. 
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Bei der Einführung, Umsetzung und Verstetigung des Gesundheitsmanagementsys-
tems orientiert sich die Vorgehensweise im INOPE-Projekt ebenfalls an einem  
P-D-C-A Regelkreis (vgl. DIN Deutsches Institut für Normung e. V., 2012a, S. 10). 
In ihrer Ausgestaltung für die Verwaltungspraxis sieht diese Vorgehensweise sie-
ben Schritte zur Einführung des GMS vor (s. Abbildung 6).  
Schritt 1 und 2 fallen zunächst im Wesentlichen in den Zuständigkeitsbereich der 
Leitung, die die grundsätzliche Entscheidung zur Einführung des GMS treffen und 
kommunizieren muss sowie Verantwortlichkeiten, Zuständigkeiten und Kommuni-
kationswege regeln muss. Schritt (3) beinhaltet die Erhebung und Bewertung des 
Ist-Stands, damit im nächsten Schritt (4) eine mittelfristige Planung von Zielen und 
Handlungsschwerpunkten stattfinden kann. Im Schritt (5) findet dann die Umset-
zung diverser Maßnahmen zur betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention 
statt, welche wiederum (6) zu überwachen und ggf. zu modifizieren sind. Der (7.) 
und letzte Schritt sieht schließlich die Evaluation und ggf. auch Änderung bzw. 
Verbesserung einzelner Aspekte des GMS vor. Im Anschluss an diesen Schritt 
sollte im Sinne eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses ein erneuter Durch-
lauf begonnen werden, der dann direkt bei Schritt (4) einsetzen kann (Elke et al., 
2010). 
 




Abbildung 6: Schritte der Einführung des GMS "Gesunde Finanzverwaltung".  
Quelle: (eigene Darstellung nach Elke et al., 2010, S. 5). 
 
Zur Erreichung einer effektiven und nachhaltigen Gesundheitsförderung sollten 
darüber hinaus einige handlungsleitende Ideen bei der Konzeption aller Module und 
bei sämtlichen Aktivitäten im Zusammenhang mit der Einführung des GMS be-
rücksichtigt werden (Elke, 2007a, S. 344-345): 
 Eigenverantwortung, Engagement und Empowerment von Beschäftigten 
und Teams sollen entwickelt bzw. unterstützt werden, 
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 Partizipation, Beteiligung und Einbindung sollen möglichst weitgehend re-
alisiert werden, 
 Führungskräfte sollen in ihrer Funktion als Promotoren der betrieblichen 
Gesundheitsförderung geschätzt und unterstützt werden, 
 Gesundheit und Sicherheit sollen als Werte im betrieblichen Alltag gelebt 
werden, um eine positive Gesundheitskultur etablieren. 
In dem Leitfaden zur Einführung des Gesundheitsmanagement-Systems in der Fi-
nanzverwaltung werden diese Leitideen auf die Begriffe Austausch, Beteiligung 
und Commitment verdichtet und als „A-B-C-Strategie“ praxistauglich auf den 
Punkt gebracht: 
A wie Austausch: Information und Kommunikation über Ziele, Vorgehen, Maßnahmen, 
Meinungen, Hintergründe etc. sind die wichtigsten Bedingungen für den Erfolg jeder Ver-
änderung. Sie fördern nicht nur die Akzeptanz für die Neuerungen, sondern erhöhen zu-
gleich auch die Motivation und das Engagement aller, teilzunehmen. 
B wie Beteiligung der Beschäftigten: Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind nicht nur bei 
der Einführung des GMS zu beteiligen, sondern vor allem sind ihre Eigenverantwortung 
und Eigeninitiative zu unterstützen und zu fördern. 
C wie Commitment der Führungsebene: Commitment meint, dass die Führung sich mit den 
Zielen identifiziert und hinter ihnen steht. Ohne das Commitment der Leitung und der ge-
samten Führung, ohne ihre sichtbar gelebte Verpflichtung gegenüber den Zielen und ihre 
Unterstützung der Maßnahmen hat auch das beste GMS keine Chance. Es ist nicht immer 
einfach, die Führungskräfte zu gewinnen. Die Dienststellenleitung und die Sachgebietslei-
tung müssen von Anfang an eingebunden und unterstützt werden, damit sie ihre Rolle als 
zentrale Promotoren der Gesundheitsförderung erfüllen können (Elke et al., 2010, S. 3-4).  
Für die im Zentrum dieser Arbeit stehenden Interventionen folgte aus der Einbet-
tung in den Kontext des INOPE-Projekts nicht nur, dass die oben ausgeführten Leit-
ideen bei deren Konzeption zu berücksichtigen waren, sondern auch, dass einige 
Akteure sowohl im Gesamt-Projekt, als auch im Teilprojekt aktiv waren. Diese 
Überschneidungen sollen in dem folgenden Abschnitt offengelegt werden. 
3.2.2 Strukturen, Prozesse und Akteure 
Die Leitung und Steuerung des Gesamtprojekts erfolgte auf Ebene der Oberfinanz-
direktion Rheinland durch den Oberfinanzpräsidenten der OFD Rheinland. Unter-
stützt wurde dieser durch das ebenfalls auf Ebene der OFD angesiedelte „Team 
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Gesundheit“, eine Stabsstelle, die mit einem Abteilungsleiter und zwei Finanzbe-
amten besetzt war. Diese Organisationseinheit hatte die Aufgabe, den Ablauf des 
Projekts in seinen verschiedenen Phasen zu steuern, Termine, Kosten und Ressour-
cen zu planen und zu überwachen und für die Finanzämter als Ansprechpartner für 
alle Fragen im Zusammenhang mit dem Gesundheitsmanagement zur Verfügung 
zu stehen.  
Auf der obersten Steuerungsebene fanden in regelmäßigen Abständen Treffen zur 
Steuerung des Prozesses der Einführung des GMS statt. Diese Treffen des sog. 
„Zentralen Steuerungsteams“ (ZST) wurden jeweils von einem Organisationsent-
wicklungs-Team (OE-Team) in enger Zusammenarbeit mit dem Team Gesundheit 
geplant und nachbereitet. Das OE-Team hat während des gesamten Prozesses der 
Konzeption, Einführung und Evaluation des Gesundheitsmanagementsystems die 
OFD sowie die einzelnen teilnehmenden Pilot-Finanzämter beraten und unterstützt. 
Dieses Team setzte sich aus den Professoren und Mitarbeitern der im INOPE-Pro-
jekt kooperierenden Lehrstühle für Arbeits- und Organisationspsychologie der 
Ruhr-Universität Bochum und der Bergischen Universität Wuppertal zusammen. 
Der Autor dieses Beitrags gehörte dem OE-Team an, nicht jedoch dem Zentralen 
Steuerungsteam, wirkte aber bei einigen der ZST-Treffen mit. 
Auf Ebene der einzelnen Finanzämter wurden die jeweiligen Aktivitäten zur be-
trieblichen Gesundheitsförderung von sog. „Lokalen Steuerungsteams“ (LST) ko-
ordiniert und geleitet. Diesen gehörten neben der jeweiligen Amtsleitung Sachge-
bietsleiter, Funktionsträger (Personalrat, Schwerbehinderten-Vertreter, Gleichstel-
lungsbeauftragte) und freiwillig mitwirkende engagierte Mitarbeiter (Sachbearbei-
ter und/oder Sachgebietsleiter) an. Die lokalen Steuerungsteams trafen sich eben-
falls in regelmäßigen Abständen, diese variierten allerdings zwischen den verschie-
denen Pilotfinanzämtern. Die einzelnen Pilot-Finanzämter bzw. deren lokale Steu-
erungsteams berichteten in regelmäßigen Abständen an das Zentrale Steue-
rungsteam, welche Aktivitäten bei Ihnen jeweils mit welchem Erfolg im Berichts-
zeitraum durchgeführt worden waren. Diese Berichte wurden vom ZST gesammelt 
und ausgewertet mit dem Ziel, den Prozess der Einführung des GMS insgesamt zu 
steuern, ggf. einzelne Pilot-Finanzämter zusätzlich zu unterstützen und eine Evalu-
ation der jeweiligen Maßnahmen zu ermöglichen. Abbildung 7 veranschaulicht die 
betreffenden Strukturen, Steuerungsebenen und Akteure des INOPE-Projekts. Der 
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rote Pfeil verortet die im Zentrum dieses Beitrags stehende Intervention zur gesund-
heitsförderlichen Führung durch partizipative Arbeitsgestaltung und deren Evalu-
ation im Aufbau des INOPE-Projekts. 
 
Abbildung 7: Strukturen, Steuerungsebenen und Akteure im INOPE-Projekt 
Quelle: (eigene Darstellung in Anlehnung an Elke et al., 2010, S. 6). 
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Auf die oben angesprochenen Berichte sowie weitere Ergebnisse der Evaluation 
des INOPE-Projektes als Ganzes kann im Rahmen dieses Beitrags nicht vertiefend 
eingegangen werden. Einen Überblick hierzu gibt der Abschlussbericht zum  
INOPE-Projekt (Zimolong et al., 2010). Auf einige Ergebnisse zu einzelnen Hand-
lungsfeldern und Modulen wird in knapper Form im folgenden Kapitel 3.2.3 einge-
gangen, insofern deren Darstellung für das Verständnis bzw. die Einbettung der im 
Zentrum dieses Beitrags stehenden Intervention hilfreich ist. 
Neben den oben angesprochenen Berichten der Lokalen Steuerungsteams, die über-
wiegend qualitative Daten zur Evaluation der Gesundheitsförderungs-Aktivitäten 
in den Pilot-Finanzämtern lieferten, wurden in größeren Abständen im Rahmen von 
Mitarbeiterbefragungen auch quantitative Daten zur Gesundheitslage in den Fi-
nanzämtern sowie zu weiteren relevanten psychologischen Konstrukten erhoben. 
Auf den Aufbau dieser Gesundheitsbefragungen wird im Abschnitt zu den Metho-
den eingegangen.  
Die zeitliche Abfolge der Evaluationen im Verlauf der Pilot-Phase des INOPE-Pro-
jekts und die Einordnung der in diesem Beitrag vorgestellten Intervention in die 
Chronologie des Gesamtprojekts wird in Abbildung 8 dargestellt. Aus der Abbil-
dung wird ersichtlich, dass die Aktivitäten im Interventions-Finanzamt erst nach 
der ersten Hälfte der Pilot-Phase des INOPE-Gesamtprojekts einsetzten. Die BUW-
Interventionen im I-FA überlappen sich zwar zeitlich komplett mit den INOPE-
Aktivitäten im Rahmen des Gesundheitsprogramms „Aktion: Gesunder Rücken“ 
(siehe S. 42 f.), sind aber inhaltlich nicht durch das Gesundheitsprogramm konfun-
diert, da aus dem Interventions-Finanzamt niemand an diesem Gesundheitsangebot 
teilgenommen hat. Die in Abbildung 8 dargestellten Evaluationen im INOPE-Ge-
samtprojekt sowie im Interventions-Finanzamt stehen für quantitative Datenerhe-
bungen mit validierten Instrumenten (s. Kap. 7.1). 
 





Legende: blau = INOPE-Gesamtprojekt; grün = BUW; * Pilot-Phase
2005 2006 2007 2008 2009
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3.2.3 Übergreifende Maßnahmen in den Finanzämtern 
Das INOPE-Projekt wurde als ganzheitliches, modular aufgebautes Gesundheitsma-
nagementsystem konzipiert. Neben Interventionsmaßnahmen, die nur in einzelnen 
Finanzämtern umgesetzt wurden, gab es einige Maßnahmen, die amtsübergreifend, 
d.h. in allen Pilot-Finanzämtern oder sogar in allen Ämtern der OFD-Rheinland um-
gesetzt wurden. Einfluss auf alle Finanzämter der OFD Rheinland hatte die Umset-
zung des Moduls „Information und Kommunikation“, auf das deshalb im Folgen-
den kurz eingegangen wird. Zu ausführlicheren Darstellungen der einzelnen Maß-
nahmen und Begründungen für deren Auswahl und Wirkweise siehe Gurt (2007) 
sowie Gurt, Schwennen und Elke (2009). Das Informations- und Kommunikations-
management im INOPE Projekt setzte im Wesentlichen auf drei Ansatzpunkte: 
Ausbau von Kommunikationsstrukturen. Für die Verbreitung der Werte und Inhalte 
des GMS sollten möglichst bereits bestehende Kommunikationsstrukturen genutzt 
werden. Ein Bespiel hierfür ist die Etablierung gesundheitsbezogener Themen als 
festen Punkt in der Tagesordnung turnusmäßig stattfindender Dienstbesprechun-
gen. Darüber hinaus wurden mit der Einführung des GMS neue Kommunikations-
strukturen geschaffen. Hierzu zählen vor allem die regelmäßig stattfindenden Tref-
fen des Zentralen Steuerungsteams, die Treffen der lokalen Steuerungsteams in den 
Finanzämtern (s. o.) sowie der zwischen diesen Instanzen eingerichtete Informati-
onsfluss in Form von Berichtslegungen, Informationen und Feedback-Schleifen. 
Medieneinsatz. Die Erreichung von Transparenz bzgl. der Ziele und Maßnahmen 
des GMS sowie deren Akzeptanz bei den Beschäftigten war eine wichtige Voraus-
setzung, um die Beschäftigten zur Beteiligung an den Maßnahmen zu motivieren. 
Die Verbreitung der hierfür notwendigen Informationen wurde durch die Einrich-
tung und Nutzung verschiedener Informationskanäle erreicht. Alle Aktivitäten im 
Zusammenhang mit dem GMS wurden unter einem Logo („Gesunde Finanzverwal-
tung“) gebündelt, um deren Wiedererkennungswert zu erhöhen. Es wurde eine neue 
Intranet-Plattform geschaffen, welche die Möglichkeiten einer zentralen Bereitstel-
lung von Informationen und Ressourcen zum GMS nutzte, aber auch Feedback aus 
den Finanzämtern und Austausch untereinander in entsprechenden Foren ermög-
lichte. Darüber hinaus wurden auch klassische Informationswege (wie Plakate und 
eine Projektzeitung) verwendet, um das GMS in den Ämtern bekannt zu machen. 
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Förderung persönlicher Kommunikation. Die Einbindung und Beteiligung der Ak-
teure in der Finanzverwaltung stellte den dritten Pfeiler der Kommunikationsstra-
tegie zur Einführung und Unterstützung des GMS dar. Möglichst viele Beschäftigte 
und vor allem Vorgesetzte sollten für das GMS gewonnen und als Multiplikatoren 
aktiv werden. Die gezielte Unterstützung der Sachgebietsleiter, zum Beispiel durch 
Hilfestellungen zur Rückmeldung der Ergebnisse der Gesundheitsbefragungen an 
die Belegschaft, ist ein Beispiel für die Maßnahmen zur Förderung der persönlichen 
Kommunikation durch Maßnahmen aus dem INOPE-Projekt. Darüber hinaus er-
hielten die Pilot-Finanzämter Unterstützung bei der Ausrichtung von Gesundheits-
tagen. Weitere Maßnahmen zur Kommunikation der GMS-Inhalte waren unter an-
derem die Ausrichtung einer aufwändigen Auftaktveranstaltung zum Start der Ak-
tion „Gesunder Rücken“ (s. unten) und die Abschlussveranstaltungen zum INOPE-
Gesamtprojekt. 
In allen neun Pilot-Finanzämtern wurde außerdem mit erheblichem Aufwand ein 
Mehrkomponenten-Gesundheitsprogramm durchgeführt. Den Anstoß für hierfür 
gaben Ergebnisse der Gesundheitsbefragungen aus den Jahren 2005 und 2006. Der 
Schwerpunkt der gesundheitlichen Beschwerden lag bei diesen Befragungen ein-
deutig auf dem Gebiet der Muskel-Skelett-Erkrankungen (MSE). Zu beiden Befra-
gungszeitpunkten gaben 40 bis 50 Prozent der Teilnehmer die Häufigkeit betreffen-
der Beschwerden mit „mehrmals in der Woche“ bis „fast täglich“ an.  
Unter dem Titel „Aktion: Gesunder Rücken“ wurde daraufhin zunächst eine zent-
rale Auftaktveranstaltung für alle neun Pilot-Finanzämter mit Beteiligung des Fi-
nanzpräsidenten der OFD und namhaften Experten für das Thema Rückenerkran-
kungen veranstaltet, um unter den Beschäftigten Aufmerksamkeit für das Thema 
zu erzeugen. Im Anschluss daran fand in allen Pilot-Finanzämtern ein Rücken-
Screening statt, in dem – entsprechend dem Stand der Forschung (Zimolong, 2007) 
– 13 Risikofaktoren erhoben und zu einem Indikator (hoch, mittel, niedrig) für 
künftige Rückenschmerzen verdichtet wurden. An dem Screening nahmen 1 039 
Beschäftigte teil, was einer Quote von rund 50% aller Beschäftigten entsprach. Für 
etwa die Hälfte (51,45%) wurde ein mittleres bis hohes Risiko ermittelt (Schwen-
nen & Gurt, 2008, S. 56-57). Diese Gruppe erhielt die Empfehlung, an einem ziel-
gruppenspezifischen Verhaltenstraining teilzunehmen. Personen mit niedrigem Ri-
siko erhielten die Empfehlung, mittels der in den Finanzämtern angebotenen allge-
meinen Präventionsangebote ihren derzeit guten Zustand zu stabilisieren.  
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Im Rahmen des INOPE-Projekts kamen zwei Verhaltensprogramme zum Einsatz. 
Zum einen das Programm „Haltung in Bewegung“, welches außerhalb des jeweili-
gen Finanzamts in Turnhallen durchgeführt wurde (Ritter & Winkelmann, 2004) 
und zum anderen das Programm „Rückhalt für den Alltag“, das im Rahmen des 
INOPE-Projekts speziell für den Einsatz innerhalb des Finanzamts entwickelt 
wurde (Lehnhoff, 2008, 2011; Lehnhoff & Elke, 2009). Das letztere Programm 
wurde in sechs Finanzämtern angeboten, unter anderem auch in dem Finanzamt, in 
dem die Intervention zur gesundheitsförderlichen Führung und partizipativen Ar-
beitsgestaltung stattfand. Trotz in etwa vergleichbarer Teilnahme-Quoten an dem 
Rückencheck hat sich aus dem Personenkreis, der aus dem Interventions-Finanzamt 
eine Empfehlung zur Teilnahme an dem Verhaltensprogramm erhalten hat, nie-
mand entschlossen, an dem Programm „Rückhalt für den Alltag“ teilzunehmen. In 
den anderen fünf Finanzämtern sind dagegen insgesamt 52 Personen der betreffen-
den Einladung gefolgt. 
Dies bedeutet einerseits, dass eine Konfundierung der Effekte der Arbeitsgestal-
tungsintervention durch Effekte eines Rückentrainings ausgeschlossen werden 
kann, deutet aber andererseits auch auf eine besondere Ausgangslage in dem be-
treffenden Finanzamt hin, da das Phänomen einer völligen Teilnahme-Verweige-
rung bzgl. des Rücken-Programms ansonsten in keinem der anderen acht Pilot-Fi-
nanzämter beobachtet wurde. 
3.3 Zwischenfazit 
In den vorangegangenen Abschnitten wurde das GMS des INOPE-Projekts sowie 
ausgewählte Module und das Gesundheitsprogramm „Aktion: Gesunder Rücken“ 
dargestellt. Der Fokus lag dabei auf solchen Aspekten, die Einfluss auf alle Pilot-
Finanzämter hatten. Der Zweck dieser Ausführungen war, darzustellen, welche 
Einflüsse des Gesamtprojekts bei den in dieser Arbeit vorgestellten Interventionen 
potentiell einen Einfluss hatten oder gehabt haben könnten. Dies ist u.a. deshalb 
von Bedeutung, damit später Vergleiche zwischen dem Interventions-Finanzamt 
und den anderen Pilot-Finanzämtern sinnvoll nachvollzogen und mögliche Validi-
tätsgefährdungen diskutiert werden können.  
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Zusammengefasst sind bei der Interpretation der Evaluationsdaten die folgenden 
Aspekte zu berücksichtigen: 
 Alle Akteure im Finanzamt, Leitung, Führungskräfte und Beschäftigte, sind 
bereits vor Beginn der Interventionen zur gesundheitsförderlichen Führung 
und partizipativen Arbeitsgestaltung für die Themen Gesundheit, betriebli-
che Gesundheitsförderung und Prävention sensibilisiert worden. Dies ge-
schah durch die Einführung des Gesundheitsmanagements und die damit 
einhergehenden Aktivitäten, wie Informationsveranstaltungen, Einrichtung 
einer Intranet-Plattform für Informationen und Austausch zum Gesundheits-
management und durch die Aktion „Gesunder Rücken“. 
 Die Amtsleitung und die Sachgebietsleiter hatten sich darüber hinaus auf 
der Grundlage der, durch die RUB moderierten, Rückmeldung von Ergeb-
nissen aus den Gesundheitsbefragungen mit der Situation im Amt auseinan-
dergesetzt. 
 Im Interventions-Finanzamt sind die Diagnose-Maßnahmen im Rahmen des 
Gesundheitsprogramms mit dem Schwerpunkt Rückenprobleme (umfassen-
des Rücken-Screening) gelaufen, aber eine Beeinflussung durch die ansons-
ten in allen anderen Pilot-Finanzämtern stattfindenden Verhaltenstrainings 
zur Rückengesundheit fand aufgrund spezieller (Selbst-)Selektionseffekte 
im Interventionsfinanzamt nicht statt. 
Mit Ausnahme des letzten Punktes kann davon ausgegangen werden, dass die be-
treffenden Aspekte wie Sensibilisierung der Beschäftigten und Schulung bzw. Un-
terstützung der Führungskräfte gleichermaßen für alle Pilotfinanzämter gelten, da 
diese Maßnahmen durch die RUB in allen Pilot-Finanzämtern gleichermaßen 
durchgeführt worden waren. Bei der Interpretation von Analysen zu Auswirkungen 
der unten vorgestellten Intervention zur gesundheitsförderlichen Führung und par-
tizipativen Arbeitsgestaltung im Interventions-Finanzamt muss somit einerseits 
zwar berücksichtigt werden, dass mögliche Effekte auf den Vorarbeiten im INOPE-
Gesamtprojekt aufbauen, andererseits kann aufgrund der insgesamt aber in etwa 
gleichen Beeinflussung aller Pilot-Finanzämter jedoch angenommen werden, dass 
Unterschiede zwischen dem Interventions-Finanzamt und anderen Pilot-Finanzäm-
tern auf die weiter unten dargestellten Interventionen zurückgehen sollten. 
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4 Gesundheitsförderliche Führung und partizipative 
Arbeitsgestaltung 
Nachfolgend werden zunächst Ziele und Wege gesundheitsförderlicher Arbeit skiz-
ziert. Anschließend werden Kriterien zur Bewertung menschengerechter Arbeit so-
wie Merkmale zu deren Gestaltung sowie Ansätze zur Partizipation der Beschäftig-
ten dargestellt. Das 5 x 5 Wirkungsmodell fasst abschließend die Grundlagen des 
Interventionskonzepts in einem konzeptionellen Rahmen zusammen. 
4.1 Ziele und Vorgehensweisen 
Nach Wieland (2010, S. 870) sollte eine gesundheitsförderliche Gestaltung der Ar-
beit die folgenden Ziele verfolgen: 
1. Effektivität der Arbeit steigern 
2. psychophysische Beanspruchung optimieren 
3. körperliche und physische Gesundheit langfristig stabilisieren und fördern 
4. aufgabenbezogene Handlungskompetenz und individuelle Selbstregulati-
onsfähigkeit entwickeln. 
Der erste Punkt betont, dass auch gesundheitsförderliche Arbeitsgestaltung gleicher-
maßen ökonomische Ziele, wie auch das Ziel humaner Arbeit berücksichtigen muss, 
um langfristig als tragfähiges und akzeptables Konzept in Wirtschaft und Verwaltung 
akzeptiert zu werden. Im zweiten Punkt wird mit dem Konzept der optimalen Bean-
spruchung (siehe Kapitel 4.3.3) ein Weg zu diesen Zielen vorgeschlagen, welcher 
frühere einseitige Konzeptionen überwindet, die lediglich bei der Reduzierung von 
Fehlbeanspruchungen ansetzten. Der dritte Punkt weist auf eine ganzheitliche und 
langfristige Perspektive hinsichtlich der anzustrebenden Ziele hin, der einem moder-
nen, salutogenetischen Gesundheitsbegriff entspricht. Der vierte und letzte Punkt 
stellt heraus, dass durch die Gestaltung der Arbeit darauf hingewirkt werden sollte, 
dass die Beschäftigten sowohl befähigt werden, als auch motiviert sein müssen, ihr 
Wissen, wie auch ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten selbständig weiterzuentwickeln, 
um im Sinne des Prozesses der permanenten (Wieder-)Herstellung von Gesundheit 
langfristig erfolgreich agieren zu können. 
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Hinsichtlich der Vorgehensweisen zur Erreichung dieser Ziele lassen sich nach  
(Ulich, 2011, S. 188-190) bei der Gestaltung von Arbeit die drei grundlegenden 
Zugänge korrektive, präventive und prospektive Arbeitsgestaltung unterscheiden. 
Während korrektive Maßnahmen darauf abzielen, vorhandene Mängel zu beheben, 
setzen präventive Interventionen darauf, durch geeignete Planung der Arbeitsge-
staltung unter Berücksichtigung arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse Schädigun-
gen und Beeinträchtigungen von vornherein zu vermeiden. Der prospektive Ansatz 
geht noch über diese Zielsetzungen hinaus und strebt zusätzlich eine persönlich-
keitsförderliche Gestaltung der Arbeitsbedingungen an.  
Die in diesem Beitrag dargestellten Analysen und Interventionen finden innerhalb 
bereits seit längerer Zeit bestehender organisationaler Rahmenbedingungen statt. 
Die Arbeitsprozesse sind bereits festgelegt und eine grundlegende Reorganisation 
war nicht Gegenstand des Projektauftrags. Somit sind die Maßnahmen klar dem 
Ansatz der korrektiven Arbeitsgestaltung zuzuordnen. Aus diesem begrenzten Um-
fang des Projektauftrags ergibt sich darüber hinaus, dass die ganzheitlichen Vorge-
hensweisen der Analyse, Bewertung und Gestaltung von Arbeit, wie sie vor allem 
im soziotechnischen Systemansatz (Emery, 1967, zitiert nach Ulich, 2011) und im 
MTO-Ansatz (Ulich, 2011) beschrieben werden, nicht in vollem Umfang zum Ein-
satz kommen können, wohl aber in ihren Kerngedanken handlungsleitend sind. Vor 
allem das „Primat der Aufgabe“ und die Einheit von Analyse, Bewertung und Ge-
staltung sind in diesem Zusammenhang zu nennen. Die Aufgabe verbindet das so-
ziale und das technische Teilsystem und bindet den Menschen in die organisationa-
len Strukturen ein. Der MTO-Ansatz postuliert, dass „Mensch, Technik und Orga-
nisation in ihrer gegenseitigen Abhängigkeit und ihrem Zusammenwirken verstan-
den werden müssen“ (Ulich, 2011, S. 86). Folglich sollten auch alle Teilsysteme in 
die Analyse und Bewertung mit einbezogen werden und vorrangig jene Aspekte in 
den Fokus genommen werden, die einer Gestaltung tatsächlich zugänglich sind. Die 
Analysen sollten multimethodal erfolgen, d.h. sowohl objektive (z.B. Dokumen-
tenanalysen, Beobachtungen, Experteninterviews) als auch subjektive Daten (z.B. 
Interviews und Befragungen) erheben, um aus deren Zusammenschau entscheiden 
zu können, ob sich die Informationen zu einem stimmigen Gesamtbild fügen, oder 
ob Diskrepanzen zu vertiefenden Analysen Anlass geben (Schüpbach, 2013).  
Bei der Gestaltung sollte eine gemeinsame Optimierung („joint optimization“) des 
technischen und des sozialen Teilsystems angestrebt werden, um so auf eine best-
mögliche Passung der beiden Arbeitssysteme hinzuarbeiten. In erster Linie setzt die 
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Gestaltung bei der Primäraufgabe an, Ulich weist jedoch darauf hin, dass auch die 
Sekundäraufgaben beachtet werden sollten, da deren Ausgestaltung möglicher-
weise negative Auswirkungen auf die Gestaltungsspielräume haben kann, welche 
für die Primäraufgabe zur Verfügung stehen. Durch die Beachtung von Prinzipen 
der soziotechnischen Systemgestaltung kann vermieden werden, dass das techni-
sche System Sachzwänge erzeugt, die sich negativ auf die anderen Teilsysteme aus-
wirken. Diese Prinzipien sind erstens, dass relativ unabhängige Organisationsein-
heiten mit ganzheitlichen Arbeitsaufgaben gebildet werden sollten. Zweitens sollte 
der Zusammenhang zwischen den Aufgaben in einer Organisationseinheit erkenn-
bar sein, damit bei den ausführenden Personen ein Bewusstsein dafür entsteht, dass 
sie an einer gemeinsamen Aufgabe arbeiten und sich folglich gegenseitig unterstüt-
zen sollten. Drittens sollte bei der Gestaltung des Arbeitsablaufs darauf geachtet 
werden, dass sich dessen Ergebnis auf die Organisationseinheit zurückführen lässt, 
damit eine ganzheitliche Aufgabe entstehen kann. Die Umsetzung des Konzepts der 
soziotechnischen Systemgestaltung dient den Zielen der gesundheitsförderlichen 
Arbeitsgestaltung. Die zu erwartenden Resultate kommen gleichermaßen der Ge-
sundheit der Beschäftigten wie der Produktivität der Organisation zugute, wenn die 
Arbeitsgestaltung nicht nur einzelne Arbeitsplätze, sondern ganze Abteilungen ein-
bezieht (Ulich, 2013, S. 5). Auch für den Prozess der Gestaltung gesundheitsför-
derlicher Arbeit ist die Beteiligung der Betroffenen vorteilhaft, die Begründungen 
hierfür entsprechen weitgehend den bereits weiter oben ausgeführten Aspekten 
(Ulich, 2011; Ulich & Wülser, 2015). 
4.2 Bewertungskriterien und Gestaltungsmerkmale 
Ausgangspunkt für die Wahl von Arbeitsgestaltungsmaßnahmen ist die Bewertung 
der Ergebnisse der vorangegangenen Arbeitsanalysen anhand arbeitswissenschaft-
lich fundierter Bewertungskriterien. Ulich (2011) fasst die Diskussion um Kriterien 
zur Bewertung menschengerechter Arbeit wie folgt zusammen: 
Als human werden Arbeitstätigkeiten bezeichnet, die die psychophysische Gesundheit der 
Arbeitstätigen nicht schädigen, ihr psychosoziales Wohlbefinden nicht – oder allenfalls 
vorübergehend – beeinträchtigen, ihren Bedürfnissen und Qualifikationen entsprechen, in-
dividuelle und/oder kollektive Einflussnahme auf Arbeitsbedingungen und Arbeitssysteme 
ermöglichen und zur Entwicklung ihrer Persönlichkeit im Sinne der Entfaltung ihrer Po-
tenziale und Förderung ihrer Kompetenzen beizutragen vermögen. (Ulich, 2011, S. 154) 
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Die Bewertungskriterien lassen sich nach Schüpbach (2013, S. 103) mehreren Di-
mensionen zuordnen, deren entgegengesetzte Pole jeweils für den pathogenetischen 
bzw. den salutogenetischen Ansatz stehen. Dabei sind die o.g. Ansätze der korrek-
tiven und der präventiven Arbeitsgestaltung dem pathogenetischen und Ansätze der 
prospektiven Arbeitsgestaltung dem salutogenetischen Pol zuzurechnen. Die fol-
gende Abbildung 9 ordnet die Bewertungskriterien den beiden Polen zu. 
Pathogenetisch  Salutogenetisch 
auf korrektive und präventive 
Arbeitsgestaltung ausgerichteter Pol
 auf prospektive Arbeitsgestaltung 
ausgerichteter Pol 
 Arbeitsschutz, Arbeitssicherheit   Gesundheitsförderung 
Schädigungsfreiheit  Gesundheitsförderlichkeit 
Beeinträchtigungslosigkeit  Wohlbefinden und Zufriedenheit 
Kompetenzverlust vermeidend  Kompetenzförderlichkeit 
Persönlichkeitsabbau vermeidend  Persönlichkeitsförderlichkeit 
Quelle: Schüpbach (2013, S. 103) 
Abbildung 9: Kriterien zur Bewertung humaner Arbeit 
Ein zentrales Konzept bei der Gestaltung gesundheitsförderlicher Arbeit ist die 
Schaffung ganzheitlicher Aufgaben (Ulich, 2011) bzw. vollständiger Tätigkeiten 
(Hacker, 1998). Idealerweise sollten die Tätigkeiten sowohl hierarchisch als auch 
sequentiell vollständig sein, d.h. die Aufgaben sollten Anforderungen auf allen drei 
Regulationsebenen beinhalten und die Planung, Ausführung und Kontrolle der Auf-
gaben sollte von derselben Person vorgenommen werden (vgl. Kapitel 4.3.6). Für 
die Ausführung der Aufgaben sollten Handlungs- und Entscheidungsspielräume 
vorhanden sein, um der Person das Erleben von Autonomie und Kontrolle über die 
Arbeit zu ermöglichen. Die Aufgaben sollten hinreichend anspruchsvoll sein, um 
Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten zu bieten. Darüber hinaus sollten sie Mög-
lichkeiten zur Kommunikation und Kooperation beinhalten, und durch eine nach-
vollziehbare und gerechte Bewertung und Gratifikation der erbrachten Leistung das 
Erleben von Wertschätzung und Stolz zu ermöglichen. Die Arbeit insgesamt sollte 
in einen größeren Zusammenhang eingeordnet und gesellschaftlich akzeptiert bzw. 
geschätzt sein, so dass sich ein Erleben von Sinnhaftigkeit einstellt. Darüber hinaus 
ist es förderlich, wenn die Arbeit in einem unterstützenden Umfeld stattfindet, dass 
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sich durch eine Führungs- und Organisationskultur mit flachen Hierarchien, Betei-
ligung, einer ausgewogenen Mischung auf Aufgaben- und Mitarbeiterorientierung 
und hinreichender sozialer Unterstützung auszeichnet (Wieland, 2010, S. 889-893). 
4.3 Modelle zu Belastung und Beanspruchung 
Zur Erreichung der Ziele gesundheitsförderlicher Arbeitsgestaltung können in der 
Praxis verschiedene Ansatzstellen ausgewählt werden. Die relevanten Variablen 
zur Messung der Erreichung dieser Ziele lassen sich unter anderem danach unter-
scheiden, ob man sie als Input-, Prozess- oder Ergebnisvariablen betrachtet. Für die 
betreffenden Variablen wurde in vielfältigen Studien im Arbeitskontext untersucht, 
welche Zusammenhänge zwischen ihnen vorliegen und es wurden diverse Theorien 
und Modelle hierzu entwickelt. Im Folgenden werden zunächst einige wesentliche 
Ansätze in knapper Form skizziert, um anschließend das 5 x5 Analyse- und Wir-
kungsmodell zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung vorzustellen, welches 
eine Grundlage für die Konzeption, wie auch für die Vermittlung, der Interventio-
nen im Finanzamt bildete. 
4.3.1 Stress und Stressoren 
In der Literatur findet sich eine kaum überschaubare Vielzahl von Definitionen für 
den Begriff Stress. Eine einzelne hiervon wiederzugeben ist daher zunächst nicht 
sinnvoll, da die Definitionen jeweils in verschiedene Stress-Konzeption eingebun-
den sind und erst in dem jeweiligen Kontext stringent dargestellt werden können. 
Hinsichtlich einer Klassifizierung der Stresskonzepte besteht jedoch weitgehende 
Einigkeit, reizorientierte, reaktionsorientierte und transaktionale Konzepte zu un-
terscheiden (Bamberg & Greif, 1982; Richter & Hacker, 2012; Udris, 1981). 
Die Einführung des Begriffs Stress in die humanwissenschaftliche Debatte wird 
Cannon (1914) zugeschrieben, der mit dem Begriff vergleichsweise unspezifisch auf 
äußere Reize, die auf den Organismus einwirken, Bezug genommen hat und damit 
rückblickend den Grundstein für die reizorientierten Ansätze gelegt hat. Die zentrale 
Gemeinsamkeit solcher Konzepte ist, Stress als Stimulus anzusehen, der von außen 
auf das Individuum einwirkt (Stressor). Dementsprechend ist Stress in dieser Kon-
zeption eine unabhängige Variable und die Situation steht im Fokus der Analysen. 
Unterschieden werden darüber hinaus verschiedene Klassen von Stressreizen, wie 
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z.B. Lebenssituationen oder kritische Lebensereignisse, Umweltfaktoren oder Auf-
gabenmerkmale. Der Begriff Stressor wird für solche inneren wie äußeren Reize ver-
wendet, die wahrscheinlich dazu führen, dass beim Individuum eine Stressreaktion 
auftritt. Diese kann sich in physiologischen und psychischen Zustandsänderungen 
sowie beobachtbaren Verhalten äußern (vgl. Semmer, 1999). An reizorientierten An-
sätzen wird kritisiert, dass individuelle Unterschiede hinsichtlich der Bewertung und 
Bewältigung der Stressreize unberücksichtigt bleiben und somit nur ein geringer Teil 
der interindividuellen Unterschiede hinsichtlich der psycho-physischen Reaktionen 
auf Stressreize erklärt wird (Bamberg & Greif, 1982; Udris, 1981).  
Ein weiterer Meilenstein in der Auseinandersetzung mit dem Thema Stress geht auf 
die Arbeiten von Selye zurück, der mit seiner Konzeption des „allgemeinen Adapta-
tionssyndroms“ (Selye, 1951, 1981) die reaktionsorientierten Ansätze geprägt hat. Er 
definierte Stress als „eine unspezifische Reaktion des Körpers auf jede Anforderung“ 
(Selye, 19981, S. 170), die sich in einem physiologischen Reaktionsmuster (Syn-
drom) verschiedener physiologischer Veränderungen (u.a. Blutdruck-Erhöhung, 
Herzraten-Anstieg, etc.) äußert und eine funktionale Anpassungsreaktion des Orga-
nismus darstellt. Selye (1981, S. 166 ff.) unterscheidet in seiner Konzeption des all-
gemeinen Adaptationssyndroms die Phasen Alarmreaktion, sowie Widerstands- und 
Erschöpfungsstadium. Wird eine besondere Belastung wahrgenommen, erfolgt zu-
nächst eine Überstimulation, welche Kräfte für die Stressbewältigung freisetzt. Da 
dieser Alarmzustand nicht dauerhaft beibehalten werden kann, folgt anschließend 
eine Phase des Widerstands oder der Anpassung an die Belastung. Diese kann jedoch 
auch nur bei hinreichender Anpassungsfähigkeit erfolgreich sein. Sind die Energien 
erschöpft, die der Organismus zur Anpassung aufbringen kann, kommt es zum Er-
schöpfungsstadium. Der Stress kann nun nicht mehr bewältigt werden. Aufgrund der 
Überlastung werden vitale Reserven angegriffen und in der Folge steigt die Wahr-
scheinlichkeit für das Auftraten von Infekten, Depressionen und Angstzuständen. 
Stress ist in reaktionsorientierten Ansätzen eine abhängige Variable. Im Fokus der 
Betrachtung steht hier die Person. Der Vorteil dieser Konzepte ist, dass sie im Ge-
gensatz zu den reizorientierten Ansätzen auch individuelle Unterschiede berücksich-
tigen. Kritisiert wird an diesem Ansatz, dass jede Situation, die im Individuum zu 
einer Stressreaktion führt, als Stressor definiert werden müsste, unabhängig von de-
ren Art und emotionaler Bewertung (Semmer, 1999). 
Dem reizorientierten Ansatz wie auch dem reaktionsorientierten Ansatz liegt ein 
Stimulus-Response-Modell zugrunde, das kognitive und motivationale Prozesse bei 
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der Verarbeitung der Reize ausblendet. Da die Reize jedoch zum Teil erst durch die 
subjektive Wahrnehmung und Bewertung wirksam werden, gilt es, diese ebenfalls 
zu analysieren und Unterschiede in den individuellen Reaktionsmustern zu berück-
sichtigen (Nitsch, 1981), um mögliche Moderatorwirkungen von psychologischen 
Bewertungsprozessen und Persönlichkeitsmerkmalen nicht zu vernachlässigen.  
Die Integration dieser Aspekte in die Stressforschung ist Lazarus und Kollegen (La-
zarus, 1966; Lazarus & Folkman, 1984; Lazarus & Launier, 1981) zu verdanken, 
die die transaktionale Betrachtung des Stressgeschehens eingeführt und die Bewäl-
tigung von Stress („Coping“) in den Fokus gerückt haben (Cooper & Dewe, 2004; 
Nitsch, 1981; Semmer, 1999). Im transaktionalen Stressmodell wird Stress nicht 
mehr allein im Reiz-Reaktionsschema beschrieben, sondern als aktiver Prozess des 
Individuums in der Auseinandersetzung mit inneren und äußeren Stressoren konzi-
piert. Drei Formen der Bewertung von Stressoren bilden die Kernelemente des Mo-
dells. Zunächst wird der Reiz daraufhin eingeschätzt, ob er potentiell schädlich, 
positiv oder für das Individuum nicht relevant ist (primary appraisal). Für das Erle-
ben von Stress sind sowohl Reize relevant, die als Herausforderung erlebt werden, 
als auch solche, die als mögliche Bedrohung oder drohender Verlust angesehen 
werden. Im zweiten Schritt findet eine weitere Bewertung (secondary appraisal) 
statt, die in Rechnung stellt, ob die dem Individuum zur Bewältigung der Situation 
zur Verfügung stehenden Ressourcen ausreichen, um die Anforderung zu bewälti-
gen. Je nachdem, wie dieses Ergebnis ausfällt, findet dann eine Neubewertung  
(reappraisal) des Reizes statt und es werden ggf. Maßnahmen zur Bewältigung der 
Situation aufgenommen (Coping).  
Lazarus weist darauf hin, dass zwar die sekundäre Bewertung vom Ergebnis der 
primären Bewertung abhängt, hiermit aber keine linear deterministische Wirkfolge 
im Sinne einer zeitlichen oder hierarchischen Rangfolge konzipiert wird. Er geht 
vielmehr von einer Überschneidung und dynamischen Interaktion der drei Bewer-
tungen aus (Lazarus & Folkman, 1987) und weist auch darauf hin, dass die Bewer-
tungen nicht notwendigerweise bewusst ablaufen müssen (Lazarus & Folkman, 
1984, S. 52-54). Inwiefern das Individuum durch den jeweiligen Reiz zu Coping-
Maßnahmen veranlasst wird, hängt also von der individuellen Kombination der ein-
zelnen Bewertungen ab. Die Coping-Maßnahmen lassen sich wiederum danach un-
terscheiden, ob sie auf eine Veränderung der Situation oder der emotionalen Be-
findlichkeit des Individuums gerichtet sind (problem- vs. emotionsfokussiertes Co-
ping). Wesentliche Voraussetzung für die Initiierung von Coping-Maßnahmen ist, 
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dass die Situation vom Individuum als veränderbar eingeschätzt wird (Lazarus, 
1966, S. 9). Als Strategien zur Erreichung der Coping-Ziele wurden Informations-
suche, direkte Handlungen, aber auch die Unterdrückung von Handlungen sowie 
verschiedene intrapsychische Prozesse identifiziert (Lazarus, 1966; Lazarus & 
Folkman, 1984; Lazarus & Launier, 1981). 
Das transaktionale Stressmodell hat vielfältige Forschungsaktivitäten zur weiteren 
Ausdifferenzierung nach sich gezogen (Lazarus, 2000), auf die hier aus Platzgrün-
den nicht weiter eingegangen werden kann. Kritisch angemerkt wird, dass die pri-
märe und die sekundäre Bewertung sich kaum voneinander trennen lassen und folg-
lich auch eine Operationalisierung schwerfällt (Jerusalem, 1990; Semmer, 1999).  
Die oben dargestellten Stress-Konzepte stellen jeweils wichtige Aspekte des The-
mas in den Vordergrund. Jede der Perspektiven bringt spezifische Vor- und Nach-
teile mit sich und kann ggf. auch im Kontext der betrieblichen Gesundheitsförde-
rung von Nutzen sein. Da in der deutschsprachigen Literatur der Begriff Stress al-
lerdings meist dem Konzept Belastung-Beanspruchung untergeordnet wird (Greif, 
1991), orientiert sich auch die vorliegende Arbeit an diesem Konzept und seinen 
Erweiterungen. 
4.3.2 Belastungs-Beanspruchungs-Konzept 
Das Konzept Belastung-Beanspruchung geht zurück auf Rohmert und Rutenfranz 
(1975), die die Wichtigkeit einer klaren Unterscheidung der Begriffe „Belastung“ 
(„load“) und „Beanspruchung“ („strain“) betont haben. In diesem Konzept werden 
Belastungen definiert als „objektive, von außen her auf den Menschen einwirkende 
Größen und Faktoren“ und Beanspruchungen als „deren Auswirkungen im Men-
schen und auf den Menschen“ (Rohmert & Rutenfranz, 1975, S. 8). Das Konzept 
hat seinen Ursprung im ingenieurwissenschaftlichen Bereich und in der Arbeitsme-
dizin, wurde dann aber mehrfach erweitert (Oesterreich, 2001, S. 162), so dass es 
sich schließlich im deutschsprachigen Raum auch in der Arbeitspsychologie weit-
gehend durchgesetzt hat. Bringt man das Konzept Belastung-Beanspruchung mit 
den o.g. Stresskonzepten in Verbindung, entspricht der Begriff Stressor der Belas-
tung und die Stressreaktion der Beanspruchung. Diese wiederum ist folglich eine 
intervenierende Variable zwischen den Belastungen und den Beanspruchungsfol-
gen. Ein wichtiges Merkmal dieses Konzepts ist die neutrale Fassung der Begriffe 
Belastung und Beanspruchung, die sich auch in den Normen zu ergonomischen 
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Prinzipien der Arbeitsgestaltung (DIN EN ISO 6385) und zu ergonomischen 
Grundlagen bezüglich psychischer Arbeitsbelastung (DIN EN ISO 10075) wieder-
findet.  
Gerade die psychischen Belastungen spielen in weiten Teilen der heutigen Arbeits-
welt eine zunehmend wichtigere Rolle. Auch für die meisten Tätigkeiten im  
Finanzamt dürfte vor allem diese Form der Belastungen bedeutsam sein. Im Fol-
genden werden deshalb die betreffenden Definitionen zitiert (DIN Deutsches Insti-
tut für Normung e. V., 2012b, S. 87): 
Psychische Belastung: Die Gesamtheit aller erfassbaren Einflüsse, die von außen auf den 
Menschen zukommen und psychisch auf ihn einwirken. 
Psychische Beanspruchung: Die unmittelbare (nicht langfristige) Auswirkung der psychi-
schen Belastung im Individuum in Abhängigkeit von seinen jeweiligen überdauernden und 
augenblicklichen Voraussetzungen, einschließlich der individuellen Bewältigungsstrategien.  
Im Arbeitskontext spielen psychische Belastungen auf mehreren Ebenen eine Rolle. 
So unterschieden Richter und Hacker (2012, S. 17) Belastung aus der Arbeitsauf-
gabe oder Arbeitsrolle, aus der materiellen oder sozialen Umgebung sowie aus dem 
Behaviour Setting oder dem Person-System (Richter & Hacker, 2012, S. 17). 
Das Konzept Belastung-Beanspruchung hat einerseits – unter anderem durch seine 
Festschreibung in den oben zitierten Normen – den Vorteil, einen breiten Konsens 
hinsichtlich der relevanten Begriffe, Konzepte und Modelle zu bieten. Andererseits 
wird jedoch auch kritisiert, dass der neutrale Gebrauch der Begriffe Belastung und 
Beanspruchung nicht dem Alltagsverständnis entspricht. Dieser Umstand wird bei-
spielsweise in der Konzeption von Hacker und Richter (1984a) berücksichtigt, die 
im Hinblick auf die in der Arbeitswissenschaft besonders im Fokus stehenden schä-
digenden Formen der Beanspruchung von Fehlbeanspruchung sprechen. 
Darüber hinaus argumentieren Glaser und Herbig (2012, S. 17) dass die Begriffe 
sowie die mit ihnen verbundenen Modelle weiterer Präzisierung und Differenzie-
rung bedürfen. Sie schlagen vor, für Zwecke der Arbeitsgestaltung Belastungen 
weiter auszudifferenzieren „in lernförderliche Anforderungen, unterstützende Res-
sourcen und behindernde Stressoren“ sowie positive und negative Beanspruchungs-
prozesse zu unterscheiden. Eben diese Berücksichtigung positiver und negativer 
Beanspruchung steht im Zentrum des Konzepts der optimalen Beanspruchung 
(Wieland, 2010), das im folgenden Abschnitt dargestellt wird. 
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4.3.3 Konzept optimaler Beanspruchung 
Das Ziel des Konzepts optimaler Beanspruchung von Wieland (2010) ist es, die in 
verschiedenen arbeitspsychologischen Modellen und Konzepten dargestellten An-
sätze zur Verhaltens- und Verhältnisprävention in einem Rahmenmodell (Abbil-
dung 10) zu integrieren und deren zentrale Annahmen hinsichtlich der wesentlichen 
Wirkzusammenhänge zwischen Merkmalen der Arbeitssituation und der Person so-
wie deren Beanspruchung und Erleben im Arbeitsprozess und der Ergebnisvariable 
„Gesundheit“ zusammenzufassen.  
Das Modell unterschiedet aufgaben- und personenbezogene Regulationsvorgänge 
und führt als zentrales Kriterium zur Bewertung von Arbeitstätigkeiten und -bedin-
gungen die „Beanspruchungsbilanz“ ein (Wieland, 2010, S. 896). Das Konzept der 
Bilanzierung von Beanspruchungen berücksichtigt deren Doppelrolle (Schönpflug, 
1987), indem es negative, dysfunktionale Beanspruchungen und positive, funktio-
nale Beanspruchungen gegeneinander aufwiegt. Bei Letzteren handelt es sich um 
nützliche bzw. lohnende Folgen arbeitsbedingter Belastungen, die persönlichkeits- 
sowie gesundheitsförderlich sind, während erstere psychophysische Kosten verur-
sachen und die Gesundheit schädigen (Wieland-Eckelmann, 1992).  
Voraussetzung für die Berechnung der Beanspruchungsbilanz ist, dass positive und 
negative Beanspruchungs- bzw. Emotions-Zustände unabhängig voneinander vari-
ieren können und jeweils unterscheidbare Wirkungen nach sich ziehen. Dies lässt 
sich nach Wieland (2010) zum einen aus den allgemeinpsychologischen Konzepten 
von Thayer (1989), Hockey (1997), Diener (2000) und Watson (1988) herleiten und 
zum anderen durch empirische Befunde aus dem Arbeitskontext bestätigen. Wie-
land führt hier Kannheiser (1983), Fischer, Brauns und Belschak (2002) und Hart 
und Cooper (2001) als Belege an. Eine ausführliche Darstellung der theoretischen 
Begründung der Beanspruchungsbilanz und weitere empirische Belege finden sich 
bei Hammes (2015). 
 




Abbildung 10: Konzept optimaler Beanspruchung: Ein Rahmenmodell zur Integra-
tion von Verhältnis- und Verhaltensprävention. 
Quelle: Wieland, 2010, S. 895. 
 
Aus dem in Abbildung 10 dargestellten Rahmenmodell lassen sich nun wiederum 
– unter Rückbezug auf die im Rahmenmodell integrierten arbeitspsychologischen 
Theorien und gestützt auf die empirische Befundlage zur Prüfung der betreffenden 
Theorien – Aussagen dazu ableiten, welche Arbeitstätigkeiten bzw. Ausführungs-
bedingungen mit optimaler Beanspruchung beim Individuum einhergehen. Dem-
nach führen Arbeitstätigkeiten dann zu optimaler Beanspruchung, wenn sie psychi-
sche Regulationsanforderungen aufweisen, die „ein ausgewogenes Verhältnis von 
höheren kognitiven Anforderungen (Gedächtnis- und Verarbeitungsoperationen) 
und Routinetätigkeiten, Entscheidungs- und Handlungsspielräumen, angemessenen 
Leistungs- und Zeitvorgaben sowie ausreichenden Kooperationsmöglichkeiten auf-
weisen“ (Wieland, 2010, S. 896). Die Ausführungsbedingungen sollten möglichst 
wenig Regulationsbehinderungen aufweisen, um beanspruchungsoptimal zu sein 
(ebd.). Wieland geht in Anlehnung an das Konzept Anforderung-Belastung (Leit-
ner, 1999) davon aus, dass Regulationsanforderungen und -behinderungen unab-
hängig voneinander variieren können und verweist auf eigene Studien, die dies be-
stätigt haben (Wieland, 2004; Wieland, Krajewski & Memmou, 2006). 
Die Operationalisierung der Beanspruchungsbilanz wird in Abbildung 11 darge-
stellt. Der Nutzenaspekt der Beanspruchung – die funktionale Beanspruchung – 
wird im Konzept der Optimalen Beanspruchung durch die Variablen mentale Be-
anspruchung und motivationale Beanspruchung operationalisiert. Der Kostenas-
pekt – die dysfunktionale Beanspruchung – wird mittels der Variablen emotionale 
Beanspruchung (nervöse Anspannung, Stressempfinden) und körperliche Bean-
spruchung erhoben. 




Abbildung 11: Die Beanspruchungsbilanz im Konzept Optimale Beanspruchung. 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Wieland & Hammes, 2014, S. 36. 
 
Die Beanspruchungsbilanz wird gebildet, indem die dysfunktionale von der funkti-
onalen Beanspruchung subtrahiert wird (Wieland & Hammes, 2014). Auf das 
Messverfahren zur Erhebung der Beanspruchungsbilanz wird im Kapitel 7.1.3 nä-
her eingegangen. 
4.3.4 Job-Strain-Control Modell 
Erweitert wird das Konzept Optimale Beanspruchung durch die Berücksichtigung 
einer dritten Befindlichkeits-Dimension, dem Kontrollerleben. Erfasst wird hier die 
subjektive Überzeugung eines Individuums dazu, inwiefern es in der Lage ist, eine 
Situation beeinflussen und durch eigene Handlungen bewältigen zu können (Wie-
land & Hammes, 2014, S. 36-37). Bringt man die möglichen Ausprägungen dieser 
Variablen mit denen der Beanspruchungsbilanz zusammen, ergibt sich ein Vier-
Felder-Schema, welches zum einen eine Bewertung der Beanspruchung (optimal, 
suboptimal und dysfunktional) und zum anderen die Ableitung von Gestaltungs-
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Wieland und Hammes bezeichnen diese Erweiterung des Konzepts der Optimalen 
Beanspruchung als Job-Strain-Control Modell (2014, S. 40 ff.). Optimale Bean-
spruchung liegt demnach vor, wenn eine positive Beanspruchungsbilanz mit hohem 
Kontrollerleben einhergeht, dysfunktionale Beanspruchung dagegen liegt vor, 
wenn eine negative Beanspruchungsbilanz zugleich mit geringem Kontrollerleben 
auftritt. Beide Mischformen, positive Beanspruchungsbilanz und geringes Kontrol-
lerleben sowie negative Beanspruchungsbilanz bei hohem Kontrollerleben sind als 
suboptimal einzustufen. Wieland und Hammes (2014, S. 40) berichten, dass in Un-
ternehmen üblicherweise eine Verteilung vorgefunden wird, bei der auf die Kate-
gorie „optimal“ etwa ein Drittel der Befragten entfällt, während die Kategorie 
„dsyfunktional“ mit ca. 27 % besetzt ist und sich jeweils rund 20 % auf die beiden 
„suboptimalen“ Felder verteilen. Wobei die Ausprägung der beiden Merkmale im 
Job-Strain-Control Modell sowohl dann als „suboptimal“ angesehen wird, wenn 
eine positive Beanspruchungsbilanz vorliegt, aber das Kontrollerleben gering aus-













  negativ positiv
  Beanspruchungsbilanz 
Abbildung 12: Job-Strain-Control Modell - Vier-Felder-Schema mit Risikostufen. 
Quelle: nach Wieland und Hammes (2014, S. 40). 
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Die Merkmale, welche im Konzept der Optimalen Beanspruchung Eingang in die 
Operationalisierung der funktionalen Beanspruchung gefunden haben und den Nut-
zenaspekt der Beanspruchung bilden, weisen sowohl konzeptionell, als auch hin-
sichtlich ihrer empirisch beobachtbaren Auswirkungen, Überschneidungen zu den 
Variablen auf, die in anderen Konzepten und Modellen unter dem Begriff der Res-
sourcen behandelt werden (vgl. Wieland & Hammes, 2014, S. 36-37). Darüber hin-
aus basiert das Verfahren, mit dem die INOPE-Gesundheitsbefragungen durchge-
führt wurden (FAGS-BGF) auf einem Ressourcenmodell. Auf die Rolle der Res-
sourcen soll deshalb im folgenden Abschnitt eingegangen werden. 
4.3.5 Ressourcenmodelle 
Ressourcen sind ein zentraler Bestandteil einer salutogenetischen Betrachtungsweise 
von Gesundheit (Antonovski, 1997). Sie lassen sich unterscheiden in innere bzw. per-
sonale und äußere d.h. organisationale und soziale Ressourcen (Udris, Kraft, Muss-
mann & Rimann, 1992). Die erste Kategorie fasst physische und psychische Merk-
male der Person zusammen, wie zum Beispiel körperliche oder psychische Wider-
standsfähigkeit (Resilienz), in die zweite und dritte Kategorie fallen dagegen Merk-
male der Arbeitssituation, wie beispielsweise soziale Unterstützung oder vorhandene 
Handlungs- und Entscheidungsspielräume. Richter, Buruck, Nebel und Wolf (2011, 
S. 29) klassifizieren Ressourcen im Arbeitsprozess in Anlehnung an Udris et al. 
(1992) in organisationale, soziale und personale Ressourcen (Tabelle 2). 
Personale Ressourcen sind nach Richter et al. (2011, S. 29) über verschiedene  
Situationen hinweg als vergleichsweise stabil anzusehen. In diese Kategorie fallen 
sowohl flexible Verhaltens- und Handlungsmuster als auch kognitive Dispositio-
nen, wie z. B. Kohärenzerleben (Antonovsky, 1997) oder Hardiness (Kobasa, 
1979). Viele der in Tabelle 2 aufgeführten kognitiven Überzeugungssysteme wei-
sen nennenswerte inhaltliche Überlappungen auf, die Erholungsfähigkeit kann da-
gegen als eigenständiger Prädiktor von Gesundheit betrachtet werden (ebd.). Bei 
den sozialen Ressourcen kann man einen quantitativen und einen qualitativen As-
pekt unterscheiden. Ersterer steht bei der Betrachtung sozialer Netzwerke im Vor-
dergrund. Die Qualität der gewährten Unterstützung ist Gegenstand der Analyse 
einzelner Hilfsinteraktionen, bei denen wiederum informationelle, instrumentelle 
und emotionale Unterstützung unterschieden werden kann (Kienle, Knoll & Ren-
neberg, 2006, S. 108).  
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Eine umfassende Konzeption sozialer Ressourcen als externale Ressourcen liefert 
Hobfoll (1988) mit seiner Theorie der Ressourcenerhaltung. Die organisationalen 
Ressourcen sind im Bereich der Arbeitsanalyse und -gestaltung umfassend unter-
sucht worden. Um Dopplungen zu vermeiden, wird an dieser Stelle nicht weiter auf 
diese Ressourcen-Kategorie eingegangen. 
Tabelle 2: Klassifikation von Ressourcen im Arbeitsprozess. 
Organisationale  
Ressourcen 







 Soziale Netzwerke, 





 transformationaler  
Führungsstil 
 Zukunftsorientiertheit 









Quelle: Richter et al., 2011, S. 29. 
Gemeinsames Merkmal der Ressourcen ist ihre förderliche Wirkung auf Gesund-
heit und Wohlbefinden der Personen. Diese Wirkungen können auf unterschiedli-
che Weise zustande kommen. Wenn die jeweilige Ressource selbst einen unmittel-
baren positiven Einfluss auf die Zielgroße ausübt, handelt es sich um eine direkte 
Wirkung. Davon abzugrenzen wäre die indirekte Wirkung im Sinne einer interve-
nierenden Variable (Mediation) oder der positive Einfluss auf die Stärke des Zu-
sammenhangs zwischen einer Belastung und der Beanspruchung (Pufferwirkung 
bzw. Moderation). 
Für den Umgang mit belastenden Situationen, für die Verhinderungen von Fehlbe-
anspruchungen und Krankheiten sowie für die Gesundheitsförderung sind Ressour-
cen von besonderer Bedeutung (Ulich & Wülser, 2015). Insbesondere den organi-
sationalen Ressourcen kommt im Kontext der betrieblichen Gesundheitsförderung 
eine zentrale Rolle zu, da diese sich gestalten lassen und somit im unmittelbaren 
Einflussbereich der Leitung liegen, während personale Ressourcen nur indirekt und 
weitaus schwieriger durch verhaltenspräventive Maßnahmen gefördert werden 
können. Dies betont auch das Paradigma der „Einheit von Analyse, Bewertung und 
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Gestaltung“, wonach gerade jene Aspekte im Fokus der betrieblichen Gesundheits-
förderung stehen sollten, die sich valide analysieren lassen, für die bereits Bewer-
tungskriterien etabliert sind und die vor allem auch veränderbar sind (Ulich & Wül-
ser, 2015; Wieland, 2013). Wieland (2013) spricht in im Zusammenhang von Res-
sourcen auch von personaler versus organisationaler Gesundheitskompetenz, um 
die betreffenden Ansatzstellen für gesundheitsförderliche Interventionen zu unter-
scheiden. Für solche Interventionen hat sich im deutschen Sprachraum das Konzept 
der vollständigen Tätigkeiten als zentraler Ansatz erwiesen. 
4.3.6 Konzept vollständiger Tätigkeiten 
Aufgrund der Veränderung der modernen Arbeitsgesellschaften hin zu einem Vor-
herrschen von Wissensarbeit rückt die psychische Regulation von Arbeitstätigkei-
ten immer stärker in den Fokus, wenn man theoretisch fundierte Empfehlungen für 
die Arbeitsgestaltung sucht. Auch die Arbeitstätigkeiten im Finanzamt lassen sich 
diesem Bereich der Wissensarbeit zuordnen. Als ein zentrales Merkmal gesund-
heitsgerecht gestalteter Arbeitsaufgaben haben sich u.a. vollständige Tätigkeiten 
herauskristallisiert (Ulich & Wülser, 2015; Wieland, 2010). 
Das Konzept vollständiger Tätigkeiten ist folglich auch für den vorliegenden Inter-
ventionsansatz handlungsleitend. Es geht aus der Handlungsregulationstheorie 
(HRT) von Hacker (1998) hervor. Im Zentrum der HRT steht die Beschreibung der 
psychischen Regulation von Arbeitstätigkeiten. Diese grenzen sich durch ihre Ziel-
gerichtetheit von allgemeineren Kategorien (z.B. Verhalten) ab und erhalten ihre 
besondere Bedeutung dadurch, dass sie den Kern jeder Form von Arbeitsprozess 
bilden. Hacker nennt als Bestandteile des Arbeitsprozesses die Person, den Auftrag 
sowie die Arbeitsmittel und -bedingungen und betont die zentrale Bedeutung der 
Arbeitstätigkeit in diesem Prozess. Er weist darauf hin, dass diese nicht hinreichend 
anhand der sichtbaren Verrichtungen beschrieben werden kann, da sie durch psy-
chische Prozesse und Repräsentationen reguliert wird. Die Beschreibung der psy-
chischen Regulation der Arbeitstätigkeit geschieht in der HRT mit Hilfe des Kon-
zepts der operativen Abbildsysteme, welche als mentale Repräsentationen von Zie-
len und Teilzielen (Soll-Werten) die Ausführung der Arbeitshandlungen über den 
Abgleich mit den im Prozess zurückgemeldeten Ist-Zuständen steuern. Ausgangs-
punkt der Regulation von Arbeitstätigkeiten ist der Arbeitsauftrag in der Form, wie 
er von der Person redefiniert wurde (Hackman, 1969). Mit der Redefinition des 
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Auftrags wird eine Form der Übersetzung des von außen gegebenen Auftrags in 
eine von der Person übernommene Aufgabe beschrieben, in die sowohl das Können 
der Person (Leistungsvoraussetzungen) als auch ihre Eigeninteressen (Wollen) ein-
fließen. Neben der Redefinition des Auftrags nehmen die bei der Ausführung vor-
liegenden Rahmenbedingungen wesentlichen Einfluss auf die psychische Regula-
tion der Tätigkeit. Zu beachten sind Gesetzmäßigkeiten von Arbeitsgegenständen, 
-mitteln und -feldern, die Mensch-Maschine Funktionsteilung, die Verteilung der 
Aufgaben innerhalb der Organisation sowie die durch die Ausprägung der vorge-
nannten Aspekte entstehenden Tätigkeitsspielräume (Hacker, 2015, S. 27-28). 
Der Begriff der Tätigkeit bezeichnet „übergeordnete Verhaltenseinheiten, die ganze 
Handlungsketten und deren Komponenten, die Teilhandlungen oder Operationen, 
umfassen. Sie verfolgen ein sogenanntes Oberziel […], das – insbesondere im Er-
werbsprozess – als Quasibedürfnis ein Motiv […] vertritt. Die Tätigkeiten werden 
in Handlungen verwirklicht“ (Hacker, 2015, S. 25). Mit dem Begriff Handlung wird 
nach Hacker „eine zeitlich in sich geschlossene, auf ein Ziel gerichtete sowie in-
haltlich und zeitlich gegliederte Einheit der Tätigkeit, nämlich die kleinste psycho-
logisch relevante Einheit willentlich gesteuerter Tätigkeiten von Individuen, Grup-
pen und Organisationen“ bezeichnet. Die Handlung beinhaltet kognitive Prozesse, 
dient der Erfüllung von Aufgaben und ist i.d.R. „eine Einheit von Wahrnehmen, 
Urteilen, Behalten, Reproduzieren und sinnlich sowie logisch erfaßtem motori-
schen Ausführen“ (1999, S. 275). Der Begriff der Handlung ist der Tätigkeit unter-
geordnet. Beide konzipiert Hacker (2015, S. 22) als „fünfstellige Relation“, die 
„Veränderungsvorgänge informationeller oder energetischer Art an Gegenständen, 
die den Vorgängen ihre Gesetzmäßigkeiten aufzwingen gerichtet auf als Ziel vor-
weggenommene Resultate ausgeführt mit Mitteln und unter Ausführungsbedingun-
gen durch Personen mit Könnensvoraussetzungen für und Stellungnahmen zu den 
Vorgängen, in denen sie sich auch selbst verändern“ miteinander verbindet. Das 
Individuum muss die „Leerstellen“ dieser Relation in der Tätigkeit mit Inhalt aus-
füllen, um zielgerichtet handeln zu können. Für die Analyse von Tätigkeiten müs-
sen wiederum genau diese Inhalte von außen ermittelt werden.  
Hacker und Sachse (2014) empfehlen, mit Hilfe der Fragen „wer, was, wozu, wo-
ran, womit“ die Ansatzpunkte für Interventionen zur Optimierung der Arbeitsge-
staltung zu identifizieren. Einzelne Handlungen der Tätigkeit können über die (be-
wussten) Ziele, auf die sie jeweils ausgerichtet sind, voneinander abgegrenzt wer-
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den. Diese Ziele verknüpfen jeweils vorweggenommene Ergebnisse der Handlun-
gen mit der Intention, diese zu realisieren. Die Handlungen beinhalten darüber hin-
aus „kognitive Prozesse, also Wahrnehmen, Urteilen, Behalten, Reproduzieren, 
Problemlösen sowie motorisches Ausführen“ (Hacker, 2015, S. 25). Genauer be-
trachtet erfolgt die Tätigkeitsregulation durch ein Zusammenspiel von psychischen 
Prozessen (Wahrnehmung, Kognitionen, aber auch motivationale, volitionale und 
emotionale Prozesse), Gedächtnisrepräsentationen und psychischen Eigenschaften 
(Handlungsstile und Persönlichkeitsmerkmale) der handelnden Person. Bei den 
„Gedächtnisinhalten (operative Abbildsysteme, mentale Repräsentationen oder 
mentale Modelle)“ kommt den Zielen eine besondere Bedeutung zu, da sie als „re-
gulative Invariante“ sowohl geistiges Probehandeln, als auch den notwendigen Ab-
gleich von Soll- und Istwerten im Handlungsvollzug ermöglichen (Hacker, 2015, 
S. 31). „Die Zielgerichtetheit und die gleichzeitig hierarchische und zyklische Or-
ganisation der Handlungskomponenten nach den Erfordernissen des zu erfüllenden 
Auftrags bzw. der selbstgesetzten Aufgabe“ (ebd., S 32) sind die wesentlichen 
Merkmale der Handlungsregulation. Hierbei können einerseits aufeinander fol-
gende Phasen und andererseits hierarchisch organisierte Ebenen unterschieden wer-
den (zyklische vs. hierarchische Organisation). 
Bei der sequentiellen Regulation der Handlungsphasen können fünf Phasen unter-
schieden werden: Richten (Übernahme und Redefinition des Auftrags, Motivierung 
und Antizipation des Ziels), Orientieren (Suche und Verarbeitung von Informatio-
nen, Aktivierung von Gedächtnisinhalten, Entwurf von Hypothesen zu Möglichkei-
ten der Zielerreichung), Entwerfen (von Aktionsprogrammen, d.h. zeitlichen Ab-
folgen von Teilhandlungen mit entsprechenden Arbeitsmitteln), Entscheiden (Aus-
wahl zw. verschiedenen Handlungsalternativen, Entschluss zur Handlung) und Ver-
gleichen (Ist-Soll Abgleiche in Form zyklischer Feedback-Schleifen). Verfolgt man 
das Ziel sequentiell vollständiger Tätigkeiten, sollten Arbeitsaufträge so gestaltet 
sein, dass sie die Notwendigkeit und Möglichkeit des Vorbereitens, Organisierens, 
Ausführens und Kontrollierens beinhalten (Hacker, 2015, S. 36-37). 
Darüber hinaus weist Hacker darauf hin, dass die Analyse und Gestaltung von Ar-
beit die beobachtbare Oberflächenstruktur, d.h. die unmittelbar sichtbaren Hand-
lungsschritte und die Tiefenstruktur, also die im Individuum ablaufenden, nicht 
sichtbaren, mentalen Schritte im Arbeitsprozess, berücksichtigen sollte. Insbeson-
dere bei der Konzeption von Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes – 
und somit auch im Kontext der vorliegenden Interventionen – ist es laut Hacker 
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(2015, S. 40) „praktisch unerlässlich“ zu berücksichtigen, welche Anforderungen 
die Tiefenstruktur der Tätigkeit mit sich bringt. Die Tätigkeit und ihre Bestandteile, 
die Handlungen, Teilhandlungen und Operationen, werden jeweils auf verschiede-
nen Ebenen bzw. Modi reguliert. Die Ebenen sind hierarchisch-sequentiell ineinan-
der verschachtelt (Heterarchie) und entsprechend ihrer wesentlichen Eigenschaften 
in eine intellektuelle, wissensbasierte und sensumotorische Ebene zu unterscheiden. 
Sie unterschieden sich hinsichtlich des Ausmaßes der Bewusstheit der betreffenden 
Inhalte, der Modi der auf den Ebenen aktiven psychischen Regulationsvorgänge 
und den Programmen der Vorbereitung und Ausführung von Aktionen auf den je-
weiligen Ebenen (ebd., S. 42). Tabelle 3 stellt diese in einer Übersicht dar. 
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Quelle und Anmerkung: Hacker & Sachse, 2014; ZBM = Ziel-Bedingungs-Maßnahmen 
 
Wesentlich für den vorliegenden Kontext sind die Handlungsempfehlungen, die 
sich aus der oben skizzierten psychischen Regulation von Tätigkeiten ableiten las-
sen und im Konzept der vollständigen Tätigkeiten zusammengefasst sind. Demnach 
ist darauf zu achten, dass Aufgaben und deren Ausführungsbedingungen so gestal-
ten sein sollten, dass sie ein Handeln auf allen drei Ebenen der Handlungsregulation 
bzw. die Nutzung aller oben beschriebener Modi mit sich bringen. Dies ist insbe-
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sondere bei arbeitsteiligen Tätigkeiten zu berücksichtigen, bei denen die Gefahr ei-
nes Verlustes der Vollständigkeit und Ganzheitlichkeit der Tätigkeiten gegeben ist. 
Das Konzept der vollständigen Tätigkeiten hat als normativer Ansatz inzwischen 
Eingang in internationale Normen zur Gestaltung humaner Arbeit gefunden  
(EN DIN 29241-2, EN DIN 614-2 und DIN, EN ISO 6385) und sollte folglich auch 
bei einem Interventionskonzept zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung be-
rücksichtigt werden, um das Motivierungspotential der Tätigkeit (Hacker, 2015; 
Hackman & Oldham, 1980) auszuschöpfen. 
4.4 Partizipation 
Im Kontext der Arbeits- und Organisationspsychologie wird mit Partizipation oder 
Beteiligung sowohl die gesetzlich bestimmte Ausübung von Mitbestimmungsrechten 
des Betriebsrates gemeint, wie sie im Betriebsverfassungsgesetzt (BetrVG) vorgege-
ben ist, als auch ein arbeitspsychologisches Konzept, welches im Zusammenhang mit 
mehreren grundlegenden Themen der Arbeits- und Organisationspsychologie er-
forscht wurde. Vor allem die letztere Bedeutung ist für die vorliegende Arbeit von 
Belang, da positive Auswirkungen von Partizipation nicht nur bei der Organisations-
entwicklung, sondern auch im Zusammenhang mit Führung, Arbeitsmotivation und 
Handlungsregulation (Antoni, 1999; Rosenstiel, 1987) sowie hinsichtlich einer ver-
besserten Akzeptanz neuer Technologien (Ulich, 2011) gefunden wurden.  
Partizipation wird nach Antoni (1999, S. 570) definiert als „Teilhabe, Teilnahme 
oder Beteiligung an Problemlösungs- und Entscheidungsprozessen“. Bei der Aus-
gestaltung von Partizipation existiert eine große Bandbreite. Hinsichtlich des Aus-
maßes erstreckt sie sich von keinerlei Mitsprache bis hin zu völliger Autonomie 
(Dachler & Wilpert, 1978, zitiert nach Antoni, 1999). In zeitlicher Hinsicht reicht 
das Kontinuum von der Gewährung von (verstärkter) Partizipation, die z.B. im Rah-
men von Projekten oder Qualitäts- und Gesundheitszirkeln (Friczewski, 2010) auf 
bestimmte Zeiträume beschränkt ist, bis zur dauerhaften Integration in betriebliche 
Strukturen und Abläufe, was z.B. bei teilautonomen Arbeitsgruppen (Ulich, 2011) 
oder Scrum-Teams (Pfeiffer, Sauer & Ritter, 2014) der Fall ist. 
Die Forderung nach einer Beteiligung der Organisationsmitglieder folgt nicht nur 
aus den Prämissen des Organisationsentwicklungs-Ansatzes, sie ist auch als Kon-
zept in der betrieblichen Gesundheitsförderung verankert, was sich z.B. aus dem 
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Stellenwert ableiten lässt, den Partizipation in den Leitlinien zur Betrieblichen Ge-
sundheitsförderung der Luxemburger Deklaration (Europäisches Netzwerk für be-
triebliche Gesundheitsförderung, 1997) einnimmt.  
Partizipation ist aber nicht nur ein normativ wünschenswertes Konzept, sondern 
auch mit der Erwartung konkreter Vorteile verknüpft. Gebert (1998, S. 484) fasst 
zusammen, dass in der Literatur „weitgehende Partizipation der Betroffenen […] 
tendenziell als empfehlenswert herausgestellt wird“, da in der Praxis die Hoffnung 
damit verknüpft wird, dass die Betroffenen weniger Widerstände gegen die Maß-
nahmen zeigen. Außerdem sollen die Beteiligten ihr Wissen einbringen und die Ge-
legenheit bekommen, Erfahrungen zu sammeln, die ihnen idealerweise künftig er-
möglichen, eigene Lösungen für ähnlich gelagerte Probleme zu entwickeln (vgl. 
Kap. 4.4.1; „Hilfe zur Selbsthilfe“). Darüber hinaus kann Partizipation den Beteilig-
ten ermöglichen, Stress zumindest teilweise zu kontrollieren und somit mehr Auto-
nomie zu erleben. Partizipation wird außerdem mit positiven Effekten auf die Ar-
beitsleistung und -moral, Qualität und Motivation sowie mit einer Verringerung von 
Konflikten und Reibungsverlusten in Verbindung gebracht. Diese Wirkungen kom-
men allerdings indirekt zustande. Kognitive Prozesse führen dazu, dass Informatio-
nen besser verbreitet und Wissen und Erfahrung besser genutzt werden. Das Ver-
ständnis für Probleme in der Organisation verbessert sich und Lernprozesse werden 
eingeleitet oder gefördert. Darüber hinaus treten förderliche motivationale Prozesse 
auf, wie die bereits angesprochene Verringerung von Widerständen und die Förde-
rung von Akzeptanz gegenüber Neuerungen oder Veränderungen, eine Erhöhung der 
Sensibilität und des Anspruchsniveaus (Antoni, 1999, 2007). 
Schüpbach führt allerdings aus, dass positive Auswirkungen von Partizipation nicht 
generell zu erwarten sind, sondern vornehmlich auftreten, wenn komplexe Entschei-
dungen zu treffen und Probleme zu lösen sind. Außerdem weist er darauf hin, dass 
den zu erwartenden Vorteilen auch Kosten in Form von zeitlichem und kognitivem 
Aufwand entgegenstehen. Darüber hinaus besteht das Risiko, dass Beteiligte sich zu-
rückziehen oder enttäuscht sind, wenn Ihre Vorschläge nicht berücksichtigt werden, 
so dass unter Umständen auch negative Auswirkungen auf die Motivation der Betei-
ligten auftreten können (2013, S. 171-172). 
Es lässt sich also festhalten, dass eine partizipative Vorgehensweise bei der Kon-
zeption und Umsetzung von Maßnahmen zur Gesundheitsförderung in Organisati-
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onen als Prinzip sowohl in der Organisationsentwicklung als auch in der betriebli-
chen Gesundheitsförderung verankert ist und empirische Belege für diverse posi-
tive Effekte von Partizipation vorliegen. Zugleich muss jedoch berücksichtigt wer-
den, dass die betreffenden Effekte keinesfalls „garantiert“ sind und auch mögliche 
negative Auswirkungen antizipiert werden sollten. Zu diesem Zweck ist es sinnvoll, 
die Erkenntnisse aus bereits empirisch bewährten Partizipations-Ansätzen bei der 
Konzeption von neuen Interventionen zu berücksichtigen. 
4.4.1 Organisationsentwicklung 
Die in dieser Arbeit beschriebene Erprobung und Evaluation eines Interventions-
konzepts zur gesundheitsförderlichen Führung und partizipativen Arbeitsgestaltung 
ist ein langfristiger und komplexer Prozess, der auf mehreren Ebenen der Organi-
sation (Amtsleitung, Sachgebietsleiter und Sachbearbeiter) ansetzt, Ziele gemein-
sam mit den Akteuren vor Ort erarbeitet, diese Akteure während der Planung und 
Umsetzung der Maßnahmen fortwährend einbezieht (Partizipation) und eine syste-
matische Erhebung der Effekte der Maßnahmen vorsieht (Evaluation). Der Prozess 
weist somit deutliche Überschneidungen mit dem Ansatz der Organisationsent-
wicklung (OE) auf. Auch wenn der hier vorgestellte Interventionsprozess nicht als 
vollständige Organisationsentwicklung anzusehen ist, können doch für die vorlie-
gende Zielsetzung Erkenntnisse aus der OE-Literatur entlehnt werden. 
Eine einheitliche Definition des Begriffs Organisationsentwicklung hat sich bislang 
nicht durchgesetzt (Thom, 1992, S. 1478), die Zusammenschau verschiedener Be-
griffsbestimmungen weist jedoch auf einen Kern charakteristischer Merkmale hin, 
der weitgehend geteilt wird, auch wenn verschiedene Schwerpunktsetzungen er-
kennbar sind, die sich zumindest zum Teil durch die Verortung der betreffenden 
Autoren in verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen erklären lassen. So sind 
nach Gebert (1998, S. 481) kennzeichnende Merkmale von Interventionen in Orga-
nisationen, die als Organisationsentwicklung (OE) bezeichnet werden können, dass 
die Interventionen sich auf die gesamte Organisation erstrecken und dass sie auf die 
Erhöhung der Produktivität und die Steigerung von Selbstverwirklichung und Au-
tonomie der Beschäftigten abzielen. Weitere Ziele sind demnach Commitment und 
Effizienz der Organisationsmitglieder sowie Flexibilität, Lern- und Innovationsfä-
higkeit der Organisation. Hinsichtlich ihrer Methodik zeichnen sich die betreffen-
den Interventionen dadurch aus, dass sie – soweit dies angesichts der Komplexität 
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von Veränderungsprozessen in Organisationen möglich ist – in einem geplanten 
organisationalen Wandel eingebunden sind, d.h. als längerfristiger Prozess mit 
ganzheitlicher Zielsetzung angelegt sind und sich am Modell der Aktionsforschung 
orientieren. Schüpbach (2013, S. 170) definiert Organisationsentwicklung als „In-
tegration einzelner Reorganisations-Projekte in einen kontinuierlichen und langfris-
tigen, an einer Vision und Strategie orientierten Prozess“ und Nerdinger führt in 
seiner Definition die folgenden Charakteristika auf:  
 OE ist eine geplante Form des Wandels; 
 OE ist langfristig angelegt; 
 OE betrifft ganze Organisationen (Betriebe, Schulen, Krankenhäuser etc.) 
und nicht nur einzelne Abteilungen oder Gruppen; 
 am OE-Prozess sind die Betroffenen beteiligt; 
 der Wandel wird durch erfahrungsgeleitete Lern- und Problemlöseprozesse 
herbeigeführt; 
 das Lernen und Problemlösen wird durch Verfahren der angewandten Sozi-
alwissenschaften ausgelöst und unterstützt; 
 OE zielt weniger auf die Beeinflussung der Produktivität, als vielmehr auf 
die Verbesserung der Lebensqualität und der Problemlösefähigkeit in einer 
Organisation. (Nerdinger, Blickle & Schaper, 2014, S. 160) 
Hervorzuheben ist, dass die betreffenden Interventionen gleichermaßen eine Stei-
gerung der Effektivität der Organisation, wie auch der Humanität des Arbeitslebens 
zum Ziel haben (sollten). Diese normative Setzung grenzt zum einen den Ansatz 
der Organisationsentwicklung von ähnlich gelagerten Vorgehensweisen ab, deren 
Interventionen in erster Linie oder gar ausschließlich die Ziele der Organisation im 
Fokus haben, wie z. B. Reorganisation, Lean Management, Reengineering oder  
Kaizen. Zum anderen findet diese Haltung ihren Ausdruck in einigen normativen 
Grundsätzen. Demnach sollten OE-Prozesse erstens so gestaltet sein, dass die Be-
troffenen von den Experten befähigt werden, so dass sie die inhaltliche Ausgestal-
tung des Prozesses selbst bestimmen, um nicht in ein Abhängigkeitsverhältnis zu 
den Experten zu geraten („Hilfe zur Selbsthilfe“). Zweitens sollten Neuerungen  
oder Veränderungen organisationaler Regelungen gemeinsam mit den Akteuren aus 
der Praxis entwickelt werden („Betroffene zu Beteiligten machen“) und drittens 
sollten die Interventionen tendenziell auf einen Abbau von Hierarchien und einen 
Ausgleich der Machtverhältnisse (Demokratisierung, humanitär-emanzipatorische 
Orientierung) hinwirken (Thom, 1992, S. 1479). 
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Die historischen Wurzeln der Organisationsentwicklung gehen auf die Entwicklung 
von Methoden zur Erzielung von Veränderungen in sozialen Systemen bzw. zur 
Erforschung von (geplanten) Veränderungen in Organisationen zurück. Die Essenz 
dieser Methoden ist bis heute in den darauf aufbauenden, weiterentwickelten Me-
thoden und Prinzipien der OE enthalten. Zumeist werden in diesem Zusammenhang 
die Laboratoriumsmethode, die Survey-Feedback-Methode, die Aktionsforschung 
und die Soziotechnische Systemtheorie benannt. 
Die Laboratoriumsmethode wurde 1947 von Lewin entwickelt, um Menschen einen 
effektiveren Umgang mit komplexen Beziehungen und Problemen zu ermöglichen. 
Charakteristisches Merkmal der Methode waren die sogenannten Trainings-Grup-
pen (T-Gruppen), in welchen die Teilnehmer lernen konnten, Gruppenprozesse zu 
verstehen und zu steuern. Bei der Erforschung der Lernprozesse in diesen Gruppen 
hat Lewin herausgearbeitet, dass neue Verhaltensweisen und Einstellungen in drei 
Schritten erlernt werden. Hierfür hat er die Begriffe Auftauen, Verändern, Einfrie-
ren geprägt, auf die viele der aktuellen OE-Ansätze auch heute noch Bezug nehmen 
(Burnes, 2004; Nerdinger et al., 2014; Thom, 1992). 
Ebenfalls auf die Arbeitsgruppe um Lewin zurückzuführen ist die Survey-Feed-
back-Methode. Er hatte 1945 im Massachusets-Instute of Technology das Research 
Center for Group Dynamics (RCGD) gegründet. Dort wurde eine Variante der Ak-
tionsforschung entwickelt, welche darauf beruhte, zunächst im Sinne der konventi-
onellen empirischen Sozialforschung Daten zu erheben, diese dann jedoch nicht – 
wie zuvor im Allgemeinen üblich – an Experten zu übermittelt, sondern sie an die 
Betroffenen zurückzumelden (feedback), damit diese eine Datenbasis zur Verände-
rung Ihrer Situation bekamen. Als Resultat dieser Vorgehensweise steigt die Moti-
vation der Beschäftigten, die eigene Situation zu verändern. Survey-Feedback-Pro-
zesse stellen also eine Möglichkeit dar, die Betroffenen nicht nur in den Interventi-
onsprozess zu integrieren, sondern auch eine Form der Partizipation zu realisieren 
(Gebert, 1998). Die Survey-Feedback-Methode setzt also darauf, die Ergebnisse 
von Datenerhebungen im Feld an die Betroffenen zurückzumelden, mit ihnen zu 
besprechen und auf der Basis ihres konkreten Wissens über die betriebliche Situa-
tion und die festgestellten Probleme passende Lösungsvorschläge zu erarbeiten. 
Der Ansatz kann als empirisch bestätigter Weg zur Erreichung von Veränderungen 
in Organisationen angesehen werden, wenngleich diesbezüglich auch Einschrän-
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kungen gemacht werden müssen, da die Methode aus forschungsmethodischer Hin-
sicht kritisiert wird (Elke, 1999, S. 450) und die konkreten Mechanismen der Wirk-
samkeit nicht bis ins letzte erforscht sind (Liebig, 2006; Nadler, 1976, 1979). 
Die am Tavistock Institut of Human Relations in London entwickelte soziotechnische 
Systemtheorie stellt einen weiteren geschichtlichen Ursprung für das Verständnis von 
Organisationsentwicklung dar, welches in Europa weit verbreitet ist. Die klassischen 
Untersuchungen des Tavistock Instituts zum britischen Kohlebergbau (Trist & Bam-
forth, 1951) führten zur „Entdeckung“ der Bedeutung sozialer Strukturen am Arbeits-
platz und ihrer Interaktion mit Aspekten der technischen Gestaltung der Arbeit. Die 
im Anschluss daran weiter ausdifferenzierte soziotechnische Systemtheorie (Emery, 
1951; Emery & Trist, 1960a, 1960b; zitiert nach Ulich, 2011, S. 64) formuliert im 
Kern die Annahme, dass das technische System nicht unabhängig vom sozialen Sys-
tem existiert und folglich auch deren Analyse und Gestaltung bzw. Optimierung ge-
meinsam betrieben werden sollte („joint optimization“; Ulich, 2011, S. 200). Die 
Übertagung dieses Gedankens auf eine ganzheitliche Vorgehensweise bei der Ana-
lyse und Veränderung von Organisationen kennzeichnet die in Europa verbreiteten 
OE-Ansätze (Nerdinger et al., 2014, S. 161-162). 
Hinsichtlich der Methoden und Ansatzpunkte für OE-Prozesse sind verschiedene 
Klassifizierungen vorgeschlagen worden, die jedoch nicht als trennscharfe Gegen-
überstellung, sondern eher als Kontinuum zu verstehen sind. Rosenstiel (2003, Kap. 
5.3.3) kontrastiert in diesem Sinne einen personalen und einen strukturalen Ansatz. 
Unter den ersteren fallen Vorgehensweisen, die primär bei den Personen innerhalb 
der Organisation ansetzen und beispielsweise versuchen, die Beziehungen zw. den 
Gruppen über die Optimierung von Kommunikation und Kooperation zu verbes-
sern. Dieser Ansatz lässt sich zum einen weiter unterteilen in Vorgehensweisen, die 
in erster Linie bei den Vorgesetzen ansetzen („elitärer Ansatz“) und solche, die alle 
Organisationsmitglieder beeinflussen bzw. vorrangig auf der Mitarbeiter-Ebene an-
setzen, um die angezielten Veränderungen mittels einer „bottom up“ Strategie zu 
erreichen. Zum anderen unterscheiden sich personale Ansätze darin, ob sie mehr 
bei Merkmalen der Organisationsmitglieder ansetzen, also zum Beispiel die Bereit-
schaft zur Kooperation erhöhen wollen, oder ob die interpersonalen Beziehungen 
im Vordergrund stehen, indem Kooperation und Umgang miteinander thematisiert 
werden. Im Gegensatz dazu stehen im strukturalen Ansatz die Organisationsstruk-
turen im Vordergrund, wenn beispielsweise auf partizipativem Wege Änderungen 
im Plan oder in den Abläufen der Organisation entwickelt werden bzw. mehr oder 
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minder umfangreiche Änderungen der Arbeitsgestaltung angestrebt werden (vgl. 
Gebert, 1998, S. 482). Dem strukturalen Ansatz sind also alle Vorgehensweisen zu-
zuordnen, bei denen die Änderung der Arbeitsbedingungen im Vordergrund steht. 
Dementsprechend weist dieser Ansatz eine Nähe zum soziotechnischen Systeman-
satz auf (s. oben), während der personale Ansatz eher in der Tradition der oben 
dargestellten Laboratoriumsmethode steht. Nerdinger ergänzt diese Klassifizierung 
noch um den prozessualen Ansatz, bei dem die in der Organisation laufenden Pro-
zesse im Vordergrund stehen. Survey Feedback, Prozessberatung und Teament-
wicklung sind die kennzeichnenden Methoden dieses Ansatzes (Nerdinger et al., 
2014, S. 163). 
Die in diesem Beitrag vorgestellte Intervention orientiert sich in erster Linie auf-
grund des vorgegebenen Ansatzpunktes bei der Arbeitsgestaltung am strukturalen 
Ansatz und greift darüber hinaus die prozessualen Elemente der Survey Feedback 
Forschung und die Berücksichtigung von Teams auf. 
Nach Thom (1992, S. 1480) werden in der englischsprachigen Literatur drei typi-
sche Rollen bei OE-Prozessen unterschieden: Change Agent, Client System und 
Change Catalyst. Erstere bezeichnet eine oder mehrere Personen, deren Rolle darin 
besteht, beratend und unterstützend in die Organisation einzugreifen, um dieser 
letztlich dazu zu verhelfen (künftig) Probleme eigenständig zu lösen (s. oben: 
„Hilfe zur Selbsthilfe“). Sie bringen in erster Linie Methodenwissen ein und haben 
Verantwortung für den Verlauf, nicht aber die Ergebnisse der Intervention. In der 
deutschsprachigen Literatur wird die Ausübung dieser Rolle auch mit dem Begriff 
der Prozessberatung bezeichnet (Schein, 1980). Mit Client System wird das Sozi-
alsystem bezeichnet, welches verändert werden soll. Es sollte laut OE-Ansatz eine 
aktive Rolle einnehmen, indem die Betroffenen dem Change Agent gegenüber als 
„Kunden“ auftreten, Bedarfe äußern und Detailwissen über das Sozialsystem und 
die dort vorliegenden Ist-Soll-Diskrepanzen einbringen sowie an der Überwindung 
möglicher Hürden hinsichtlich der Problemlösung mitarbeiten (s. oben „Betroffene 
zu Beteiligten machen“). Der Change Catalyst nimmt ggf. eine vermittelnde Rolle 
zwischen Change Agent und Client System ein. Es handelt sich hierbei um eine 
hierarchisch höhergestellte Person, welche bei Bedarf in Form von Machtausübung 
den Prozess beeinflussen kann (Machtpromoter). 
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Das Client System bestand für die vorliegende Arbeit unmittelbar aus allen Orga-
nisationsmitgliedern des Interventions-Finanzamts (I-FA) sowie mittelbar aus eini-
gen Akteuren der Oberfinanzdirektion Rheinland (Finanzpräsident und Team Ge-
sundheit, siehe Kap. 3.2.2). Als Change Agents waren im I-FA Prof. Wieland, der 
Autor und eine weitere wissenschaftliche Mitarbeiterin tätig. Die Rolle des Change 
Catalyst nahm in diesem Sozialsystem in erster Linie der Vorsteher des I-FA ein, 
da er über weitreichende Autonomie hinsichtlich der meisten relevanten Aspekte 
bzgl. des Interventionsprozesses verfügte. Lediglich dann, wenn landesweit gere-
gelte steuerliche Themen berührt wurden, war eine Abstimmung mit dem Finanz-
präsidenten der OFD Rheinland erforderlich, der somit ebenfalls die Rolle eines 
Machtpromoters hatte. Angesichts der äußerst komplexen Aufgabe der Finanzäm-
ter ist es offenkundig, dass das Detailwissen der Betroffenen nicht nur zu den fis-
kalischen Themen, sondern insbesondere auch zu den Abläufen und Arbeitsaufträ-
gen zur Abwicklung der Finanzverwaltung für eine gezielte Intervention unver-
zichtbar war. Inwiefern diese am Interventionsprozess beteiligt wurden, ist in all-
gemeiner Form bereits in Kapitel 3.2 erwähnt worden und soll im Einzelnen in den 
Kapiteln 5 und 8 dargestellt werden. 
In der OE-Literatur werden diverse Phasen-Modelle oder Ablauf-Schemata vorge-
stellt, welche die typische Abfolge eines OE-Prozesses mit unterschiedlicher De-
tailtiefe und Schwerpunktsetzung darstellen. Vielfach lassen sich diese im Kern 
mehr oder weniger auf das oben bereits eingeführte, auf Lewin zurückgehende, 
Phasenmodell (unfreeze, move, refreeze) und den Aktionsforschungs-Ansatz zu-
rückführen (vgl. Elke, 1999, S. 454). Die konkrete Ausgestaltung eines OE-Prozes-
ses variiert in Abhängigkeit von der Problemstellung, den jeweiligen Rahmenbe-
dingungen und der Konstellation von Organisation und externer Beratung. Einige 
Elemente und die Abfolge des OE-Prozesses lassen sich jedoch verallgemeinernd 
darstellen. Charakteristisch ist demnach ein Anlass, der innerhalb der Organisation 
erkannt wird und zur Hinzuziehung einer externen Beratung führt, die gemeinsame 
Problemdefinition durch Vertreter der Organisation und Berater sowie eine Abfolge 
von Diagnose, Intervention und Evaluation, die ggf. in mehreren Zyklen und Itera-
tionen abläuft und durch eine partizipative Vorgehensweise gekennzeichnet ist 
(Bungard et al., 1996; Elke, 1999). 
Der Prozess nimmt seinen Anfang bei der Organisation, welche ein Problem er-
kennt und zu dem Schluss kommt zu dessen Lösung eine Beratung (intern oder 
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extern) in Anspruch zu nehmen. Wichtige Merkmale sind also ein Problembewusst-
sein sowie die Bereitschaft zur Öffnung der organisationalen Grenzen. Während 
der Aspekt der Kontaktaufnahme weniger interessant erscheint, oder gar dem Zufall 
überlassen bleibt, ist bereits die gemeinsame Definition der Ausgangslage bzw. die 
Beschreibung des Problems ein zentraler Punkt, bei dem viele der oben beschriebe-
nen Prinzipien des OE-Ansatzes erstmalig zum Tragen kommen. Bereits an dieser 
Stelle im Prozess werden die Weichen für die Beziehung zw. Change Agent und 
Client System gestellt und der Prozessberater ist gefordert, seine Methodenkompe-
tenz bei der „Übersetzung“ der Problemsicht der Praxis-Vertreter in eine arbeits- 
und organisationspsychologisch fundierte (erste) Problembeschreibung einzubrin-
gen. Kritisch in dieser Phase ist die Bereitschaft des Client Systems, sich auf einen 
längeren Prozess einzulassen, entsprechende Ressourcen bereitzustellen, die oben 
beschriebene Rolle des Beraters zu akzeptieren und selbst eine aktive Rolle bei der 
Analyse wie auch bei der Umsetzung entsprechender Maßnahmen einzunehmen. 
Die Phase der Organisationsdiagnose ist ein zentraler Baustein im OE-Prozess, der 
das Ziel hat, „das regelhafte Erleben und Verhalten der Organisationsmitglieder zu 
beschreiben, zu erklären und zu prognostizieren, mit dem Ziel der Aufdeckung or-
ganisationaler Handlungsfelder und der Vorbereitung von Organisationsentwick-
lungsmaßnahmen“ (Kleinmann, König & Melchers, 2007, S. 729). Dabei werden 
in der Regel mehrere Ebenen der Organisation in die Diagnose einbezogen und Ar-
beitsanalysen spielen in dieser Phase des OE-Prozesses eine zentrale Rolle. „Es gilt 
sicherzustellen, dass die Organisationsentwicklung zu den Umfeldbedingungen 
passt (Kontingenz) und in sich stimmig ist (Konsistenz)“ (Schüpbach, 2013, S. 170). 
Eine wichtige Aufgabe des Beraters in dieser Phase ist die Operationalisierung der 
(möglicherweise) relevanten Variablen bzw. Konstrukte, d.h. die Auswahl geeig-
neter Erfolgskriterien und Indikatoren, auf welche dann später die Interventions-
maßnahmen abzielen sollen. Wobei man meistens das Problem haben wird, dass 
sich nicht zwingend eine Intervention aus der Bestimmung der Ziele und der Wahl 
der Erfolgsindikatoren ergibt, sondern dass mögliche Wege zum Ziel ebenfalls ge-
meinsam mit den Betroffenen zu entwickeln sind, um die oben genannten Aspekte 
der Kontingenz und Konsistenz tatsächlich zu berücksichtigen und potentiellen Wi-
derständen entgegenzuwirken. 
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Ziel der Organisationsdiagnose ist es, mit sozial- und verhaltenswissenschaftlichen 
Methoden alle relevanten Bereiche auf allen beteiligten Hierarchieebenen hinsicht-
lich der zuvor vereinbarten Merkmale zu untersuchen. Dies wird allerdings zumeist 
nicht mit einer einzelnen Datenerhebung machbar sein, sondern ein mehrstufiges 
Verfahren erfordern, welches „mit eher unstrukturierten, qualitativen Datenerhe-
bungen bei einer kleinen Anzahl von Mitarbeitern beginnt, die dort gewonnenen 
Informationen in die Entwicklung stärker strukturierter Messverfahren einfließen 
lässt und mit diesen abschließend eine größere Anzahl von Mitarbeitern erfasst“ 
(Bungard et al., 1996, S. 29).  
Die Funktion der Organisationsdiagnose besteht zu diesem Zeitpunkt zunächst ein-
mal darin, wesentliche Organisationsmerkmale zu erfassen, ggf. deren Komplexität 
zu reduzieren und sie als Grundlage für die Ableitung von Interventionen aufzube-
reiten. Um die Komplexität dennoch zumindest ansatzweise abzubilden, empfiehlt 
sich die Planung einer eher breiten Datenerhebung und die Zusammenfassung der 
Analyseergebnisse in einem Modell, welches die wesentlichen Größen und die zwi-
schen Ihnen vorliegenden Wirkzusammenhänge abbildet (Elke, 1999, S. 457-458). 
Welche Merkmale erfasst werden sollen, ergibt sich aus dem Auftrag seitens der 
Organisation, den Erfahrungswerten der Change Agents sowie aus Annahmen über 
kausale Zusammenhänge und Kenntnisse über empirische Zusammenhänge. Eine 
im strengen Sinne „evidenzbasierte“ Vorgehensweise lässt sich hier bestenfalls nä-
herungsweise anstreben, aufgrund der quasi-experimentellen Situation jedoch nicht 
im Detail planen. Letztlich ist dies auch nicht von zentraler Bedeutung, da es im 
Rahmen einer Interventions- und Evaluationsstudie nicht vorrangig um die theore-
tische Aufklärung kausaler Wirkmechanismen geht, sondern in erster Linie um die 
Ableitung von möglichst zielführenden Maßnahmen sowie um den Nachweis der 
Wirksamkeit der betreffenden Maßnahmen. Erst in weiteren Analyseschritten kann 
dann mit Hilfe der Ergebnisse der Evaluation der Versuch unternommen werden, 
die möglichen Wirkmechanismen aufzuklären und die Ergebnisse mit vorliegenden 
Theorien und Befunden in Verbindung zu bringen. Daher sollte bereits die Daten-
erhebung im Rahmen der Organisationsdiagnose so angelegt werden, dass die be-
treffenden Daten auch für die Evaluation der Maßnahmen genutzt werden können 
(vgl. Bungard et al., 1996, S. 30). Im vorliegenden Fall wurde dies durch die Ein-
bindung der Intervention in das umfassende Evaluationskonzept des INOPE-Ge-
samtprojekts (s. Kap. 3.2), eine zusätzliche prä-post-Messung mit anderen Verfah-
ren (s. Kap. 7.1.3) und die Einordnung der Daten in ein Analyse- und Wirkungs-
modell zur Gestaltung gesundheitsförderlicher Arbeit (s. Kap. 4.5) umgesetzt. 
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Die Rückmeldung der Ergebnisse der Organisationsdiagnose an die beteiligten Mit-
glieder der Organisation markiert den Übergang zu den Phasen der Intervention und 
Evaluation. Letztere sind jedoch nicht als strikt voneinander getrennte Phasen zu 
sehen, sondern vielmehr in einem zirkulären Prozess ineinander verwoben. Wie be-
reits erwähnt, ist die Beteiligung der Betroffenen zum einen ein zentrales Element 
des OE-Ansatzes und zum anderen stellt die Ergebnis-Rückmeldung im Sinne des 
Survey-Feedback-Ansatzes bereits die erste Intervention dar. 
Für die Planung und Durchführung der Interventionen ist es nach Bungard et al. 
(1996) wichtig, die impliziten Theorien der Beteiligten in der Organisation mit den 
Annahmen der Forscher abzugleichen. Hierzu sollten subjektive Erfahrungen und 
empirische Ergebnisse im sozialen Diskurs abgewogen werden, um einen Konsens 
hinsichtlich der Maßnahmen und Operationalisierungen zu erreichen. Möglicher-
weise sollten an diesem Punkt auch die Zielsetzungen und Erfolgsindikatoren ge-
prüft und bei Bedarf angepasst werden. Von nun an nimmt der Prozess in einen 
zirkelförmigen Verlauf von Interventions- und Evaluationsschritten. Die Ergeb-
nisse der Evaluation ermöglichen dabei, Entscheidungen über die Verstetigung, Än-
derung oder Absetzung einzelner Interventionsschritte zu treffen, wobei wiederum 
die Organisationsmitglieder beteiligt werden sollten.  
Diese Empfehlungen werden in der Konzeption des vorliegenden Interventionskon-
zepts aufgegriffen, indem zunächst in mehreren Workshops mit Führungskräften 
und Beschäftigten deren subjektive Sicht auf aktuelle Probleme im Amt, mögliche 
Maßnahmen für deren Behebung und Kriterien für die Erreichung der Ziele der 
Interventionen erarbeiten werden. Im anschließenden Prozess werden Survey-Feed-
back-Schleifen umgesetzt und (Zwischen-)Ergebnisse stets an die Belegschaft 
kommuniziert. 
4.4.2 Gesundheitszirkel 
Eine weitere etablierte und gut erforschte Vorgehensweise zur gesundheitsbezoge-
nen Projektarbeit stellt der Gesundheitszirkel-Ansatz dar. Ziel dieses Ansatzes ist 
es, Arbeitsbelastungen zu ermitteln und zu optimieren sowie vorhandene Gesund-
heitsressourcen zu nutzen bzw. weiter zu entwickeln. Allgemeine Charakteristika 
dieses Konzepts sind nach Slesina (2001, S. 199-200): 
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 Partizipation: Nutzung des Erfahrungswissens der Beschäftigten über deren 
Belastungen und Beanspruchungen. 
 Heterogene Zusammensetzung: Erfahrungswissen der Beschäftigten wird 
mit Expertenwissen kombiniert (Arbeitsschutz, Vorgesetzte, Personalver-
tretung, …). Die Zusammensetzung erfolgt transparent. 
 Belastungsklärung und Verbesserungsvorschläge: Ermittlung relevanter Ar-
beitsaspekte mit dem Ziel der Analyse von Ursachen und Änderungsmög-
lichkeiten. Die Verantwortung für deren Umsetzung liegt beim Manage-
ment. 
 Vertrauenskultur: Betonung von Offenheit und Konsens bei der Erörterung 
von Problemen. Verzicht auf Sanktionen. 
 Moderation: durch interne oder externe Moderatoren. 
 Zeitliche Befristung: Der Arbeitsauftrag ist zeitlich begrenzt. 
 Arbeitskreis Gesundheit: bildet die betriebliche Infrastruktur für die Zirkel-
arbeit und sorgt für deren Einbindung in die Organisation. 
Die meisten Gesundheitszirkel-Konzepte gehen auf die klassischen Ansätze Berli-
ner Modell (Friczewski, 1994) und Düsseldorfer Modell (Slesina, 1994) zurück. 
Eine knappe Gegenüberstellung findet sich bei Westermayer (1998, S. 121). Dem-
nach haben beide Ansätze zwar die oben genannte Zielsetzung gemeinsam, unter-
scheiden sich aber hinsichtlich der Zusammensetzung und organisationalen Veran-
kerung der Gesundheitszirkel.  
Der Berliner Ansatz bringt Mitarbeiter derselben Hierarchieebene mit einem exter-
nen Moderator zusammen und ergänzt diese Gruppe durch ein Steuerungsgremium 
(„Arbeitskreis Gesundheit“; Vertreter der Werksleitung, Betriebsarzt, Vertreter der 
Personalabteilung, der Arbeitssicherheit und des Betriebsrats). Der Düsseldorfer 
Ansatz sieht dagegen eine Zusammensetzung des Gesundheitszirkels aus 3-5 ge-
wählten Beschäftigten, Betriebsarzt, Betriebsrat, Betriebsleiter, SiFa/Ergonom und 
Moderator vor. 
Die Zusammensetzung des Berliner Ansatzes hat den Vorteil, offene Äußerungen 
der Beschäftigten zu fördern. Nachteilig ist u.U., dass es bei der Umsetzung der 
erarbeiteten Maßnahmen zu Verzögerungen kommen kann, da zunächst der Ar-
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beitskreis Gesundheit zustimmen muss. Dieser Nachteil tritt beim Düsseldorfer An-
satz nicht auf, da hier der Aufbau des Gesundheitszirkels sowohl Expertenwissen 
als auch Entscheidungskompetenzen bereits integriert. Diesem Vorteil der schnel-
leren Umsetzung von Lösungsvorschlägen steht allerdings das Risiko einer Ein-
schränkung hinsichtlich der diskutierten Probleme gegenüber, da die beteiligten 
Mitarbeiter sich aufgrund der Anwesenheit der Führung scheuen könnten, heikle 
Themen anzusprechen.  
Eine ausführliche Darstellung auch von Weiterentwicklungen und Modifikationen 
der beiden Gesundheitszirkel-Ansätze findet sich bei Westermayer und Bähr (1994) 
sowie Sochert (1999). Aust und Ducki (2004) fanden in ihrer Übersichtsarbeit zu 
Gesundheitszirkeln in Deutschland, dass die vorliegenden Studien Hinweise auf 
Verbesserungen von Arbeitsbedingungen, Gesundheitsindikatoren sowie Arbeits-
zufriedenheit und -klima liefern. Sie weisen darauf hin, dass die meisten der vorlie-
genden Studien deutliche methodische Schwächen aufweisen, kommen aber auch 
zu dem Fazit, dass der Gesundheitszirkel-Ansatz das Stadium des Modellprojekts 
verlassen hat und als Instrument zur partizipativen Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen bewährt ist. 
4.4.3 Aufgabenbezogener Informationsaustausch 
Die Methode des aufgabenbezogenen Informationsaustauschs ist ein Verfahren zur 
wissensgestützten Problemlösung. Es geht zurück auf Neubert und Tomczyk 
(1986), die untersucht haben, wie die psychische Regulation von Arbeitsverfahren 
erlernt und optimiert werden kann. Das Verfahren ermöglicht die Erfassung, den 
Austausch und die Integration von Wissen. Es wurde in zahlreichen Projekten von 
der Arbeitsgruppe um Hacker erprobt und weiterentwickelt (Hacker, Pietzcker & 
Looks, 2010, S. 7). Der aufgabenbezogene Informationsaustausch (AI) ähnelt Qua-
litätszirkeln, weist aber insbesondere hinsichtlich der Kombination von individuel-
len- und Gruppenarbeitsschritten Besonderheiten auf. Bei dem Verfahren handelt 
es sich um eine Form der moderierten Kleingruppenarbeit, bei der eine heterogen 
zusammengesetzte Gruppe aus sechs bis neun Personen in einem kooperativen Pro-
zess des „lernenden Problemlösens“ Arbeitsprozesse und Produkte analysiert und 
optimiert. Die Moderation des Prozesses sollte von ein bis zwei neutralen Modera-
toren übernommen werden. Bei der Zusammensetzung der Gruppe wird auf verti-
Gesundheitsförderliche Führung und partizipative Arbeitsgestaltung  
 
77 
kale und horizontale Heterogenität geachtet. Letzteres wird erreicht, indem Perso-
nen aus unterschiedlichen Bereichen ihr Wissen einbringen, ersteres vor allem, weil 
Vorgesetzte zwar am Prozess teilnehmen, aber keine Sonderstellung einnehmen 
(Pietzcker & Hacker, 2010; Wetzstein, Ishig & Hacker, 2004, S. 57).  
Die Bildung der Gruppe findet auf freiwilliger Basis statt. Ihre Aufgabe ist zumin-
dest in groben Zügen seitens der Organisation vorgegeben. Die Kleingruppe trifft 
sich zu regelmäßigen Treffen, um Veränderungserfordernisse in der Arbeit zu iden-
tifizieren, Lösungsalternativen zu sammeln und diese zu verwirklichen. Die Vorge-
hensweise entspricht einer Mischung aus bottom-up und top-down Strategie, da Lö-
sungen einerseits von unten entwickelt werden, aber andererseits auch je nach Um-
setzbarkeit durch die Weisungsbefugnis der teilnehmenden Führungskräfte unmit-
telbar implementiert werden. Der Moderator gibt dabei einen festgelegten Ablauf 
sowie Prinzipien für die gemeinsame Arbeit vor. Diese besagen, dass die Schritte 
der Analyse der Situation, sowie der Lösungssuche und -bewertung jeweils vonei-
nander zu trennen sind. Der Ablauf sieht vor, zunächst die Aufgabe gemeinsam zu 
redefinieren, anschließend Verbesserungen des Arbeitsprozesses zu analysieren, zu 
bewerten und in eine Rangreihe ihrer Wichtigkeit zu bringen, um diese dann in 
einer selbst gewählten Abfolge abzuarbeiten. Das Vorgehen sieht acht bis zwölf 
Treffen von maximal 90 Minuten im Abstand von ein bis zwei Wochen vor. Die 
Ergebnisse werden vom Moderator protokolliert, wobei darauf Wert gelegt wird, 
auch vom Konsens der Gruppe abweichende Meinungen festzuhalten. Durch ge-
meinsam erarbeitetes Informationsmodell (z.B. Aushänge, Teamsitzungen, Kurz-
protokolle, Intranet) werden auch all jene Beschäftigten der Organisation bzw. der 
betroffenen Abteilungen informiert, die nicht an der Gruppenarbeit teilnehmen 
(Looks, 2010). 
Der AI setzt für die Entwicklung und Erprobung der Lösungsansätze auf eine In-
tegration von Gruppen- und Einzelarbeit. Die Gruppe erteilt einzelnen Mitgliedern 
sogenannte „Hausaufgaben“ (z. B. Beobachtung der eigenen Arbeit, Bewertung des 
Erfolgs bereits umgesetzter Lösungen), welche bis zum jeweils nächsten Treffen zu 
erarbeiten sind. Das Verfahren erzielt durch seine heterogene Gruppen-Zusammen-
setzung eine hohe Umsetzungsorientierung. Zum einen wird darauf Wert gelegt, 
dass entsprechendes Expertenwissen (z. B. durch Vertreter der IT-Abteilung) in der 
Gruppe vorhanden ist und zum anderen ist durch die Teilnahme der Führungskraft 
auch die entsprechende Weisungsbefugnis für eine rasche Implementierung von 
Lösungen vorhanden. So soll bereits während des Arbeitsprozesses eine Umsetzung 
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von Lösungsansätzen an den Arbeitsplätzen erfolgen und das Entstehen von Pro-
zessverlusten von Gruppenarbeit möglichst vermeiden werden. Durch die Integra-
tion von Analyse und Intervention und die damit verbundenen Lernprozesse wird 
ein günstiges Verhältnis von Aufwand und Ertrag erreicht. Zugleich entstehen 
transparente und akzeptierte Lösungen, die schnell umgesetzt werden können, weil 
die entsprechenden Entscheidungsbefugnisse in der Gruppe vorliegen. Die Vorge-
hensweise ermöglicht insbesondere einer Integration von verteiltem Wissen und die 
Einbeziehung von schweigendem Wissen (tacit knowledge) durch die Hausaufga-
ben am Arbeitsplatz (Pietzcker & Hacker, 2010; Wetzstein et al., 2004).  
Hinsichtlich des im vorliegenden Kontext relevanten Bereichs der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung liegen exemplarische Befunde zum erfolgreichen Einsatz der 
Methode vor. Wetzstein (2010, S. 124) berichtet von einem erfolgreichen Einsatz 
des AI zur Prävention und Gesundheitsförderung in einem Call Center, wo durch 
das Verfahren Verbesserungen von Arbeitsumfeld und -tätigkeiten umgesetzt wer-
den konnten, die mit positiven Effekten hinsichtlich Stress, Ermüdung, Kranken-
stand sowie Arbeitsmotivation und -zufriedenheit einhergingen. Ishig (2010, 
S. 129) berichtet davon, dass mittels der Methode erfolgreich die aufgrund von or-
ganisatorischen Änderungen aufgetretene Unzufriedenheit bei einem ambulanten 
Pflegedienst bearbeitet werden konnte und Winkelmann, C., Ritter-Lempp und 
Genz (2010) schildern den Einsatz des Verfahrens an berufsbildenden Schulen, wo-
bei insbesondere Optimierungen bei Arbeitsbedingungen und Arbeitsorganisation 
erarbeitet werden konnten. 
Gut ausgearbeitete und validierte Interventionskonzepte wie die oben dargestellten 
Varianten des Gesundheitszirkel-Ansatzes und der Aufgabenbezogene Informati-
onsaustausch helfen dabei, die Lücke zwischen den in der Arbeits- und Organisati-
onspsychologie vorliegenden Theorien und dem konkreten Handeln in Organisati-
onen zu schließen. Da aus den Theorien nicht unmittelbar ein Handlungsplan für 
praktisches Handeln hervorgeht, ist es sinnvoll, sich auch bei der Planung und Um-
setzung theoriegeleiteter Maßnahmen an erprobten Vorgehensweisen zu orientie-
ren.  
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4.5 5 x 5 Wirkungsmodell zur gesundheitsförderlichen 
Arbeitsgestaltung 
Die hier vorgestellte Intervention greift auf einen Fundus von arbeitspsychologi-
schen Erkenntnissen zurück, der in einer Vielzahl arbeitspsychologischer Wir-
kungsmodelle in der Literatur dokumentiert ist: Job Characteristics Modell (Hack-
man, 1980; Hackman & Oldham, 1975), Job Demand-Controll(-Support)-Modell 
(Karasek, 1979; Karasek & Theorell, 1990), Job Demand-Resources Modell 
(Demerouti, Bakker, Nachreiner & Schaufeli, 2001), Konzept optimaler Beanspru-
chung (Wieland, 2010), Job-Strain-Controll-Modell (Wieland & Hammes, 2014), 
Konzept Anforderung-Belastung (Leitner, 1999), Konzept vollständiger Tätigkei-
ten (Hacker, 1998), Auftrags-Auseinandersetzungs-Konzept (Hacker & Richter, 
1984b; Richter & Hacker, 2012); Modell Beruflicher Gratifikationskrisen (Siegrist, 
1996). Die obige Aufzählung ist sicherlich nicht vollständig, sondern nennt nur die 
einflussreichsten Modelle und Konzeptionen, um einen knappen Eindruck davon 
zu geben, welchen Umfang die Forschung in diesem Bereich inzwischen erreicht 
hat.  
4.5.1 Merkmalsbereiche 
Nach Wieland (2010, S. 877) setzen diese Modelle zwar jeweils Schwerpunkte auf 
bestimmte Zusammenhänge ausgewählter Merkmale des Arbeitsgeschehens, gehen 
aber letztlich alle unter anderem davon aus, „dass Gesundheit (bzw. Krankheit) das 
Ergebnis systematischer und damit auch prognostizierbarer Wechselwirkungen 
zwischen (1) Merkmalen der Arbeitssituation, (2) Merkmalen der Person sowie (3) 
Handlungs- und Selbstregulationsvorgängen im Arbeitsprozess und den damit ver-
bundenen Beanspruchungen und Befindlichkeiten sowie (4) gesundheitsbezogenen 
langfristigen Folgen ist.“ Wieland fasst diese wesentlichen Merkmalsbereiche und 
Zusammenhänge in einem allgemeinen Rahmenmodell zusammen (Abbildung 10). 
Die Konzeption der in diesem Beitrag zugrundeliegenden Intervention orientierte 
sich an dem Rahmenmodell arbeitspsychologisch orientierter Analyse- und Wir-
kungsmodelle (s. Kap. 4.3.3), welches Wieland (2010) zur Beurteilung der Ursa-
chen und Folgen von Beanspruchung in der Arbeit vorgeschlagen hat (vgl. Wieland, 
2010, S. 877.). Das Modell wurde im Projekt in einer für den betrieblichen Einsatz 
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modifizierten Version verwendet, dem „5 x 5 Wirkungsmodell zur gesundheitsför-
derlichen Arbeitsgestaltung“. Dieses Modell stellt eine Weiterentwicklung des all-
gemeinen Rahmenmodells für den Einsatz in der betrieblichen Praxis dar. Es wurde 
bei den Interventionen im Finanzamt zu verschiedenen Zwecken verwendet (s. Kap. 
4.5.2, Kap. 5 und Kap. 8). Abbildung 13 stellt das Modell in der Form dar, wie es 
im Projekt verwendet wurde, eine weiterentwickelte und erweiterte Form findet 
sich bei Wieland (2013). 
 
Abbildung 13: 5 x 5 Wirkungsmodell zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung. 
Quelle: (Wieland & Görg, 2009). 
4.5.2 Wirkungspfade 
Zielsetzung des 5 x 5 Wirkungsmodells ist, gesicherte Erkenntnisse zu den Wirk-
zusammenhängen zwischen Merkmalen der Arbeit, Beanspruchung und Beanspru-
chungsfolgen in einem kompakten heuristischen Modell zusammenzufassen. Das 
Modell soll in der praktischen Anwendung mehrere Zwecke erfüllen. Es soll als 
Rahmenmodell für die Konzeption von Intervention und für deren Evaluation die-
nen sowie bei der Umsetzung der Maßnahmen in der Organisation als didaktisches 
Instrument zur Wissensvermittlung eingesetzt werden können. Das Modell setzt da-
her auf einen mittleren Komplexitätsgrad. Plausible, aber nicht hinreichend unter-
suchte Wirkpfade werden ausgeblendet, während Aussagen über fünf wesentliche 
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Wirkungspfade zwischen fünf Merkmalsbereiche der Arbeit in den Fokus gerückt 
werden, zu denen ein vergleichsweise gesicherter Erkenntnisstand vorliegt. 
Diese Merkmalsbereiche sind die Input-Variablen Arbeitsaufgaben bzw. Arbeits-
bedingungen, Führung und Merkmale der Beschäftigten, die Prozess-Variablen 
Beanspruchung und Erleben im Arbeitsprozess sowie wesentliche Beanspru-
chungsfolgen als Output-Variablen. In der Abbildung werden diese auf die Be-
griffe Leistung und Gesundheit verdichtet, je nach Zielsetzung der betreffenden 
Interventionen können an dieser Stelle auch andere Variablen, wie zum Beispiel 
Arbeitszufriedenheit oder Wohlbefinden fokussiert werden. 
Die Aussagen über die fünf wesentlichen Wirkungspfade zwischen den o.g. Merk-
malen basieren auf den oben genannten arbeitspsychologischen Modellen bzw. 
dem hierzu vorliegenden Stand der Forschung zur Wirkung von gesundheitsför-
derlicher Arbeitsgestaltung (Ulich & Wülser, 2015; Wieland, 2006, 2010; vgl. 
Zapf & Semmer, 2004). Demnach zeigt sich vor allem, dass Arbeitstätigkeiten 
bzw. Arbeitsbedingungen dann das Potential haben, gesundheitsförderliche Wir-
kungen zu entfalten, wenn vollständige Tätigkeiten (anspruchsvolle Aufgaben bei 
Handlungs- und Entscheidungsspielraum) gegeben sind und zugleich nur wenige 
Arbeits- und Regulationsbehinderungen auftreten (Leitner, 1999). Ebenfalls von 
Bedeutung ist die Balance zwischen investierter Anstrengung und erlebter Beloh-
nung (Siegrist, 2004). 
Die im 5 x 5 Wirkungsmodell postulierten Wirkungspfade konnten anhand der 
Daten aus einigen Studien zur betrieblichen Gesundheitsförderung belegt werden 
(vgl. Wieland, 2007, 2008, 2010; Wieland & Hammes, 2009). Im Folgenden wird 
auf die fünf Wirkungspfade im Einzelnen eingegangen. 
4.5.2.1 Wirkungspfad 1: Führung  Arbeitsaufgaben und -bedingungen 
In der Literatur zum Betrieblichen Gesundheitsmanagement wird die besondere 
Rolle der Leitung und der Führungskräfte im betrieblichen Gesundheitsmanage-
ment hervorgehoben und deren Wichtigkeit für eine erfolgreiche Umsetzung von 
Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung betont (Zimolong et al., 
2008). Die Führung hat auch einen wesentlichen Einfluss darauf, inwiefern die 
Partizipation der Beschäftigten zugelassen wird, welche im BGM-Konzept eine 
wichtige Rolle spielt (vgl. Kap. 4.4).  
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Wie Führung in der Organisation praktiziert wird, übt einen wichtigen Einfluss 
auf die Organisations- und Gesundheitskultur aus. Dies gilt für die Leitung 
ebenso, wie für die mittleren und unteren Führungsebenen. Welchen Themen die 
Leitung ihre Aufmerksamkeit widmet, wie sie auf Probleme reagiert und was sie 
in welchem Umfang kontrolliert ist dabei ebenso bedeutsam, wie die Fragen, wel-
che Art von Rollenmodell die Führungskräfte darstellen, welche Anreize sie set-
zen, welche Belohnungen sie vergeben, usw. (Weinert, 1998, S. 670). 
Zunächst hängt es somit von der obersten Leitung der Organisation ab, ob BGM-
Maßnahmen überhaupt initiiert werden und ob sie ihrer Rolle als Macht-Promoter 
nachkommt, um der Umsetzung der BGF-Maßnahmen Nachdruck zu verleihen. 
Der Leitung kommt darüber hinaus aber auch im Ansatz der Survey-Feedback-
Forschung eine wichtige Rolle zu. Es hat sich gezeigt, dass die Beschäftigten ins-
besondere dann eine Unterstützung der Leitung wahrnehmen, wenn diese gewillt 
ist, Daten zum Stand der Organisation offenzulegen. Wenn das Feedback dieser 
Daten in die gesamte Organisation erfolgt, hat dies Signalcharakter und führt 
dazu, dass im Sinne der Belastungsforschung das Ausmaß zunimmt, in dem die 
Beschäftigten wahrnehmen, Kontrolle über die Arbeitssituation zu haben (Gebert, 
1998, S. 484-485). Gebert (1998, S. 485) empfiehlt außerdem auf der Grundlage 
einer Metaanalyse von 25 Fallstudien (Gebert, 1974), dass die Unterstützung der 
Leitung signalisiert werden sollte, indem Maßnahmen zur Teamentwicklung auf 
dieser Ebene begonnen werden. Für Interventionen im Finanzamt bedeutet dies, 
dass insbesondere der Vorsteher für eine aktive Unterstützung der Maßnahmen 
gewonnen werden muss und dass geeignete Wege genutzt werden sollten, um 
diese aktive Rolle der obersten Leitung auch allen Beteiligten bewusst zu machen. 
Auch die Führungskräfte der unteren und mittleren Führungsebene spielten für 
das Interventionskonzept eine wichtige, wenn nicht gar die zentrale Rolle. Diese 
hat im Wesentlichen zwei Aspekte. Die Führungskräfte sind zum einen „die zent-
ralen Kulturpromotoren und damit auch wichtige Veränderungspromotoren“ 
(Elke, 2007b, S. 756), von deren Einstellungen und Verhalten es abhängt, ob in 
der Organisation eine Kultur entstehen kann, in der Gesundheit als wichtiges Gut 
betrachtet wird, das bei einer Vielzahl von Aktivitäten mit berücksichtigt wird. 
Diese Führungsebene ist folglich von zentraler Bedeutung und sollte unbedingt 
dafür gewonnen werden, die betreffenden Maßnahmen nicht nur einzuleiten, son-
dern auch zu ihrer Verstetigung beizutragen und mit Ihrem Verhalten als Vorbild 
hinsichtlich der betrieblichen Gesundheitsförderung zu fungieren (vgl. Zimolong 
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et al., 2006). Im vorliegenden Setting ist eine Unterteilung in untere und mittlere 
Führungsebene nicht relevant (siehe Kap. 2.3), hier waren die Sachgebietsleiter 
die Führungsebene, die für die konkrete Unterstützung der Maßnahmen und eine 
Vorbildrolle hinsichtlich der betrieblichen Gesundheitsförderung gewonnen wer-
den mussten.  
Die Führungskräfte sind darüber hinaus auch die (Mit-)Gestalter der Arbeitsbe-
dingungen der Beschäftigten (Nieder, 2010; Wieland & Görg, 2009). Von ihren 
Entscheidungen hängt es in mehr oder minder großem Umfang ab, ob die Arbeits-
bedingungen so gestaltet sind, dass sie idealerweise einen positiven Einfluss auf 
die Gesundheit und Persönlichkeitsentwicklung der Beschäftigten ausüben oder 
aber, falls dies nicht möglich sein sollte, zumindest keinen schädigenden Einfluss 
ausüben. Im Zusammenhang mit der Rolle der Führungskräfte stellt sich daher 
zunächst einmal die Frage, ob Interventionen zu Änderungen der Arbeitsbedin-
gungen führen und ob diese von den Beschäftigten auch registriert und positiv 
bewertet werden. 
Die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten in einer Organisation werden somit 
maßgeblich durch die Führung beeinflusst. Je nachdem aus welcher Perspektive 
man diese Wirkbeziehung betrachtet, sind mehrere Einflüsse verschiedener Arten 
von Führung zu berücksichtigen, die einzeln oder parallel wirksam werden kön-
nen. Apersonale Führung (vgl. Neuberger, 2002, S. 39-41), bzw. strukturell-sys-
temische Führung (Wunderer, 1996, S. 388-390, 2011, S. 5) beeinflussen die Be-
schäftigten durch Kultur, Strategie, Regeln, Normen, Verfahren, Systeme usw. 
Führung nimmt außerdem Einfluss durch die Art der Ausgestaltung von Prozessen 
und Abläufen, aber auch durch den Zuschnitt von Budgets, Verantwortungsberei-
chen und Weisungsbefugnissen, welche sich ihrerseits wiederum auf die Hand-
lungsspielräume der Beschäftigten auswirken. Neben diesen oftmals historisch 
gewachsenen oder seitens des Managements implementierten Strukturen kommt 
den Führungskräften außerdem eine mehr oder weniger aktive Rolle bei der be-
wussten Gestaltung (gesundheitsförderlicher) Arbeitsbedingungen in ihrem un-
mittelbaren Einflussbereich zu (vgl. Vincent, 2011).  
Der Umfang dieses Einflusses variiert allerdings in Abhängigkeit von Hierarchie-
Ebene, Weisungsbefugnissen und Kenntnisstand der jeweiligen Führungskraft 
und stößt darüber hinaus an Grenzen, wo Belange anderer Organisationseinheiten 
oder die Beharrungskräfte der Strukturen wirksam werden. Auch ist in diesem 
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Zusammenhang zu bedenken, dass Merkmale der Führung möglicherweise oft-
mals keinen direkten, sondern einen vermittelten Einfluss auf Gesundheit und 
Wohlbefinden der Beschäftigten ausüben. Hinweise hierauf fanden beispielweise 
Nielsen, Randall, Yarker und Brenner (2008), die in einer Längsschnittstudie im 
Altenpflege-Sektor in Dänemark Belege dafür fanden, dass die wahrgenommen 
Arbeitsbedingungen den Zusammenhang zwischen transformationaler Führung 
und Wohlbefinden mediierten. Arbeitsbedingungen und Führungsstil interagieren 
hier also. Direkte Wirkungen von Merkmalen der Führungspersonen werden aus 
Gründen der konzeptionellen Klarheit des Modells dem Wirkungspfad 3 zuge-
rechnet. 
Die vorangegangenen Ausführungen machen aber deutlich, dass der besonderen 
Rolle der Führungskräfte bei der Konzeption und Durchführung des Interventi-
onskonzepts unbedingt Rechnung getragen werden sollte, indem diese Zielgruppe 
frühzeitig intensiv in die (Weiter-)Entwicklung des Konzepts und seine Umset-
zung eingebunden wird. Darüber hinaus sollten die Möglichkeiten genutzt wer-
den, durch Kommunikation und Transparenz positive Signale von der Führung in 
die Belegschaft auszusenden, um die Wirkung eines partizipativen Survey-Feed-
back Ansatzes zu nutzen. Zugleich mahnt allerdings die inkonsistente Befundlage 
zum Zusammenhang von Führung und Gesundheit auch zur Vorsicht. Einerseits 
hinsichtlich der Konzeption und Durchführung der Interventionen. Auch hier sind 
positive Wirkungen der Interventionen keinesfalls garantiert, was ein vorsichtiges 
und iteratives Vorgehen indiziert. Andererseits hinsichtlich der Auswertung der 
Befunde, da die inkonsistente empirische Befundlage gleichermaßen direkte wie 
indirekte und positive wie negative Wirkungen als Ergebnisse der Maßnahmen 
plausibel erscheinen lässt. 
4.5.2.2 Wirkungspfad 2: Arbeitsaufgaben und -bedingungen  Beanspruchung 
und Erleben 
Die Arbeitsaufgaben stellen die wichtigste Schnittstelle zwischen Person und Or-
ganisation dar und sind somit der zentrale Ansatzpunkt für Maßnahmen zur ge-
sundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung. Psychische Anforderungen und Bean-
spruchungen, welche aus den Aufgaben folgen, können als Stressor bzw. Krank-
heitsrisiko aber auch als Ressource bzw. gesundheitsförderlicher Faktor wirksam 
werden (Cox, Griffiths & Rial-González, 2000; Hacker, Schroda, Riemer & Ishig, 
2000). Es hat sich gezeigt, dass Arbeitstätigkeiten mit einer positiven Beanspru-
chungsbilanz und positiven Emotionen im Arbeitsprozess verbunden sind, wenn 
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sie durch Vielfältigkeit, Handlungs- und Entscheidungsspielräume und geringe 
Regulationsbehinderungen gekennzeichnet sind. 
4.5.2.3 Wirkungspfad 3: Führung  Beanspruchung und Erleben 
Die Befundlage zum Zusammenhang von Führung und Gesundheit ist bislang noch 
nicht sehr umfangreich und hinsichtlich ihrer Aussagen eher heterogen. Kuoppala, 
Lamminpää, Liira und Vainio (2008) konnten für ihr Review 109 Studien aus dem 
Zeitraum 1979 bis 2005 zum Thema recherchieren, von denen allerdings nur 27 in 
methodischer Hinsicht gut genug waren, um in die nähere Auswertung einbezogen 
zu werden. Berechnet wurden relative Risiken (risk ratio, RR). Demnach spielt Füh-
rung eine moderate Rolle für die Arbeitszufriedenheit und das Wohlbefinden der Be-
schäftigten sowie für Fehlzeiten und Erwerbsunfähigkeitsrenten. Der Zusammen-
hang zur Arbeitsleistung war uneinheitlich. 
Merkmale der Führung bzw. der Führungskräfte haben Auswirkungen auf die Bean-
spruchung und das Erleben der Beschäftigten. Eine systematische Literaturübersicht 
von Skakon, Nielsen, Borg und Guzman (2010) zeigt, dass Belege (4 Quellen) dafür 
vorliegen, dass ein hohes Stressniveau und geringes affektives Wohlbefinden der 
Führungskräfte mit Stress und beeinträchtigtem Wohlbefinden der betroffenen Be-
schäftigten einhergeht (ebd. S. 117). Des Weiteren zeigt sich, dass das Verhalten und 
die Qualität der Beziehung zw. Mitarbeitern und Führungskräften mit Wohlbefinden 
und Stress der Beschäftigten assoziiert ist (30 Quellen; ebd. S. 117 ff.). Hinsichtlich 
der Effekte des Führungsstils (20 Quellen) zeigen sich positive Zusammenhänge zw. 
transformationaler Führung und geringem Stressniveau der Beschäftigten, während 
bzgl. der Auswirkungen von transaktionaler Führung und einem laissez-faire Füh-
rungsstil widersprüchliche Befunde vorliegen (ebd. S. 130). Im deutschsprachigen 
Raum hat sich gezeigt, dass ein mitarbeiterorientierter Führungsstil mit besserer emo-
tionaler Befindlichkeit einhergeht (Stadler & Spieß, 2003; Wieland, Klemens, Scher-
rer, Timm & Krajewski, 2004; Wilde, Hinrichs & Schüpbach, 2008). Der Effekt ist 
bei Frauen stärker ausgeprägt, als bei Männern (Wieland et al., 2004). Darüber hinaus 
konnten Gurt, Schwennen und Elke (2011) zeigen, dass gesundheitsspezifische Füh-
rung, also die explizite Berücksichtigung des Themas Gesundheit im organisationa-
len Alltag sowie das sichtbare Engagement der Führungskräfte für die Gesundheit 
der Beschäftigten zwar keinen direkten Effekt auf die Beanspruchung der Beschäf-
tigten zeigte, wohl aber mit einer verbesserten Gesundheitskultur – allerdings eben-
falls mit höherer Rollenambiguität – einherging. 
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Das Führungsverhalten kann allerdings sowohl als gesundheitsförderliche Ressource, 
wie auch als Stressor oder Risikofaktor in der Organisation wirksam werden. Für 
beide Wirkrichtungen liegen empirische Belege vor, wie die Übersichtsarbeit von 
Gregersen, Kuhnert, Zimber und Nienhaus (2011) zeigt. Sie fassen 34 Primärstudien, 
vier Reviews, drei Metaanalysen und ein Review, welches auch eine Metaanalyse 
enthält, qualitativ zusammen. Die Darstellung liefert somit eine vergleichsweise 
breite und aktuelle Übersicht zu den Zusammenhängen von Führung und Gesundheit, 
jedoch keine Hinweise zu deren Stärke und zur Belastbarkeit der jeweiligen Befunde. 
Die Gesundheit beeinträchtigende Wirkungen des Führungsverhaltens (Beleidigun-
gen, Ungeduld, Meinungsverschiedenheiten, Konflikte) wurden demnach in drei Pri-
märstudien (davon zwei Längsschnitt-Studien) sowie einem Review berichtet.  
Dagegen wurden in einer Metaanalyse, zwei Reviews und weiteren 18 Primärquellen 
(davon 12 Längsschnitt-Studien) Zusammenhänge zwischen Aspekten des Führungs-
verhaltens berichtet, die sich den Ressourcen zurechnen lassen (soziale Unterstüt-
zung, Gewährung von Partizipation durch die Vorgesetzten, Anerkennung, Wert-
schätzung, Kommunikation) sowie den Ergebnis-Variablen Fehlzeiten, Stress, Er-
schöpfung und Arbeitszufriedenheit. Übersichtsarbeiten (1 Metaanalyse und 1 Re-
view) zur Wirkung von Führungsstilen zeigen für transformationale Führung einen 
positiven Zusammenhang mit Arbeitszufriedenheit und einen negativen Zusammen-
hang mit Stress. Darüber hinaus wurde in einigen Studien eine moderierende oder 
mediierende Wirkung dieses Führungsstils auf weitere relevante Variablen gefunden. 
Für transaktionale und Laissez-faire Führung liegen weniger Befunde vor, die sich 
insgesamt als inkonsistent zusammenfassen lassen. Des Weiteren zeigte sich (1 Me-
taanalyse, 1 Review und 7 weitere Primärquellen), dass Mitarbeiterorientierung mit 
höherer Arbeitszufriedenheit zusammenhängt und mit weniger Stress, gesundheitli-
chen Beschwerden, Fehlzeiten und Burnout einhergeht. Aufgabenorientierte Führung 
ist dagegen eher positiv mit gesundheitlichen Beschwerden assoziiert, allerdings sind 
die Befunde hier eher uneinheitlich. In einem Review von Nyberg, Bernin und The-
orell (2005) zeigen sich Hinweise darauf, dass eine gute Balance zwischen Aufgaben- 
und Mitarbeiterorientierung mit weniger Stress bzw. Burnout verbunden ist. 
4.5.2.4 Wirkungspfad 4: Personmerkmale  Beanspruchung und Erleben 
Personmerkmale der Beschäftigten stehen in Wechselwirkung mit ihrem Erleben 
im Arbeitsprozess und ihrer Beanspruchung (Hart & Cooper, 2001). Sie können als 
zusätzliche Stressoren (z. B. Typ-A-Verhalten), als Ressourcen (z. B. Selbstwirk-
samkeitserwartungen, Gesundheitskompetenz, etc.) oder je nach ihrer Art bzw. 
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Ausprägung unterschiedlich wirken (z. B. Coping-Stile). Für allgemeine Selbst-
wirksamkeitserwartungen konnte gezeigt werden, dass diese im Sinne eines Puffer-
effekts den Zusammenhang zwischen Belastungen und Beanspruchungen moderie-
ren (Jex & Bliese, 1999; Jex, Bliese, Buzzell & Primeau, 2001). Wieland und Ham-
mes (2009) konnten zeigen, dass geringere individuelle Gesundheitskompetenz, de-
finiert als gesundheitsbezogene Selbstwirksamkeitserwartung (vgl. Wieland & 
Scherrer, 2007), mit einem schlechteren Gesundheitszustand verbunden war. 
4.5.2.5 Wirkungspfad 5: Beanspruchung und Erleben  Leistung und 
Gesundheit 
Die Beanspruchungsfolgen Leistung und Gesundheit stehen im 5 x 5 Wirkungsmo-
dell exemplarisch für die zentralen Zielgrößen im Rahmen der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung. Die Beanspruchung und das Erleben im Arbeitsprozess wirken 
sich mittel- und langfristig auf diese, wie auch auf weitere relevante Indikatoren 
wie z. B. Arbeitszufriedenheit und Wohlbefinden aus. So zeigte sich beispiels-
weise, dass Beschäftigte, bei denen die Beanspruchungsbilanz negativ ist, mehr 
körperliche Beschwerden, unspezifische Beschwerden und Schlaflosigkeit sowie 
höhere Fehlzeiten aufweisen (Wieland & Hammes, 2014). Die oben dargestellten 
Merkmalsbereiche und Wirkzusammenhänge sind darüber hinaus eingebettet in 
die jeweilige Unternehmens-, Führungs- und Gesundheitskultur der Organisation. 
Kulturelle Aspekte beeinflussen folglich auch die Qualität und Wirksamkeit von 
BGF-Maßnahmen und sollten deshalb bei deren Konzeption und Durchführung 
ebenfalls bedacht werden (vgl. Görg & Wieland, 2009; Wilde et al., 2008).  
Auswirkungen der Inanspruchnahme von Leistungsvoraussetzungen lassen sich 
zum einen nach der Dauer, in der sie auf die Beanspruchung folgen, unterteilen in 
kurz-, mittel- und langfristige Beanspruchungsfolgen. Zum anderen können die Fol-
gen der Beanspruchung dahingehend beurteilt werden, ob sie positive oder negative 
Auswirkungen nach sich ziehen. Eine kurzfristige positive Folge von Beanspru-
chung ist zum Beispiel die Herstellung einer verbesserten Leistungsbereitschaft 
durch sog. „Aufwärmeffekte“. Beim Vorliegen einer ungünstigen Konstellation 
von Aufgabenanforderungen und (subjektiv eingeschätzten) Bewältigungsmöglich-
keiten kann andererseits aber auch eine Stressreaktion als kurzfristige Folge der 
Beanspruchung auftreten (siehe Kap. 4.1.). Als mittelfristige Beanspruchungsfol-
gen sind im Arbeitskontext sicher zunächst vor allem einerseits die eigentliche Ar-
beitsleistung von Interesse sowie andererseits all jene Phänomene, die der Erfüllung 
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der Aufgabe entgegenstehen, wie Stress, Ermüdung, Monotonie, Sättigung, etc. 
(Richter & Hacker, 2012). 
Auch langfristig lassen sich sowohl negative wie auch positive Folgen der Bean-
spruchung unterscheiden. So sind einerseits arbeitsbedingte Erkrankungen als Fol-
gen langfristiger nicht optimaler Beanspruchung vielfach erforscht und beschrieben 
(z. B. Lohmann-Haislah, 2012), andererseits aber auch die positiven Auswirkungen 
von lern- und entwicklungsförderlich gestalteten Arbeitsbedingungen auf Gesund-
heit, Wohlbefinden und Persönlichkeit der Personen im Arbeitsprozess (Hacker, 
1984; Ulich, 2011). Da sich die vorliegende Arbeit mit dem Thema der gesund-
heitsförderlichen Arbeitsgestaltung befasst, wird im Folgenden nicht weiter auf den 
Zusammenhang von Beanspruchung und Leistungsindikatoren eingegangen. 
Zu den Zusammenhängen von Merkmalen der Arbeitsgestaltung, Belastungen und 
Beanspruchungen und Ressourcen einerseits und Krankheits- bzw. Gesundheitsin-
dikatoren und Wohlbefinden andererseits liegen inzwischen zahlreiche Primärquel-
len sowie einige neuere Überblicksarbeiten und Metaanalysen (Ganster & Rosen, 
2013; Lohmann-Haislah, 2012; Nixon, Mazzola, Bauer, Krueger & Spector, 2011; 
Rau & Buyken, 2015; Wieland, 2013) vor. Demnach lassen sich die vorliegenden 
metaanalytischen Befunde dahingehend zusammenfassen, dass mittlere bis starke 
Korrelationen zwischen Stressoren (work stressors) und Wohlbefinden (well-
being) vorliegen. Diese Ergebnisse zeigen sich stärker bei psychologischen, als bei 
physischen Indikatoren (Ganster & Rosen, 2013; siehe hierzu auch Nixon et al., 
2011). Außerdem zeigt sich, dass die Zusammenhänge zwischen Stressoren, welche 
die Erreichung arbeitsbezogener Zielsetzungen verhindern, und Wohlbefinden stär-
ker sind, als die Zusammenhänge zwischen Wohlbefinden und Merkmalen der Ar-
beit, die persönliches Wachstum fördern (Ganster & Rosen, 2013). Rau und Buyken 
(2015, S. 113) fassen zusammen, „dass hohe Arbeitsintensität, geringer Handlungs-
spielraum, Job Strain, Effort-Reward-Imbalance, Überstunden, lange Arbeitszeiten, 
bestimmte Formen von Schichtarbeit, geringe soziale Unterstützung, Rollenstress, 
Bullying und Arbeitsplatzunsicherheit als potentiell gesundheitsgefährdend einzu-
schätzen“ sind. 
Ordnet man die oben skizzierte Befundlage in eine arbeitspsychologische Betrach-
tungsweise ein (vgl. Wieland, 2013), ist zu erwarten, dass Maßnahmen gesundheits-
förderlicher Führung und Arbeitsgestaltung das Potential haben, die Gesundheit und 
das Wohlbefinden der Beschäftigten zu verbessern. 
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5 Interventionskonzept 
Bei der hier vorgestellten Maßnahme zur betrieblichen Gesundheitsförderung sind 
Intervention und Evaluation eng miteinander verschränkt. Im Folgenden soll jedoch 
zunächst nur die abstrakte Konzeption der Maßnahmen (Interventionskonzept) dar-
gestellt werden, bevor auf das Evaluationskonzept, einzelne Methoden sowie in 
späteren Kapiteln auf den konkreten Ablauf der Intervention und die Ergebnisse der 
Evaluation eingegangen wird. 
5.1 Ziele und Leitideen 
Das primäre Ziel des INOPE-Moduls „Gesundheitsförderliche Arbeitsgestaltung“ 
war, gemeinsam mit den Beschäftigten und Führungskräften im Finanzamt ein Kon-
zept zu entwickeln, das es ihnen ermöglicht, die gestiegenen Anforderungen (z. B. 
Arbeitsverdichtung, Personalabbau, alternde Belegschaft, neue Technologie, sich 
häufig ändernde Gesetzeslagen, etc.; s. Kap. 1.1) effizienter zu bewältigen, mit den 
Anforderungen einhergehende psychische Beanspruchungen zu optimieren und ins-
gesamt ihre Arbeitszufriedenheit zu steigern. Eine wichtige Zielsetzung in diesem 
Zusammenhang war, vorhandene Handlungs- und Gestaltungsspielräume auszulo-
ten, um den Rahmen für mögliche Maßnahmen zur Arbeitsgestaltung abzustecken 
und besser zu nutzen (vgl. Wieland & Görg, 2009). 
Weiter oben wurde bereits ausgeführt, dass nachhaltige Wirkungen von Betriebli-
cher Gesundheitsförderung insbesondere dann zu erwarten sind, wenn nicht nur auf 
der Verhaltensebene gearbeitet wird, sondern auch die Arbeitsbedingungen mit ein-
bezogen werden. Es hat sich gezeigt, dass Maßnahmen dann einen hohen Wir-
kungsgrad haben, wenn Sie Verhältnis- und Verhaltensprävention kombinieren 
(vgl. Ulich & Wülser, 2012; Wieland, 2010). Dementsprechend bestand das Ziel 
darin, ein arbeitspsychologisch fundiertes Interventionskonzept zu entwickeln, das 
verhältnisorientierte (Arbeitsgestaltung) und verhaltensorientierte (Wissensver-
mittlung, Teamentwicklung) Maßnahmen mit solchen der kulturellen Intervention 
(Austausch, Kommunikation) verbindet. Durch den Einsatz des Moduls sollte somit 




gert werden. Auf der individuellen Ebene sollte die personale Gesundheitskompe-
tenz gestärkt werden, indem die Eigenverantwortung und die Fähigkeiten für ge-
sundheitsförderliches Verhalten gefördert werden. Auf der organisationalen Ebene 
wird die organisationale Gesundheitskompetenz durch Maßnahmen der gesund-
heitsförderlichen Arbeitsgestaltung und die Entwicklung einer gesundheitsbezoge-
nen Führungs- und Unternehmenskultur gefördert (vgl. Wieland & Görg, 2009).  
5.2 Workshop-Konzept zur gesundheitsförderlichen Führung 
In dem Bestreben, den oben genannten Anforderungen möglichst gut gerecht zu 
werden und empirisch überprüfte Vorgehensweisen zu integrieren, orientierte sich 
das Konzept zunächst am Gesundheitszirkel-Ansatz. Dabei wurde versucht, die 
Vorteile von Düsseldorfer- und Berliner Modell zu kombinieren, ohne zugleich die 
Nachteile der beiden Ansätze in Kauf nehmen zu müssen. Dies sollte erreicht wer-
den, indem die Erarbeitung von Problemen und Lösungsansätzen zunächst nach 
Hierarchieebenen getrennt in Workshops auf Mitarbeiter- und Führungsebene vo-
rangetrieben wurde. Hierdurch wurde zum einen der Vorteil einer offenen Äuße-
rung von Problemen erreicht und zum anderen der Nachteil einer verzögerten Um-
setzung von Maßnahmen vermieden, da durch die externe Moderation die Ergeb-
nisse der jeweiligen separaten Arbeitskreise zeitnah ausgetauscht und ggf. weiter-
entwickelt und auf ihre Umsetzbarkeit hin überprüft wurden. In dieser ersten Phase 
der Intervention standen die Problemanalyse im Sinne einer Organisationsdiagnose 
und das Empowerment der Beteiligten durch Informationsvermittlung zu den Hin-
tergründen und Zusammenhängen Betrieblicher Gesundheitsförderung im Vorder-
grund. Sowohl auf der Eben der Führungskräfte, als auch auf der Ebene der Be-
schäftigten wurden in separaten Workshops einerseits gesundheitsrelevante The-
men und Probleme gesammelt und diskutiert und andererseits durch Impulsvorträge 
seitens der Forscher Wissen zur Betrieblichen Gesundheitsförderung an die betrieb-
lichen Akteure herangetragen. 
Darüber hinaus orientierte sich die Vorgehensweise – insbesondere bei Zusammen-
setzung von und der Arbeit mit der Projektgruppe – an den Empfehlungen, welche 
die Methode des Aufgabenbezogenen Informationsaustauschs vorschlägt. Wie bei 
diesem Ansatz wurden im vorliegenden Interventionsansatz eine möglichst schnelle 




tegration von nicht in expliziter Form vorliegendem Wissen über gesundheitsrele-
vante Probleme angestrebt. Auf dieser Grundlage wurden sodann für den Kontext 
der Finanzverwaltung passende Lösungsmöglichkeiten entwickelt. Diese Vorge-
hensweise griff zum einen die heterogene Zusammensetzung der Gruppen in ge-
wissen Phasen der Projektarbeit auf (Beschäftigte, Experten und Führungskräfte, 
externe Moderation) und zum anderen die oben dargestellten Prinzipien bzgl. der 
Findung und Umsetzung von Problemlösungen (siehe Kap. 4.4.3). 
Das Interventionskonzept sah zunächst ein Workshop-Konzept zur gesundheitsför-
derlichen Führung vor, welches die Grundlage für nachfolgende Arbeitsgestal-
tungsmaßnahmen bildet sollte. Beide Phasen waren eng miteinander verknüpft. Es 
war durchaus gewollt, dass sich die beiden Themenbereiche Führung und Arbeits-
gestaltung inhaltlich überlappten und fließend ineinander übergingen. Dies war 
etwa dann der Fall, wenn z. B. bei der Arbeit mit dem Führungs-Team mit dem Ziel 
des Empowerments Informationen über gesundheitsförderliche Arbeitsgestaltung 
vermittelt wurden. 
Der Schwerpunkt der ersten Phase lag in der Arbeit mit dem Führungsteam, sah aber 
auch Workshops auf Mitarbeiterebene vor. Die Workshops fanden zunächst getrennt 
nach Hierarchieebenen statt, um die oben beschriebenen Vorteile der freieren Mei-
nungsäußerung in Anlehnung an den Berliner Gesundheitszirkel-Ansatz zu nutzen. 
Die Workshops standen jedoch nicht unverbunden nebeneinander, da das Konzept 
vorsah, dass die Forscher zum einen die Arbeitskreise jeweils gegenseitig mit aufbe-
reiteten (anonymisierten und zusammengefassten) Ergebnissen aus dem jeweils an-
deren Arbeitskreis versorgten, um einen Survey-Feedback Prozess in Gang zu brin-
gen. Auf diesen Weise sollte ein systematischer Austausch zu Zielen, Bedürfnissen 
und Aufgaben der jeweiligen Gruppen hergestellt sowie die später vorgesehene Zu-
sammenführung der beiden Ebenen angebahnt werden. Das Ziel dieser Vorgehens-
weise war, die organisationale und individuelle Gesundheitskompetenz zu stärken, 
indem den Beteiligten nahegebracht wurde, die kontinuierliche (Wieder-) Herstel-
lung von Gesundheit als Aufgabe zu betrachten, die sowohl aus individueller, per-
sönlicher Perspektive, wie auch aus organisationaler Perspektive stets relevant ist. 
Gesundheit sollte auf diese Weise zunehmend als Gemeinschaftsaufgabe angesehen 
werden (vgl. Wieland & Görg, 2009). Während zwischen den Zielen, Aufgaben und 
Bedürfnissen der Akteure auf den verschiedenen Hierarchieebenen der Behörde „na-
turgemäß“ mehr oder minder große Differenzen existieren, ist dies hinsichtlich des 




eignete sich das Ziel Gesundheit besonders gut, um eine gemeinsame Aufgabenori-
entierung innerhalb und zwischen den Gruppen der Führungskräfte und der Beschäf-
tigten anzustreben (s. Abbildung 14). 
Darüber hinaus sollten die Ergebnisse der Workshops jeweils in knapp zusammen-
gefasster Form an die gesamte Belegschaft kommuniziert werden, um dem Leitge-
danken der Transparenz nachzukommen, die Bereitschaft aller Beschäftigten zu er-
höhen, sich für Ihre eigene Gesundheit und die Förderung der Gesundheit in der 
Behörde einzusetzen und das Commitment der Amtsleitung und der Sachgebiets-
leiter zu diesen Zielen und Aktivitäten zu verdeutlichen (vgl. Kap. 4.4.1 und 
4.5.2.1). Ein wichtiges Ziel des Workshop-Konzepts war, durch den Survey-Feed-
back Prozess die Bildung einer gemeinsamen Ziel- und Aufgabenorientierung an-
zuregen. Gesundheit sollt in der Belegschaft als „Gemeinschaftsaufgabe“ angese-
hen werden, deren Verfolgung alle angeht und von deren Umsetzung letztlich auch 
alle profitieren (s. Abbildung 14). Zur Erreichung dieses Ziels sollte mehrfach im 
Rahmen des Workshop-Konzepts auf Ebene der Beschäftigten wie auch auf der 
Ebene der Führungskräfte das Konzept „Gesundheit als Gemeinschaftsaufgabe“ 
präsentiert und diskutiert werden. Durch gemeinsame Arbeit an der Aufgabe „Ge-
sundheit“, sowie durch Kommunikation und Transparenz und das gezielte Setzen 
von Themen und Botschaften sollte somit neben der Arbeit an konkreten Problemen 





Abbildung 14: Arbeitsgestaltung als Führungsaufgabe – Gesundheit als Gemein-
schaftsaufgabe 
Sobald die Arbeiten in den getrennten Workshops ein gewisses Stadium der Kon-
kretisierung erreicht hatten und somit „Problemzurückhaltung“ nicht mehr befürch-
tet werden musste, sollten die beiden bisher getrennten Arbeitskreise in gemeinsa-
men Workshops zusammengeführt werden, um nun auch einen direkten Austausch 
zu den vorab erarbeiteten Problembereichen und Lösungsansätzen zu ermöglichen. 
Die Zielsetzung dieses sogenannten Kombi-Workshops war darüber hinaus, mög-
lichst konkrete Ansatzpunkte für die Verbesserung der ermittelten Probleme bzgl. 
der Gestaltung der Arbeitsbedingungen zu erarbeiten und ihre Umsetzung und die 
weitere Verfolgung der betreffenden Maßnahmen zu initiieren. 
5.3 Maßnahmen zur partizipativen Arbeitsgestaltung 
An dieser Stelle begann dann die zweite Interventions-Phase, deren Schwerpunkt 
bei der partizipativen Arbeitsgestaltung lag (Modul „Gesundheitsförderliche Ar-
beitsgestaltung“). Die Konzeption dieses Moduls orientierte sich an dem in Kapitel 
4.4 dargestellten „Fünf x Fünf-Wirkungsmodell“ zur Gestaltung gesunder und ef-




drei Funktionen: Es diente erstens dazu, der Amtsleitung die Notwendigkeit des 
Einsatzes von Analyseinstrumenten zur Evaluation der Intervention zu vermitteln 
und die Ansatzstellen sowie die Auswahl der Instrumente zu begründen. Zweitens 
half es in der ersten Phase in den Workshops als didaktisches Instrument bei der 
Wissensvermittlung. Ziele und Inhalte der betrieblichen Gesundheitsförderung so-
wie Wirkzusammenhänge wurden verdeutlicht, um die gemeinsame Ziel- und Auf-
gabenorientierung zu entwickeln. Drittens kam das Modell in der Evaluationsphase 
erneut zum Einsatz, wenn die Ergebnisse der Analysen an Beschäftigte und Füh-
rungskräfte zurückgemeldet wurden. Hier wurden abermals die Wirkzusammen-
hänge, diesmal anhand der konkreten Ergebnisse, verdeutlicht und einer kritischen 
Diskussion zugänglich gemacht. 
Das Arbeitsgestaltung-Projekt wurde mit einem Abschluss-Workshop beendet, an 
dem alle am Projekt beteiligten Abteilungen des Finanzamts sowie die Amtsleitung 
und alle Sachgebietsleiter teilnahmen. Die Forscher präsentierten anhand des 5 x 5 
Wirkungsmodells die Ergebnisse der summativen Projektevaluation und diskutier-
ten diese, sowie die im Rahmen der formativen Evaluation gewonnenen Erkennt-
nisse, gemeinsam mit den Beteiligten. Erfolge und offene Punkte sollten somit fest-
gehalten werden und eine Diskussion darüber angestoßen werden, ob im Sinne ei-
nes kontinuierlichen Verbesserungsprozesses ein erneuter Durchlauf des Pro-
jektzyklus gestartet werden sollte. Zugleich fand in diesem Setting im Sinne des 
qualitativen Paradigmas eine kommunikative Validierung der Ergebnisse der Ana-
lysen statt, da nicht nur die Ergebnisse zurückgemeldet wurden, sondern auch die 






Abbildung 15: Ablauf des BUW-Konzepts im Überblick 
 
Im folgenden Abschnitt wird in abstrakter Form ein Überblick über die formative 
und summative Evaluation des Interventionskonzepts gegeben. Auf einzelne Me-




Bei dem o.g. Interventionskonzept handelt es sich um einen komplexen Prozess, 
bei dem mit mehreren Gruppen von Akteuren zu verschiedenen Zeitpunkten mit 
verschiedenen Maßnahmen an mehreren, teils simultan verfolgten, Zielsetzungen 
gearbeitet wurde. Dementsprechend komplex ist auch die Aufgabe, diese Maßnah-
men zu evaluieren. Aus der Literatur zur Evaluation (Brandes & Schaefer, 2013; 
Brandtstädter, 1990; DeGEval - Deutsche Gesellschaft für Evaluation e. V., 2002; 
Döring & Bortz, 2016; Gollwitzer & Jäger, 2014; Holling & Gediga, 1999; Kuckartz, 
Dresing, Rädiker & Stefer, 2008; Scriven, 1967; Seiler, 2002; Shadish et al., 2008; 
Wottawa & Thierau, 2003) lassen sich Hinweise zur Bewältigung dieser Aufgabe 
entnehmen. Diese beziehen sich, grob vereinfacht, auf Beschreibungen der Beson-
derheiten von Feldforschung zu Evaluationszwecken, Empfehlungen zur Sicherung 
bzw. Erhöhung der Qualität der Evaluation, Fragen nach der Wirksamkeit und Wir-
kung sowie der Art der Effekte der Maßnahmen sowie auf Modelle zur Reduktion 
der Komplexität der Evaluation und Hinweise auf besondere Probleme bei der statis-
tischen Auswertung der Daten. Auf den ersten Aspekt wurde im Rahmen der Dar-
stellung des Forschungsansatzes der vorliegenden Arbeit bereits eingegangen (s. 
Kap. 1.2), die Auseinandersetzung mit Qualitätsstandards erfolgt im nächsten Kapi-
tel, abschließend wird das Evaluationsmodell kurz eingeführt, mit dessen Hilfe die 
Evaluationsergebnisse in der vorliegenden Arbeit eingeordnet werden sollen (s. Kap. 
10.1). Auf die Auswertung der Daten wird in Kapitel 6.2 eingegangen. 
Die grundlegende Frage bei der Evaluation von Interventionsmaßnahmen ist die 
Frage nach der Wirksamkeit der Maßnahme. Es gilt also zu beantworten, ob die 
Evaluationsergebnisse zeigen, dass die Intervention überhaupt einen Effekt in der 
erwarteten Richtung erzielt hat. Hat man hinreichende Belege hierfür, stellt sich als 
nächstes die Frage nach der Zuordnung verschiedener möglicher Ursachen für den 
jeweils vorliegenden Effekt (sog. Attributionsproblem). Bei der Beantwortung die-
ser Frage geht es sowohl um den Gewinn vertiefender Erkenntnisse zu plausiblen 
Wirkmechanismen für die Entstehung der Effekte (Gollwitzer & Jäger, 2014), wie 
auch um Analysen zum Ausschluss möglicher Alternativerklärungen (Shadish et 
al., 2008). Darüber hinaus ist ggf. zu prüfen, ob es neben den beabsichtigten Wir-
kungen der Intervention unter Umständen auch unbeabsichtigte Nebenwirkungen 




ebenso auch die Unsicherheit, mit der die betreffenden Aussagen behaftet sein dürf-
ten. Eine kausale Interpretation der Befunde im Hinblick auf die zweite Frage ist 
oftmals nur schwer möglich. Durch die Nutzung möglichst vieler Informationsquel-
len und den Ausschluss von Alternativerklärungen kann jedoch zumindest eine Ab-
leitung plausibler Erklärungen angestrebt werden. 
6.1 Qualitätsstandards 
Eine Orientierung zur Sicherung der Qualität von Evaluationen geben unter ande-
rem die „Standards für Evaluation“ der DeGEval - Deutsche Gesellschaft für Eva-
luation e. V. (2002) sowie die „Empfehlungen zur Anwendung der Standards für 
Evaluation im Handlungsfeld der Selbstevaluation“ (DeGEval - Deutsche Gesell-
schaft für Evaluation e. V., 2004). Auch wenn es sich bei der vorliegenden Arbeit 
nicht um eine Selbstevaluation handelt, entsprach die Rolle des Autors im Feld so-
wie sein nicht neutrales Interesse am Interventionskonzept, also dem Gegenstand 
der Evaluation, mehr einer Selbstevaluation. Die doppelte Rolle als Forscher und 
Berater im Rahmen der Intervention und als Evaluator, brachte es zwangsläufig mit 
sich, zugleich die Ziele der Interventionen zu verfolgen und deren Erreichung auch 
selbst zu dokumentieren und zu evaluieren. Die nachfolgende Betrachtung orien-
tiert sich deshalb an den Hinweisen der DeGEval zur Selbstevaluation. Diese de-
cken sich allerdings weitgehend mit den allgemeinen Evaluationsstandards. 
Die einzige Möglichkeit, der methodischen Problematik zu begegnen, die in dieser 
Konstellation (Doppelrolle des Forschers) und der intendierten Beeinflussung des 
Interventionsprozesses in Richtung einer möglichst hohen Zielerreichung angelegt 
ist, besteht darin, größtmögliche Transparenz bzgl. der eigenen Vorgehensweisen 
anzustreben und die jeweiligen Schritte argumentativ zu begründen (vgl. Kromrey, 
Roose & Strübing, 2016, S. 69–73). Dies entspricht einer Vorgehensweise, die sich 
an den Gütekriterien qualitativen Arbeitens orientiert, wie sie von Steinke (2004) 
beschrieben werden. Konkret wird die Vorgehensweise im Kapitel 8 beschrieben. 
Die betreffenden qualitativen Daten werden im Anhang zu dieser Arbeit ausführlich 
dokumentiert, um den qualitativen Gütekriterien der Transparenz und intersubjek-
tiven Nachvollziehbarkeit nachzukommen. 
Wichtig ist bei einer (Selbst-)Evaluation, die notwendigen Gestaltungsspielräume 




und zum anderen müssen die Beteiligten dies auch wollen (DeGEval - Deutsche 
Gesellschaft für Evaluation e. V., 2004). Des Weiteren sollten die Rollen und Auf-
gaben aller wesentlichen Akteure (bzw. Gruppen) geklärt und die jeweiligen Ver-
antwortlichkeiten festgelegt werden. Außerdem sind Vereinbarungen hinsichtlich 
Schutz, Weitergabe und Veröffentlichung der zu erhebenden Daten zu treffen. Im 
vorliegenden Kontext war dies z.B. eine Verpflichtung der Forscher auf den Schutz 
von Steuergeheimnissen. Schließlich sollten Transparenz und Vertrauen die Grund-
lage für die Zusammenarbeit der Beteiligten bilden und die Evaluation muss mit 
den notwendigen Ressourcen (in diesem Fall Drittmittel des BMBF) ausgestattet 
sein (DeGEval - Deutsche Gesellschaft für Evaluation e. V., 2004, S. 7-8). 
Die Standards für Evaluationen sind in die vier Merkmale Nützlichkeit, Durchführ-
barkeit, Fairness und Genauigkeit (ebd., S. 9) unterteilt. Tabelle 4 listet die einzel-
nen Standards auf und skizziert in Stichworten deren Anwendung im Rahmen der 
vorliegenden Evaluation.  
Tabelle 4: Evaluationsstandards 
Standards Anmerkungen zur Umsetzung 
Nützlichkeit  
N 1 Identifizierung der Beteiligten 
und Betroffenen 
… durch Gespräche mit der Amtsleitung und 
Workshops mit SGL und Beschäftigten 
N 2 Klärung der Evaluations- 
zwecke 
… Messung der Erreichung der Interventions-
Ziele; Bericht für OFD und BMBF; Dissertation 
N 3 Glaubwürdigkeit und Kompe-
tenz der Evaluatoren 
… aufgrund ao-psychologischer Methodenkom-
petenz 
N 4 Auswahl und Umfang der  
Informationen 
… im Wesentlichen durch Datenerhebungen im 
INOPE-Projekt gesteuert 
N 5 Transparenz von Werten … durch Präsentationen in Workshops offenge-
legt und diskutiert 
N 6 Vollständigkeit und Klarheit der 
Berichterstattung 
… durch Diskussion von (Zwischen-)Ergebnis-
sen mit den Betroffenen 
N 7 Rechtzeitigkeit der Evaluation … kurzfristig durch Survey-Feedback; abschlie-
ßend durch Projektbericht 
N 8 Nutzung und Nutzen der  
Evaluation 
… für die Steuerung des Interventionsprozesses 






Fortsetzung Tabelle 4: Evaluationsstandards 
 
Durchführbarkeit  
D 1 Angemessene Verfahren … (s. N4), zusätzliche Erhebungen erfolgten 
möglichst „sparsam“ und im Amt abgestimmt 
D 2 Diplomatisches Vorgehen … alle Betroffenen wurden in den Prozess  
einbezogen und angemessen beteiligt 
D 3 Effizienz von Evaluation … durch die Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen war ein konkreter Nutzen vor Ort gegeben 
Fairness  
F 1 Formale Vereinbarungen … wurden in Besprechungen mit der Leitung ge-
troffen und in Protokollen festgehalten 
F 2 Schutz individueller Rechte … durch anonymisierte Befragungen und Wert-
schätzenden Umgang in den Workshops 
F 3 Vollständige und faire Über-
prüfung 
… durch Rückmeldung der Ergebnisse im  
Prozess und kommunikative Validierung 
F 4 Unparteiliche Durchführung 
und Berichterstattung 
- lt. DeGEVal bei Selbstevaluationen kaum an-
wendbar; Annährung durch Selbstreflexion  
F 5 Offenlegung der Ergebnisse … durch offene Briefe an die Belegschaft und 
Abstimmung von Protokollen vor der Weitergabe 
Genauigkeit  
G 1 Beschreibung des Evaluations-
gegenstands 
… Aufbereitung von Problemen und Lösungs-
vorschlägen in Präsentationen und Berichten 
G 2 Kontextanalyse … im Rahmen dieser Arbeit in den Abschnitten 
zum Praxisfeld und zum INOPE-Projekt 
G 3 Beschreibung von Zweck und 
Vorgehen 
… mittels offener Briefe, Präsentationen und  
Berichten 
G 4  Angabe von Informations- 
quellen 
… mittels Präsentationen in den Workshops; mit 
Projektberichten; mit der vorliegenden Arbeit  
G 5 Valide und reliable Information … durch die Auswahl geeigneter Instrumente und 
die Orientierung an Gütekriterien (s. Kap. 6.2) 
G 6 Systematische Fehlerprüfung … im Forscher-Team sowie durch Rückmeldung 
und Diskussion mit den Betroffenen 
G 7 Analyse qualitativer und quan-
titativer Informationen 
… durch Nutzung quantitativer Befragungen, 
Workshops, Gespräche und Beobachtungen 
G 8 Begründete Schlussfolgerun-
gen 
… mehrfach im Prozess innerhalb der Work-
shops mit den Beteiligten sowie in Rundmails 
G 9 Meta-Evaluation … kann durch Rückgriff auf Projektberichte und 
Publikationen zum INOPE-Projekt erfolgen 






Die Vorgehensweise bei der gesamten Intervention im Finanzamt orientierte sich 
an der Survey-Feedback Methode (Lewin, 1946). Es handelt sich somit um einen 
Prozess, der durch eine iterative Abfolge von Analyse- und Interventionsschritten 
gekennzeichnet ist. Der Prozess wurde durch die BUW begleitet und zum Teil auch 
gelenkt, die Inhalte und Ziele wurden jedoch gemeinsam mit den Akteuren aus dem 
Finanzamt erarbeitet. Diese wurden entsprechend der Grundgedanken einer parti-
zipativen Evaluation (Brandes & Schaefer, 2013) möglichst gleichberechtigt in die 
Formulierung der konkreten Ziele des Interventionsprozesses eingebunden. Aller-
dings muss hierzu einschränkend gesagt werden, dass der Prozess nicht völlig offen 
war, sondern durch die Leitideen „Ansatzpunkt bei der Arbeitsgestaltung“ und „Ar-
beit mit Führungs- und Mitarbeiter-Teams“ geleitet wurde, die sich aus dem IN-
OPE-Gesamtprojekt ableiten. Zur Steuerung des Prozesses erfolgte eine formative 
Evaluation (Scriven, 1972), bei der überwiegend auf der Basis qualitativer Daten-
erhebungen im Rahmen des Survey Feedback Prozesses gemeinsam mit den Akt-
euren im Feld die Entscheidungen für die jeweils nächsten Teilschritte und Maß-
nahmen getroffen wurden. Parallel dazu erfolgten quantitative Datenerhebungen, 
welche die Grundlage für die summative Evaluation der Interventionen bilden. Eine 
detaillierte chronologische Übersicht der verschiedenen Interventionen sowie der 
Datenerhebung zu deren Evaluation ist Tabelle 5 zu entnehmen. 
Das Evaluationskonzept der vorliegenden Arbeit setzt somit auf eine formative und 
summative Evaluation der Interventionen und nutzt zu diesem Zweck qualitative 
und quantitative Erhebungen (Döring & Bortz, 2016; Mayring, 2012). Durch die 
Einbindung der Intervention in das INOPE-Verbundprojekt stehen quantitative Da-
ten aus den Gesundheitsbefragungen zur Verfügung, welche in allen neun Pilot-
Finanzämtern erhoben wurden. Darüber hinaus wurden im Interventions-Finanzamt 
zusätzliche Daten (quantitativ und qualitativ) erhoben, um vertiefende Analysen zu 
ermöglichen und den Interventionsprozess über die formative Evaluation zu doku-
mentieren und ggf. zu modifizieren. Bei der Datenerhebung wurden verschiedene 
Analyseinstrumente eingesetzt, um Vorteile der Methodentriangulation zu nutzen 
und einem möglichen common methods bias entgegenzuwirken (Cook & Camp-
bell, 1979; Shadish et al., 2008). 
Durch die Offenlegung der qualitativen Daten im Anhang der Arbeit werden nicht 




Nachvollziehbarkeit) eingehalten (Lamnek, 2005b; Steinke, 2004), sondern der In-
terventionsprozess in seiner Gesamtheit und die subjektiven Problemsichten der 
Beteiligten werden durch die Darstellung im Rahmen der formativen Evaluation 
erst erkennbar und damit interpretierbar und einer wissenschaftlichen Auseinander-
setzung zugänglich. Dies stellt einen Mehrwert gegenüber einer rein quantitativen 
Forschung dar, bei der einige Aspekte naturgemäß nicht sichtbar werden können. 
So kann es z.B. sein, dass während des Interventionsprozesses relevante Aspekte 
nicht bemerkt werden und erst durch den Abstand, den die Analyse der qualitativen 
Daten erzeugt, entdeckt werden. Beispielsweise kann manchmal der Sinn von Vor-
fällen in der Praxis oder Handlungen der Akteure im Feld teilweise erst im Nach-
hinein durch den Wechsel in eine rückblickende Perspektive, welche die Handlun-
gen in ihrem Kontext erkennbar werden lässt, erschlossen werden. Ein weiterer As-
pekt ist, dass sich der Beitrag des Forschers zur Erhebung der Daten wie auch zur 
Durchführung der Intervention bei einer distanzierten Betrachtung der Daten voll-
ständiger erschließen und bewerten lässt.  
Tabelle 5 gibt einen Überblick zu den Interventionsschritten und Datenerhebungen 
sowie den beteiligten Akteuren und den verwendeten qualitativen Methoden. Die 
Zeitpunkte bzw. Anlässe qualitativer Erhebungen überschneiten sich teilweise mit 
quantitativen Erhebungen. Die Tabelle ordnet die einzelnen Schritte des Interventi-
onsprozesses in die zeitliche Abfolge der quantitativen Datenerhebungen ein und gibt 






Tabelle 5: Interventionen, Methoden und Datenerhebungen im Überblick 
Datum Interventionen und qualitative Datenerhebun-
gen (Beteiligte / Methoden) 
Quantitative Datenerhebun-
gen (Verfahren / Stichprobe) 
Nov. 05  RUB (FAGS / Pilot-FA) 
Nov. 06  RUB (FAGS / Pilot-FA 
Mrz. 07 Gespräch mit Amtsleitung (V, SVV, GL / UI)  
Mrz. 07 1. MA-WS (11 MA / P, GD)  
Mrz. 07 Gespräch mit Amtsleitung (V, SVV, GL / UI)  
Mai 07 1. FK-WS (V, SVV, 7 SGL / P, GD)  
Mai 07 Gespräch mit Amtsleitung (V, SVV / UI)  
Jul. 07 Schriftliche Befragung (SVV, 4 SGL)  
Aug. 07 2. FK-WS (V, SVV, 8 SGL / P, GD))  
Sept. 07 2. MA-WS (8 MA / P, KA / GD)  
Okt. 07 3. FK-WS (V, SVV, 7 SGL / P, KA / GD / SF)  
Nov. 07 Gespräch mit Amtsleitung (V, SVV / UI)  
Nov. 07  RUB (FAGS / Pilot-FA) 
Jan. 08 4. FK-WS (V, SVV, 5 SGL / P, SF, GD)  
Feb. 08  RUB (FAGS / Kontrollgruppe) 
Feb. 08 1. P-WS (V, SVV, MA / P, GD, SF, 1. RF-Änd.) BUW (SynBA, EEB, FSF / I-FA) 
Mrz. 08 1. PT (GL, 6 MA / GD, 2. RF-Änderung)  
Apr. 08 2. PT (GL, 7 MA / GD, 3. RF-Änderung)  
Apr. 08 Gespräch mit OFD und Amtsleitung  
Jun. 08 3. PT (6 MA / PA, GD, RF: keine Änderungen)  
Jun. 08 Telefon-Interviews (V, SVV, 4 SGL / TI) BUW (Projektziele / I-FA) 
Jul. 08 4. PT (GL, 6 MA / GD)   
Jul. 08 5. PT (GL, 8 MA / KA, GD)  
Aug. 08  RUB (FAGS / Kontrollgruppe) 
Sept. 08 2. P-WS (V, SVV, MA / P, GD, SF) BUW (SynBA, EEB, FSF / I-FA) 
Nov. 09  RUB (FAGS / Pilot-FA) 
Anmerkungen: MA-WS = Mitarbeiter-Workshop, FK-WS = Führungskräfte-Workshop (Amtsleitung + 
SGL), P-WS = Projekt-Workshop (Auftakt u. Abschluss), PT = Projektgruppen-Treffen, RF = Risikofilter, 
NT = „Nebentätigkeiten“; P = Präsentation, GD = Gruppendiskussion, UI = unstrukturiertes Interview, TI 
= teilstrukturiertes Interview, KA = Kartenabfrage, SF = Survey-Feedback, PA = Punkte-Abfrage; I-FA, 




6.3 Evaluationsmodell nach Kirkpatrick 
Aus der oben beschriebenen Vorgehensweise resultieren Daten unterschiedlicher 
Form (quantitativ, qualitativ), die aus verschiedenen Quellen und Erhebungszeit-
punkten stammen und in unterschiedlicher Detailtiefe verschieden Aspekte der 
möglichen Wirkungen des Interventionskonzepts erfassen. Für eine integrierte Be-
trachtung und Interpretation der verschiedenen Daten ist es hilfreich, diese in ein 
Evaluationsmodell einzuordnen. 
Für die systematische Betrachtung von Evaluationsergebnissen wurden verschie-
dene Evaluationsmodelle vorgeschlagen (Kirkpatrick, D. L., 1959; Kirkpatrick, D. 
L. & Kirkpatrick, 2010; Koch & Wittmann, 1990; Stufflebeam, 2001; Wittmann, 
Nübling & Schmidt, 2002). Diese Modelle betonen jeweils bestimmte Aspekte der 
Evaluation und variieren in Abhängigkeit vom Evaluationsgegenstand, For-
schungskontext und Zweck der betreffenden Evaluationen (Döring & Bortz, 2016). 
Aufgrund seiner partizipativen Vorgehensweise, der Arbeit mit Teams auf ver-
schiedenen Hierarchiestufen und der aus dem OE-Ansatz entlehnten Haltung (Hilfe 
zur Selbsthilfe) hat das vorliegende Interventionskonzept Ähnlichkeiten mit Perso-
nalentwicklungsmaßnahmen, für deren Evaluation von Kirkpatrick, D. L. (1959) 
das 4-Ebenen-Modell der (Trainings-)Evaluation entwickelt wurde. Das Modell 
formuliert, dass Effekte von Trainings auf vier Ebenen auftreten können, von denen 
die jeweils untergeordneten als Voraussetzung der nachfolgenden Ebenen angese-
hen werden. Kirkpatrick, D. L. postuliert, dass möglichst alle vier Ebenen bei der 
Evaluation betrachtet werden sollten, um eine ganzheitliche Betrachtung des Er-
folgs der zu evaluierenden Maßnahmen vorzunehmen. In knapper Form sind die 
vier Ebenen wie folgt charakterisiert (Kirkpatrick, D. L., 1976): 
Ebene 1 „Reaktion“ ist definiert als das Ausmaß der Zufriedenheit der Teilnehmer 
mit der Maßnahme. Hier drückt sich aus, inwiefern diese die Intervention akzeptie-
ren und als nützlich einschätzen. Damit ist jedoch noch kein Nachweis eines tat-
sächlichen Nutzens der Maßnahme geführt. Daten auf dieser Ebene werden i.d.R. 
während oder unmittelbar nach der Maßnahme durch direkte (ggf. anonymisierte) 
Befragung der Teilnehmer gewonnen. 
Ebene 2 „Lernen“ bezieht sich auf die Messung der Verbesserung von Kenntnissen 
oder Fähigkeiten aufgrund der Maßnahme. Hierfür können sowohl objektive Maße, 




hier die Verwendung eines prä-post Designs für die Datenerhebung, um einen Zu-
wachs der betreffenden Maße quantifizieren zu können. 
Ebene 3 „Verhalten“. Auf dieser Ebene sollte die Frage beantwortet werden, ob 
sich im Arbeitsalltag der Teilnehmenden aufgrund der Maßnahme Änderungen in 
deren Verhalten ergeben haben. Dieser Nachweis ist schwieriger zu führen, als die 
Messung auf den beiden unteren Ebenen, liefert aber andererseits erst den Beleg für 
eine nachhaltige Wirkung der Maßnahme. Darüber hinaus sollten auf dieser Ebene 
auch Hinweise für mögliche Hindernisse gesammelt werden, die den Transfer des 
Erlernten in den Arbeitsalltag stören. 
Ebene 4 „Ergebnisse“. Auf dieser Ebene betrachtet man die Auswirkungen der 
Maßnahme auf die Organisation, indem man versucht, zu ermitteln, welche Resul-
tate für die Organisation als Ganzes erzielt werden konnten. Der (kausale) Nach-
weis der spezifischen Wirkungen der Maßnahme auf organisationale Erfolgsindi-
katoren ist nochmals schwieriger zu führen. Insbesondere Ergebnisse der formati-
ven Evaluation liefern auf dieser Ebene entsprechende Hinweise, vorausgesetzt, 
dass die Qualität der Daten entsprechende Schlussfolgerungen zulässt. 
Die Übertragung dieses Evaluationsmodells auf die Bewertung der Ergebnisse der 
vorliegenden Interventionen soll als Orientierungshilfe für die Einordnung der vor-
liegenden Daten dienen und deren integrierte Betrachtung auf einer höheren Abs-
traktionsebene erleichtern. Das Modell soll dabei helfen, qualitative wie quantita-
tive Daten und die Ergebnisse der formativen wie auch der summativen Evaluation 
zu systematisieren, um zu einer zusammenfassenden Aussage über die Wirksamkeit 
des Interventionskonzepts zu kommen (Kapitel 10.1). Dabei werden – nicht aus-
schließlich, aber vorrangig – die Ergebnisse der formativen Evaluation den Ebenen 
1 und 2 zuzuordnen sein, während die Ergebnisse der summativen Evaluation auf 




Nachdem im vorangegangenen Kapitel theoretische Aspekte zur Interventions- und 
Evaluationsforschung behandelt und die konkrete Ausgestaltung des Interventions- 
und Evaluationskonzepts zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung dargestellt 
wurden, wird im Folgenden auf die Methoden näher eingegangen, welche zur Be-
antwortung der Forschungsfragen zum Einsatz gekommen sind. Wie bereits oben 
dargestellt, handelt es sich bei der vorliegenden Arbeit um eine Evaluationsstudie, 
deren Zweck u.a. die Beantwortung der Frage ist, ob bestimmte Effekte erzielt wer-
den konnten, die sich auf der Grundlage theoretischer Überlegungen vorab anneh-
men ließen. Die Prüfung a priori aus der Theorie abgeleiteter Hypothesen entspricht 
der Logik des quantitativen Paradigmas. Im vorliegenden Fall handelt es sich bei 
den zu prüfenden Theorien um solche „mittlerer Reichweite“, da nicht die Prüfung 
der betreffenden Theorien Kernanliegen der Arbeit war, sondern die Übereinstim-
mung bzw. Vereinbarkeit der Befunde mit den vorhergesagten Effekten sowie letzt-
lich die Beurteilung des Ausmaßes der empirischen „Bewährung“ des vorgeschla-
genen Interventionskonzepts. Im Sinne des quantitativen Paradigmas werden des-
halb in Kapitel 7.1 Hypothesen aufgestellt, die Operationalisierung der relevanten 
Kennwerte dargestellt und die verwendeten statistischen Verfahren behandelt. 
Für das Urteil über die Brauchbarkeit des vorgeschlagenen Interventionskonzepts ist 
neben der Frage, ob ein beabsichtigter Effekt erzielt werden konnte, ebenso relevant, 
wie dieser Effekt zustande gekommen ist, welche Entscheidungen aus welchen Grün-
den im Verlauf des Forschungsprozesses getroffen wurden und wie der Interventi-
onsprozess und seine Resultate von den Akteuren im Feld eingeschätzt wurden. Diese 
Erkenntnisse sind zum einen wichtig, um eventuell notwendige oder zumindest po-
tentiell sinnvolle Modifikationen des Interventionskonzepts erkennen zu können. 
Zum anderen spielt auch die Einschätzung und Akzeptanz der Akteure eine wichtige 
Rolle, wenn es darum geht, zu beurteilen, inwiefern es tatsächlich gelungen ist, eine 
partizipative Vorgehensweise zu realisieren. Die Frage nach dem Verlauf des Prozes-
ses verweist auf den formativen Anteil der Evaluation. Für die Abbildung des Pro-
zesses und die Wiedergabe der Einschätzungen der Beteiligten hierzu sind qualitati-
ver Methoden angemessen. Die ausgewählten Methoden werden im Kapitel 7.2 dar-
gestellt. Im Sinne des qualitativen Paradigmas werden hier Forschungsfragen formu-




7.1 Quantitative Methoden 
Bei einer summativen Evaluation stellt sich zunächst die Frage nach der Wirksam-
keit der Interventionen im Hinblick auf die Ziele des Interventionskonzepts, die 
Erhöhung der Gesundheit und Zufriedenheit der Beschäftigten im Finanzamt. In 
einem zweiten Schritt ist dann die Frage zu beantworten, inwiefern davon ausge-
gangen werden kann, dass mit den Interventionen jene gestaltbaren Ansatzstellen 
betrieblicher Gesundheitsförderung (Wirkfaktoren) in der beabsichtigten Richtung 
verändert werden konnten, von denen man aufgrund theoretischer Erwägungen und 
empirischer Befunde einen positiven Einfluss auf die Gesundheit und Zufriedenheit 
der Beschäftigten erwarten kann. 
Im Kapitel 5 wurde dargelegt, dass das Interventionskonzept in zwei Phasen unterteilt 
war, in den mit unterschiedlichen Beteiligten im Finanzamt zuerst Workshops zur 
gesundheitsförderlichen Führung durchgeführt und anschließend der Schwerpunkt 
gesundheitsförderliche Arbeitsgestaltung bearbeitet wurde. Für beide Phasen werden 
im Folgenden zunächst die verwendeten Methoden, Gütekriterien, Untersuchungsde-
signs und Operationalisierungen dargestellt und Hypothesen bzw. Forschungsfragen 
dargestellt. 
7.1.1 Quantitative Gütekriterien 
Im quantitativen Paradigma haben sich die Hauptgütekriterien Objektivität, Relia-
bilität und Validität als Standards zur Beurteilung der Qualität von Datenerhebun-
gen durchgesetzt. Objektivität bezieht sich dabei auf die Unabhängigkeit der Er-
gebnisse einer Messung von dem Forscher, der die Daten erhebt und auswertet. Sie 
kann durch die Standardisierung der betreffenden Schritte des Forschungsprozesses 
gesteigert werden (Döring & Bortz, 2016). Im vorliegenden Kontext wurden über-
wiegend standardisierte Instrumente eingesetzt, eine Ausnahme bilden lediglich die 
gemeinsam mit den Akteuren im Praxisfeld entwickelten quantitativen Items zur 
Erreichung der Projektziele und zur Einschätzung weiterer Finanzamts-spezifischer 
Themen. Im Rahmen der INOPE-Gesamtevaluation wurden darüber hinaus die Be-
fragungen über ein online-Portal durchgeführt, was weitere Vorteile hinsichtlich 
der Objektivität der erhobenen Daten mit sich bringt. 
Reliabilität bezeichnet die Zuverlässigkeit der Messungen. Im Rahmen der Betrach-




Split-Half-Reliabilität, etc. unterschieden (Lienert & Raatz, 1994), bei der Anwen-
dung von Fragebogen im Anwendungsfeld wird überwiegend die interne Konsis-
tenz der eingesetzten Skalen mittels des Kennwertes Cronbachs Alpha (Cronbach, 
1951) überprüft. Es existieren verschiedene Empfehlungen dazu, welche Höhe die-
ser Wert haben sollte, um von einer „akzeptablen“ oder „zufriedenstellenden“ in-
ternen Konsistenz ausgehen zu können. Cronbach (1951, S. 311) sieht ab .70 „fairly 
large coefficients of equivalence“, d.h. eine ausreichende interne Konsistenz gege-
ben. Bei Bühner (2011, S. 80) wird ebenfalls ein Wert von .70 genannt, Bortz und 
Döring (2006, S. 199) sehen erst ab .80 eine ausreichende interne Konsistenz gege-
ben. In der neueren Literatur wird der Alpha-Koeffizient allerdings vermehrt auch 
kritisch diskutiert (vgl. Döring & Bortz, 2016, S. 467-469; Schermelleh-Engel & 
Werner, 2012, S. 130-139). In der vorliegenden Arbeit wird dennoch die interne 
Konsistenz der eingesetzten (Sub-)Skalen berichtet, um eine Einordnung der Skalen 
innerhalb der üblichen Konventionen zu ermöglichen. Schermelleh-Engel und 
Werner (2012, S. 132-134) führen aus, dass bei Verfahren mit eher heterogenen 
Items – die in der angewandten arbeitspsychologischen Forschung durchaus sinn-
voll verwendet werden – der Koeffizient Cronbachs Alpha die Reliabilität unter-
schätzen kann. In der vorliegenden Arbeit werden deshalb auch Subskalen mit in-
ternen Konsistenzen ab .60 verwendet, wenn aus den zu den Instrumenten vorlie-
genden Studien hervorgeht, dass sich die betreffenden Instrumente hinreichend em-
pirisch bewährt haben. 
Bei der Betrachtung des Gütekriteriums Validität muss zwischen der Verwendung 
des Begriffs zur Einschätzung der Gültigkeit der Werte eines Verfahrens und der 
Verwendung des Validitätsbegriffs im Sinne von Aussagen über die Gültigkeit von 
(kausalen) Schlüssen auf der Grundlage eines bestimmten Untersuchungsdesigns 
unterschieden werden. Validität als Merkmal eines Verfahrens wird wiederum in 
Inhalts-, Konstrukt- und Kriteriumsvalidität differenziert. Während erstere auf Ein-
schätzungen der Angemessenheit der Operationalisierung des betreffenden Kon-
strukts beruht, können für letztere Validitätskoeffizienten berechnet werden (Dö-
ring & Bortz, 2016, S. 469). 
Für die Evaluation des Interventionskonzepts ist jedoch vor allem der zweite Vali-
ditätsbegriff von Bedeutung, denn Überlegungen dazu, in welchem Maße sich auf-
grund der vorliegenden Datenerhebungen bzw. Untersuchungsdesigns gültige 
Schlüsse zur Erreichung der Ziele der Intervention ziehen lassen, sind ein zentrales 




Bei dem Interventionskonzept bzw. dessen Evaluation handelt es sich um ein 
Feldexperiment (quasi-experimentelles Design), da zentrale Merkmale experimen-
teller Forschung, wie systematische Bedingungsvariation und Randomisierung 
nicht umsetzbar waren. Cook und Campbell (1979) schlagen vor, sich zur Einschät-
zung der Güte quasi-experimenteller Untersuchungsdesigns an den Kriterien statis-
tische Validität, Konstruktvalidität sowie interne und externe Validität zu orientie-
ren. Darüber hinaus diskutieren sie, wodurch die jeweiligen Validitäten beeinträch-
tigt werden und geben Hinweise zum Umgang mit diesen Validitätsbedrohungen 
(Cook & Campbell, 1979; Shadish et al., 2008).  
Die Gültigkeit der Aussage, dass zwischen den betrachteten Variablen tatsächlich 
ein statistischer Zusammenhang besteht (statistische Validität), wird nach Cook und 
Campbell (1979) gefährdet, wenn keine ausreichenden Reliabilitäten bei der Mes-
sung der betreffenden Skalen erreicht werden oder wenn die Voraussetzungen für 
die Verwendung der statistischen Verfahren verletzt sind. Darüber hinaus können 
zufällige Unterschiede der Untersuchungsgruppen und (nicht statistisch kontrol-
lierte) Einflüsse von Drittvariablen die statistische Validität beeinträchtigen. 
Schließlich warnen die Autoren noch davor, eine Forschung im Sinne eines „fishing 
for effects“ zu betreiben, also nach Signifikanzen zu suchen und die Hypothesen im 
Nachhinein an die gefundenen Effekte anzupassen. 
Konstruktvalidität ist gegeben, wenn davon ausgegangen werden kann, dass durch 
die gewählte Operationalisierung das betreffende Merkmal oder hypothetische 
Konstrukt angemessen erfasst werden kann. Gefährdungen der Konstruktvalidität 
kann man durch die Verwendung verschiedener Varianten der Operationalisierung 
der betreffenden Merkmale oder Konstrukte und durch die Verwendungen mehre-
rer Messverfahren begegnen. Die Reaktivität der Messung stellt eine besondere 
Problematik hinsichtlich der Konstruktvalidität dar, sie liegt vor, wenn die befrag-
ten Personen sozial erwünschte Antworten geben oder die Hypothesen der Forscher 
erraten und ihr Antwortverhalten daran ausrichten. Darüber hinaus ist es problema-
tisch, wenn bei einer Erhebung nicht alle Ausprägungen der relevanten Variablen 
vorkommen bzw. gemessen werden können und wenn zu befürchten ist, dass Wech-
selwirkungen zwischen mehreren Interventionen oder zwischen der bzw. den Inter-





Auch die interne Validität, also die Güte der Folgerung, dass zwischen den Unter-
suchungs-Variablen eine kausale Beziehung besteht, kann durch zahlreiche Um-
stände gefährdet werden. Hier gilt es zu betrachten, ob Anhaltspunkte dafür vorlie-
gen, dass Effekte nur durch die Messung, statt durch die Intervention, oder aufgrund 
von Fehlern in den Messverfahren entstanden sein könnten. Bei Längsschnitt- 
Untersuchungen besteht die Gefahr, dass externe Einflüsse, d.h. zwischenzeitliches 
Geschehen, an Stelle der Intervention für ggf. aufgetretene Veränderungen der ab-
hängigen Variablen verantwortlich sein könnten. Auch können Entwicklungspro-
zesse der beteiligten Personen (Reifung) eine Bedrohung der internen Validität dar-
stellen und es ist problematisch, wenn im Verlauf einer Untersuchung Personen aus 
der Stichprobe ausscheiden (experimentelle Mortabilität). Darüber hinaus kann der 
Effekt der statistischen Regression zur Mitte auftreten, d.h. falls man (zufällig) bei 
den ersten Messungen einen extremen Wert erhalten hat, besteht die Wahrschein-
lichkeit, dass dieser bei der Folgemessung weniger extrem ausfallen wird. Selekti-
onseffekte und deren Interaktion mit den oben aufgeführten Gefährdungen (Inter-
vention, zwischenzeitliches Geschehen, …) der internen Validität stellen insbeson-
dere bei quasi-experimentellen Designs eine relevante Problematik dar. Darüber 
hinaus entstehen gerade bei der grundsätzlich sinnvollen Unterteilung des Designs 
in Experimental- und Kontrollgruppe weitere Probleme, etwa durch den Transfer 
oder die Imitation der in der Experimentalgruppe eingeführten Maßnahmen, durch 
kompensatorische Rivalität, eine Kompensation von Privilegien oder Demoralisie-
rungs-Effekte bei der Kontrollgruppe. Grundsätzlich besteht schließlich noch die 
Möglichkeit, dass zwar ein Zusammenhang festgestellt werden konnte, aber die 
Richtung der Kausalität für den Zusammenhang nicht eindeutig bestimmt werden 
kann (Cook & Campbell, 1979). 
Mit dem Begriff der externen Validität wird schließlich die Güte der Schlussfolge-
rung bezeichnet, dass die mit der Untersuchung ermittelten Ergebnisse auf andere 
Personengruppen oder Settings übertragen werden können. Auch ist in diesem Zu-
sammenhang relevant, ob die betreffenden Schlüsse für längere Zeiträume oder nur 
unter zeitlich eng umschriebenen Kontextbedingungen Gültigkeit haben. Gefähr-
dungen der externen Validität kann begegnet werden, indem Angaben zur Grund-
gesamtheit gemacht werden, auf die die Befunde der Untersuchung bezogen werden 




7.1.2 Untersuchungsdesign für das Workshop-Konzept zur 
gesundheitsförderlichen Führung 
Die Gesundheitsbefragungen wurden mit dem FAGS-BGF elektronisch über das 
Intranet der Oberfinanzdirektion Rheinland erhoben. Die Sammlung und Auswer-
tung dieser Daten im INOPE-Gesamtprojekt erfolgte durch die Ruhr-Universität 
Bochum. Für die Auswertungen im Rahmen der vorliegenden Arbeit standen dem 
Autor die Rohdaten der Befragungen zur Verfügung. In den Pilot-Finanzämtern 
fanden Datenerhebungen in den Jahren 2005, 2006, 2007 und 2009 (jeweils im No-
vember/Dezember) statt. Für die Analysen zur Evaluation der Interventionen des 
Workshop-Konzepts zur gesundheitsförderlichen Führung werden die Gesund-
heitsbefragungen aus 2006 und 2007 herangezogen. Sie rahmen den überwiegenden 
Teil der Interventionen ein. Eine Ausnahme bildet hier lediglich der vierte Füh-
rungskräfte-Workshop, welcher erst nach November 2007 durchgeführt wurde.  
Der partizipative Arbeitsgestaltungsprozess (s. Kap. 7.1.3) im Interventions-Fi-
nanzamt fällt in den Zeitraum zwischen den INOPE-Datenerhebungen vom No-
vember 2007 und November 2009. Allerdings endet der Prozess im Interventions-
Finanzamt bereits im August 2008, also etwas mehr als ein Jahr vor der Gesund-
heitsbefragung im November 2009. Die Daten aus den INOPE-Gesundheitsbefra-
gungen werden nicht für die Evaluation des Arbeitsgestaltungsprojekts genutzt, da 
davon ausgegangen werden muss, dass das die Ereignisse zwischen August 2008 
und November 2009 – unter anderem ein Wechsel des Vorstehers – einen größeren 
Einfluss auf die Ausprägungen der betreffenden Kennwerte hatten, als die in 2009 
über ein Jahr zurückliegenden Interventionen im Amt. 
Für die Gesundheitsbefragungen im Rahmen des INOPE-Projekts kam der von 
Zimolong und Kollegen entwickelte „Fragebogen zum Arbeits- und Gesundheits-
schutz – Betriebliche Gesundheitsförderung (FAGS-BGF)“ zum Einsatz. Das Ver-
fahren (Gurt, Uhle & Schwennen, 2010) ist auf der Grundlage des Fragebogens 
zum Arbeits- und Gesundheitsschutz von Stapp (1999) entwickelt worden, der in-
dividuelles sicherheits- und gesundheitsgerechtes Verhalten und mit dieser Thema-
tik zusammenhängendes Führungsverhalten erfasst. Theoretische Grundlage für 
den ersten Verhaltens-Bereich ist die Theorie des geplanten Verhaltens (Ajzen & 
Madden, 1986; zitiert nach Gurt et al., 2010), wonach die Einstellung, subjektive 




sen. Im zweiten Fragenkomplex werden explizite und implizite Führung unterschie-
den. Erstere wurde in Anlehnung an die Zielsetzungstheorie (Locke & Latham, 
1990; zitiert nach Gurt et al., 2010) operationalisiert, letztere (Führungskraft als 
Vorbild, Motivation der Mitarbeiter) lehnt sich an das Konstrukt der charismati-
schen Führung (House, 1977; zitiert nach Gurt et al., 2010) an. Im FAGS-BGF wer-
den diese theoretischen Grundlagen in ein erweitertes Belastungs-Ressourcenmo-
dell (Richter & Hacker, 2008) integriert. Das Verfahren unterscheidet internale,  
situationale und soziale Ressourcen und betrachtet kurz, mittel und langfristige Be-
anspruchungsfolgen aus patho- und salutogenetischer Perspektive (Gurt et al., 
2010). 
Der FAGS-BGF liegt in einer Mitarbeiter- und einer Führungskräfte-Version sowie 
einer Lang- (127-142 Items) und einer Kurzform (60 Items) vor. Er kann als Papier-
Bleistift oder elektronische Version dargeboten werden. Das Antwortformat besteht 
aus Aussagen, die auf einer fünfstufigen Ratingskala („stimmt völlig/immer“ bis 
„stimmt gar nicht/nie“) einzuschätzen sind. Schmerzen sind dagegen auf einer zehn-
stufigen Skala („kein Schmerz“ bis „stärkster vorstellbarer Schmerz“) einzustufen. 
Ermittelt werden ein Belastungs-, ein Ressourcen- und ein Gesundheitsprofil, die je-
weils in Haupt- und Subskalen unterteilt sind, wie der folgenden Tabelle 6 zu entneh-
men ist.  
Gurt et al. (2010) berichten zur Validität des Verfahrens, dass in einer Studie an einer 
Stichprobe von Beamten und Angestellten (Stadtverwaltung; N = 283) die aus dem 
zugrundeliegenden Modell abgeleiteten Zusammenhänge im Wesentlichen bestätigt 
werden konnten. So zeigten sich erwartungskonform signifikante negative Zusam-
menhänge zwischen den jeweiligen Kennwerten für Belastungen und Gesundheit 
(zw. -.27 und -.56) und signifikante positive Zusammenhänge zw. Ressourcen und 
Gesundheit (.21 bis .51). Die von den Autoren ermittelten Reliabilitäten (interne Kon-






Tabelle 6: Merkmalsbereiche, Skalen und Skalen-Reliabilitäten des FAGS-BGF. 
Merkmalsbereiche Skalen Cronbachs α * 
   FK MA 





.48 - .76 .64 - .80 
 Arbeits- 
organisation 
Betriebliche Leistungen,  
Information und Mitsprache 
.67 - .69 .68 - .70 
 Spezifische 
Belastungen 
Physische Stressoren,  
Psychosoziale Stressoren 







.61 - .66 .64 
 Motivation Persönliche Bedeutung, 
Kontrollüberzeugung 
.60 - .78 .63 - .79 
 Kompetenzen Selbstmanagement,  
Soziale Teamkompetenz 
.79 .82 - .88 
Externale  
Ressourcen 




   führung,  
Soziale Unterstützung 
.65 - .71 .71 - .88 
 Aus der  
Privatwelt 
Produktive Freizeit- 
   gestaltung,  
Soziale Unterstützung 
.69 - .73 .59 - .71 
Gesundheit Wohlbefinden Lebens- und Berufs- 



















.69 - .85 .71. - .88 
Anmerkungen und Quelle: FK = Führungskräfte; MA = Mitarbeiter; leicht modifizierte Darstellung 
nach Gurt et al., 2010, S. 49; * von den Autoren des Verfahrens berichtete interne Konsistenzen. 
In der vorliegenden Untersuchung wurden nicht alle Skalen der oben zitierten Ver-
sion des FAGS-BGF verwendet. Außerdem haben die Autoren im Rahmen des  
INOPE-Projekts teilweise Modifikationen des Verfahrens vorgenommen. In Ta-




BGF-Skalen berichtet, die ausreichende interne Konsistenzen aufweisen und für die 
vorliegende Arbeit verwendet wurden. Wenn Skalen keine ausreichenden internen 
Konsistenzen aufwiesen, wurde ggf. auf Einzelitems zurückgegriffen. Eine ausführ-
liche Darstellung der Konsistenzanalysen befindet sich im Anhang E. 
Tabelle 7: Interne Konsistenzen der verwendeten FAGS-BGF-Skalen. 
Merkmalsbereiche Skalen Cronbachs α 
 (Kürzel; Anzahl Items) FK MA 
Beanspruchung Beanspruchungsintensität  
   (GES_BIN, 3) 
,733 ,765 
Ressourcen Ressourcen  
   (RES_L; 7) 
,594 ,634 
 Handlungsspielraum  
   (RES_HS_L; 2) 
,795 ,672 
 Gesundheitsbezogenes Führungsverhal-
ten   (Eigenbeurteilung, PFs_L; 7) 
,727 -- 
 Gesundheitsbezogenes Führungsverhal-
ten   (Fremdbeurteilung) (PF_L; 7) 
-- ,811 
 Beteiligung und Einbindung-Selbst  
   (PF_Bes_K; 2) 
,672 -- 
 Beteiligung und Einbindung-Fremd  
   (PF_BE_N; 4) 
-- ,868 
 Übernahme von Verantwortung-Fremd  
   (PF_ÜV_M; 2) 
-- ,812 
Gesundheit Durchgängige Müdigkeit und Zerschla-
genheit   (GES_MÜ; 2) 
,589 ,654 
 Muskel-/Skelettbeschwerden  
   (GES_MSE) 
,778 ,789 
 Gesamtzufriedenheit 
   (GESz) 
,696 ,695 






In das Workshop-Konzept wurden das Führungs-Team (Amtsleitung und Sachge-
bietsleiter) und Vertreter aus allen Sachgebieten des Amtes einbezogen. Darüber 
hinaus wurden die Ergebnisse aller Workshops systematisch per E-Mail an alle Be-
teiligten kommuniziert. Man kann daher davon ausgehen, dass die Interventionen 
dieser Phase Wirkungen auf das gesamte Finanzamt gehabt haben könnten, so dass 
auch alle Beschäftigten in die Analysen einzubeziehen sind. Auf Grundlage der 
oben dargelegten Theorien zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung (s. Kap. 
4) und empirischen Befunde zu den Wirkungen betrieblicher Gesundheitsförderung 
(s. Kap. 2.4) kann angenommen, dass die Maßnahmen im Interventions-Finanzamt 
positive Auswirkungen auf die zentralen Zielgrößen betrieblicher Gesundheitsför-
derung haben sollten. Für die Auswertung der INOPE-Gesundheitsbefragungen aus 
2006 und 2007, welche die Phase der Organisationsdiagnose und -entwicklung 
(Workshop-Konzept) einrahmen, werden die FAGS-BGF Skalen für Gesundheit 
und Zufriedenheit als Indikatoren für die Wirksamkeit der Interventionen betrach-
tet. Somit lassen sich folgende Hypothesen ableiten: 
H1: Gesundheitsindikatoren verbessern sich. 
H2: Zufriedenheitsindikatoren verbessern sich. 
Im Rahmen des Workshop-Konzepts zur Organisationsdiagnose und -entwicklung 
wurden mehrfach Vorträge zu betrieblicher Gesundheitsförderung sowie zu ge-
sundheitsförderlicher Arbeitsgestaltung und Führung gehalten. Darüber hinaus 
wurden Probleme im Amt gesammelt und diskutiert und es wurden Problemlösun-
gen zu verschiedenen Gestaltungsbereichen umgesetzt. Es ist anzunehmen, dass die 
intensive Arbeit mit Führungskräften und die vermehrte Beteiligung und Einbin-
dung der Mitarbeiter in den Workshops sowie der Survey-Feedback Prozess zwi-
schen Führungskräften und Mitarbeitern nicht nur das Führungsverhalten beein-
flusst haben könnte, sondern auch die Partizipation der Beschäftigten verbessert 
haben sollte. Außerdem wurde angestrebt, mit den Beteiligten den Handlungsspiel-
raum für Optimierungen der Arbeit zu ermitteln und ggf. zu erweitern. Hieraus las-
sen sich die folgenden Hypothesen ableiten: 
H3: Das gesundheitsbezogene Führungsverhalten der Sachgebietsleiter ver-
bessert sich. 
H4: Die Beteiligung und Einbindung wird verbessert. 




Für die Testung der o.g. Hypothesen werden die Gruppen der Sachgebietsleiter und 
Mitarbeiter getrennt analysiert, da zum einen anzunehmen ist, dass das Workshop-
Konzept unterschiedliche Auswirkungen auf Führungskräfte und Beschäftigte 
hatte, weil in dieser Phase mehr Workshops mit den Führungskräften durchgeführt 
wurden. Zum anderen könnten die durch diese Workshops evtl. angeregten Verhal-
tensänderungen der Führungskräfte selbst wiederum zusätzlich zu den direkten 
Wirkungen der Workshops mit den Beschäftigten einen Einfluss gehabt haben. 
Bei den INOPE-Gesundheitsbefragungen liegen die Daten aus den Pilot-Finanzäm-
tern bzw. dem I-FA auf der Ebene der Personen nicht in einer über eine Codierung 
verbundenen Form vor. Somit handelt es sich weder um ein echtes Messwiederho-
lungs-Design, welches abhängige Stichproben liefert und intraindividuelle Verglei-
che der Messzeitpunkte im Sinne eines Split-Plot-Designs erlaubt, noch um echt 
unabhängige (randomisierte) Stichproben, welche eine Testung der Differenzen der 
Mittelwerte der interessierenden Merkmale mit Hilfe von Varianzanalysen für un-
abhängige Stichproben ermöglichen würden. Da mit einer vergleichsweise hohen 
Teilnahmequote aus den gleichen Populationen mehrfach nicht randomisiert Stich-
proben gezogen wurden, ist mit Sicherheit davon auszugehen, dass größtenteils die-
selben Personen in den Stichproben aus 2006 und 2007 vertreten sind. Eine infer-
enzstatistische Testung der Unterschiede der Ausprägungen der relevanten Merk-
male ist somit nicht möglich (vgl. Gollwitzer & Jäger, 2014). Die Überprüfung der 
Normalverteilungsannahme ergab, dass alle relevanten Skalen nicht als normalver-
teilt anzusehen sind (s. Anhang). In Anbetracht dieser Restriktionen werden die 
Daten aus den INOPE-Gesundheitsbefragungen wie folgt ausgewertet: 
1. Schritt: Vergleich der Differenzen der Mittelwerte hinsichtlich der interessieren-
den Merkmale im I-FA. Wenn keine praktisch relevante Differenz vorliegt, ist 
wahrscheinlich auch nicht von einem Effekt der Interventionen hinsichtlich des je-
weiligen Merkmals auszugehen. Da keine statistische Effektstärke berechnet wer-
den kann, werden Differenzen unterhalb 0,25 als nicht relevant betrachtet. 
2. Schritt: Explorative Betrachtung der Verläufe (Liniendiagramme) der Mittel-
werte der relevanten Skalen (bzw. Einzelitems) aller Beschäftigten bzw. Führungs-
kräfte des Interventions-Finanzamts im Vergleich mit den Werten der anderen Pi-
lot-Finanzämter. Wenn das Interventions-Finanzamts für den interessierenden Zeit-





3. Schritt: Weisen die ersten beiden Schritte auf mögliche Effekte hin, erfolgen mit 
Querschnitts-Analysen auf Individuums-Ebene vor (2006) und nach (2007) dem 
Workshop-Prozess (nicht-parametrisch, Kruskal-Wallis-Test). Signifikante Unter-
schiede stützen möglicherweise die Interpretation der ersten beiden Schritte, falls 
Abweichungen des I-FA statistisch abgesichert werden können. 
7.1.3 Untersuchungsdesign für die Maßnahmen zur partizipativen 
Arbeitsgestaltung 
Ergänzend zu den Daten der Gesundheitsbefragungen aus dem INOPE-Gesamtpro-
jekt wurden im I-FA weitere quantitative Befragungen durchgeführt, welche zum 
Ziel hatten, die Auswirkungen des Arbeitsgestaltungs-Projekts „Mitgestaltung am 
Risikofilter“ genauer abschätzen zu können. Dies war u.a. deshalb angezeigt, weil 
die geplanten Zeitpunkte der Gesundheitsbefragungen zwar den Zeitraum der 
Workshops zur gesundheitsförderlichen Führung gut abdeckten, nicht jedoch den 
des Arbeitsgestaltungsprojekts. Darüber hinaus wurden in diesen Datenerhebungen 
andere Verfahren eingesetzt, um einerseits eine multiple Operationalisierung der 
relevanten Konstrukte zu erreichen und andererseits ergänzend für die Praxispartner 
relevante Daten zu erheben. 
Die erste Datenerhebung erfolgte im Februar 2008 im Anschluss an den Workshop 
zum Auftakt des Projekts „Mitgestaltung am Risikofilter“. Die Fragebogen wurden 
in neutralen Umschlägen verteilt, im Versammlungsraum ausgefüllt und anschlie-
ßend in einer Sammelbox abgegeben. Mitarbeiter, die verhindert waren, erhielten 
die Fragebogen von Ihren Kollegen und schickten diese per Post an die BUW. Be-
fragt wurden alle Beschäftigten des I-FA, die von den Änderungen am Risikofilter 
betroffen waren. Dabei handelte es sich um die Beschäftigten der Sachgebiete SIST 
und VST 2000, zu diesem Zeitpunkt insgesamt 29 Personen. Für die Nachher-Mes-
sung wurden die Fragebogen Ende August 2008 an die Beschäftigten verteilt. Die 
Fragebogen konnten bis zum 11.09.2008 per Hauspost an die BUW zurückge-
schickt werden. Es handelt sich somit um ein Prätest-Posttest-Design ohne Kon-
trollgruppe. Zu beiden Zeitpunkten wurden die von Wieland und Kollegen entwi-
ckelten Verfahren „Synthetische Beanspruchungsanalyse (SynBA)“ und „Eigen-
schaftswörterliste zur Erfassung von Emotionen und Beanspruchungserleben wäh-




teiligten vor Ort Projektziele und Fragen zu Finanzamts-spezifischen Aspekten (Fi-
nanzamt-spezifische Fragen, FSF) erarbeitet, bei der Nachher-Befragung wurden 
außerdem Skalen zur Einschätzung der Erreichung der Projektziele sowie die Items 
zur Arbeits- und Lebenszufriedenheit aus dem FAGS-BGF ergänzt (vgl. Kap. 
7.1.2).. Die Verfahren werden im Folgenden vorgestellt. Die Teilnehmer wurden 
gebeten, einen selbstgenerierten Code auf den Bögen einzutragen, um eine Zuord-
nung der Daten zu ermöglichen. 
Synthetische Beanspruchungs- und Arbeitsanalyse (SynBA-GA) 
Mit der „Synthetischen Belastungs- und Arbeitsanalyse (SynBA-GA)“ haben Wie-
land-Eckelmann, Saßmannshausen, Rose und Schwarz (1999) ein Verfahren zur 
Analyse und Beurteilung psychischer Belastung und Beanspruchung vorgelegt, 
aufgrund dessen Hinweise zur beanspruchungsoptimalen Gestaltung von (Bild-
schirm-)Arbeitstätigkeiten abgeleitet werden können. In der ursprünglichen Ver-
sion des SynBA-GA-Verfahrens sind die Verfahrensteile zur Analyse der Arbeits-
aufgabe eng mit dem Instrument zur Erhebung der Beanspruchung verbunden und 
werden folglich in integrierter Form dargestellt (ebd.). Das Verfahren zur Messung 
der Beanspruchung wurde jedoch in der Folgezeit mehrfach weiterentwickelt und 
in neueren Publikationen separat beschrieben, weshalb es auch hier in dem nach-
folgenden eigenen Unterkapitel dargestellt wird. 
Untersuchungen zur psychischen Belastung bei informationsverarbeitenden Tätig-
keiten und den damit einhergehenden Beanspruchungen bilden zusammen mit Er-
kenntnissen der „mental workload“-Forschung und dem auf der Handlungsregulati-
onstheorie basierenden Prinzip der vollständigen Tätigkeiten (vgl. Kap. 4.3.6) die 
theoretische Grundlage des SynBA-GA-Verfahrens. Im Gegensatz zu vielen anderen 
Beanspruchungs- und Arbeitsanalyseverfahren setzt SynBA nicht auf einen bedin-
gungsbezogenen Ansatz und die Objektivierung durch den Einsatz von Beobachtern, 
sondern erhebt individuelle Einschätzungen. Diese personbezogenen Daten werden 
dann auf der Ebene vergleichbarer Tätigkeiten gemittelt, um zu einer Abstraktion von 
individuellen Besonderheiten einzelner Beschäftigter zu kommen. Mit dieser von 
Wieland als „semi-objektiv“ bezeichneten Vorgehensweise wird eine Verbindung 
der Vorteile von Beobachtungs- und Befragungsverfahren angestrebt.  
Im Zentrum des SynBA-GA-Verfahrens steht die „Gesamtaufgabe“, womit die drei 
Aufgabenbereiche organisatorisch-kommunikativer, individueller und interaktiver 




zu deren Erfüllung, Koordination, Kommunikation und Kooperation notwendig 
sind. Der zweite Bereich grenzt sich dadurch ab, dass die betreffenden individuellen 
Aufgaben vom Beschäftigten alleine auszuführen sind, während für den dritten 
Aufgabenbereich die Nutzung von Computern kennzeichnend ist. In Anlehnung an 
die im MTO-Ansatz vorgeschlagenen Analysebereiche werden diese Aufgabenbe-
reiche den drei Schnittstellen System-Aufgaben-Schnittstelle (SAS), Mensch-Ma-
schine-Schnittstelle (MMS) und Organisations-System-Schnittstelle (OSS) zuge-
ordnet. In der Arbeit auftretende Anforderungen und Belastungen werden für diese 
drei Schnittstellen mit jeweils 16 Gestaltungsmerkmalen erhoben, die wiederum zu 
den fünf Merkmalsklassen Aufgabenanforderungen, Tätigkeitsspielräume, Regula-
tionsbehinderungen, Leistungsvorgaben sowie Kooperation und Kommunikation 
zusammengefasst werden (s. Tabelle 8). Für die Bewertung können die Merkmale 
mit Mindestanforderungen sowie mit Benchmark-Werten verglichen werden.  
Das SynBA-GA-Verfahren besteht aus einem Analyse-Teil (A) zur Tätigkeitsbe-
schreibung, in dem der prozentuale Anteil relevanter Tätigkeiten in Form von Pro-
zentangaben erfasst wird und einem Fragebogen (Teil B) zur Analyse der Belastun-
gen und Anforderungen. Teil B besteht aus kurzen Situationsbeschreibungen, in 
denen die jeweiligen Gestaltungsmerkmale codiert sind. Diese Items werden auf 
einer 5-stufigen Likert Skala (0 = „trifft gar nicht zu“ bis 4 = „trifft vollständig zu“) 
beantwortet (ebd.). Für die Bildung der Skalenwerte schlagen die Autoren auf der 
Grundlage umfangreicher Vorstudien eine nichtlineare Transformation der fünfstu-
figen Likert-Skala in den Wertebereich von 0 bis 2 vor, wobei der Wert 0 keinen, 1 
mittleren und 2 hohen Gestaltungsbedarf anzeigt (ebd.). Die so entstandene Skala 
ermöglicht die Darstellung der Werte in einem Ampelsystem, welches sich insbe-
sondere für Survey-Feedback-Prozesse in der betrieblichen Praxis anbietet und zu 
diesem Zweck auch in der vorliegenden Arbeit eingesetzt wurde. Darüber hinaus 
können Kennwerte zu den Subskalen für die Schnittstellen bzw. Merkmalsbereiche 
gebildet werden, indem die jeweiligen Items pro Subskala gemittelt werden. Diese 
Skalen werden in der vorliegenden Arbeit für die Veränderungsmessungen bzw. 
Zusammenhangsanalysen verwendet, um die mit der nichtlinearen Transformation 
einhergehende Varianzeinschränkung und Verletzung der Linearitätsvoraussetzung 
zu vermeiden. 
Wieland-Eckelmann et al. (1999) berichten für die System-Aufgaben-Schnittstelle 
(SAS) eine interne Konsistenz von .69, in der vorliegenden Untersuchung wurde 




(OSS) und die Mensch-Maschine-Schnittstelle (MMS) liegt Cronbachs-Alpha je-
weils bei .78. In der vorliegenden Untersuchung wurden folgende Werte ermittelt: 
OSS: .60 (t0) und .71 (t2) sowie MMS .72 (t0) und .64 (t2). Die Validität des Ver-
fahrens konnte in Stichproben aus verschiedenen Branchen bestätigt werden (Wie-
land, 2005, S. 21-22; Wieland-Eckelmann et al., 1999, S. 461). 












… oft zutreffen 
 A2 Verarbeitungsoperationen 
 
… oft zutreffen 
 A3 Routinisierte Handlungen 
 
… selten zutreffen 
 A4 Kurzzyklische Tätigkeiten 
 
… selten zutreffen 
Tätigkeits- 
spielraum 
T1 großer Entscheidungsspielraum 
 
… oft zutreffen 
 T2 großer gestaltungsspielraum 
 
… oft zutreffen 
 T3 Einseitige Arbeit ohne Handlungs-
spielraum  





… selten zutreffen 
 R2 Mangelnde Rückmeldung 
 
… selten zutreffen 
 R3 Schlechte Arbeitsbedingungen 
 
… selten zutreffen 
 R4 Mangelnde Transparenz 
 
… selten zutreffen 
 R5 Störende Umweltbedingungen 
 





… manchmal zutreffen 
 L2 Zeitvorgaben 
 





… oft zutreffen 
 K2 Kooperative Arbeit 
 
… oft zutreffen 





Eigenschaftswörterliste zur Erfassung von Emotionen und Beanspruchungs-
erleben während der Arbeit (EEB) 
Die „Eigenschaftswörterliste zur Erfassung von Emotionen und Beanspruchungs-
erleben während der Arbeit (EEB)“ wurde entwickelt, um psychophysische Bean-
spruchung sowie weitere bei der Arbeit auftretende Befindlichkeiten zu messen. 
Auf den theoretischen Hintergrund des Verfahrens wurde bereits weiter im voran-
gegangenen Abschnitt eingegangen, da die EEB zunächst als Bestandteil des 
SynBA-GA-Verfahrens entwickelt wurde. Im Zentrum der EEB steht die Erfassung 
funktionaler und dysfunktionaler Beanspruchungszustände, welche auf Grundlage 
des Konzepts der optimalen Beanspruchung (siehe Kap. 4.3.3) zu einem Kennwert 
für die Beanspruchungsbilanz verdichtet werden (Wieland, 2005; Wieland-Eckel-
mann et al., 1999). 
Zur Evaluation des Arbeitsgestaltungsprojekts kam die ursprüngliche Langversion 
des EEB-Verfahrens zum Einsatz, welche außer den Kennwerten für positive und 
negative Beanspruchung, die in die Beanspruchungsbilanz eingehen, auch das Er-
leben von Kontrolle, Monotonie, Ärger, sowie positive und negative Emotionen 
erfasst. Die Erhebung dieser Befindlichkeiten bzw. Beanspruchungsindikatoren ge-
schieht durch die Vorgabe von Adjektiven, welche die Probanden auf einer 7-stufi-
gen Likert-Skala (1 = „trifft kaum zu“ bis 7 = „trifft außerordentlich zu“) dahinge-
hend beurteilen sollen, inwiefern diese „im Allgemeinen“ ihr Erleben bei der Arbeit 
beschreiben (Wieland, 2005).  
Das EEB-Verfahren wurde zwischenzeitlich zu einer Kurzform weiterentwickelt, 
dem „Wuppertaler Screening Instrument Psychische Beanspruchung (WSIB)“. Es 
misst mit neun Items die zentralen Kennwerte Beanspruchungsbilanz (funktionale 
und dysfunktionale Beanspruchung) und Kontrollerleben (Item „einflussreich“). Die 
Verrechnungsvorschriften des WSIB wurden übernommen, da sie sowohl in der neu-
eren Forschung zum Verfahren (Wieland & Hammes, 2014), als auch in den vorlie-
genden Daten bessere interne Konsistenzen ergeben.  
Tabelle 9 gibt die Zuordnung der Items zu den Skalen der EEB bzw. des WSIB, sowie 
deren interne Konsistenzen wieder. Bei den Skalen der EEB-Langversion „Ärger“ 
und „Negatives Gefühl“ legt die Berechnung der internen Konsistenzen nahe, das mit 




Tabelle 9). Die Validität der EEB bzw. des WSIB konnte in mehreren Studien bestä-
tigt werden (Hammes, 2015; Scherrer, 2002; Wieland, 2004; Wieland et al., 2006; 
Wieland, Metz & Richter, 2001).  
Tabelle 9: EEB-Skalen und interne Konsistenzen. 
Skalen Items Cronbachs Alpha ** 
(Item x gelöscht) 
Mentale Beanspruchung (MEN) konzentriert 
aufmerksam 
.78 
t0: .818 / t2: .837 
Motivationale Beanspruchung (MOT) leistungsbereit 
energiegeladen 
.80 
t0: .661 / t2: .642 
funktionale Beanspruchung (MEN+MOT)/2 .78 
t0: .803 / t2: .856 
Emotionale Beanspruchung (EMO) nervös 
entspannt * (x) 
aufgeregt 
.86 
t0: .814 / t2: .696 
(t0: .805 / t2: .770) 
Physische Beanspruchung (PHY) körperlich verspannt 
körperlich unwohl 
.87 
t0: .635 / t2: .670 
dysfunktionale Beanspruchung (EMO+PHY)/2 .77 
t0: .836 / t2: .806 
Kontrolle einflussreich 
selbstsicher 




t0: .897 / t2: .625 
(t0: .905 / t2: .838) 
Monotonie gelangweilt --- 





t0: .860 / t2: .880 





t0: .794 / t2: .606 
(t0: .848 / t2: .836) 
Anmerkungen und Quellen: eigene Darstellung nach Wieland-Eckelmann et al. (1999) und Wieland 
(2005); * = recodiert; kursiv = Items, Skalen und interne Konsistenzen der Kurzform WSIB nach 
Wieland und Hammes (2014); ** erste Zeile: von den Autoren des Verfahrens berichtete interne 






Finanzamt spezifische Fragen (FsF) 
Im Sinne der partizipativen Evaluation (Brandes & Schaefer, 2013) wurden gemein-
sam mit den Beschäftigten Projektziele und vertiefende Fragen zur Evaluation des 
Arbeitsgestaltungsprojekts entwickelt. Letztere sollten insbesondere die Sicht der Be-
schäftigten auf relevante Aspekte aus ihrem Arbeitskontext abdecken, welche aus der 
Perspektive der Praktiker als Erfolgsindikatoren gelten, den Forschern aber mangels 
Feldkompetenz nicht vorab bekannt waren. Da es sich bei diesen Fragen nicht um 
Operationalisierungen latenter Konstrukte im psychologischen Sinn handelt, sondern 
um Einstellungen und Meinungen der Beschäftigten zu bestimmten Sachverhalten, 
werden diese zwar zu inhaltlich zusammenhängenden Subgruppen zusammenge-
fasst, aber nicht statistisch aggregiert, sondern auf Itemebene analysiert. Die Skalen-
verankerungen wurden ebenfalls gemeinsam mit den Beschäftigten erarbeitet, um 
eine möglichst große Praxisnähe und Akzeptanz der Befragung zu erreichen. Dies 
führte zu einer gewissen Heterogenität des Antwortformats wieder, welches oftmals 
die Form einer Balance-Skalierung hat, da auch mögliche negative Auswirkungen 
des Arbeitsgestaltungsprojekts auf einzelne Sachverhalte vorab nicht ausgeschlossen 
werden sollten. Für die post-Messung wurden einige Items sprachlich leicht ange-
passt. Als Ziele des Arbeitsgestaltungsprojekts wurden erarbeitet: 
1. (Mit-)Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
2. Bessere Akzeptanz des Risikomanagements 
3. Mehr Transparenz bzgl. Risikofilter 
4. Balance zw. Fallzahlen und Steuergerechtigkeit 
5. Mehr Arbeitszufriedenheit 
Das Ausmaß der Zielerreichung wurde mittels einer 5-stufigen Likert-Skala erfasst 
(0 = gar nicht, 1 = kaum, 2 = etwas, 3 = ziemlich, 4 = völlig). 
Für die Einschätzung, ob sich aus Sicht der Beschäftigten relevante Aspekte ihres 
unmittelbaren Arbeitsumfelds durch das Arbeitsgestaltungsprojekt verändert hat-
ten, wurden Fragen zu den folgenden Themenbereichen erstellt: 
 Gewichtende Arbeitsweise / Risikomanagement 
Beispiel-Item: „Meiner Meinung nach ist die gewichtende Arbeitsweise 
…“ (0 = nicht sinnvoll, 1 = wenig sinnvoll, 2 = etwas sinnvoll, 3= eher 





Beispiel-Item: „Steuergerechtigkeit generell ist mir persönlich …“ (0 = 
kaum wichtig, 1 =etwas wichtig, 2 = einigermaßen wichtig, 3 =ziemlich 
wichtig, 4 = sehr wichtig) 
 Mit-Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
Beispiel-Item: „Auf die Gestaltung meiner Arbeitsbedingungen habe ich 
…“ (0 = keinen Einfluss, 1 = kaum Einfluss, 2 = etwas Einfluss, 3 = viel 
Einfluss, 4 = sehr viel Einfluss) 
 Selbstbestimmung und Sinnerleben bei der Arbeit 
Beispiel-Item: „Ich erlebe meine Arbeit als sinnvoll…“ (0 = gar nicht, 1 = 
selten, 2 = manchmal, 3 = oft, 4 = immer) 
 Führung (Kommunikation, Anerkennung und Wertschätzung) 
Beispiel-Item: „Die arbeitsbezogene Kommunikation mit meinem(r) SGL 
empfinde ich als …“ (0 = zu wenig, 1 = etwas zu wenig, 2 = genau richtig, 
3 = etwas zu viel, 4 = zu viel). 
Die FsF-Items wurden ebenfalls mit 5-stufigen Likert-Skalen erfasst. Die Skalen-
verankerungen spiegeln jeweils inhaltlich relevante Abstufungen der betreffenden 
Sachverhalte wieder.  
Darüber hinaus wurden die Items „Zufriedenheit mit Beruf/Arbeit“ und „Zufrie-
denheit mit dem Leben insgesamt“ aus dem FAGS-BGF übernommen (5-stufige 
Kunin-Faces-Scale). Die kompletten Fragebogen der vorher- (t0) und nachher-Mes-
sung (t2) können im Anhang eingesehen werden. 
Das Projekt zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung („Mitbestimmung am 
Risikofilter“) wurde im I-FA von Februar 2008 bis August 2008 durchgeführt. Für 
die Evaluation wurden mittels einer Codierung verbundene Stichproben gezogen, 
eine Kontrollgruppe konnte jedoch nicht gewonnen werden, somit liegt ein prä-post 
Design ohne Kontrollgruppe vor. Die Hypothesen werden je nach Anzahl der si-
multan zu betrachtenden abhängigen Variablen univariat mittels des T-Tests für 
abhängige Stichproben (Eid, Gollwitzer & Schmitt, 2013, S. 348-357) oder mul-
tivariat mit Hotellings T22 (Bortz & Schuster, 2010, S. 474-476) getestet. Wenn die 
Voraussetzungen für parametrische Tests nicht erfüllt sind, wird der Wilcoxon-Test 




Im Rahmen des Arbeitsgestaltungsprojekts erhielten die Beschäftigten die Mög-
lichkeit, mit einem partizipativen Ansatz Einfluss auf Ihre Arbeitsbedingungen (die 
Einstellungen des landesweiten Risikofilters sowie die Zusammenarbeit mit der Er-
hebungsstelle) zu nehmen. Die intendierte Wirkung dieser Maßnahmen war, einen 
positiven Einfluss auf die Wirkfaktoren Kontrolle und Kooperation auszuüben: 
H6: Das Kontrollerleben wird gesteigert. 
H7: Die Kooperation wird verbessert. 
Die wesentlichen Zielgrößen des Arbeitsgestaltungsprojekts waren ebenfalls die 
Gesundheit und das Wohlbefinden der beschäftigten. Im Sinne einer multiplen Ope-
rationalisierung und feineren Analyse wurde hier auf das Konzept der Beanspru-
chungsoptimalität (s. Kap. 4.3.3) zurückgegriffen und Wohlbefinden sowohl über 
Zufriedenheits-Skalen aus dem FAGS-BGF, als auch über differenziertere Skalen 
zum Erleben von Emotionen im Arbeitskontext (EEB) operationalisiert. Zur Wirk-
samkeit der Interventionen werden daher die folgenden Hypothesen formuliert: 
H8: Die Beanspruchung wird optimiert. 
H9: Das Wohlbefinden wird gesteigert. 
Indikatoren für langfristige Beanspruchungsfolgen konnten im Rahmen der ergän-
zenden Datenerhebungen im I-FA leider nicht erhoben werden, da die Akzeptanz 
der Beteiligten aufgrund der Dopplung dieser Merkmale mit den Datenerhebungen 
im INOPE-Gesamtprojekt nicht gegeben war.  
Aus der Perspektive des Finanzamts war außerdem die Frage interessant, inwiefern 
die Interventionen Änderungen der Einstellungen und Meinungen der Mitarbeiter 
zum Risikomanagement bewirken konnten. Für die Operationalisierung dieser 
Merkmale mussten aufgrund des spezifischen Themas Items neu entwickelt werden 
(s. 0). Die Untersuchung dieser Fragestellung hat folglich explorativen Charakter, 





7.2 Qualitative Methoden 
Die qualitativen Methoden zeichnen sich im Vergleich zu den quantitativen Metho-
den durch eine größere Heterogenität und Variabilität hinsichtlich der Methoden 
der Datenerhebung und -auswertung aus. Diese Vielschichtigkeit erstreckt sich 
auch auf die Diskussion zu den Gütekriterien qualitativer Forschung, welche von 
einer möglichst engen Orientierung an den quantitativen Gütekriterien Objektivität, 
Reliabilität und Validität bis zu deren völliger Ablehnung und der Formulierung 
spezifischer Gütekriterien für qualitative Forschung reicht (Steinke, 2004). Für die 
vorliegende Arbeit soll hierauf lediglich in dem Ausmaß eingegangen werden, wie 
es notwendig ist, um die Forschungsperspektive und die verwendeten Methoden 
offenzulegen und zu begründen. Dies betrifft zunächst die Gütekriterien, anschie-
ßend die eingesetzten Formen der Datenerhebung sowie die Vorgehensweise bei 
der Auswertung der Daten. 
7.2.1 Gütekriterien qualitativer Methoden 
Im Gegensatz zum quantitativen Paradigma (siehe z. B. Döring & Bortz, 2016) hat 
sich im qualitativen Paradigma kein einheitliches Verständnis hinsichtlich der Gü-
tekriterien durchgesetzt. Während einige Forscher dafür plädieren, die Gütekrite-
rien der quantitativen Forschung möglichst weitgehend auf die qualitative For-
schung zu übertragen, lehnen viele andere Autoren dies ab und formulieren statt-
dessen eigenständige Gütekriterien. Die wesentlichen Kriterien dieses alternativen 
Verständnisses sind intersubjektive Nachvollziehbarkeit, Transparenz, Triangula-
tion und ökologische Validierung (Helfferich, 2009; Lamnek, 2005b; Mayring, 
2010; Steinke, 2004). Transparenz meint dabei, dass die Forschungsschritte offen-
gelegt und verständlich dokumentiert werden und auf Grundlage der Daten eine 
plausible argumentative Interpretation vorgenommen wird, die es anderen erlaubt, 
den Forschungsprozess und die Schlussfolgerungen nachzuvollziehen. In der vor-
liegenden Arbeit werden deshalb sowohl die qualitativen Daten, als auch der an die 
Akteure im Feld gegebene Input (Präsentationen, offene Briefe, Protokolle) im An-
hang der Arbeit offengelegt. Unter Triangulation versteht man im qualitativen Pa-
radigma die gleichberechtigte Hinzuziehung mehrerer Datenquellen mit dem Ziel, 
einseitige Verzerrungen zu vermeiden. Welche Datenquellen in der Arbeit verwen-
det wurden, ist dem folgenden Abschnitt 7.2.3 bzw. für die quantitativen Daten dem 




der Forschung mit anderen Forschern und ggf. auch mit den Beteiligten im For-
schungsfeld diskutiert werden, um die subjektiven Deutungen der Forscher kritisch 
zu überprüfen (ökologische Validierung). Die vorliegende Arbeit orientiert sich 
ebenfalls an diesem Verständnis der qualitativen Forschung. Dort, wo qualitative 
Daten wiedergegeben und interpretiert werden, wird also versucht, Vorgehen, Da-
ten und Schlussfolgerungen soweit wie möglich offenzulegen und argumentativ zu 
begründen. Triangulation wird durch die Erschließung mehrerer Datenquellen und 
-arten angestrebt und eine ökologische Validierung durch die Rückkoppelung und 
Diskussion der Daten an die Akteure im Finanzamt im Rahmen des Survey-Feed-
back-Prozesses erreicht. 
7.2.2 Forschungsfragen 
Die qualitativen Daten ermöglichen es, den Interventionsprozess und dessen Ergeb-
nisse aus einer weiteren Perspektive zu betrachten. Um die Darstellung dieser Ana-
lysen zu systematisieren, werden die wesentlichen Themen in den folgenden For-
schungsfragen formuliert: 
F1: Welche Veränderungen im Erleben und Verhalten der Führungskräfte konnten 
im Verlauf des Interventionsprozesses beobachtet werden? 
F2: Welche Veränderungen im Erleben und Verhalten der Beschäftigten konnten 
im Verlauf des Interventionsprozesses beobachtet werden? 
F3: Wie beurteilen die beteiligten den Interventionsprozess und dessen Resultate? 
7.2.3 Datenerhebung und -auswertung 
Zur Gewinnung qualitativer Daten kann auf eine Vielzahl möglicher Datenquellen 
und Vorgehensweisen zurückgegriffen werden, die von Dokumentenanalysen über 
Beobachtungen bis hin zu Einzelgesprächen und Gruppendiskussionen reicht. Im 
Rahmen des Interventionsprozesses wurden Daten mit Hilfe von Interviews, Grup-
pendiskussionen, Beobachtungen sowie schriftlichen und telefonischen Befragun-
gen erhoben. Darüber hinaus wurden Dokumente und E-Mails analysiert. Der fol-




Dokumentenanalysen: Dem Autor wurden seitens des Interventions-Finanzamts 
eine Reihe von internen Dokumenten für die Setting-Analyse und die Vorbereitung 
von Interventionen zugänglich gemacht (siehe Anhang D). Darüber hinaus steht der 
E-Mail-Verkehr mit den Akteuren aus dem Finanzamt für Dokumentenanalysen zur 
Verfügung (siehe Anhang I). Aus methodischer Hinsicht sind beide Quellen als 
verlässlich einzustufen (Döring & Bortz, 2016; Kormann, 1995, 1996). 
Interviews: Die Gespräche mit der Amtsleitung des Finanzamts sind methodisch als 
unstandardisierte Interviews einzustufen. Des Weiteren wurden leitfadengestützte 
teilstandardisierte Interview mit den Führungskräften des Finanzamts durchgeführt.  
Gruppendiskussionen: Bei den Workshops und der Projektgruppen-Sitzungen wur-
den Gruppendiskussionen zur Gewinnung von Daten wie auch zur Besprechung der 
Daten im Rahmen des Survey-Feedback-Prozesses genutzt. Für Interviews wie für 
Gruppendiskussionen gilt, dass die Daten idealerweise per Audio oder Video auf-
gezeichnet und anschließend transkribiert werden sollten (Kruger, 1983; Lamnek, 
2005a). Da dies im vorliegenden Setting aufgrund des Steuergeheimnisses nicht 
möglich war, wurde bei der Arbeit im Forschungsfeld auf Mitschriften, Gedächt-
nisprotokolle und Memos zurückgegriffen (Kühn & Koschel, 2011). Bungard et al. 
(1996) empfehlen für diesen Fall, Workshops etc. immer zu zweit durchzuführen, 
um den Moderator nicht mit der zeitgleichen Anfertigung von Notizen zu überlas-
ten. Mit Ausnahme der Projektgruppen-Treffen wurde diese Empfehlung bei den 
hier vorgestellten Interventionen stets umgesetzt (siehe Kapitel 4.4.1). 
Alle qualitativen Daten können dem Anhang dieser Arbeit entnommen werden. Sie 
wurden pseudonymisiert, chronologisch geordnet und fortlaufend nummeriert, da-
mit aus dem Ergebnisteil heraus präzise Referenzen auf die betreffenden Daten 
möglich sind. Die Auswertung der Daten erfolgte mit Hilfe der Software 




Die folgende Darstellung des Prozesses und der formativen Evaluation folgt wei-
testgehend der chronologischen Reihenfolge der einzelnen Schritte des Interventi-
onsprozesses. Zur besseren Orientierung erfolgt zunächst ein Überblick zum kon-
kreten Ablauf des in Kapitel 5 idealtypisch skizzierten Workshop-Konzepts. An-
schließend wird der Prozessablauf im Einzelnen nachgezeichnet. Den Abschluss 
dieses Anschnitts bildet die zusammenfassende Darstellung der Erkenntnisse aus 
der formativen Evaluation, orientiert an der in Kapitel 7.2.1 dargestellten Logik 
qualitativer Gütekriterien. Ziel ist die Herstellung von Transparenz bezüglich der 
Aktivitäten im Feld, die Offenlegung des Prozesses und der im Verlauf gewonne-
nen Erkenntnisse und aufgrund dieser getroffenen Entscheidungen, die wiederum 
den weiteren Verlauf des Interventionskonzepts beeinflusst haben. Auf diese Weise 
soll eine intersubjektive Nachvollziehbarkeit der jeweiligen Erkenntnisse und Ent-
scheidungen und eine konkrete Beschreibung der Perspektiven der Akteure im Feld 
sowie der wechselseitigen Beeinflussung von Forschern und Praktikern im Laufe 
des Interventionsprozesses ermöglicht werden. 
8.1 Interventionsprozess im Überblick 
Unsere Aktivitäten im Feld waren unterteilt in das Workshop-Konzept zur gesund-
heitsförderlichen Führung und das partizipative Arbeitsgestaltungsprojekt. Bei ers-
terer standen Gespräche mit der Amtsleitung sowie Workshops mit Führungskräf-
ten und Beschäftigten aus verschiedenen Bereichen des Finanzamts im Vorder-
grund. Im Laufe dieser Auseinandersetzung mit den konkreten Problemstellungen 
aus dem Feld kristallisierte sich mit der Service- und Informationsstelle (SIST) und 
dem Veranlagungsbereich 2000 (VST 2000) eine Zielgruppe heraus, welche beson-
ders belastet war und deshalb vorrangiger Ansatzpunkt für die gesundheitsförderli-
che Arbeitsgestaltung wurde. Die Suche nach geeigneten Ansatzstellen für eine 
Form der Arbeitsgestaltung, welche sich durch die oben betonte partizipative Vor-
gehensweise auszeichnen sollte, ergab schließlich den Bedarf und die Möglichkeit 
einer Mitgestaltung einzelner Aspekte der sogenannten gewichtenden Arbeitsweise 




„Mitgestaltung am Risikofilter“ angelegt und kommuniziert. Den Auftakt und Ab-
schluss dieses Arbeitsgestaltungsprojekt bildeten Workshops mit der Amtsleitung 
sowie allen betroffenen Führungskräften und Beschäftigten. Für die konkreten 
Schritte bzw. Änderungen der Einstellungen des Risikofilters wurde eine Projekt-
gruppe gebildet, deren Arbeitstreffen vom Autor moderiert wurden. Abbildung 16 
stellt die beiden Phasen und wesentliche Elemente der Umsetzung des Interventi-
onskonzepts im Überblick dar. 
 
Abbildung 16: Ablauf des Interventionsprozesses im Überblick 
Im folgenden Kapitel 8.2 werden der Ablauf des Interventionsprozesses sowie die 
jeweiligen Zwischenergebnisse der formativen Evaluation im Einzelnen dargestellt. 
Im Anschluss daran erfolgt zunächst eine zusammenfassende Darstellung der for-
mativen Evaluation (Kapitel 8.1), bevor die Ergebnisse der summativen Evaluation 
präsentiert werden (Kapitel 9). 
8.2 Ergebnisse 
Da davon auszugehen ist, dass jedwede Aktivität im Feld zugleich Interventions-
charakter haben kann, insbesondere auch dann, wenn Daten erhoben, aufbereitet 
und im Sinne der Survey-Feedback-Forschung an die Beteiligten zurückgemeldet 
werden, werden qualitative Daten wie Gespräche oder Workshops hier in chrono-
logischer Reihenfolge ebenso berichtet, wie ergänzende quantitative Datenerhebun-
gen. Das folgende Kapitel entspricht also einer „Mixed-Methods“-Darstellung und 
verfolgt das Ziel einer möglichst guten intersubjektiven Nachvollziehbarkeit der 
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betreffenden Aktivitäten, um die daraus gewonnenen Erkenntnisse bzw. subjekti-
ven Schlussfolgerungen des Autors einer kritischen Diskussion zugänglich zu ma-
chen. Die Darstellung des Interventionsprozesses kann hier aus Platzgründen nur in 
knapper, inhaltsanalytisch zusammengefasster Form erfolgen, die umfangreiche 
Dokumentation der Daten im Anhang ermöglicht jedoch, den Prozess ggf. auch im 
Detail nachzuvollziehen. Auch wenn die Übergänge zwischen einzelnen Interven-
tionsschritten nicht scharf abgrenzbar sind, werden die Aktivitäten zu den Phasen: 
„Beginn des Interventionsprozesses“; „Workshop-Konzept zur gesundheitsförder-
lichen Führung“; „Auftakt zum Risikofilter-Projekt“; „Projektarbeit (partizipative 
Arbeitsgestaltung)“ und „Abschluss des Interventionsprozesses“ zusammengefasst, 
um dem Leser die Orientierung zu erleichtern (vgl. Kapitel 5). 
8.2.1 Beginn des Interventionsprozesses 
Der Interventionsprozess begann im März 2007. Nach einem kurzen ersten Ge-
spräch mit der Amtsleitung des Interventions-Finanzamts führten Prof. Wieland 
und der Autor einen Workshop (WS) mit Vertretern aller Sachgebiete (ausgenom-
men VST 5000) des I-FA durch [I_01, 15]4. Der WS fand ohne Beisein von Füh-
rungskräften statt, um im Sinne des Berliner Gesundheitszirkel-Ansatzes (vgl. Kap. 
4.4.2) eine möglichst offene Meinungsäußerung zu fördern. Ziel des Workshops 
war, mit den Beschäftigten einen Einstieg in den Interventionsprozess zu finden, 
Probleme aus Sicht der Belegschaft zu sammeln und den Handlungsspielraum (vgl. 
Kap.4.3.6) für mögliche Interventionen zu sondieren [I_01.2, 23-39]. Die Ursachen 
für die schlechte Stimmung bzw. niedrige Arbeitszufriedenheit im I-FA aus Sicht 
der Beschäftigten lassen sich in vier Kategorien zusammenfassen: 
1. Verschlechterungen hinsichtlich der Rand- und Rahmenbedingungen: Einige 
Sachbearbeiter beschwerten sich darüber, dass in der letzten Zeit durch den 
Dienstherrn Änderungen bzgl. der Beschäftigungsbedingungen vorgenommen 
worden waren [Erhöhung der Arbeitszeit, I_01, 26, 37; Kürzung des Weih-
nachtsgeldes, I_01, 27]. 
2. Negativ empfundene Aspekte von vorangegangenen Maßnahmen im Amt: Ein 
Umzug innerhalb des Amtes, verbunden mit Änderungen der personellen Zu-
sammenstellung einiger Sachgebiete hatte zu Verunsicherung, Unruhe und 
Unzufriedenheit geführt [I_01, 24]. 
                                                     




3. Unzufriedenheit mit bzw. Misstrauen gegenüber der Führungsebene: Die Be-
schäftigten beschwerten sich über den Umgang der Führung mit Kritik aus der 
Belegschaft [I_01, 28, 39] sowie über mangelnde Unterstützung bei konkreten 
Problemen [I_01, 28]. Im Zusammenhang mit dem Gesundheitsmanagement 
und dem INOPE-Projekt und äußerten die Beschäftigten Unzufriedenheit über 
den Umgang mit dem BGM [I_01, 26, 28, 35, 36, 38, 39], Misstrauen gegen-
über der Anonymisierung der Daten [I_01, 32] und unterstellten der Führung 
bzw. dem Dienstherrn unlautere Absichten hinter den BGM-Aktivitäten [I_01, 
28, 30, 31, 32, 33]. 
4. Probleme im Zusammenhang mit der Arbeits- und Aufgabengestaltung: Die 
Beschäftigten beschwerten sich im Allgemeinen über eine gestiegene Arbeits-
belastung [I_01, 34, „immer mehr und immer komplizierter“], insbesondere 
auch über den zunehmenden Umfang von Zusatzarbeiten (d.h. veranlagungs-
fremde Tätigkeiten) [„Müll“, I_01, 25] und führten zum Teil auch sehr kon-
krete Probleme auf [I_01, 23]. 
Im Anschluss an den WS fand ein Gespräch mit der Amtsleitung (AL) statt. Die 
Ergebnisse des WS wurden der AL erläutert, die AL schilderte ihre Sicht der Prob-
lematik, mögliche Interventionen wurden diskutiert und das weitere Vorgehen ab-
gesprochen. Es wurde vereinbart, die Ergebnisse des ersten Treffens in Form eines 
offenen Briefes an die gesamte Belegschaft des I-FA zu kommunizieren, um Trans-
parenz und Offenheit sowie die Unterstützung der Amtsleitung für die Interventio-
nen zu signalisieren (s. Kap. 4.4.1). Dieser Brief wurde in der Woche nach dem 
Treffen von der BUW verfasst und durch die Amtsleitung via E-Mail an alle Be-
schäftigten verteilt. 
8.2.2 Workshop-Konzept zur gesundheitsförderlichen Führung 
Das Interventionskonzept (vgl. Kapitel 5) sah für die erste Interventions-Phase eine 
Reihe von Workshops auf Mitarbeiter- und Führungsebene vor. Die Vorgehens-
weise in dieser Phase orientiert sich an der Survey-Feedback-Methode. Die Ziele 
dieser Phase des Prozesses waren, den Akteuren vor Ort relevantes Fachwissen zu 
vermitteln (vgl. Kapitel 4.4.1, „Hilfe zur Selbsthilfe“ und Kapitel 3.2 „Empower-
ment“), Probleme aus Sicht beider Ebenen zu ermitteln und eine Verständigung 
zwischen den Ebenen zu vermitteln, um zum einen erste konkrete Änderungen und 




Zentrum des Forschungsprojekts stehenden Maßnahmen zur gesundheitsförderli-
chen Arbeitsgestaltung zu finden. Konkret sind aus dieser Phase die folgenden Ak-
tivitäten und Ergebnisse zu berichten: 
Mai 2007: Erster Workshop mit der Führungsebene des I-FA und Nachbespre-
chung des Workshops mit der Amtsleitung 
An dem Workshop nahmen die Amtsleitung (Vorsteher und Stellvertreter) sowie 
mit einer Ausnahme alle Sachgebietsleiter des Finanzamts teil [I_04, 33]. Im Rah-
men einer Präsentation durch Prof. Wieland wurde den Beteiligten Wissen zur ge-
sundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung, zu relevanten Eigenschaften und notwen-
digen Qualifikationen der Beschäftigte und zur Passung zwischen Arbeitsbedingun-
gen (Arbeitsgestaltung) und Personen (Qualifizierung) vermittelt. Die entscheiden-
den Wirkzusammenhänge wurden mit Hilfe des 5x5-Wirkungsmodells verdeut-
licht, als Ziel betrieblicher Gesundheitsförderung wurde eine beanspruchungsopti-
male Gestaltung der Arbeit in den Vordergrund gestellt. Darüber hinaus wurde die 
zentrale Rolle der Führungskräfte bei den Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels 
betont [I_04, 35]. 
Der Vortrag wurde durch Rückfragen und Diskussionen zu den Themen Feedback 
[I_04, 38, 52], Fortbildung der Beschäftigten [I_04, 39-48], vollständige Tätigkei-
ten [I_04, 50], Rolle der Führungskräfte bei der Arbeitsgestaltung [I_04, 53-56] und 
kooperative Führung [I_04, 57-61] unterbrochen. Im Zentrum der Diskussions-
runde im Anschluss an den Vortrag standen die Themen Anreize, Belohnungen und 
Motivation der Sachbearbeiter [I_04, 70-96]. Die Diskussion zeigte, dass hinsicht-
lich der von den SGL praktizierten Belohnungen große Uneinigkeit herrschte und 
man sich nicht darüber klar war, welche Spielräume für das Setzen von Anreizen 
vorhanden sind und welche Form von Anreizen die gewünschte Wirkung erzielen 
könnte. Dieser Umstand wurde von einigen der SGL als sehr unbefriedigend erlebt, 
was zu einer angeregten, kontroversen Diskussion führte, die nicht in einem Kon-
sens mündete. Darüber hinaus wurden erste Ansatzpunkte für Interventionen und 
weitere Diskussionsbedarfe benannt [I_04, 97-106]. 
In einer Nachbesprechung des Workshops zwischen Forschern und Amtsleitung er-
läuterte diese, dass die SGL Kritik nicht offen äußern [I_04, 112] und bei den Tref-
fen der Führungsebene getroffene Beschlüsse nicht stringent bzw. einheitlich ge-




Schluss, dass die Themen Werte und Kommunikationskultur [I_04, 117, 120] mit-
tels einer schriftlichen Befragung und einem weiteren Workshop mit den SGL be-
arbeitet werden sollten [I_04, 123]. Die Ergebnisse des ersten SGL-WS wurden 
wieder in der oben geschilderten Form mit einem offenen Brief an die gesamte Be-
legschaft kommuniziert [I_05]. 
Juni bis Juli 2007: Themenzentrierte schriftliche Befragung der Sachgebietsleiter 
Im Anschluss an den ersten SGL-WS wurden die im WS geäußerten Formen von 
Belohnungen bzw. Anreizen in einem Brief an die SGL zusammengefasst [I_06, 3-
10]. Die SGL wurden gebeten, ihre Erfahrungen und Vorstellungen zu den drei 
Themen „Belohnungs- und Anreizsysteme“, „Werte- und Kommunikationskultur“ 
und „Prioritätensetzung“ zu formulieren [I_06, 11-14]. An der Befragung haben 
der Ständige Vertreter des Vorstehers und vier der acht Sachgebietsleiter teilge-
nommen. Die Antworten erfolgten per E-Mail [siehe I_07.1 - I_07.5], die Antwor-
ten lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
 Belohnungs- und Anreizsysteme: Die Auswertung der Antworten bestätigt 
das Bild, welches sich im Rahmen der Diskussion während des SGL-WS er-
geben hatte. Die SGL berichteten, dass eine Vielzahl unterschiedlicher For-
men von Anreizen und Belohnungen im Amt praktiziert werden [I_07, 16, 
30]. Das Spektrum reicht von Belohnungen für besondere Leistungen von 
Einzelpersonen [„Zeitgutschriften“, I_07, 75-76, 89] über Team-Aktivitäten 
als Belohnung für die Zielerreichung [I_07, 9, 16-21] bis zu Zeitgutschrif-
ten, welche die AL bei Erreichen der Controlling-Ziele für die ganze Beleg-
schaft gewährt [I_07, 75]. Dabei stehen die SGL der Thematik durchaus kri-
tisch und reflektiert gegenüber, was sich darin äußert, dass sie den Einsatz 
formalisierter, an privatwirtschaftlichen Vorgehensweisen orientierter An-
reizsysteme ablehnen [I_07, 9, 57], mögliche unerwünschten Nebenwirkun-
gen (Konkurrenz) durch ungeeignete Anreize in Betracht ziehen [I_07, 89] 
und darauf hinweisen, dass die Beschäftigten den Zweck von Belohnungen 
verstehen und akzeptieren müssen, damit diese zielführend sind [I_07, 31]. 
Die Führungskräfte betonen einerseits, dass ihnen Freiräume für individu-
elle Lösungen wichtig sind [I_07, 31-32, 57, 59] und äußernd andererseits 
den Wunsch nach mehr Austausch und Information [I_07, 16, 33, 61] unter-
einander sowie nach einem gemeinsamen Rahmen für die individuellen Lö-




 Werte- und Kommunikationskultur: In den Äußerungen zum diesen Themen 
sind unterschiedliche Haltungen und Erwartungen zwischen der Amtslei-
tung, hier dem SVV, und den SGL zu erkennen. Ersterer erwartet von den 
SGL Verschwiegenheit, Offenheit bzw. Kritikfähigkeit und wünscht sich, 
dass diese die Position der Führung „verbindlich“ gegenüber der Beleg-
schaft vertreten [I_07, 12]. Die SGL dagegen thematisieren Spannungsfel-
der zwischen individuellen Werten einerseits und der Suche nach Konsens 
andererseits sowie zwischen Belohnungen für Leistung und Sanktionen bei 
Misserfolg [I_07, 35-43] und äußern auch Kritik an Entscheidungen der 
Amtsleitung [I_07, 78-79]. Die Kommunikationskultur untereinander wird 
von einer Sachgebietsleiterin kritisiert [I_07, 91] und mehrere SGL äußern 
Unzufriedenheit mit der Effektivität der SGL-Besprechungen [I_07, 11, 46-
47, 66]. 
 Prioritätensetzung: Eine Verbesserung bezüglich der SGL-Besprechungen 
wird auch bei der Frage nach den Prioritäten genannt [I_07, 49, 66, 79]. Au-
ßerdem wünschen sich die SGL, den Teamgedanken in der Führungsmann-
schaft zu stärken [I_07, 15, 64-65] und möchten sich auf eine bevorstehende 
Umorganisation vorbereiten [I_07, 94-95]. Der SVV betont hierzu die Not-
wendigkeit eines einheitlichen Auftretens der SGL [I_07, 15-16] und 
wünscht sich hierfür Unterstützung durch den Interventionsprozess [I_07, 
15-21]. 
Zwischenzeitliches Geschehen: 
Im Juli 2007 fand unabhängig vom INOPE-Projekt in der OFD Rheinland eine Mit-
arbeiterbefragung statt. Die Leitung des I-FA stellte die Ergebnisse der BUW zur 
Verfügung. Sie interpretierte diese dahingehend, dass weiterhin Handlungsbedarf 
bestehe und weitere Unterstützung durch die BUW angezeigt sei [I_08, 10]. 
August 2007: Zweiter Workshop mit der Führungsebene des I-FA 
Der zweite Workshop mit der Führungsebene fand in der gleichen Besetzung wie 
der erste WS statt [V, SVV, sowie alle SGL außer SGL8; I_09.2]. Den Auftakt des 
WS bildete eine Präsentation, welche den Ablauf des Interventionsprozesses ver-
deutlichte und den Beteiligten das Konzept der „Teamorientierten Gesundheitsför-
derung“ vermittelte. Kerngedanke des Konzepts ist, durch die Arbeit mit Teams auf 
Führungs- und Mitarbeiter-Ebene und eine systematische Vermittlung zwischen 
den Ebenen (Survey Feedback Prozess) das Thema „Gesundheit“ als gemeinsame 




Ergebnisse der schriftlichen Befragung der SGL zum Thema Belohnungen und An-
reize erneut aufgegriffen und durch eine Sammlung der von den einzelnen Personen 
konkret praktizierten Vorgehensweisen ergänzt [I_09, 21-44]. Als Ergebnis der an-
schließenden Diskussion wurden als Konsens Zeitgutschriften bis maximal 8 Stun-
den als gemeinsamer Belohnungs-Rahmen für Einzelpersonen vereinbart [I_09, 
45]. Darüber hinaus wurden die Sachgebiete VST 2000 und SIST als Ansatzpunkt 
für die Interventionen zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung vereinbart, da 
die Führung hier den größten Bedarf sah. Die Ergebnisse des zweiten SGL-WS 
wurden mit einem dritten offenen Brief an die gesamte Belegschaft kommuniziert. 
Im Rahmen der Abstimmung des Briefes [I_10.2] wurde der Entwurf der BUW 
[I_10.1] auf Wunsch der AL gekürzt und abstrakter formuliert [I_10.3]. 
September 2007: Zweiter Mitarbeiter-Workshop (Beschäftigte VST 2000 / SIST) 
Zur Vorbereitung auf den Workshop standen der BUW Daten aus den vorausge-
gangenen Mitarbeiter- und Gesundheitsbefragungen sowie Tätigkeitsbeschreibun-
gen zur Verfügung [I_11.1]. Die Amtsleitung hatte den Wunsch geäußert, dass er-
mittelt werden solle, welche Missstände die MA zu beklagen hätten (auch hinsicht-
lich der Führung), um anschließend Optimierungsvorschläge zu erarbeiten [I_11.3, 
32-33]. Die Amtsleitung machte ihr Anliegen gegenüber den Beschäftigten der bei-
den Abteilungen in der Einleitung zum WS sehr deutlich [I_11.3, 41-43]. 
Im Workshop wurde zunächst im Rahmen einer kurzen Präsentation Transparenz 
bzgl. des Interventionsprozesses hergestellt und das Konzept der „Teamorientierten 
Gesundheitsförderung“ sowie das „5 x 5 Wirkungsmodell“ vermittelt. Die Darstel-
lung der Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung bildete den Ausgangspunkt für eine 
Sammlung der Beschwerden der Beschäftigten, insbesondere zum Thema Führung 
und Umgang mit Veränderungen [I_10.4, 46]. Es wurden Probleme zu den Themen 
Arbeitsgestaltung, Führung und Kommunikation mit der Methode der Kartenab-
frage gesammelt. Nach der Diskussion und Systematisierung der Punkte wurden 
Verbesserungsvorschläge gesammelt [I_10.4, 65-90] und in positive sowie negative 
(fixe vs. veränderliche) Punkte kategorisiert [I_10.4, 102]. Als Ergebnis des WS 
wünschten sich die Beschäftigten, dass die folgenden Punkte der Führung rückge-
meldet bzw. zur Diskussion vorgelegt werden sollten [I_10.4, 92-99]:  
 Die Führung solle bei der Entscheidungsfindung mehr Beteiligung und 




 Die Führung solle harmonierende Teams nicht auseinanderreißen (es be-
stand der Eindruck, dass dies zuvor absichtlich geschehen war) 
 Die Beschäftigten wollen als Ideengeber wahrgenommen werden. (Bisher 
wurden Vorschläge direkt an den/die SGL gegeben; stattdessen sollte nun 
ein Vorschlagswesen bzw. Kummerkasten eingerichtet werden 
 Die Beschäftigten wünschen sich, mehr gehört zu werden und mehr Wert-
schätzung zu erfahren. 
Die Ergebnisse des 2. MA-WS wurden ebenfalls an die gesamte Belegschaft kom-
muniziert [4. offener Brief, I_12]. 
Oktober 2007: Dritter Führungskräfte-Workshop – Feedback der Ergebnisse des 
MA-WS an die Führung 
Am dritten Führungskräfte-WS nahmen der Vorsteher und sein Stellvertreter sowie 
alle SGL außer SGL2 teil [I_13.2.2]. Zu Beginn wurde mit einer kurzen Präsenta-
tion noch einmal Bezug auf das Konzept der „Teamorientierten Gesundheitsförde-
rung“ und das 5 x 5 Wirkungsmodell genommen. Anschließend erfolgte eine Dar-
stellung der zusammengefassten Ergebnisse der Kartenabfrage aus dem Mitarbei-
ter-Workshop sowie der zentralen Anliegen der Mitarbeiter (mehr Beteiligung bei 
Entscheidungen, Teams zusammenlassen und MA als Ideengeber wertschätzen, 
[I_13.2.1]). Analog zu der Vorgehensweise im MA-WS wurden sodann mittels ei-
ner Kartenabfrage die Sichtweisen der Führungsebene zu den Kritikpunkten der 
MA gesammelt und anschließend gemeinsam in positive und negative Aspekte ge-
ordnet, wobei letztere abermals in veränderliche und nicht veränderliche Punkte 
unterteilt und den Kritikpunkten der MA gegenübergestellt wurden [I_13.2.2, 26-
31]. Ziel dieser Vorgehensweise war, Spielräume für Veränderungen herauszuar-
beiten und Ansatzpunkte für Maßnahmen zu ermitteln.  
Die Themen Arbeitsaufgabe und Arbeitsabläufe, Veränderungen, Beteiligung und 
Führung wurden von den Beteiligten als aussichtsreich für weitere Interventionen 
angesehen. Die Themen Gesundheit und Kommunikation dagegen als nachrangig 
eingestuft [I_13.2.2, 33]. Diesbezüglich deckt sich die Ansicht der Führungskräfte 
mit der Einschätzung der Beschäftigten. Aus der Perspektive der Führung sind die 
Probleme, die die Beschäftigten der Sachgebiete VST 2000 und SIST genannt hat-
ten, vor allem auf den Leistungsdruck durch den gestiegenen Arbeitsumfang zu-




Insbesondere der zunehmende Anteil (lt. SGLs 15 - 20%; I_13.2.2, 41) sogenannter 
veranlagungsfremder und veranlagungsbegleitender Tätigkeiten (von den Beschäf-
tigten auch „Nebentätigkeiten“ oder sogar „Müll“ [I_01, 25] genannt) erschwere 
ein selbstständiges Arbeiten und die Erfüllung der Kernaufgabe der Veranlagung 
der Steuerbürger, da die Zeit fehlt, sich in neue oder komplizierte Sachverhalte ein-
zuarbeiten [I_13.2.2, 43]. Als ein weiteres gravierendes Problem schildern die Füh-
rungskräfte, dass durch die Einführung der sog. „gewichtenden Arbeitsweise“ (auch 
„Risikofilter“, oder „Risikomanagement“ genannt) für die Sachbearbeiter Transpa-
renz und Selbstbestimmung verloren gegangen sei, da das System nun vorgibt, wel-
che Fälle zu prüfen sind. Dies führe dazu, dass die MA Unbehagen empfänden und 
die Vermutung hätten, falsche Angaben nicht zu entdecken [„Kunde betrügt“; 
I_13.2.2, 42]. 
Die Wünsche der MA hinsichtlich eines Ideenmanagements wurden diskutiert und 
im Nachgang zum Workshop auch umgesetzt [s. I_13.2.2, 44-4 und 5. offener Brief, 
I_14, 20]. Als weitere Ansatzpunkte für Interventionen wurde vereinbart, dass die 
Sachbearbeiter des VST 2000 die Möglichkeit erhalten sollen, Änderungen an den 
Einstellungen des Risikofilters vorzunehmen, um den Sinn und die Notwendigkeit 
dieser Arbeitsweise besser verstehen sowie mehr Transparenz und ein Gefühl der 
Kontrolle (wieder-) herzustellen [I_13.2.2, 46]. Darüber hinaus wurde abgespro-
chen, die Zusammenarbeit zw. SIST und VST 2000 zu verbessern [I_13.2.2, 47]. 
Als weitere relevante Themen wurde eine Analyse der Nebentätigkeiten und die 
Erarbeitung von Ansätzen zur partizipativen Gestaltung von Veränderungsprozes-
sen besprochen [I_13.2.2, 49]. Diese wurden jedoch als nicht vordringlich einge-
stuft und sollten zunächst noch nicht bearbeitet werden. Mit einem offenen Brief 
[I_14] wurden auch die Ergebnisse des dritten Führungskräfte-WS an der Beleg-
schaft mitgeteilt. 
Zwischenzeitliches Geschehen: 
Die Führung des I-FA hat Ende November 2017 in der Fortbildungsakademie der 
Finanzverwaltung NRW an einem Seminar zum Thema „Teamentwicklung“ teil-
genommen. Um eine Überschneidung der Inhalte dieser Fortbildung mit den Inhal-
ten der Interventionen durch die BUW möglichst zu vermeiden, wurden seitens der 
Amtsleitung entsprechende Absprachen mit den Trainern der Fortbildungsakade-





November 2007 - Gespräch mit der Amtsleitung 
Zur Abstimmung der weiteren Vorgehensweise fand an der BUW ein Gespräch 
zwischen dem Vorsteher, seinem Stellvertreter und dem Forscher-Team der BUW 
statt. Die Beteiligten besprachen zunächst die Funktion des Lokalen Steue-
rungsteams im I-FA. Laut Amtsleitung kommt dieses nur sporadisch nach Bedarf 
zusammen hat und in der Belegschaft keine große Akzeptanz, weshalb im Rahmen 
der Intervention auch nach Möglichkeiten zur Fortführung der Arbeit dieser Instanz 
unter besseren Voraussetzungen gesucht werden sollte [I_15.2_88]. Im Kern der 
Besprechung stand die Konkretisierung der Intervention zur Optimierung des Um-
gangs der Beschäftigten mit der gewichtenden Arbeitsweise. Die Intervention ist 
umsetzbar, da Änderungen an den Einstellungen des Risikofilters im Ermessen der 
Amtsleitung liegen. Die Änderungen betreffen ausschließlich alle Sachbearbeiter 
des VST 2000. Die Intervention soll für die Betroffenen zu vollständigeren Tätig-
keiten, mehr Transparenz, mehr Eigenverantwortung und Mitbestimmung, weniger 
Fremdsteuerung und mehr Sinnhaftigkeit der Arbeit führen. Darüber hinaus sollte 
die Kommunikation zwischen den VST 2000 Mitarbeitern untereinander sowie 
zwischen Mitarbeitern und Sachgebietsleitern über die Arbeitsgestaltung gefördert, 
Beteiligung ermöglicht und Vertrauen in die Einschätzung der Beschäftigten de-
monstriert werden [I_15.2, 96-103]. 
Zur Vorbereitung der Maßnahme wurde ein weiterer Workshop zur Einbeziehung 
der SGLs geplant, die Mitarbeiter aus dem VST 2000 führen, sowie ein Auftakt-
WS zum Projekt, an dem alle betroffenen Beschäftigten und SGL teilnehmen sollen 
[I_15.2, 104-108]. 
Zwischenzeitliches Geschehen: 
Der Vorsteher teilt per E-Mail mit, dass die Führung des I-FA „uneingeschränkt 
hinter dem Projekt ‚Eigenverantwortung am Risikofilter‘ steht“ [I_16.1, 6] und die 
Moderation des Projekts durch das Team der BUW befürwortet. Er weist darauf 
hin, dass die konkreten Regeln des Risikofilters gegenüber der BUW nicht offen-
gelegt werden können und bittet darum, dass die BUW den Workshop zum Projek-
tauftakt gestaltet [I_16.1, 6-7].  
Der Vorsteher teilt in einer weiteren E-Mail mit, dass bei der zwischenzeitlichen 
dritten Gesundheitsbefragung im Rahmen des INOPE-Projekts das I-FA mit ca. 
58% die höchste Beteiligungsquote unter allen teilnehmenden Pilot-Finanzämtern 




Januar 2008: Vierter Führungskräfte-Workshop 
Der vierte Führungskräfte-WS fand aufgrund einer Terminkollision [I_16.1, 19] 
ohne den Vorsteher und seinen Stellvertreter statt. Teilgenommen haben die fünf 
Sachgebietsleiter, die Beschäftigte führen, welche unmittelbar an dem Risikofilter-
Projekt beteiligt werden sollten [I_16_4, 69]. Zu Beginn wurden die Ergebnisse der 
Kartenabfragen aus dem Mitarbeiter- sowie dem Führungskräfteworkshop gegen-
übergestellt und besprochen [I_16.2]. Anschließend wurde die Idee zum Projekt 
„Mitbestimmung am Risikofilter“ vorgestellt. Gemeinsam mit den Sachgebietslei-
tern wurden daraufhin die Ziele des Projekts operationalisiert sowie der Ablauf und 
Zeitplan des Projekts konkretisiert und der Auftakt zum Projekt geplant [I_16.4, 81-
99]. Die Ergebnisse des Workshops wurden direkt in der Präsentation festgehalten 
[I_16.5] und anschließend der Führungsebene zur Verfügung gestellt. Eine Zusam-
menfassung des Workshops wurde wieder mittels eines offenen Briefes [I_17] an 
die Belegschaft kommuniziert. 
Februar 2008: Teilnehmende Beobachtungen in VST 2000 und SIST 
Zur Vorbereitung auf das Risikofilter-Projekt haben der Autor (VST 2000) und eine 
weitere wissenschaftliche Mitarbeiterin der BUW (SIST) einen halben Tag einen 
Sachbearbeiter aus den beiden am Projekt beteiligten Sachgebieten VST 2000 und 
SIST begleitet, um ein besseres Verständnis für die konkreten Tätigkeiten der Be-
teiligten zu erlangen und den Kontakt zu den Beschäftigten zu intensivieren. Cha-
rakteristische Merkmale der Arbeit in der Service- und Informationsstelle sind dem-
nach einerseits der – nicht immer unproblematische – Kundenkontakt und anderer-
seits die Eingabe von Daten aus nicht in elektronischer Form eingereichten Steuer-
erklärungen. Letzteres ist durch sich wiederholende, relativ kurzzyklische Tätigkei-
ten gekennzeichnet. In der Veranlagungsstelle 2000 ist dagegen Publikumsverkehr 
vergleichsweise selten. Kernmerkmal der Arbeit ist hier die Veranlagung von Pri-
vatpersonen durch die Prüfung der vom Risikomanagementsystem vorgegebenen 
Fälle. Der Sachbearbeiter demonstrierte die Arbeitsweise des Systems und wies da-
rauf hin, dass die Erledigung von sogenannten Nebentätigkeiten zugenommen habe 




8.2.3 Partizipative Arbeitsgestaltung 
Die Maßnahmen zur partizipativen Arbeitsgestaltung liefen im Interventions-Fi-
nanzamt unter dem Titel: Arbeitsgestaltungsprojekt „Mitbestimmung am Risikofil-
ter“. Im Folgenden werden Ablauf und Ergebnisse dieser Maßnahmen dargestellt. 
Februar 2008: Auftakt-Workshop zum Projekt „Mitbestimmung am Risikofilter“ – 
Erste Änderungen am Risikofilter werden im Workshop erarbeitet  
An dem Workshop zum Projektauftakt nahmen der Vorsteher und sein Stellvertre-
ter, die fünf Leiter der Sachgebiete VST 2000 und SIST sowie alle Beschäftigten 
dieser beiden Sachgebiete teil. Der Workshop wurde vom Autor und einer weiteren 
wissenschaftlichen Mitarbeiterin der BUW moderiert. Den Beteiligten wurden zu-
nächst mittels einer Präsentation eine Zusammenfassung der Ergebnisse der letzten 
drei Workshops mit den Beschäftigten und Führungskräften des I-FA vermittelt 
[I_19, 2]. Anschließend erläuterte der Stellvertreter des Vorstehers die Leitidee und 
die Ziele des Projekts. Sodann hatten die Beschäftigten Gelegenheit für Rückfragen 
und Diskussionen, bevor direkt mit einer Diskussion der ersten Änderungswünsche 
der Beschäftigten bzgl. der Einstellungen des Risikofilters begonnen wurde. Die 
Leitfrage hierfür war „Welche Dinge/Kriterien stören Sie am meisten bei ihrer täg-
lichen Arbeit mit dem Risikofilter?“ [I_19.1, 16]. Die Änderungsvorschläge der 
Beschäftigten wurden gesammelt, besprochen und priorisiert. Auf Wunsch der Be-
schäftigten sollte der Risikofilter an zwei Stellen „geöffnet“ werden, d.h. mehr Fälle 
zur Prüfung melden und an drei Stellen „geschlossen“ werden, also weniger 
Prüfsignale zu den betreffenden Sachverhalten melden.  
Darüber hinaus ergab die Diskussion als interessanten Nebeneffekt, dass allen Be-
teiligten aufgrund der Expertise einiger Anwesenden klar wurde, dass einige Sach-
verhalte – die bislang dem Risikofilter zugeschrieben worden waren – nicht über 
Änderungen an diesem System beeinflusst werden können. Diese Sachverhalte 
wurden gesammelt und der Amtsleitung zur weiteren Prüfung übergeben [die kon-
kreten Änderungen können aufgrund des Steuergeheimnisses nicht wiedergegeben 
werden, einen detaillierteren Einblick vermittelt I_19.2, 39-48]. Der Vorsteher 
sagte zu, die Änderungswünsche nach einer Prüfung der technischen Umsetzbarkeit 
zügig umzusetzen. Zum Abschluss der Workshops wurde das weitere Vorgehen der 




Die Ergebnisse des Workshops wurden in der Präsentation festgehalten [I_19.1, 37] 
und im Anschluss an den Workshop den Beteiligten per E-Mail zur Verfügung ge-
stellt. Die Belegschaft wurde wie üblich mit einem offenen Brief [I_20] über den 
Workshop bzw. den Auftakt des Projekts informiert. Im Anschluss an den Work-
shop fand die erste quantitative Datenerhebung mit den in Kap. 7.1.3 beschriebenen 
Instrumenten statt. 
Februar 2008: Arbeitsanalyse 
Auf der Grundlage dieser Datenerhebung im Rahmen des Auftakt-Workshops er-
folgte eine Arbeitsanalyse mit dem SynBA-Verfahren (Tabelle 10):  
Tabelle 10: Beanspruchungspotenzial und Gestaltungsbedarf der Arbeitsplätze in 
den Sachgebieten VST 2000 und SIST. 
Merkmalsbereiche Skala MW SD N 
Aufgabenanforderungen A_KAT 1,52 ,81 21 
Tätigkeitsspielräume T_KAT 1,47 ,67 21 
Regulations- und Arbeitsbehinderungen R_KAT 1,52 ,77 19 
Leistungsvorgaben L_KAT ,81 ,95 22 
Kommunikation/Koordination K_KAT 1,89 ,31 19 
Schnittstellen     
Mensch-Arbeitsaufgabe/-inhalt SAS_KAT 1,42 ,60 19 
Mensch-Organisation OSS_KAT 1,75 ,44 20 
Mensch-Maschine MMS_KAT 1,68 ,64 22 
Anmerkungen: vorher-Messung, Februar 2008; Ampel-Skala (0 - 1 = 'grün'; 1 - 1,27 = 'gelb', > 1,27 
= 'rot') indiziert Beanspruchungspotential bzw. Gestaltungsbedarf. 
 
Zur Beschreibung Ihrer Tätigkeiten gaben die Befragten an, dass sie den größten 
Teil ihrer Arbeitszeit für die Bearbeitung von Aufgaben am Computer verwenden 
(79,3 %). Der restliche Anteil entfällt demnach auf veranlagungsfremde (z.B. Über-
wachungs- und Kontrollarbeiten, Zusammenarbeit mit anderen Stellen oder Ände-
rung von Verfahrensabläufen) und veranlagungsbegleitende Tätigkeiten (z.B., 




SynBA-Verfahren ergaben, dass vier von fünf Merkmalsbereiche der Arbeitsgestal-
tung (Aufgabenanforderungen, Tätigkeitsspielräume, Regulations- und Arbeitsbe-
hinderungen und Kommunikation/Koordination) so ausgeprägt waren, dass ein 
mittleres negatives Beanspruchungspotential und somit Gestaltungsbedarf vorlag. 
Lediglich der Merkmalsbereich Leistungsvorgaben war optimal ausgeprägt, so dass 
hierzu keine Gestaltungsmaßnahmen angezeigt waren. 
Die oben genannten Merkmalsbereiche werden mit dem SynBA-Verfahren außer-
dem für drei Aufgabenbereiche erfasst. Bei deren Analyse zeigte sich der größte 
Gestaltungsbedarf bei der Mensch-Organisations-Schnittstelle, gefolgt von der 
Mensch-Maschine-Schnittstelle. Zu letzterer zählt im vorliegenden Setting haupt-
sächlich das Risikomanagementsystem. Die Ergebnisse der Arbeitsanalyse bestäti-
gen somit die Einschätzung der SGL und der Beschäftigten, die ebenfalls das Risi-
komanagementsystem als zentral für die Interventionsmaßnahmen zur Arbeitsge-
staltung ermittelt hatten. 
Vorbemerkung zur Projektarbeit 
Alle Treffen der Projektgruppe wurden vom Autor moderiert und fanden jeweils in 
einem Besprechungsraum des I-FA statt. Einige Beschäftigte hatten sich bereits im 
Rahmen des Auftakt-Workshops für die Mitarbeit in der Projektgruppe gemeldet, 
weitere kamen im Nachgang zum WS hinzu. 
März 2008: Erstes Treffen der Projektgruppe - zum zweiten Mal werden Änderun-
gen des Risikofilters beschlossen 
An der ersten Projektgruppen-Sitzung nahmen eine Vertreterin der Service- und In-
formationsstelle, fünf Vertreter der Veranlagungsstelle 2000, darunter auch der Ge-
schäftsstellenleiter sowie eine Vertreterin der IT-Stelle teil [I_21.2, 37]. Die Beteilig-
ten einigten sich zunächst auf die Vertreterin der IT-Stelle als Gruppen-Sprecherin 
[I_21.2, 41] und auf den prinzipiellen Ablauf der Treffen. Zu Beginn der Treffen 
sollte auf Vorschlag des Autors/Moderators im Sinne der formativen Evaluation je-
weils ein Rückblick auf die Auswirkungen der vorangegangenen Änderungen am Ri-
sikofilter vorgenommen werden, um zu entscheiden, ob die betreffenden Einstellun-
gen beibehalten oder geändert werden sollten. Im Anschluss daran sollten neue Än-
derungsvorschläge diskutiert und ggf. beschlossen werden. Der Moderator bat da-
nach die Teilnehmer zunächst um einen Rückblick auf den Auftakt-Workshop und 




Die Beteiligten berichteten, dass der WS als schleppend empfunden worden war und 
kritisierten, dass nicht bereits in der Einladung zum WS auf die Möglichkeit, Ände-
rungen am Risikofilter vorzunehmen hingewiesen worden war. Auch wurde intensiv 
kritisiert, dass der Workshop als Pflichtveranstaltung angesetzt worden war. Die Be-
schäftigten sahen hierin einen Widerspruch zu den sonstigen Aktivitäten des Risiko-
managements, bei denen stets das Prinzip der Freiwilligkeit geherrscht hatte [I_21.2, 
45-51]. Auch seien die Workshop-Ergebnisse nicht wie geplant an die Beschäftigten 
weitergegeben worden [I_21.2, 54-56]. Die nach dem Auftakt-Workshop umgesetz-
ten Änderungen des Risikofilters, welche auf eine Verringerung der Fallzahlen abge-
zielt hatten, hatten sich kaum in diesem Sinne ausgewirkt. Diese subjektive Einschät-
zung der Beschäftigten wurde auch durch statistische Auswertungen der Controlling-
Zahlen bestätigt [I_21.2, 58]. Die Änderungen, bei denen der Risikofilter empfindli-
cher eingestellt worden war, hatten dagegen einen deutlichen Anstieg der zu prüfen-
den Fälle zur Folge gehabt. Bemerkenswert war die Reaktion der Beschäftigten hie-
rauf. Diese wollten trotz der Mehrarbeit an den Änderungen festhalten, da sie diese 
für inhaltlich richtig hielten. Es liegt nahe, dies in Anlehnung an Antonovski (1997) 
als Erleben von „Sinn“ hinsichtlich dieser Arbeitsgestaltung zu interpretieren. Die 
Beschäftigten wollten nicht, dass Korrekturen an den bisherigen Änderungen vorge-
nommen werden, sondern es sollte stattdessen versucht werden, durch neue Ände-
rungen an anderer Stelle eine Verringerung der zu prüfenden Fälle herbeizuführen 
[I_21.2, 59-60]. In der Projektgruppen-Sitzung wurde eine passende Filterregel iden-
tifiziert, die auch nach entsprechender Prüfung durch die IT einige Tage später geän-
dert wurde [I_21.2, 69]. 
Darüber hinaus wurden im Rahmen der Sitzung auch einige Verbesserungsbedarfe 
gesammelt, die nicht durch Änderungen an den Einstellungen des Risikofilters bear-
beitet werden können. Außerdem wurde intensiv über die Arbeitsteilung zwischen 
den Sachgebieten SIST und VST 2000 diskutiert, diesbezügliche Verbesserungsbe-
darfe festgehalten und kritische Sachverhalte zur Beobachtung vorgemerkt [I_21.2, 
72-81]. Nach dem Treffen wurde der Stellvertreter des Vorstehers vom Moderator 
über Verlauf und Ergebnisse des Treffens in Kenntnis gesetzt [I_21.3]. 
April 2008: Zweites Treffen der Projektgruppe – ein drittes Mal sollen Änderun-
gen am Risikofilter vorgenommen werden 
Zu der zweiten Sitzung der Projektgruppe kam ein weiterer Vertreter der VST 2000, 




teilnehmen, ansonsten waren alle Teilnehmer aus der ersten Sitzung wieder anwe-
send [I_22.1, 3]. Die Auswirkungen der letzten Änderungen des Risikofilters wur-
den aus Sicht der SIST positiv beurteilt, da das Aufkommen der mit den Änderun-
gen angezielten Fälle deutlich gesunken sei [I_22.1, 11]. Dagegen berichteten die 
Vertreter des VST 2000, dass sie diesbezüglich nichts bemerkt hätten, was aller-
dings implizit auch Ziel der Änderungen gewesen sei. Es wurde festgestellt, dass 
das beabsichtigte Ausbleiben von Prüfvermerken im Arbeitsalltag schwer zu be-
obachten ist [I_22.1, 10]. Die Suche nach weiteren Filtereinstellungen, welche eine 
Entlastung für die Beschäftigten bewirken könnten, gestaltete sich schwierig, da 
aus Sicht der VST 2000 Vertreter die verbleibenden Fälle auf zu viele Prüfgrößen 
verteilt seien [I_22.1, 13]. Deshalb wurde eine statistische Auswertung der Prüf-
Vermerke zu Rate gezogen, die von der Vertreterin der IT zur Verfügung gestellt 
wurde. Nach längerer Diskussion konnten hierdurch weitere Änderungen zur Ent-
lastung der Sachbearbeiter ermittelt werden [I_22.1, 14-21].  
Die Auswertung der IT zeigte auch, dass die bisherigen Änderungen sich auch sta-
tistisch nachweisen ließen [I_22.1, 23-26]. Auch in dieser Sitzung wurden wieder 
Probleme identifiziert, die sich nicht durch Änderungen der Filter-Einstellungen 
bearbeiten lassen. Diese wurden nach dem Treffen von der IT-Vertreterin an das 
landesweite Rechenzentrum gemeldet [I_22.1, 28]. Abschließend kündigte der Mo-
derator an, beim nächsten Treffen Erkenntnisse zu den sog. Nebentätigkeiten sam-
meln zu wollen [I_22.1, 30]. Nach dem Treffen wurden die Ergebnisse vom Mode-
rator mit dem Vorsteher besprochen. Dieser zeigte sich zufrieden und einverstanden 
damit, dass auch das Thema „Nebentätigkeiten“ durch die Projektgruppe bearbeitet 
wird [I_22.2]. Da der Vorsteher nach dem Treffen außer Haus war, wurden die be-
schlossenen Änderungen am Risikofilter [I_22.3] diesmal erst mit ca. vier Wochen 
Verspätung umgesetzt [I_22.4] 
Zwischenzeitliches Geschehen: 
Im April 2008 hat Professor Wieland gemeinsam mit dem Vorsteher des I-FA und 
dessen Stellvertreter Ablauf und Zwischenergebnisse der Interventionen im I-FA 
dem Oberfinanzpräsidenten sowie den beiden Mitarbeitern des Team Gesundheit 
der Oberfinanzdirektion Rheinland vorgestellt [I_23]. 
Laut einem Telefonat mit dem Vorsteher haben die Sachgebietsleiter des I-FA zwi-
schen April und Juni 2008 die Beschäftigten in Einzelgesprächen gefragt, welche 




Sachverhalte, bei denen die Routine fehlt, die Beschäftigten sehr aufhalten und viel 
Zeit für die Bearbeitung in Anspruch nehmen. Die Amtsleitung hat als Reaktion 
darauf eine Sonderstelle „Schwieriges und Seltenes“ (z.B. Insolvenzen) eingerich-
tet, damit einige Sachbearbeiter Kompetenzen und Routinen für diese Tätigkeiten 
aufbauen können, während die Mehrzahl der Beschäftigten von den betreffenden 
Tätigkeiten entlastet werden soll [I_24]. 
Juni 2008: Drittes Treffen der Projektgruppe – bei den Einstellungen des Risiko-
filters wird kein Änderungsbedarf mehr gesehen 
Am dritten Projekttreffen nahmen sechs Gruppenmitglieder teil, ein Vertreter der 
VST 2000 und der Geschäftsstellenleiter fehlten [I_25.2, 6]. Anlässlich der Halb-
zeit des Projekts erfolgte zum Auftakt des Treffens eine Befragung der Projekt-
gruppe zur Erreichung der Projektziele. Mittels einer Punkte-Abfrage sollten sie 
einschätzen, wie sich die Situation im I-FA bzgl. der Projektziele seit Beginn des 
Projekts verändert hatte [25.1,5]. Zum Teil haben die Teilnehmer Ihre Punkte auf 
die Grenzen zwischen zwei Antwortalternativen geklebt. Dies wurde bei der fol-
genden quantitativen Auswertung durch die Vergabe halber Punktzahlen berück-
sichtigt. Es zeigt sich, dass die Beteiligten bei fast allen Zielen eine leichte Verbes-
serung sahen, lediglich bei der Balance zwischen Fallzahlen und Steuergerechtig-
keit sahen sie keinen bzw. einen leicht negativen Effekt.  
Tabelle 11: Einschätzung der Projektgruppe zur Zielerreichung nach 6 Monaten 
 
Ziele* des Projekts  
„Mitbestimmung am Risikofilter“ MW SD PG_1 PG_2 PG_3 PG_4 PG_5 
(Mit-)Gestaltung der Arbeits- 
bedingungen / Beteiligung 1,30 0,45 1 1 1 1,5 2 
Bessere Akzeptanz des Risiko- 
managements 1,10 0,55 0,5 1 1 1 2 
Mehr Transparenz bzgl. Risikofilter 1,20 1,10 0 0 2 2 2 
Balance zw. Fallzahlen und Steuer-
gerechtigkeit -0,20 0,45 -1 0 0 0 0 
Mehr Arbeitszufriedenheit 0,60 0,89 0 0 0 1 2 
Anmerkung: 7-stufige Likert-Skala von -3 = „deutlich verschlechtert“ über 0 = „gleich geblieben“ 





Die Besprechung der letzten Änderungen am Risikofilter ergab, dass diese nahezu 
keine Auswirkungen mehr gehabt hatten. Auch wurden keine neuen Änderungen 
mehr vorgeschlagen. Die Problematik der Auswirkung des Risikomanagements auf 
die Steuergerechtigkeit wurde intensiv diskutiert [I_25.2, 12-23]. Anschließend 
wurde erneut das Thema Nebentätigkeiten besprochen. Die Beteiligten monierten, 
dass die als Ergebnis der Bearbeitung des Themas durch die Führungskräfte vom 
Vorsteher eingerichtete Sonderstelle mit Ausnahme der Insolvenzfälle überwie-
gend die Bearbeiter in der Veranlagungsstelle 5000 entlaste [I_25.2, 24-37]. Ab-
schließend wurde beschlossen, zum nächsten Treffen einen Vertreter der Erhe-
bungsstelle (EHST) hinzuzuziehen, um die Zusammenarbeit mit diesem Sachgebiet 
zu verbessern [I_25.2, 38-40]. Die Ergebnisse der Projektgruppen-Sitzung wurden 
mit dem Stellvertreter des Vorstehers besprochen, der seine Zustimmung zum ge-
planten Treffen mit dem EHST-Vertreter gab [I_25.3]. 
Juni 2008: Telefon-Interviews mit den SGLs zur Erreichung der Projektziele 
Im Juni 2008 wurden, in etwa zur Halbzeit des Arbeitsgestaltungsprojekts, leitfa-
dengestützte Telefoninterviews [Leitfaden s. I_26.1] mit den für die Veranlagungs-
stelle 2000 bzw. die Service- und Informationsstelle zuständigen Führungskräften 
sowie dem Vorsteher und seinem Stellvertreter geführt. Dabei wurde zum einen die 
Entwicklung bzgl. der vorab im Rahmen des vierten SGL-Workshops erarbeiteten 
Ziele quantitativ erfasst und zum anderen wurden die Führungskräfte nach ihrem 
allgemeinen Eindruck („Wie wird in der Belegschaft über das Projekt gespro-
chen?“) und nach ihrer Einschätzung zur Bewältigung der Arbeit in ihrem Zustän-
digkeitsbereich gefragt, um Informationen über mögliche Beeinträchtigungen oder 
Verbesserungen durch das Projekt zu gewinnen. Die Einschätzung der Führungs-
kräfte zur Erreichung der Projektziele wird in Tabelle 12 wiedergegeben. Es zeigt 
sich ein ähnliches Bild, wie schon bei der Befragung der Projektgruppe, allerdings 
fällt auf, dass die Führungskräfte die Akzeptanz des Risikomanagements und die 
Arbeitszufriedenheit um eine Skalenstufe positiver einschätzen. Die Balance zwi-






Tabelle 12: Einschätzung der Führungskräfte zur Zielerreichung nach 6 Monaten 
Ziele* des Projekts  
„Mitbestimmung am Risiko-
filter“ 
MW SD V SVV SGL3 SGL5 SGL6 SGL7 
(Mit-)Gestaltung der Arbeits-
bedingungen / Beteiligung 1,33 1,21 2 2 1 3 0 0 
Bessere Akzeptanz des Risi-
komanagements 1,58 0,80 1,5 2 2 2 0 2 
Mehr Transparenz bzgl. Risi-
kofilter 2,17 0,41 2 2 3 2 2 2 
Balance zw. Fallzahlen und 
Steuergerechtigkeit 0,33 0,52 1 1 0 0 0 0 
Mehr Arbeitszufriedenheit 1,67 0,82 2 2 2 2 0 2 
Anmerkung: 7-stufige Likert-Skala von -3 = „deutlich verschlechtert“ über 0 = „gleich geblieben“ 
bis +3 = „deutlich verbessert“; N = 6; * gemeinsam mit den Akteuren im Feld erarbeitet 
 
Die Führungskräfte äußerten sich in den Interviews auch inhaltlich zu den Projekt-
zielen. So vertritt der Stellvertreter des Vorstehers zum Ziel Mitgestaltung / Betei-
ligung die Ansicht, dass die Möglichkeit, Einfluss zu nehmen positiv gesehen wird 
[I_26.3, 46]. Eine SGL sieht nur „graduelle Veränderungen“ [I_26.6, 74] und 
kommt zu dem Fazit „die zu bewältigende Menge bleibt, aber man hat das Gefühlt, 
mehr steuern zu können“ [I_26.6, 82]. Eine Verbesserung der Akzeptanz des Risi-
komanagements machen die Führungskräfte daran fest, dass dieses kaum noch the-
matisiert bzw. kritisiert wird [I_26.3, 46; I_26.4, 52] und dass weniger „gemeckert“ 
wird [I_26.4, 52; I_26.5, 63]. Die SGL berichten, dass die Sachbearbeiter nun Ver-
ständnis für die Komplexität und Berechtigung des Risikomanagements hätten 
[I_26.5, 69; I_26.7, 92]. Die Wirkungsweise des Risikofilters werde nun, da man 
ausführlich darüber geredet habe, besser verstanden [I_26.3, 46; I_26.5, 65, 69], 
wodurch das System nicht mehr als „geheimnisvoll“ erlebt werde und Angst abge-
baut worden sei [I_26.6, 80].  
Zur Arbeitszufriedenheit äußerten die Führungskräfte, dass die „allgemeine Unzu-
friedenheit“ nachgelassen habe [I_26.3, 36], weniger geklagt werde [I_26.5, 69]. 
Die Stimmung sei „unaufgeregter, geschäftsmäßig professionell“ [I_26.3, 46] und 
es herrsche so „viel Ruhe wie noch nie“ [I_26.4, 57]. Die Führungskräfte vertraten 




auf die Bewältigung der Arbeit gehabt habe, was sich laut Vorsteher und Stellver-
treter auch in der Erreichung der Controlling-Ziele [I_26.2, 38; I_26.3, 48] gezeigt 
habe. Die Einschätzung der Sachgebietsleiter bringt exemplarisch das folgende Zi-
tat auf den Punkt „Es passt; wir liegen im Soll; positive Auswirkung, hängen nicht 
mehr zurück als früher; d.h. da mehr Belastung vorliegt ist dies im Umkehrschluss 
positiv zu werten“ [I_26.4, 59]. 
Juli 2008: Viertes Treffen der Projektgruppe – WS mit EHST fällt aus 
Der geplante Workshop mit einem Vertreter der Erhebungsstelle konnte nicht statt-
finden, da dieser kurzfristig erkrankt war und kein adäquater Ersatz gefunden wer-
den konnte [I_27.1, 12-14]. Daher wurde stattdessen erneut ein Rückblick auf das 
Risikomanagement vorgenommen. Die Beteiligten sahen diesbezüglich weiterhin 
keinen Handlungsbedarf mehr. Es wurde betont, dass seitens der Amtsleitung die 
Bereitschaft bestand, bei Bedarf erneut Änderungen am Risikofilter vorzunehmen 
[I_9-10]. Darüber hinaus wurde das Treffen genutzt, um konkrete Themen für den 
Workshop mit dem Vertreter der Erhebungsstelle zu sammeln. Zusammengefasst 
wünschte sich die Projektgruppe eine Verringerung von Bürokratie, mehr Flexibi-
lität und vermehrten Erfahrungsaustausch zwischen den Sachgebieten SIST, VST 
2000 und EHST [I_27.1, 16-24]. Nach dem Treffen wurde der Stellvertreter des 
Vorstehers vom Moderator über den Ablauf des Projekttreffens informiert [I_27.2]. 
Juli 2008: Fünftes Treffen der Projektgruppe – Themen sind die Nebentätigkeiten 
und Kooperation zwischen der Veranlagungsstelle 2000 und der Erhebungsstelle 
An dem Treffen nahmen eine Vertreterin der SIST, fünf VST 2000 Sachbearbeiter, 
der Geschäftsstellenleiter sowie ein Vertreter der Erhebungsstelle teil. Zunächst 
wurden dem EHST-Vertreter die auf dem letzten Treffen der Projektgruppe gesam-
melten Anmerkungen und Anliegen vorgestellt. Anschließend wurden kritische 
Punkte aus Sicht der Sachgebiete VST 2000 und SIST bzw. der Erhebungsstelle 
gesammelt und diskutiert, um dann abschließend diesbezüglich Absprachen zutref-
fen bzw. die betreffenden Punkte an die Führungskräfte weiterzuleiten. Darüber 
hinaus wurde die Arbeitsgruppe vom Autor um Ihre Mitarbeit an der Entwicklung 
eines Fragebogens zum Thema Nebentätigkeiten gebeten und in die Planung der 
Nachher-Befragung zum Risikofilter-Projekt eingebunden [I_28.1].  
Als Ergebnis des Treffens wurden von beiden Parteien mehrere Themen gesammelt 




konkrete Änderungen und Verbesserungen der Arbeitsabläufe zwischen den Sachge-
bieten sowie auf neue Absprachen zur Kommunikation und Zusammenarbeit [I_28.3, 
42-67]. Die Foto-Protokolle und der mit den Beteiligten abgestimmte Bericht zu den 
Ergebnissen des Treffens, sowie Ansprechpartner für Nachfragen aus den betreffen-
den Sachgebieten wurden im Anschluss vom Geschäftsstellenleiter an die Beleg-
schaft des Amtes kommuniziert [I_28.5, 82-90]. Der Vorsteher äußert sich nach dem 
Workshop in einem Telefonat positiv über die Stimmung im Amt. Es sei ruhiger ge-
worden und das Risikomanagement werde entspannter behandelt [I_28.4, 71]. 
August 2008: Nachher-Befragung zum Risikofilter-Projekt 
Die Fragebogen für die Nachher-Befragung zum Risikofilter-Projekt wurden im 
Amt verteilt und von den Beschäftigten über die Poststelle des Amts direkt an die 
BUW zurückgeschickt [I_30.1]. Mit einem achten offenen Brief wurde die Beleg-
schaft über den Abschluss der Arbeit der Projektgruppe „Mitbestimmung am Risi-
kofilter“ informiert, ein Rückblick auf die Interventionen im I-FA vorgenommen 
und der Abschluss-Workshop angekündigt [I_29]. Im September 2009 hat der Vor-
steher die Beteiligten per E-Mail zum Abschluss-Workshop eingeladen und noch-
mals an das Ausfüllen der Fragebogen erinnert [I_30.2]. Ein Telefonat mit der Ge-
schäftsstellenleiterin zu den Auswirkungen des Risikofilter-Projekts ergab, ähnlich 
wie schon die telefonische Befragung der SGL, dass in den Controlling-Zahlen 
keine nennenswerten Auswirkungen durch die Änderungen an den Einstellungen 
des Risikofilters zu beobachten waren, die Beschäftigten aber wesentlich weniger 
über den Risikofilter schimpften. Offenbar seien sie durch die Möglichkeit, selbst 
Änderungen vornehmen zu können, zu der Erkenntnis gekommen, dass „die lan-
desweiten Einstellungen des Filters doch nicht so schlecht seien“ [I_31, 3-4]. 
8.2.4 Abschluss des Interventionsprozesses 
Im September 2008 fand der Workshop zum Abschluss des Projekts „Mitgestaltung 
am Risikofilter“ statt, der zugleich auch das Ende der Interventionen im Finanzamt 
markierte. Am WS nahmen der Vorsteher und sein Stellvertreter, die zu diesem 
Zeitpunkt vier Leiter der Sachgebiete VST 2000 und SIST sowie 26 Beschäftigte 
aus diesen beiden Sachgebieten teil. Der Workshop wurde von Prof. Wieland ge-
leitet. Der Autor präsentierte den Beteiligten die Ergebnisse der Befragungen zum 
Projekt „Mitgestaltung am Risikofilter“, ordnete diese in das Fünf x Fünf Wir-




[I_32.1, 3]. Anschließend wurden die Ergebnisse mit den Beteiligten diskutiert, um 
einerseits den Beteiligten ein zusammenfassendes Feedback zum Interventionspro-
zess zu geben und das gemeinsam Erreichte nochmals hervorzuheben und anderer-
seits im Sinne der kommunikativen Validierung eine Überprüfung der Interpretati-
onen der Forscher vorzunehmen und die Einschätzung der Akteure im Finanzamt 
zum Erfolg des Interventionsprozesses zu ermitteln. 
Als generelles Fazit zu den Interventionen im I-FA teilten die meisten Beteiligten 
die Ansicht, dass die Ergebnisse als leicht positiv und die Möglichkeit der Beteili-
gung an sich als positiv zu bewerten seien [I_32.4, 88]. Hinsichtlich der Auswir-
kungen des Projekts auf die Bewältigung der Arbeit gab es einen Konsens dahinge-
hend, dass der Umstand, dass sich durch das Projekt nichts verschlechtert hat, vor 
dem Hintergrund ständig steigender Anforderungen und Belastungen positiv zu be-
werten sei [I_32.4, 89]. Im Einzelnen wurde der Erfolg des Projekts „Mitgestaltung 
am Risikofilter“ kontrovers diskutiert. Die Vertreterin der SIST aus der Projekt-
gruppe kritisierte, dass das Projekt viel Aufwand, aber wenig Nutzen hinsichtlich 
der Fallzahlen gebracht habe [I_32.4, 83]. Eine VST 2000 Sachbearbeiterin aus der 
Projektgruppe konterte mit der Bemerkung „Beteiligung ist grundsätzlich gut! Des-
halb nehme ich entsprechende Angebote auch gerne wahr“ [I32.4, 85]. Der Ge-
schäftsstellenleiter, Mitarbeiter im VST 2000 und ebenfalls Mitglied der Projekt-
gruppe, stimmte zu, dass bezüglich der Fallzahlen keine großen Ergebnisse erzielt 
werden konnten, meinte aber, dass es sich gelohnt habe, den Versuch zu unterneh-
men, etwas zu verbessern und betonte, es sei wichtig „diesen Prozess in Gang zu 
halten, der große Wurf bzgl. der Verbesserung der Arbeitsbedingungen sei ohnehin 
unrealistisch“ [I_32.4, 87]. In eine ähnliche Richtig gingen auch die Kommentare 
zweier Sachbearbeiter, die nicht an der Projektgruppe teilgenommen hatten. Einer 
sagte „Ihr habt für uns andere den Anschein erweckt, dass sich etwas tut“ [I_32.4, 
84] woraufhin ein weiterer ergänzte „wichtig und gut an dem Projekt war, dass man 
miteinander ins Gespräch gekommen ist und sich gemeinsam bemüht hat, etwas zu 
verbessern“ [I_32.4, 86]. Der Umfang der sogenannten Nebentätigkeiten sowie die 
Auswirkungen, welche das Projekt auf diese gehabt hatte, wurden kontrovers dis-
kutiert, ohne dass es in diesem Punkt zu einem Konsens kam [I_32.4, 82]. Die Er-
gebnisse des Projekts wurden mit einem offenen Brief [I_33] und einer mit der 
Amtsleitung abgestimmten Powerpoint-Präsentation an die gesamte Belegschaft 




8.2.5 Erreichung der spezifischen Ziele des Finanzamts 
Im Verlauf des Interventionskonzepts waren mit den Beteiligten im Finanzamt 
Ziele erarbeitet worden, die durch das Arbeitsgestaltungsprojekt „Mitbestimmung 
am Risikofilter“ erreicht werden sollten. Tabelle 13 gibt für die verschiedenen Hie-
rarchieebenen des Finanzamts die gemittelte Einschätzung der Beschäftigten, der 
Sachgebietsleiter (die für vom Projekt betroffene Abteilungen zuständig waren) und 
der Amtsleitung wieder, inwiefern die zuvor erarbeiteten Projektziele erreicht wur-
den. Die Werte der Führungskräfte stellen deren Sicht auf die Veränderung der Si-
tuation für die Beschäftigten dar. Zusätzlich wurden die Mitglieder der Projekt-
gruppe separat nach ihrer Einschätzung der Zielerreichung befragt. Die Mitglieder 
der Projektgruppe haben darüber hinaus auch an der allgemeinen Befragung teilge-
nommen, die Daten für „Projektgruppe“ und „alle Beschäftigte“ können folglich in 
einem gewissen Umfang konfundiert sein. Die Führungskräfte und die Projekt-
gruppe machten Angaben auf einer 7-stufigen Skala von -3 (deutlich verschlechtert) 
bis +3 (deutlich verbessert) Es zeigte sich, dass der negative Bereich nicht genutzt 
wurde. Alle Beschäftigten wurden zu ihrer Einschätzung der Zielerreichung mittels 
einer 5-stufigen Skala von 0 (gar nicht) bis 4 (völlig) befragt. Zur besseren Ver-
gleichbarkeit wurde für Darstellung in Tabelle 13 die 7-stufige Skala in die 5-stufi-
gen Skala transformiert. Die Daten der Projektgruppe und der Führungskräfte ent-
stammen der Befragung zu t1, die Daten für alle Beschäftigten wurden zu t2 im 
Rahmen der schriftlichen Befragung erhoben. 
Die Befragten sahen eine teilweise Erreichung der Ziele (Mit-)Gestaltung der Ar-
beitsbedingungen, Akzeptanz des Risikomanagements und Transparenz des Risi-
komanagements. Eine Verbesserung der Balance zwischen Aufgaben und Steuer-
gerechtigkeit wurde dagegen kaum wahrgenommen. Es zeigen sich Übereinstim-
mungen in den Einschätzungen des Projekterfolgs bei der Leitung und den Beschäf-
tigten sowie den SGL und der Projektgruppe. Bemerkenswert ist, dass die Beschäf-
tigten, die sich nicht aktiv an der Projektgruppenarbeit beteiligt hatten, die Errei-
chung der Projektziele durchgängig positiver einschätzen, als ihre Kollegen, die 
Mitglieder der Projektgruppe waren. Dieser Effekt findet sich ebenfalls in den qua-
litativen Daten (vgl. Kap. 8.2.4 zu den Äußerungen der Beteiligten bei der Bespre-




Tabelle 13: Einschätzung der Erreichung der Ziele des Arbeitsgestaltungsprojekts 
durch verschiedene (Status-)Gruppen des Interventions-Finanzamts. 
Projektziele / Gruppen (n) AL (2) SGL (4) MA (21) PG (5) 
(Mit-)Gestaltung der Arbeitsbedingungen 2,0 1,1 2,1 1,4 
Akzeptanz des Risikomanagements 1,5 1,5 2,0 1,2 
Transparenz des Risikomanagements 2,0 2,4 1,9 1,2 
Balance zw. Aufgaben u. Steuergerechtigkeit 1,0 0,0 1,1 0,0 
Arbeitszufriedenheit  2,0 1,5 1,4 0,6 
Anmerkungen: AL = Amtsleitung; SGL = Sachgebietsleiter; MA = Mitarbeiter; PG = Projektgruppe; 
Skala zur Erreichung der Projektziele: 0 = „gar nicht“ bis 4 = „völlig“ 
Neben den oben dargestellten summarischen Einschätzungen hinsichtlich der Ziel-
erreichung wurden weitere Items formuliert, die einzelne Aspekte des finanzamts-
spezifischen Themen differenzierter abbilden. Hierbei handelt es sich nicht um va-
lidierte Skalen, so dass die folgenden Auswertungen explorativen Charakter haben. 
Zu den betreffenden Items liegen verbundene Daten von 16 Beteiligten vor. 
8.2.5.1 (Mit-)Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
Die Interventionen im I-FA waren so angelegt, dass im Sinne des Empowerment-
Ansatzes eine vermehrte Partizipation der Beschäftigten resultieren sollte. Die Aus-
wertung der Items zur Partizipation zeigt bei allen Aussagen eine Veränderung der 
Mittelwerte in Richtung einer verstärkten Beteiligung bzw. Selbstbestimmung (s. 
Tabelle 14). 
Tabelle 14: Mittelwerte der Items für Partizipation 
Partizipation 02/2008 08/2008  
Items (Skalen-Verankerung) M SD M SD ΔM 
Auf die Gestaltung meiner Arbeitsbedingungen habe 
ich (0 = keinen Einfluss - 4 = sehr viel Einfluss) 1,25 ,58 1,88 ,72 ,63 
Mich aktiv an der Gestaltung meiner Arbeitsbedin-
gungen zu beteiligen ist mir (0 = kaum wichtig - 4 = 
sehr wichtig) 
2,81 ,98 2,94 ,85 ,13 
Durch die Möglichkeit, auf den Risikofilter Einfluss 
zu nehmen fühle ich mich (voraussichtlich) weniger 
fremdbestimmt (0 = stimmt nicht - 4 = stimmt völlig) 
1,50 1,03 1,75 1,00 ,25 
Bei meiner Arbeit erlebe ich mich überwiegend als 
(0 = stark fremdbestimmt - 4 = stark selbstbestimmt) 1,19 ,66 1,69 ,79 ,50 




8.2.5.2 Akzeptanz des Risikomanagements 
Im Rahmen der Workshops zur gesundheitsförderlichen Führung hatte sich gezeigt, 
dass die sog. gewichtende Arbeitsweise von vielen Beteiligten nicht gut akzeptiert 
wurde. Die Änderungen der Mittelwerte der Items zur Akzeptanz des Risikomana-
gements zeigen durchgängig eine Veränderung in Richtung einer weniger ableh-
nenden Haltung zur gewichtenden Arbeitsweise nach dem Arbeitsgestaltungspro-
jekt (s. Tabelle 15). 
Tabelle 15: Mittelwerte der Items für Akzeptanz des Risikomanagements 
Akzeptanz des Risikomanagements 02/2008 08/2008  
Items (Skalen-Verankerung) M SD M SD ΔM 
Meiner Meinung nach ist die gewichtende Arbeits-
weise (0 = nicht sinnvoll - 4 = sinnvoll) 2,31 ,87 3,00 ,89 ,69 
Die Bewältigung der zu bearbeitenden Fälle wäre 
ohne Risikomanagement (0 = unmöglich - 4 = gut 
möglich) 
1,56 1,32 ,94 1,06 -,62 
Meine gefühlsmäßige Haltung zur gewichtenden Ar-
beitsweise ist (0 = stark ablehnend - 4 = stark zu-
stimmend) 
1,38 ,96 1,69 ,95 ,31 
Mitbestimmung am Risikofilter wird meine Einstel-
lung zur gewichtenden Arbeitsweise vermutlich (0 = 
deutlich verbessern - 4 = deutlich verschlechtern) 1,69 ,48 1,50 ,52 -,19 
Anmerkungen: N = 16, MA, verbundene Stichproben, 5-stufige Skala (0 - 4); ΔM = =8/08 - 02/08 
8.2.5.3 Transparenz des Risikomanagements 
Das Risikomanagement wurde von den Beteiligten in den Workshops als intrans-
parent und schlecht nachvollziehbar geschildert. Durch die Möglichkeit, im Rah-
men des Arbeitsgestaltungsprojekts Veränderungen an den Einstellungen des Risi-
kofilters vorzunehmen, hat sich an der Einschätzung der Beteiligten hinsichtlich der 
Transparenz des Risikomanagements nichts verändert (s. Tabelle 16). 
Tabelle 16: Mittelwerte der Items für Transparenz des Risikomanagements 
Transparenz des Risikomanagements 02/2008 08/2008  
Items (Skalen-Verankerung) M SD M SD ΔM 
Ich verstehe, wie das Risikomanagement funktio-
niert (0 = gar nicht - 4 = völlig) 3,06 ,68 3,00 ,89 -,06 
Die Einstellungen des Risikofilters sind für mich (0 = 
nicht nachvollziehbar - 4 = völlig nachvollziehbar) 2,44 ,63 2,44 ,73 ,00 




8.2.5.4 Balance zwischen Aufgaben und Steuergerechtigkeit 
Die Beteiligten berichteten in den Workshops, dass sie einen Konflikt erleben zwi-
schen der Bewältigung der steigenden Anzahl an Steuerfällen mit Hilfe der gewich-
tenden Arbeitsweise und der Form von Veranlagung, wie sie theoretisch im Sinne 
einer Einzelprüfung aller Steuerfälle stattfinden sollte (Thema Steuergerechtigkeit). 
Die Veränderungen der Mittelwerte der betreffenden Items (s. Tabelle 17) zeigen 
eine Tendenz dahingehend, dass nach dem Arbeitsgestaltungsprojekt das Risiko-
management in seiner Rolle bzgl. des Dilemmas zwischen der Bewältigung der 
Fallzahlen und der Steuergerechtigkeit leicht positiver beurteilt wird. 
Tabelle 17: Mittelwerte der Items für Balance zw. Aufgaben und Steuergerechtigkeit 
Balance zwischen Aufgaben und  
Steuergerechtigkeit 
02/2008 08/2008  
Items (Skalen-Verankerung) M SD M SD ΔM 
Die Einstellungen des Risikofilters sorgen für eine 
Balance zw. Fallzahlen und Steuergerechtigkeit (0 = 
gar nicht - 4 = völlig) 1,19 ,83 1,44 ,96 ,25 
Eine faire Balance zw. Fallzahlen und Steuerge-
rechtigkeit ist mir (0 = unwichtig - 4 = sehr wichtig) 3,06 ,25 3,06 ,93 ,00 
Eine faire Balance zw. Fallzahlen und Steuerge-
rechtigkeit halte ich für (0 = nicht möglich - 4 = gut 
möglich) 
1,69 1,14 1,56 ,81 -,13 
Steuergerechtigkeit generell ist mir persönlich (0 = 
kaum wichtig - 4 = sehr wichtig) 3,06 ,44 3,31 ,60 ,25 
Anmerkungen: N = 16, MA, verbundene Stichproben, 5-stufige Skala (0 - 4) , ΔM = =8/08 - 02/08 
8.3 Zusammenfassung 
Für eine zusammenfassende Betrachtung des Interventionsprozesses und der in des-
sen Verlauf gesammelten Zwischenergebnisse der formativen Evaluation sollen im 
Folgenden drei Perspektiven eingenommen werden. Der erste Blickwinkel betrachtet 
den Prozess an sich. Da im Rahmen des oben (vgl. Kapitel 5) dargestellten Interven-
tionskonzepts die konkrete Anzahl und Reihenfolge der Workshops auf Führungs- 
und Mitarbeiter-Ebene, ebenso wie die notwendige Anzahl von konkreten Arbeitsge-
staltungsmaßnahmen im Rahmen der Projektgruppen-Workshops nicht präzise vorab 
geplant war, stellt diese Betrachtung zugleich das erste Ergebnis der formativen Eva-
luation dar. Auch Erkenntnisse zu Hemmnissen und förderlichen Umständen für die 




Als nächstes soll der Blick auf die Erreichung der Ziele gerichtet werden. Im Vorder-
grund stehen hierbei zunächst die im Sinne der Aktionsforschung gemeinsam mit den 
Beteiligten vereinbarten Ziele, eine vertiefende Analyse aus der Perspektive der hy-
pothetico-deduktiven Forschung erfolgt im Kapitel zur summativen Evaluation. Zu-
letzt werden jene Erkenntnisse aufbereitet, welche aus der qualitativen Perspektive 
Aufschluss auf die möglichen Ursachen für das Zustandekommen der Ergebnisse der 
Interventionen geben können. Im Sinne einer besseren Übersichtlichkeit werden 
diese – mit aller gebotenen Vorsicht – als „Wirkfaktoren“ interpretiert und in Anleh-
nung an die Logik des Fünf x Fünf Wirkungsmodells diskutiert.  
8.3.1 Prozess 
Das prägnanteste Ergebnis des Interventionsprozesses zur partizipativen Arbeitsge-
staltung war, dass die Beteiligten aus den Abteilungen SIST und VST 2000 bereits 
nach dreimaliger Änderung der Einstellungen des Risikofilters keinen Bedarf mehr 
für weitere Änderungen sahen. Dies war überraschend, da zuvor massive Kritik an 
diesem System und seiner Ausgestaltung geäußert worden war, was zunächst auf 
einen größeren Bedarf an Anpassungen des Systems hinzudeuten schien. Bei ge-
nauerer Betrachtung wird deutlich, dass nur bei der ersten Änderung eine Einstel-
lung so verändert worden ist, dass die Sachbearbeiter als Ergebnis mehr Fälle zu 
prüfen hatten. Eine zeitgleich ebenfalls umgesetzte Veränderung, welche die An-
zahl der zu prüfenden Fälle verringern sollte, hatte nicht den gleichen Effekt. Die 
Beschäftigten stimmten in der Folge trotz der gestiegenen Arbeitsbelastung dafür, 
die betreffenden Änderungen beizubehalten, da sie diese als sinnvoll und gerechter 
ansahen. Die Änderungen in den darauffolgenden Projektsitzungen hatten im We-
sentlichen das Ziel, diesen Mehraufwand durch eine Reduktion der Fallzahlen an 
anderen Stellen wieder auszugleichen. Es ist somit ein Verlauf zu beobachten, wie 
er auch in der Literatur bereits mehrfach beschrieben wurde. Der Arbeitsaufwand 
allein ist offenbar nicht die für das Beanspruchungserleben der Beteiligten aus-
schlaggebende Größe, sondern der Umstand, dass die Tätigkeit (nun) als sinnvoll 
erlebt wird (vgl. Karasek & Theorell, 1990; Ulich & Wülser, 2015; Wieland, 2006; 
Wieland & Görg, 2009). Interessant war darüber hinaus zu beobachten, dass das 
zunächst hintenan gestellte Thema der Nebentätigkeiten wieder von den Mitglie-
dern der Projektgruppe betont wurde, sobald der Bedarf an Änderungen des Risi-




Die größten Hemmnisse bei der Durchführung des Interventionsprozesses waren 
zum einen das zunächst vorherrschende große Misstrauen der Beschäftigten gegen-
über dem Gesundheitsmanagement bzw. dem INOPE-Projekt und damit auch ge-
genüber den Forschern. Dieses ging darüber hinaus einher mit Unzufriedenheit ge-
genüber der Führung des Amtes und dem Dienstherrn (Finanzministerium). Zum 
anderen waren Verzögerungen aufgrund mangelnder Kommunikation zwischen 
den Beteiligten (Forscher, Amtsleitung, Projektgruppe) zu beobachten, welche sich 
vor allem in einer teilweise deutlich verspäteten Umsetzung der von der Projekt-
gruppe erarbeiteten Änderungsvorschläge äußerten und zeitweilige Unzufrieden-
heit bei den Beteiligten nach sich zogen. 
Förderlich für den Prozess war die äußerst positive Haltung der Amtsleitung sowie 
zumindest einiger Sachgebietsleiter gegenüber den Interventionen. Der Vorsteher 
und sein Stellvertreter haben die jeweiligen Aktivitäten tatkräftig unterstützt und 
den Forschern sowie den Beschäftigten große Handlungsfreiheit eingeräumt. 
Durchaus nicht selbstverständlich ist auch die Bereitschaft der Führungsebene, sich 
intensiv in die Diskussionen im Rahmen der Workshops einzubringen, eigene Lö-
sungsvorschläge zu entwickeln und in Eigeninitiative umzusetzen sowie auf schrift-
liche und telefonische Befragungen freimütig Auskunft zu erteilen. 
8.3.2 Zielerreichung 
Für eine Analyse der Einschätzungen bzgl. der Zielerreichung nach Abschluss der 
Änderungen am Risikofilter, in etwa zur Halbzeit der vorab vereinbarten Projekt-
laufzeit, lassen sich zunächst einmal die Einschätzungen der Amtsleitung (Vorste-
her und Stellvertreter), der Sachgebietsleiter und der Mitglieder der Projektgruppe 
gegenüberstellen. In Anbetracht der kleinen Stichprobe sind die Rohdaten für diese 
Auswertung aufschlussreicher als die Mittelwerte pro Gruppe (siehe Tabelle 11 und 
Tabelle 12). Mit Ausnahme des Zieles „Balance zw. Fallzahlen und Steuergerech-
tigkeit“ zeigt sich, dass die Führungskräfte die Erreichung der Projektziele positiver 
einschätzen, als die Mitglieder der Projektgruppe. Dies spiegelt sich auch in den 
Äußerungen der Projektgruppen-Mitglieder während der Diskussion im Rahmen 
des Abschluss-Workshops einerseits und in den Äußerungen der Führungskräfte 
bei den Telefon-Interviews andererseits wieder. Während einige Mitglieder der 




Aufwand dagegen hoch einschätzen, betonen die die Führungskräfte die eher glo-
baleren Effekte der Projektaktivitäten auf die Stimmung im I-FA und kommen so 
zu positiveren Einschätzungen. Interessanterweise wird diese Einschätzung auch 
von Sachbearbeitern geteilt, die nicht in der Projektgruppe mitwirkten. 
Auffällig ist auch die Diskrepanz zwischen Führungskräften und Mitgliedern der 
Projektgruppe hinsichtlich des Zieles der Erhöhung der Arbeitszufriedenheit. Auch 
hier schätzen die Führungskräfte die Erreichung dieses Ziels mit „etwas verbessert“ 
deutlich positiver ein, als die Mitarbeiter. Die Betrachtung der Antworten aus den 
Telefon-Interviews legt nahe, dass die Führungskräfte eine globalere Betrachtung 
vornehmen und vor allem die Verringerung der Unzufriedenheit bemerken, wäh-
rend die Mitglieder der Projektgruppe eher die vergleichsweise geringen Effekte 
(negativ) ins Kalkül ziehen. 
Tabelle 18: Erreichung der Projektziele nach den Änderungen am Risikofilter. Ge-
genüberstellung der Einschätzungen von Amtsleitung, Sachgebietsleitern und Mit-
gliedern der Projektgruppe 
Ziele* des Projekts  
„Mitbestimmung am Risi-
kofilter“ 


















bedingungen / Beteiligung 2 2 1 3 0 0 1 1 1 1,5 2 
Bessere Akzeptanz des  
Risikomanagements 1,5 2 2 2 0 2 0,5 1 1 1 2 
Mehr Transparenz bzgl.  
Risikofilter 2 2 3 2 2 2 0 0 2 2 2 
Balance zw. Fallzahlen u. 
Steuergerechtigkeit 1 1 0 0 0 0 -1 0 0 0 0 
Mehr Arbeitszufriedenheit 2 2 2 2 0 2 0 0 0 1 2 
Anmerkung: 7-stufige Skala von -3 = „deutlich verschlechtert“ über 0 = „gleich geblieben“ bis +3 = 
„deutlich verbessert“; V = Vorsteher, SVV = ständiger Vertreter des Vorstehers, SGL = Sachgebiets-
leiter, P = Mitglieder der Projektgruppe „Mitbestimmung am Risikofilter“; * gemeinsam mit den Akt-
euren im Feld erarbeitet 
 
Betrachtet man die Auswirkungen des Projekts Mitgestaltung am Risikofilter auf 
die Leistung, so zeigt sich in den weitgehend übereinstimmenden Aussagen der 
Führungskräfte zu den Controlling-Zahlen, dass die Änderungen keine bedeutsa-




Durch die Änderungen am Risikofilter konnte also keine nennenswerte Reduktion 
der Arbeitsbelastung erreicht werden. Allerdings war dies auch nicht das vorrangige 
Ziel der betreffenden Änderungen gewesen, sondern im Sinne korrektiver Arbeits-
gestaltung die Ermöglichung von Einfluss und Kontrolle über die Arbeitsbedingun-
gen (wieder) herzustellen, welche durch die Einführung der gewichtenden Arbeits-
weise teilweise verloren gegangen war. Letzteres ist offenbar gelungen, wie zumin-
dest die Erhöhung der Werte bei den Zielen „Bessere Akzeptanz des Risikomana-
gements“ und „Mehr Transparenz bzgl. des Risikofilters“ sowie einige der Äuße-
rungen im Rahmen des Abschluss-Workshops zeigen. Immerhin konnten diese 
Verbesserungen also weitgehend ohne zusätzlichen Aufwand erreicht werden. 
8.3.3 Wirkfaktoren 
Mit den nachfolgenden vertiefenden Analysen und Interpretationen der qualitativen 
Daten soll der Versuch unternommen werden, zu beantworten, wie bzw. wodurch 
die oben beschriebenen Effekte zustande gekommen sein könnten. Auf diese Weise 
sollen ergänzende Hypothesen generiert werden, welche nachfolgend mit Hilfe der 
quantitativen Daten geprüft werden. Somit werden die Vorteile eines multimetho-
dalen Ansatzes ausgeschöpft und weitere Erkenntnisse gewonnen. 
Als Ordnungsschema für diese Analysen dient ebenfalls das Fünf x Fünf Wirkungs-
modell. Demnach geht ein Einfluss von der Führung, der Arbeitsgestaltung und den 
Merkmalen der Beschäftigten auf die Ergebnisvariablen aus. Während Personmerk-
male einzelner Beschäftigter kaum aus den vorliegenden qualitativen Daten zu er-
mitteln sind (aufgrund der Themenstellung der vorliegenden Arbeit war es auch 
nicht vorgesehen, solche Daten zu erheben), liegen zu den Themen Führung und 
Arbeitsgestaltung eine Vielzahl von Daten vor. Aus den qualitativen Daten lassen 
sich ebenfalls keine Erkenntnisse hinsichtlich der vermittelnden Variable der Be-
anspruchung erschließen, da dieses Konzept den Akteuren im Feld nicht zu vermit-
teln war, wie sich z. B. im Rahmen des Führungskräfte-Workshops zur Erarbeitung 
der Ziele des Projekts „Mitbestimmung am Risikofilter“ gezeigt hat [I_16.5, 101]. 
Dieser Aspekt bleibt somit den nachfolgenden quantitativen Analysen vorbehalten. 
Dafür erlauben die Analysen eine vertiefende Betrachtung dazu, wie die Ergebnisse 
zustande gekommen sein könnten, indem die bereits im Theorieteil betonten As-
pekte Partizipation bzw. Beteiligung, Rolle der Führungskräfte und Kommunika-




Führung: Im Rahmen der Interventionen im I-FA wurden den Führungskräften im 
Laufe mehrerer Workshops arbeitspsychologische Konzepte nahegebracht, die Füh-
rungskräfte wurden durch die Diskussionen, aber auch durch Befragungen (schriftli-
che Befragung, Telefoninterviews) dazu angeregt, wesentliche Werte und Ziele hin-
sichtlich Ihrer Arbeit zu reflektieren und im Austausch miteinander diesbzgl. an ei-
nem Konsens zu arbeiten. Sie erhielten durch die Survey-Feedback-Prozesse ein kla-
reres Bild über die Werte und Zielsetzungen, die Ihnen für Ihr Führungsverhalten 
wichtig sind, als auch Einblicke in die Sichtweise der Sachbearbeiter und Hinweise 
zu konkreten Problemen und Beschwerden der Beschäftigten. Als Folge dieser Akti-
vitäten könnte den Beschäftigten der Eindruck vermittelt worden sein, dass ihre Be-
lange ernst genommen wurden, da sie nicht nur gefragt wurden, sondern auch ihre 
Verbesserungsvorschläge umgesetzt wurden. Dieser Effekt könnte (bzw. sollte) 
dadurch verstärkt worden sein, dass mittels der offenen Briefe stets zeitnah das ge-
samte Finanzamt über die Aktivitäten und damit indirekt über die Bereitschaft der 
Führung, auf die Wünsche der Beschäftigten einzugehen, informiert wurde. Wenn 
die oben geschilderten Aktivitäten einen Effekt hatten, dann sollte sich dieser in 
einer verbesserten Einschätzung des gesundheitsbezogenen Führungsverhaltens der 
Sachgebietsleiter durch die Beschäftigten niederschlagen. Dies korrespondiert mit 
den quantitativen Analysen zu Hypothese 3 „Das gesundheitsbezogene Führungs-
verhalten der Sachgebietsleiter verbessert sich“. 
Im Rahmen der Setting-Analyse wurde gezeigt, dass im Vorfeld der Aktivitäten im 
I-FA u.a. aufgrund von Umstrukturierungen Unruhe und Unzufriedenheit in der 
Belegschaft entstanden war. Das oben geschilderte Zugehen der Führungskräfte auf 
die Beschäftigten sowie die damit verbundene gesteigerte Wertschätzung könnte 
dazu geführt haben, dass sich diese Unzufriedenheit der Beschäftigten (wieder) ver-
ringert. Die Zufriedenheit der Beschäftigten wird in den quantitativen Analysen 
zum Kennwert Zufriedenheit betrachtet (Hypothese 2 „Zufriedenheitsindikatoren 
verbessern sich“). 
Arbeitsgestaltung: Wie sich gezeigt hatte, war der Effekt der Arbeitsgestaltungs-
maßnahmen am Risikofilter nicht vorrangig eine Reduktion der Belastungen, son-
dern das Zurückgewinnen von Kontrolle (Einfluss) auf die Arbeitsbedingungen so-
wie eine Erhöhung des Sinnerlebens im Sinne Antonovskis. Die Möglichkeit, den 
Risikofilter selbst zu verändern, könnte es den Beschäftigten ermöglicht haben, ihre 
Haltung gegenüber der gewichtenden Arbeitsweise bzw. gegenüber dem Risikofil-




10 „Die Einstellung der Beschäftigten zum Risikofilter verbessert sich.“ ableiten. 
Die Analyse der qualitativen Daten hat darüber hinaus Hinweise darauf gegeben, 
dass die Unzufriedenheit im Amt nachgelassen hat (im Umkehrschluss entspricht 
dies der Frage nach der Zufriedenheit, vgl. Hypothese 2 bzw. Hypothese 9). 
Beteiligung / Partizipation: Im Theorieteil ist bereits auf die Wichtigkeit der Parti-
zipation bei der betrieblichen Gesundheitsförderung hingewiesen worden. Bei den 
Interventionen im I-FA konnte dies durch die Beteiligung der Sachbearbeiter an der 
Arbeitsgestaltung umgesetzt werden, da die Möglichkeit geschaffen wurde, zum 
einen die Einstellungen des Risikofilters zu verändern und zum anderen die Koope-
ration mit der Erhebungsstelle zu verbessern. Dass dies auch so von den Beschäf-
tigten wahrgenommen und geschätzt wurde, zeigen mehrere Kommentare zum 
Thema „erweiterte Beteiligung“ in den qualitativen Daten. Die quantitativen Ana-
lysen hierzu sind in Hypothese 4 „Die Beteiligung und Einbindung wird verbes-
sert“ zusammengefasst. Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass dieser Umstand 
direkte oder indirekte Wirkungen auf die Beanspruchung und Gesundheit haben 
könnte. Entsprechende quantitative Analysen finden sich in den Auswertungen zu 
den Hypothesen 1 „Gesundheitsindikatoren verbessern sich“ und 8 „Die Bean-
spruchung wird optimiert“. 
Kommunikation und Zusammenarbeit: Die Führungskräfte, wie auch der Ge-
schäftsstellenleiter berichten, dass die Kommunikation sich verbessert habe. Dies 
gilt sowohl für die Kommunikation zwischen den Etagen, als auch zwischen den 
verschiedenen Sachgebieten. Kommunikation über die Arbeitsbedingungen ist so-
mit sowohl Mittel, wie auch Ziel einer ganzheitlichen Vorgehensweise, wie sie in 
diesem Ansatz umgesetzt wurde. Man kann vermuten, dass sich in der Wahrneh-
mung der Beschäftigten auch darin niederschlägt, dass die Kooperation verbessert 
wird (Hypothese 7). 
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9 Summative Evaluation 
Das Workshop-Konzept zur gesundheitsförderlichen Führung wird von den INOPE 
Gesundheitsbefragungen aus 2006 und 2007 eingerahmt (vgl. Kap. 8.1). Die Aus-
wertung dieser Daten wird in Kapitel 9.1 dargestellt. Den Übergang in das Arbeits-
gestaltungsprojekt bildet ein gemeinsamer Workshop mit Führungskräften und Be-
schäftigten der Sachgebiete VST 2000 und SIST. Für die Evaluation der Maßnah-
men zur partizipativen Arbeitsgestaltung wurden im Anschluss an diesen Workshop 
sowie nach Abschluss der Maßnahmen zur partizipativen Arbeitsgestaltung vom 
Autor weitere Daten im Interventions-Finanzamt erhoben. Diese Evaluationsergeb-
nisse werden in Kapitel 9.2 berichtet. Eine integrative Betrachtung aller Ergebnisse 
der Interventionen im Finanzamt erfolgt in Kapitel 10.1. 
9.1 Gesundheitsförderliche Führung 
Die Darstellung der Ergebnisse der summativen Evaluation orientiert sich an der 
Logik des 5 x 5 Wirkungsmodells (Görg & Wieland, 2009), in dem Input- (Merk-
malsbereiche Arbeitsaufgaben / -bedingungen, Führung und Beschäftigte), Pro-
zess- (Beanspruchung) und Output-Variablen (Zufriedenheit / Gesundheit) unter-
schieden werden. Da aus den INOPE-Gesundheitsbefragungen für 2006 und 2007 
keine verbundenen Daten vorliegen, werden zu den Merkmalsbereichen jeweils 
Veränderungen der Mittelwerte der FAGS-BGF-Kennwerte im Interventions-Fi-
nanzamt betrachtet und deren Verläufe als Liniendiagramme dargestellt. (Die de-
skriptiven Statistiken zu den Diagrammen können im Anhang E eingesehen wer-
den). Diese Diagramme ermöglichen einen explorativen Vergleich des Interven-
tions-Finanzamts mit den anderen Pilot-Finanzämtern. Wenn diese explorativen 
Analysen Hinweise auf relevante Unterschiede ergeben, werden zusätzlich jeweils 
Ergebnisse aus Querschnittsanalysen berichtet, um Plausibilitäts-Überlegungen zu 
möglichen Effekten der Interventionen statistisch zu untermauern, da eine statisti-
sche Testung der Veränderungshypothesen H 1 - H 5 auf der Basis der vorhandenen 
Daten nicht möglich war. 
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9.1.1 Beschreibung der Stichproben aus dem INOPE-Gesamtprojekt 
Die Gesundheitsbefragungen im INOPE-Verbundprojekt erfolgten mit dem Frage-
bogen zum Arbeits- und Gesundheitsschutz – Betriebliche Gesundheitsförderung 
(FAGs-BGF; siehe Kap. 7.1.2). Tabelle 19 gibt die Zusammensetzung der Stichpro-
ben für die neun Pilot-Finanzämter, zu denen auch das Interventions-Finanzamt ge-
hörte, wieder. Die Daten sind aufgeschlüsselt nach Finanzamt und Erhebungszeit-
punkt, die Teilnehmer-Zahlen für Führungskräfte (SGL) und Beschäftigte (MA) wer-
den getrennt ausgewiesen. Die in dieser Arbeit vorgestellten Interventionen erfolgten 
nur im Interventions-Finanzamt (I-FA) und wurden nicht über das Intranet des Pro-
jekts veröffentlicht. Die anderen acht Pilot-Ämter stellen somit innerhalb des INOPE-
Projekts die beste verfügbare Kontrollgruppe für Vergleiche mit dem I-FA dar. 
Die durchgängig etwas geringeren Teilnehmerzahlen in 2007 liegen möglicher-
weise daran, dass diese Datenerhebung mit dem Rücken-Vorsorgecheck gekoppelt 
war. Der höhere Aufwand für die Teilnahme an der Befragung könnte einige Per-
sonen abgeschreckt haben. Bemerkenswert ist, dass nur im Interventions-Finanz-
amt bei den Beschäftigten wieder das Niveau der Beteiligung von 2006 erreicht 
wird, während bei allen anderen Finanzämtern ein deutlicher Rückgang in der Be-
teiligung zu beobachten war. 
Tabelle 19: Stichproben der FAGs-Datenerhebungen in den Pilot-Finanzämtern 
Datum 2006 2007 
Gruppe n MA SGL n MA SGL 
Interventions-Finanzamt 111 104 7 100 91 9 
Pilot-Finanzamt 1 264 245 19 188 175 13 
Pilot-Finanzamt 2 219 203 16 168 154 14 
Pilot-Finanzamt 3 134 124 10 94 87 7 
Pilot-Finanzamt 4 150 137 13 90 78 12 
Pilot-Finanzamt 5 198 183 15 149 137 12 
Pilot-Finanzamt 6 120 111 9 68 60 8 
Pilot-Finanzamt 7 156 147 9 87 83 4 
Pilot-Finanzamt 8 90 85 5 80 74 6 
Anmerkungen: MA = Mitarbeiter; SGL = Sachgebietsleiter 
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9.1.2 Arbeitsaufgaben und -bedingungen 
Im Workshop-Konzept zur gesundheitsförderlichen Führung erhielten die Füh-
rungskräfte sowie Vertreter der Belegschaft im Rahmen mehrerer Workshops In-
formationen zu gesundheitsförderlicher Führung und Arbeitsgestaltung. Sie wurden 
angeleitet, Probleme im Finanzamt zu identifizierten, zu diskutierten und den Hand-
lungsspielraum für mögliche Lösungsansätze zu erkennen. Dabei sollten alle Betei-
ligten intensiv eingebunden werden (Empowerment und Partizipation) und durch 
den Survey-Feedback Prozess angeregt werden, sowohl ihre Situation, als auch die 
der jeweils anderen Gruppe zu reflektieren, um schließlich gemeinsam Verbesse-
rungen herbeizuführen. Letzteres hatte auch zum Ziel, Gesundheit als „Gemein-
schaftsaufgabe“ zu etablieren und somit positiv auf die Gesundheitskultur im Amt 
einzuwirken (s. Kap. 5.1 und 8.1).  
Die Liniendiagramme (s. Abbildung 17) zeigen, dass die Sachgebietsleiter des In-
terventions-Finanzamts nach dem Workshop-Konzept zur gesundheitsförderlichen 
Führung die Schwierigkeit ihrer Arbeit geringer einschätzten, als die Führungs-
kräfte in den anderen Pilot-Finanzämtern. Außerdem ist bei den SGL des Interven-
tions-Finanzamts ein deutlicher Anstieg der wahrgenommenen Verantwortung bei 
der Arbeit von 2006 auf 2007 zu beobachten. Sie weisen in 2007 bei dieser Variab-
len den höchsten Wert aller am INOPE-Projekt teilnehmenden Finanzämter auf. 
Bei den Beschäftigten zeigt sich von 2006 auf 2007 ein leichter Rückgang der Ein-
schätzung der Schwierigkeit der Arbeit. Hinsichtlich des Merkmals „Verantwor-
tung“ fällt auf, dass die Beschäftigten des I-FA vor dem Workshop-Konzept den 
geringsten Wert aufwiesen und nach den Workshops dagegen im Mittelfeld aller 
am INOPE-Projekt teilnehmenden Ämter lagen. 




Abbildung 17: Arbeitsanforderungen (MW FAGS-BGF, SGL/MA, 2006-2007) 
Aufgrund der Reliabilitätsanalysen (vgl. Tabelle 7) werden die Arbeitsanforderun-
gen aus dem FAGS-BGF auf Item-Ebene ausgewertet. Mittelwertdifferenzen in ei-
ner relevanten Größenordnung (s. Tabelle 20) zeigen sich bei den SGL hinsichtlich 
des Rückgangs der wahrgenommenen Schwierigkeit der Arbeit (-,33) und dem An-
stieg der wahrgenommenen Verantwortung bei der Arbeit (,35). Letzteres ist auch 
bei den Mitarbeitern in fast gleichem Umfang zu beobachten (,33). Die Quer-
schnitts-Analysen mittels Kruskal-Wallis-Test zeigen bei den SGL weder 2006 
noch 2007 signifikante Unterschiede zwischen den Ämtern für das Merkmal 
Schwierigkeit. Bei den Mitarbeitern zeigt sich in 2006 ein signifikanter Unterschied 
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der wahrgenommenen Verantwortung bei der Arbeit zwischen den Ämtern (H (8) 
= 18,47; p asymptotisch = 0,18), nicht jedoch in 2007. 
Tabelle 20: Mittelwerte der Indikatoren für Arbeitsanforderungen (2006-2007, 
SGL/MA) 
Arbeitsanforderungen 2006 2007 Δ 2007 - 2006 
SGL MA SGL MA SGL MA 
Menge 2,00 3,11 1,89 3,13 -,11 ,02 
Schwierigkeit 2,00 2,36 1,67 2,19 -,33 -,17 
Verantwortung 4,43 3,31 4,78 3,64 ,35 ,33 
Anmerkungen: fett = Differenzen größer ,25 
Das Workshop-Konzept zielte unter anderem darauf ab, die Beteiligten dazu anzu-
regen, den Handlungsspielraum hinsichtlich ihrer Tätigkeit neu zu bewerten und 
besser auszuschöpfen. Die Skala „Handlungsspielraum“ wird im FAGS-BGF mit 
zwei Items operationalisiert, die die Aspekte selbständige Planung und Einteilung 
der eigenen Arbeit abbilden. Die Diagramme (s. Abbildung 18) zeigen für das I-FA 
bei SGL und MA im Vergleich von 2006 zu 2007 eine gegenläufige Entwicklung, 
während die SGL im Mittel einen leicht geringeren Handlungsspielraum wahrneh-
men, steigt der Wert bei den Beschäftigten vom niedrigsten Wert aller am INOPE-
Projekt teilnehmenden Ämter auf einen Wert im unteren Mittelfeld in 2007 an.  
 
Abbildung 18: Handlungsspielraum (MW FAGS-BGF, SGL/MA, 2006-2007) 
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Die Differenz der Mittelwerte liegt nur bei den Mitarbeitern knapp unter der als 
relevant definierten Größe von ,25 (s. Tabelle 21). Der Unterschied zwischen dem 
Interventions-Finanzamt und den anderen Ämtern in 2006 ist statistisch signifikant 
(H (8) = 20,78; p asymptotisch = 0,008). Es liegen folglich Hinweise dafür vor, dass der 
in Hypothese 5 formulierte Effekt „Der Handlungsspielraum wird vergrößert“ für 
die Gruppe der Mitarbeiter plausibel ist. 
Tabelle 21: Mittelwerte für Handlungsspielraum (2006-2007, SGL/MA) 
 2006 2007 Δ 2007 - 2006 
SGL MA SGL MA SGL MA 
Handlungsspielraum 4,43 3,62 4,22 3,86 -,21 ,24 
Anmerkungen: fett = Differenzen größer ,25 
9.1.3 Führung 
Für den Merkmalsbereich „Führung“ liegen im FAGS-BGF Skalen zum „gesund-
heitsbezogenen Führungsverhalten“ vor. Diese werden als Selbsteinschätzung der 
Sachgebietsleiter und als Fremdbewertung des Verhaltens der SGL durch die Mit-
arbeiter erhoben. Während die Selbsteinschätzungen der SGL im Interventions-Fi-
nanzamt nahezu konstant bleiben, ist bei den Mitarbeitern in 2007 ein Anstieg von 
,28 Skalenpunkten in der Wahrnehmung des gesundheitsbezogenen Führungsver-
haltens ihrer SGL zu beobachten (s. Tabelle 22).  
Tabelle 22: Mittelwerte für gesundheitsbezogenes Führungsverhalten (2006-2007, 
SGL/MA) 
 2006 2007 Δ 2007 - 2006 
SGL MA SGL MA SGL MA 
Beteiligung und Einbindung 3,62 2,70 3,52 2,98 -,10 0,28 
Anmerkungen: fett = Differenzen größer ,25; SGL = Selbsteinschätzung; MA = Fremd-
bewertung der SGL durch die MA 
 
Bemerkenswert ist hierzu auch, dass die Beschäftigten im I-FA vor dem Workshop-
Konzept das gesundheitsbezogene Führungsverhalten ihre Führungskräfte, vergli-
chen mit den anderen am INOPE-Projekt teilnehmenden Ämtern, am geringsten 
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einschätzten. Nach den Workshops dagegen ist diese Einschätzung auf den dritt-
höchsten Wert aller beteiligten Ämter gestiegen (s. Abbildung 19). 
 
Abbildung 19: Gesundheitsbezogenes Führungsverhalten (MW FAGS-BGF, 
Selbsteinschätzung-SGL/Fremdeinschätzung MA, 2006-2007) 
Die Querschnitts-Analysen zeigen für die SGL keine signifikanten Unterschiede zwi-
schen den Ämtern. Bei den Mitarbeitern zeigen sich signifikante Unterschiede zwi-
schen den Ämtern in 2006 (H (8) = 63,02; p asymptotisch = 0,00) und in 2007 (H (8) = 
38,26; p asymptotisch = 0,00), die sich jedoch nicht dem I-FA zuordnen lassen  
(s. Boxplots im Anhang). Die Ergebnisse lassen vermuten, dass der in Hypothese 3 
formulierte Effekt „Das gesundheitsbezogene Führungsverhalten der Sachgebiets-
leiter verbessert sich“ für die Fremdeinschätzung durch die Mitarbeiter plausibel ist. 
9.1.4 Partizipation 
Die Verbesserung von Möglichkeiten zur Partizipation der Beschäftigten war eine 
wesentliche Zielsetzung des Interventionskonzepts. Partizipation wird im FAGS-
BGF als „Beteiligung und Einbindung“ operationalisiert. Die Skalen wurden als 
Selbsteinschätzung der SGL und als Fremdbewertung des Verhaltens der SGL 
durch die Mitarbeiter erhoben. Bei den Mitarbeitern zeigt sich in 2007 ein Anstieg 
der wahrgenommenen Beteiligung und Einbindung in Höhe von ,37 (s. Tabelle 23). 
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Interessant ist, dass trotz der veränderten Fremdeinschätzung die Selbsteinschät-
zung der SGL mit einem Anstieg von ,08 nahezu konstant bleibt (s. Abbildung 20). 
 
Abbildung 20: Beteiligung und Einbindung (MW FAGS-BGF, Selbsteinschätzung-
SGL/Fremdeinschätzung MA, 2006-2007) 
Signifikante Unterschiede zwischen den Ämtern zeigen sich nur bei den Mitarbei-
tern für 2006 (H (8) = 63,19; p asymptotisch = 0,00) und 2007 (H (8) = 42,30; p asymptotisch 
= 0,00). Der Vergleich der Boxplots (s. Anhang) legt jedoch nahe, dass der Effekt 
nicht auf das I-FA zurückzuführen ist. Die Analysen legen nahe, dass der in Hypo-
these 4 formulierte Effekt „Die Beteiligung und Einbindung wird verbessert“ für 
die Gruppe der Mitarbeiter plausibel ist. 
Tabelle 23: Mittelwerte der Indikatoren für Beteiligung und Einbindung (2006-
2007, SGL/MA) 
 2006 2007 Δ 2007 - 2006 
SGL MA SGL MA SGL MA 
Beteiligung und Einbindung 3,64 2,29 3,72 2,66 ,08 0,37 
Anmerkungen: fett = Differenzen größer ,25; SGL = Selbsteinschätzung; MA = Fremd-
bewertung der SGL durch die MA 
 




In den INOPE-Gesundheitsbefragungen wird Beanspruchung mit der Skala „Bean-
spruchungsintensität“ operationalisiert. Hohe Skalenwerte stehen für eine hohe In-
tensität der Beanspruchung. Die Liniendiagramme (s. Abbildung 21) zeigen für das 
I-FA für die Entwicklung von 2006 auf 2007 für SGL und MA jeweils einen Rück-
gang in der Beanspruchungsintensität, wobei die SGL im Interventions-Finanzamt 
nach dem Workshop-Konzept den niedrigsten Wert aller am INOPE-Projekt teil-
nehmenden Ämter aufweisen. 
 
Abbildung 21: Beanspruchungsintensität (MW FAGS-BGF, SGL/MA, 2006-2007) 
Die Differenzen der Mittelwerte von 2006 zu 2007 liegen für die SGL mit -,26 knapp 
oberhalb, der Wert der MA liegt mit ,24 knapp unterhalb der Schwelle (s. Tabelle 
24). In den Kruskal-Wallis-Tests zur Beanspruchungsintensität wird nur in 2006 bei 
den Mitarbeitern der Unterschied zwischen dem I-FA und den anderen Finanzämtern 
signifikant (H (8) = 21,56; p asymptotisch = ,006). 
Tabelle 24: Mittelwerte der Beanspruchungsintensität (2006-2007, SGL/MA) 
Beanspruchungsintensität 2006 2007 Δ 2007 - 2006 
SGL MA SGL MA SGL MA 
Beanspruchungsintensität 2,52 2,99 2,26 2,75 -,26 ,24 
Anmerkungen: fett = Differenzen größer ,25 




Gesundheit wird im FAGS-BGF mit den Skalen „Durchgängige Müdigkeit und Zer-
schlagenheit“, „Herz-/Kreislaufbeschwerden“ und „Muskel-/Skelettbeschwerden“ 
vor. Aufgrund der geringen internen Konsistenzen (vgl. Tabelle 7) wird die Skala zu 
Müdigkeit und Zerschlagenheit nicht betrachtet. Die Veränderungen der Kennwerte 
sind gering. Interessant ist, dass bei den Beschäftigten im Interventions-Finanzamt 
für beide Gesundheits-Indikatoren jeweils ein Rückgang vom höchsten Wert, vergli-
chen mit den anderen am INOPE-Projekt teilnehmenden Ämtern, zu einem Wert in-
nerhalb der Ausprägungen der anderen Ämter zu beobachten ist (s. Abbildung 22). 
 
Abbildung 22: Gesundheitsindikatoren (MW FAGS-BGF, SGL/MA, 2006-2007) 
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Bei den Mitarbeitern liegen in 2007 die Mittelwerte von Herz-Kreislauf- und Muskel-
Skelettbeschwerden jeweils -,27 Skalenpunkte unter denen von 2006 (s. Tabelle 25). 
Die Querschnitts-Analysen zeigen nur bei den Herz-Kreislaufbeschwerden in 2006 
einen signifikanten Unterschied zw. dem Interventions-Finanzamt und den anderen 
Finanzämtern (H (8) = 15,59; p asymptotisch = ,049). 
Tabelle 25: Mittelwerte der Gesundheitsindikatoren (2006-2007, SGL/MA) 
Gesundheitsindikatoren 2006 2007 Δ 2007 - 2006 
SGL MA SGL MA SGL MA 
Müdigkeit (tagsüber) 2,29 3,32 2,44 3,20 ,15 ,12 
Schlafschwierigkeiten 1,86 2,88 1,56 2,98 -,30 ,10 
Herz-/Kreislaufbeschwerden 1,43 1,90 1,45 1,63 ,02 -,27 
Muskel-/Skelettbeschwerden 2,43 3,46 2,28 3,19 -,15 -,27 
Anmerkungen: fett = Differenzen größer ,25 
Die Betrachtung der kurzfristigen (Beanspruchungsintensität) und mittel- bis lang-
fristigen Gesundheitsindikatoren (Herz-/Kreislauf- sowie Muskel-/Skelettbe-
schwerden) sind – zumindest für die Gruppe der Mitarbeiter – mit dem in Hypothese 
1 formulierten Effekt „Gesundheitsindikatoren verbessern sich“ vereinbar. 
9.1.7 Zufriedenheit 
Der FAGS-BGF erhebt die „Gesamtzufriedenheit“ als Mittelwert der Items „Zu-
friedenheit mit dem Beruf/der Arbeit“, „Zufriedenheit mit der eigenen Gesundheit“ 
und „Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt“ (s. Tabelle 26). Es zeigen sich im 
Interventions-Finanzamt sowohl bei den SGL, als auch bei den Mitarbeitern nur ge-
ringe Differenzen der Mittelwerte für die Gesamtzufriedenheit. 
Tabelle 26: Mittelwerte der Zufriedenheitsindikatoren (2006-2007, SGL/MA) 
Zufriedenheitsindikatoren 2006 2007 Δ 2007 - 2006 
SGL MA SGL MA SGL MA 
Gesamtzufriedenheit 3,57 3,20 3,70 3,22 ,13 ,02 
Zufriedenheit m. Beruf/Arbeit 3,29 2,83 3,22 2,89 -,07 ,06 
Zufriedenheit m. Gesundheit 3,71 3,12 3,78 3,16 -,07 ,04 
Zufriedenheit m. Leben insg. 3,71 3,67 4,11 3,60 ,40 -,07 
Anmerkungen: fett = Differenzen größer ,25 
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Für die Zufriedenheits-Subskalen gilt dies – mit einer Ausnahme – ebenfalls. Der 
Wert für „Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt“ liegt bei den SGL im Interven-
tions-Finanzamt nach dem Workshop-Konzept um ,40 höher als in 2006 (s. Tabelle 
26). Die Unterschiede zwischen den Finanzämtern (Kruskal-Wallis-Tests) sind aller-
dings nicht signifikant, was mit Blick auf die hohe Variabilität der Verläufe dieser 
Kennwerte nicht verwunderlich ist (s. Abbildung 23). 
 
Abbildung 23: Gesamtzufriedenheit (MW FAGS-BGF, SGL/MA, 2006-2007) 
Die Analysen der Zufriedenheits-Indikatoren zeigen somit nur für die Gruppe der 
Sachgebietsleiter einen Hinweis darauf, dass der in Hypothese 1 formulierte Effekt 
„Zufriedenheitsindikatoren verbessern sich“ plausibel ist. Für die anderen Zufrie-
denheitsindikatoren bei den Sachgebietsleitern, sowie für alle Zufriedenheitsindi-
katoren bei der Gruppe der Mitarbeiter ist die Annahme plausibler, dass die Hypo-
these 1 zu verwerfen ist. 
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9.2 Partizipative Arbeitsgestaltung 
Die Darstellung der Ergebnisse der Analysen zu möglichen Effekten der Arbeits-
gestaltungsmaßnahmen im Amt folgt der im 5 x 5 Wirkungsmodell angelegten Rei-
henfolge der Betrachtung von Einfluss-Größen (Partizipation), über die Beanspru-
chung (bzw. Beanspruchungsoptimierung) zu den Zielgrößen (Wohlbefinden). 
9.2.1 Beschreibung der Stichproben aus den BUW-Datenerhebungen im 
Interventions-Finanzamt 
An der ersten Befragung (t1) haben 22 der zu diesem Zeitpunkt 29 Beschäftigten 
aus den Sachgebieten VST 2000 und SIST teilgenommen, dies entspricht einer 
Rücklaufquote von 75,9 %. Von den Teilnehmern waren 17 Frauen (77,3 %), vier 
Männer (18,2 %) und eine Person (4,5 %) machte diesbzgl. keine Angabe. An der 
Nachher-Befragung nahmen 21 Personen teil (Rücklaufquote: 72,4 %), davon wa-
ren 14 Frauen (66,7 %) und sechs Männer (28,6 %); eine Person (4,8 %) machte 
keine Angabe zum Geschlecht. Angesichts der kleinen Stichprobe konnte aus Grün-
den der Anonymisierung das Sachgebiet SIST nicht gesondert ausgewiesen und das 
Alter nur in Kategorien erhoben werden. Die Besetzung der Alterskategorien zu 
den beiden Erhebungszeitpunkten ist Tabelle 27 zu entnehmen. Von den Beschäf-
tigten waren 54,5% in Vollzeit und 36,4% in Teilzeit beschäftigt (9,1% machten 
dieszgl. keine Angabe). Von 16 Personen liegen verbundene Daten vor. Die nach-
folgenden Daten zur Beschreibung dieser abhängigen Stichprobe beziehen sich auf 
die zweite Datenerhebung. Diese Teilstichprobe besteht aus 12 Frauen (75,0 %) und 
3 Männern (18,8 %), eine Person machte keine Angabe zum Geschlecht. 8 Personen 
arbeiteten in Vollzeit (50 %) und 7 in Teilzeit (43,8 %), eine Person machte keine 
Angabe zur Arbeitszeit. Die Mehrzahl der Personen ist zw. 41 und 55 Jahren alt (s. 
Tabelle 27). 
Tabelle 27: Altersverteilung der Stichprobe VST 2000 und SIST im I-FA 
Zeitpunkt / Alter bis 30 31-40 41-50 51-55- 56-65 k. A. n 
Feb. 2008 (t 1) 3 1 13 3 1 1 22 
Aug. 2008 (t 2) 2 1 10 7 1 0 21 
verbunden (t 2) 1 1 9 4 1 0 16 




Einfluss auf die eigene Arbeitssituation ausüben zu können ist ein wesentlicher 
Wirkfaktor gesundheitsförderlicher Arbeit (s. Kap. 4.3.4 und Kap. 4), weshalb auch 
die Steigerung des Kontrollerlebens vorrangiges Ziel und zentraler Ansatzpunkt der 
Partizipation der Beschäftigten an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen war. Zu 
diesem Zweck wurde den Beschäftigten ermöglicht, Änderungen an den Einstel-
lungen des Risikofilters vorzunehmen. Es ist unwahrscheinlich, dass die Beteiligten 
hierdurch eine Verringerung ihres Kontrollerlebens wahrnehmen, die Hypothese 6, 
das Kontrollerleben wird gesteigert, wird folglich einseitig getestet. Die wahrge-
nommene Kontrolle wurde mit dem EEB-Verfahren vor (Feb. 2008) und nach 
(Aug. 2008) Abschluss des Arbeitsgestaltungsprojekts „Mitbestimmung am Risi-
kofilter“ gemessen. Die Differenz der Mittelwerte des Merkmals Kontrollerleben 
ist nicht normalverteilt, weshalb die o.g. Hypothese mit dem Wilcoxon-Test geprüft 
wird (Bortz & Lienert, 1998, S. 164-172). Es zeigt sich, dass die Beschäftigten nach 
dem Arbeitsgestaltungsprojekt ihr Kontrollerleben signifikant höher einschätzen 
(Mdn t1 = 1,5; Mdn t2 = 3,0; T = -1,78; p einseitig, exakt = ,043; r = -.31). 
9.2.3 Kooperation 
Die Interventionen im I-FA dienten in der OE-Phase (2006 - 2007) u.a. der Identi-
fizierung von Problemen in der Gestaltung der Arbeitsbedingungen und der Umset-
zung von gemeinsam mit den Beschäftigten entwickelten Lösungsansätzen im Rah-
men eines Arbeitsgestaltungsprojekts. Gegen Ende des Projekts „Mitgestaltung am 
Risikofilter“ war die Verbesserung der Zusammenarbeit mit der Erhebungsstelle 
Gegenstand der Projektarbeit. Der Workshop zur Verbesserung der Zusammenar-
beit zwischen VST 2000 / SIST und Erhebungsstelle lässt sich in der Logik des 
SynBA-Verfahrens der Organisations-System-Schnittstelle (OSS) zuordnen, wel-
che die Zusammenarbeit und Kommunikation mit Vorgesetzten, Mitarbeitern und 
Kollegen abbildet. Ziel der Maßnahmen des Workshops war es, Regulationsbehin-
derungen bezüglich der Zusammenarbeit zu verringern (gerichtete Hypothese). Für 
die Veränderungsmessung werden nicht die gewichteten SynBA-Kennwerte, son-
dern die Rohwerte verwendet, um Varianzeinschränkungen zu vermeiden. Die Mit-
telwertdifferenzen sind normalverteilt, weshalb die Hypothese mit dem T-Test für 
abhängig Stichproben getestet wird. Es zeigt sich kein signifikanter Unterschied, 
die Hypothese 7, die Kooperation wird verbessert, muss somit verworfen werden. 




Die BGM-Zielgrößen Gesundheit und Wohlbefinden wurden in den Datenerhebun-
gen zur Evaluation des Arbeitsgestaltungsprojekts mit der Beanspruchungsbilanz 
und mit Kennwerten zu Emotionen im Arbeitskontext operationalisiert. Letztere er-
möglichen eine differenziertere Betrachtung, als die Zufriedenheits-Kennwerte aus 
den INOPE-Gesundheitsbefragungen (die zusätzlich ebenfalls erhoben wurden). 
Die Optimierung der Beanspruchung der Beschäftigten war ein zentrales Anliegen 
des Interventionskonzepts. Nach dem Konzept Belastung-Beanspruchung sollten 
die Veränderungen, die die Beteiligten hinsichtlich ihrer Arbeitsbedingungen vor-
nehmen konnten, mit korrespondierenden Veränderungen der Beanspruchung ein-
hergehen. Die Effekte dieser Änderungen am Risikofilter auf die Beanspruchung 
der Beschäftigten ließen sich jedoch in ihrer Richtung nicht mit Sicherheit vorher-
sagen. So zeigten auch die Ergebnisse der formativen Evaluation, dass zumindest 
laut Aussage der Beteiligten durch die ersten Änderungen am Risikofilter die Ar-
beitsbelastung zeitweise gestiegen war, woraufhin in den nachfolgenden Projekt-
schritten weitere Änderungen mit dem Ziel einer kompensatorischen Senkung an-
derer zu prüfender Sachverhalte vorgenommen wurden.  
Die Differenz (t2 - t1) der z-standardisierten Beanspruchungsbilanz ist normalver-
teilt (s. Anhang). Die Hypothese einer Veränderung der Beanspruchungsbilanz von 
der vorher- zu nachher-Messung wird deshalb ungerichtet mit dem t-Test für ab-
hängig Stichproben getestet. Es zeigt sich keine signifikante Veränderung der Be-
anspruchungsbilanz. Die Differenzen der Mittelwerte der Subskalen für funktionale 
und dysfunktionale Beanspruchung sind nicht normalverteilt. In den Wilcoxon-
Tests zeigen sich keine signifikanten Veränderungen der funktionalen bzw. dys-
funktionalen Beanspruchung nach den Interventionen. Betrachtet man dagegen die 
Veränderung der Beanspruchungsbilanz gemeinsam mit dem Wirkfaktor Kontroller-
leben im Rahmen des Job-Strain-Control-Modells, zeigt sich, dass 5 von 16 Beteilig-
ten von dysfunktionaler oder suboptimaler Arbeitsgestaltung in den Bereich optima-
ler Arbeitsgestaltung gewechselt sind (s. Abbildung 24). 
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Anmerkungen: N = 16, Beschäftigte der Sachgebiete VST 2000 und SIST; 
Auswertung und Cut-off-Werte (Beanspruchungsbilanz = 2,32, Kontrollerle-
ben  = 2,75) nach Wieland und Hammes (2014, S. 40). 
Abbildung 24: Job-Strain-Control-Modell - Veränderung der Beanspruchungsop-
timalität von t1 zu t2 
Die gerichtete Hypothese 8 „Die Beanspruchung wird optimiert“ wird angesichts der 
kleinen Stichprobe von N = 16 getestet, indem die Fälle suboptimaler und dsyfunkti-
onaler Beanspruchung aus dem Job-Strain-Controll-Modell (JSC-Modell) zu dem 
Status „nicht optimal“ zusammengefasst werden und in einer McNemar- 
Tafel (Tabelle 28) betrachtet wird (Bortz & Lienert, 1998, S. 104-108), wie viele 
Personen von nicht optimaler Beanspruchung zu Beginn des Arbeitsgestaltungspro-
jekts zu optimaler Beanspruchung nach dem Projekt wechselten. Bei der Durchfüh-
rung des Chi-Quadrat-Tests von McNemar wird in SPSS aufgrund der geringen Zell-
besetzungen eine Binomialverteilung zur Bestimmung der Signifikanz verwendet.  
Tabelle 28: Veränderungen der Beanspruchung im Job-Strain-Control-Modell. 
JSC-Modell vor und nach dem Arbeitsgestaltungsprojekt 
 nachher 
vorher nicht optimal optimal 
nicht optimal 8 5 
optimal 0 3 
Anmerkungen: N = 16, Beschäftigte der Sachgebiete VST 2000 und 
SIST; Chi-Quadrat-Test nach McNemar, verbundene Stichproben 
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Der Test kommt zu dem Ergebnis, dass nach dem Arbeitsgestaltungsprojekt bei sig-
nifikant mehr Personen im Sinne des Job-Strain-Control-Modells optimale Beanspru-
chung vorliegt (p einseitig, exakt = ,031). Die Hypothese 8, „Die Beanspruchung wird 
optimiert“, kann somit beibehalten werden. 
9.2.5 Wohlbefinden 
Zusätzlich zu den Verfahren SynBA, EEB und FsF wurden im Sinne einer multip-
len Operationalisierung auch die Subskalen „Zufriedenheit mit dem Beruf/der Ar-
beit“ und „Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt“ aus dem FAGS-BGF vor und 
nach dem Arbeitsgestaltungsprojekt erhoben. Bei beiden Skalen zeigen sich hö-
here Mittelwerte nach Abschluss des Arbeitsgestaltungsprojekts. Die Differenzen 
der Mittelwerte sind nicht normalverteilt. Die Hypothesen-Testung mit dem Wil-
coxon-Test zeigt, dass die Beschäftigten ihre „Zufriedenheit mit dem Leben ins-
gesamt“ nach dem Arbeitsgestaltungsprojekt signifikant höher einschätzen (Mdn 
t1 = 3,0; Mdn t2 = 3,5; T = -2,45; p zweiseitig, exakt = ,031; r = -.43). Der Unterschied 
hinsichtlich der „Zufriedenheit mit dem Beruf/der Arbeit“ ist nicht signifikant. 
Tabelle 29: Mittelwerte der Zufriedenheitsindikatoren (02/2008-08/2008, MA) 
Zufriedenheitsindikatoren M (SD) 02/2008 M (SD ) 08/2008 ΔM 08/08 - 02/08 
Zufriedenheit m. Beruf/Arbeit 2,25 (,68) 2,63 (,81) ,38 
Zufriedenheit m. Leben insg. 3,13 (,62) 3,50 (,52) ,37 
Anmerkungen: N = 16, MA, verbundene Stichproben 
Die Emotionen im Arbeitskontext werden hier als alternative Operationalisierungen 
für das Merkmal „Wohlbefinden“ betrachtet. Da die möglichen Auswirkungen der 
Interventionen auf diese Variablen nicht eindeutig vorhergesagt werden können, 
werden zweiseitige Signifikanztests berechnet. Das EEB-Verfahren erhebt die 
Merkmale Ärger, Monotonie, positives und negatives Gefühl. Mit Ausnahme der 
Variable positives Gefühl sind die Differenzen der jeweiligen Mittelwerte nicht 
normalverteilt, so dass erstere mittels des T-Tests für abhängige Stichproben und 
letztere mittels des Wilcoxon-Tests geprüft werden. Die Beteiligten berichten nach 
dem Arbeitsgestaltungsprojekt signifikant weniger (Mdn = 2,0) negative Gefühle, 
als vorher (Mdn = 2,2), T = -2,174, p zweiseitig, exakt = ,033, r = -,38. Bei den anderen 
Merkmalen sind keine signifikanten Veränderungen zu beobachten. Die Hypothese 
9, das Wohlbefinden wird gesteigert, kann folglich teilweise als bestätigt gelten. 




In Anlehnung an Gollwitzer und Jäger (2014) werden für die folgende Zusammen-
fassung die Ergebnisse der Analysen zu kurzfristigen (Beanspruchung) und mittel- 
bis langfristigen Zielgrößen (Gesundheit und Wohlbefinden) der BGM-Maßnah-
men im Amt zusammenfassend als „Wirksamkeit“ der Interventionen bezeichnet. 
Die Analysen zu den Merkmalsklassen Arbeitsaufgaben und -bedingungen, Füh-
rung und Beschäftigte werden in Anlehnung an das 5 x 5 Wirkungsmodells zur ge-
sundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung als „Wirkfaktoren“ betrachtet. 
9.3.1 Gesundheitsförderliche Führung 
Die folgende Interpretation der in Kapitel 9.1 dargestellten Ergebnisse bezieht sich 
auf die Entwicklung der jeweiligen Kennwerte von 2006 zu 2007, da dieser Zeit-
raum den das Workshop-Konzept zur gesundheitsförderlichen Führung einfasst. 
Die Interpretationen beziehen sich zum einen auf auffällige Veränderungen der 
Mittelwerte im I-FA im Vergleich von 2006 auf 2007. Da hier aufgrund des For-
schungsdesigns keine statistischen Vergleiche möglich waren, werden nur Unter-
schiede oberhalb eines Viertel-Skalenabstands als relevant betrachtet. Zum anderen 
werden Abweichungen der Werte des I-FA von denen der anderen Pilot-Finanzäm-
ter auf Grundlage der Verläufe der Mittelwerte aller Pilot-Finanzämter und auf Ba-
sis von Querschnittsanalysen für 2006 und 2007 interpretiert. 
9.3.1.1 Wirkfaktoren 
Der Umfang der Arbeitsanforderungen verändert sich von 2006 auf 2007 nicht nen-
nenswert, die MA berichten jedoch in 2007 im Mittel eine geringere Schwierigkeit 
als 2006. Interessant ist ein Anstieg der wahrgenommenen Verantwortung bei der 
Arbeit, der sich gleichermaßen bei SGL und MA zeigt. Die Mitarbeiter des I-FA 
liegen bzgl. dieses Merkmals in 2006 signifikant unterhalb aller anderen Pilot-FA, 
in 2007 dann jedoch nahe dem Mittelwert aller Pilot-FA. Die Ressource gesund-
heitsbezogenes Führungsverhalten wird im FAGS-BGF als Fremd- und Selbstbe-
wertung des Verhaltens der Sachgebietsleiter erhoben. Hier ist es interessant, dass 
die SGL im I-FA ihr eigenes Verhalten im Mittel über die Erhebungszeitpunkte 
gleichbleibend einschätzen, während die Mitarbeiter des I-FA von 2006 auf 2007 
einen Anstieg des gesundheitsbezogenen Führungsverhaltens ihrer SGL berichten. 
Ähnliche Veränderungen zeigen sich bei der Variable Beteiligung und Einbindung. 
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Einer gleichbleibenden Selbsteinschätzung der SGL steht ein Anstieg der Frem-
deinschätzung durch die MA des I-FA gegenüber.  
9.3.1.2 Wirksamkeit 
Bei der Zielgröße Gesundheit ist bei den SGL von 2006 auf 2007 ein Rückgang der 
Schlafschwierigkeiten zu beobachten, während sich bei den MA ein Rückgang bei 
Herz-/Kreislauf- und Muskel-Skelettbeschwerden zeigt. Die Werte der MA liegen 
auffällig außerhalb der Verläufe der meisten anderen Pilot-FA. Signifikant ist diese 
Abweichung jedoch nur in 2006. Bei dem Merkmal Zufriedenheit zeigt sich eben-
falls, dass die Werte im Interventions-Finanzamt außerhalb von den Werten der 
meisten anderen Pilot-FA liegen. Signifikant sind diese Unterschiede jedoch nicht. 
Für die Beanspruchungsintensität zeigt sich von 2006 auf 2007 ein Rückgang der 
Mittelwerte, der bei den SGL knapp oberhalb und bei den MA knapp unterhalb der 
normativ gesetzten „Relevanz-Schwelle“ von 0,25 Skalen-Punkten liegt. Der Mit-
telwert der SGL unterscheidet sich in 2006 signifikant von den anderen Ämtern. 
Bei der grafischen Analyse fällt auf, dass die Beanspruchungsintensität der Mitar-
beiter in 2006 oberhalb aller anderen Ämter liegt, sich dieser Effekt jedoch in 2007 
nicht mehr zeigt. Dieser Unterschied ist allerdings statistisch nicht signifikant. 
9.3.2 Partizipative Arbeitsgestaltung 
Die Zusammenfassung der Ergebnisse zur summativen Evaluation des Projekts zur 
gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung im Interventions-Finanzamt bezieht sich 
auf die statistische Analyse der Befragungen der Mitarbeiter aus den Sachgebieten 
VST 2000 und SIST (N = 16, verbundene Stichproben), die im Rahmen des Work-
shops zum Projektauftakt sowie nach Abschluss der Arbeit mit der Projektgruppe 
stattfanden. Die Einstufung der Effektstärken bezieht sich auf die Konventionen 
nach Cohen (1988, S. 79-80). Eine Ausnahme bilden die Einschätzungen zur Errei-
chung der mit den Beteiligten vorab definierten Projektziele. Da diese nur nach dem 
Projekt erhoben wurden, wurden hier die Daten aller vom Projekt betroffenen SGL 
und Mitarbeiter betrachtet. 
9.3.2.1 Wirkfaktoren 
Der zentrale Ansatzpunkt für das Projekt zur partizipativen Arbeitsgestaltung war, 
den Beschäftigten zu ermöglichen, Einfluss auf die Gestaltung ihrer Arbeitsbedin-
Summative Evaluation  
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gungen zu nehmen und somit den Handlungsspielraum der Beteiligten zu vergrö-
ßern. Ermöglicht wurde dies durch die Gewährung von bislang nicht vorhandenem 
Einfluss auf die Einstellungen des landesweiten Risikofilters. Die Analyse des 
Wirkfaktors „Kontrollerleben“ zeigt einen signifikanten Anstieg des Kontrollerle-
bens von mittlerer Effektstärke (r = ,31).  
Nachdem die Beteiligten bei den Einstellungen des Risikofilters keinen Änderungs-
bedarf mehr sahen, wurde im Rahmen eines Workshops versucht, die Kooperation 
mit der Erhebungsstelle zu verbessern. Die Analyse der Organisations-System-
Schnittstelle (OSS), mit der im der SynBA-Verfahren das Merkmal „Kooperation“ 
operationalisiert wird, zeigt jedoch keine signifikante Veränderung. 
9.3.2.2 Wirksamkeit 
Die Optimierung der Beanspruchung der Beschäftigten war ein zentrales Anliegen 
des Projekts. Betrachtet man die Evaluationsergebnisse zu der Zielgröße Beanspru-
chungsbilanz gemeinsam mit dem Wirkfaktor Kontrollerleben im Rahmen des Job-
Strain-Control-Modells, so zeigt sich eine signifikante Steigerung der Anzahl opti-
maler Arbeitsplätze im Sinne Modells. Die Anzahl der Personen im dysfunktiona-
len oder in den suboptimalen Quadranten hat sich nach dem Arbeitsgestaltungspro-
jekt deutlich verringert, während sich die Zahl der Personen im optimalen Quad-
ranten des Vier-Felder-Schemas mehr als verdoppelt hat (von 3 auf 8; Faktor 2,6).  
Die Beschäftigten berichten außerdem nach dem Projekt eine signifikant höhere 
Zufriedenheit (gemessen mit FAGS-BGF-Subskalen). Hier zeigt sich ein Effekt 
mittlerer Stärke (r = -,43) bei der „Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt“. Eine 
differenzierte Betrachtung des Wohlbefindens der Beteiligten mittels der EEB-Ska-
len für Emotionen im Arbeitskontext zeigt, dass diese nach dem Arbeitsgestaltungs-
projekt angeben, signifikant weniger negative Gefühle zu erleben. Auch hier han-
delt es sich um einen mittleren Effekt (r = -,38). 
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10 Diskussion 
Für eine zusammenfassende Diskussion der Evaluation des Interventionskonzepts 
werden die Ergebnisse nun im Rahmen des Evaluationsmodells nach Kirkpatrick 
betrachtet, um ein überschaubares Gesamtbild der Erkenntnisse aus der formativen, 
wie auch der summativen Evaluation zu zeichnen. 
10.1 Integration der Ergebnisse in Kirkpatricks Evaluationsmodell 
Das Ziel der „Entwicklung, Erprobung und Evaluation eines Interventionskonzepts 
zur gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung im Finanzamt“ wurde im Interven-
tions-Finanzamt in zwei Projektphasen mit einerseits jeweils eigener Reichweite 
und verschiedenen Methoden bearbeitet. Auf ein Workshop-Konzept zur gesund-
heitsförderlichen Führung folgte ein Projekt zur gesundheitsförderliche Arbeitsge-
staltung. In der ersten Phase wurden alle Führungskräfte und ausgewählte Mitar-
beiter aller Sachgebiete in ein Workshop-Konzept eingebunden, in der zweiten 
Phase waren nur Mitarbeiter aus zwei besonders belasteten Sachgebieten aktiv an 
der Projektarbeit beteiligt. Sämtliche Aktivitäten wurden jedoch stets zeitnah per 
E-Mail an die gesamte Belegschaft des Finanzamts kommuniziert, um Transparenz 
über den Interventionsprozess und dessen Teilergebnisse herzustellen und die Un-
terstützung der Amtsleitung für die Gesundheitsförderung im Amt zu signalisieren 
(vgl. Gebert, 1998, s. Kap. 4.4.1).  
Dem jeweiligen Untersuchungsgegenstand entsprechend wurden für die Evaluation 
der beiden Projektphasen unterschiedliche Datenquellen und Methoden herangezo-
gen. Das Modell der vier Ebenen nach Kirkpatrick hilft bei der Systematisierung 
der Erkenntnisse aus den verschiedenen Datenquellen, da es dazu anleitet, aufei-
nander aufbauenden Erfolgskriterien voneinander zu trennen und für deren Analyse 





10.1.1 Reaktionen – Akzeptanz des Interventionskonzepts 
Auf dieser Ebene wird betrachtet, inwiefern die Beteiligten mit den einzelnen Inter-
ventionen und dem Interventionsprozess insgesamt zufrieden waren (Kirkpatrick, D. 
L., 1976). Die Frage ist hier zuerst, ob die Beteiligten die Maßnahmen akzeptiert ha-
ben und ob sie diese als nützlich ansahen. Diese Reaktionen sind zunächst einmal 
unabhängig davon zu sehen, ob die intendierten Effekte der Interventionen tatsäch-
lich erzielt werden. Die Zufriedenheit und Akzeptanz der Beteiligten ist jedoch eine 
notwendige Bedingung für die Feldforschung, da ansonsten negative Effekte zu be-
fürchten sind, die vom Boykott der Maßnahmen durch einzelne Personen bis zum 
Abbruch des Projekts durch die Leitungsebene reichen können. 
Aus der formativen Evaluation des Interventionsprozesses ist ersichtlich, dass die 
Frage der Akzeptanz differenziert für die Leitungsebene, die Sachgebietsleiter und 
die Mitarbeiter betrachtet werden muss. Während die Amtsleitung sich durchweg zu-
frieden äußerte und den Prozess durchgängig unterstützte, war dies bei den Sachge-
bietsleitern bereits nicht mehr so eindeutig der Fall. Hier war in den Workshops so-
wohl engagierte Beteiligung, als auch deutliche Zurückhaltung und offene Skepsis 
zu beobachten, die eher von der grundsätzlichen Haltung und Persönlichkeit der je-
weiligen SGL bestimmt zu sein schien und im Wesentlichen über den Projektverlauf 
in etwa gleichblieb. 
Bei den Mitarbeitern lässt sich eine andere Entwicklung nachzeichnen. Im ersten 
Workshop äußerten diese offen und deutlich ihr Misstrauen gegenüber dem BGM-
Konzept des INOPE-Verbundprojekts und unterstellten der Amtsleitung bzw. dem 
Dienstherrn (Finanzministerium), mit den Maßnahmen zur Gesundheitsförderung 
letztlich nicht zu ihrem Wohl zu handeln, sondern die betreffenden Maßnahmen im 
Wesentlichen zur Leistungssteigerung des Amtes zu instrumentalisieren. Besonders 
deutlich wurde dies z.B. anhand der Befürchtung erkennbar, dass die Anonymität der 
Gesundheitsbefragungen verletzt werden könnte, um Personen mit höherem Krank-
heitsrisiko zu versetzen. Im Verlauf der Interventionen konnten die Beteiligten je-
doch zum überwiegenden Teil für eine Mitarbeit gewonnen werden. Letztlich äußer-
ten sich diese auch in den Projektgruppen-Sitzungen sowie im Abschluss-Workshop 
positiv über den Interventionsprozess und seine Auswirkungen im Amt. Dies belegen 
auch die Aussagen der Führungskräfte (Telefoninterviews) zur Halbzeit des Pro-
jekts zur partizipativen Arbeitsgestaltung, wonach sich die Stimmung in der Beleg-




der Führungskräfte korrespondiert mit den Befragungsergebnissen der Mitarbeiter, 
die eine höhere Zufriedenheit nach dem Arbeitsgestaltungsprojekt zeigen (s. Kap. 
9.2.5). Interessant ist, dass sich die Mitarbeiter, die nicht direkt an der Projektgrup-
penarbeit beteiligt waren, positiver äußerten, als die Mitglieder der Projektgruppe. 
Ein ähnlicher Effekt wurde auch auf der Führungsebene beobachtet. Hier schätzte die 
Amtsleitung den Prozess bzw. dessen Ergebnisse positiver ein, als die Sachgebiets-
leiter.  
10.1.2 Lernen – Wirkfaktoren 
Im Modell von Kirkpatrick, D. L. (1976), welches vorrangig für die Evaluation 
von Personalentwicklungsmaßnahmen entwickelt wurde, bezieht sich diese Ebene 
auf die Verbesserung von Kenntnissen oder Fähigkeiten aufgrund der zu evaluie-
renden Maßnahme. Nach Kirkpatrick sollten zur Einschätzung von Effekten auf 
dieser Ebene sowohl objektive Maße, wie auch subjektive Einschätzungen der 
Teilnehmer erhoben werden. Er weist darauf hin, dass die Verwendung eines prä-
post Designs wichtig ist, um einen Zuwachs der betreffenden Maße quantifizieren 
zu können. Übertragen auf die Zielsetzung betrieblicher Gesundheitsförderung 
stellt sich hier somit die Frage, inwiefern Ressourcen der Beteiligten gestärkt und 
die Beanspruchung optimiert werden konnten.  
Zunächst einmal lässt sich feststellen, dass offenbar ein Wissenszuwachs der Be-
teiligten hinsichtlich der Methoden bzw. Ziele der betrieblichen Gesundheitsför-
derung stattgefunden hat, da sich auf der Verhaltensebene konkrete, selbstiniti-
ierte Maßnahmen (die Leitung und die SGL fragen die MA nach besonders belas-
tenden Nebentätigkeiten und richten daraufhin eine Sonderstelle zur Entlastung 
der MA ein) zur weiteren Verbesserungen der Arbeitsgestaltung im Interventions-
Finanzamt beobachten ließen (s. Anhang [I_24]). Zugleich wird an dieser Stelle 
deutlich, dass der Übergang zu den nachfolgenden „höheren Ebenen“ fließend ist. 
Darüber hinaus liegen quantifizierbare Effekte aus der Evaluation der Arbeitsge-
staltungs-Phase des Interventionskonzepts vor. Im Job-Strain-Control-Modell 
(Wieland & Hammes, 2014) zeigte sich eine signifikante Beanspruchungsopti-
mierung und es konnten mittlere Effekte bezüglich der Steigerung des Kontrol-
lerlebens und der Zufriedenheit der Beteiligten sowie eine Verringerung negativer 




Kontrollerleben hat sich in der Forschung als wesentliche Größe für die Gestal-
tung gesundheitsförderlicher Arbeit herausgestellt (Hacker, 2015; Ulich & Wül-
ser, 2015; Wieland, 2014). Es kann also festgehalten werden, dass hinsichtlich 
dieser wesentlichen Ansatzstelle eine messbare Verbesserung erreicht werden 
konnte. 
10.1.3 Verhalten – Wirksamkeit auf der Individuums-Ebene 
Auf dieser Ebene sollte die Frage beantwortet werden, ob sich im Arbeitsalltag der 
Teilnehmenden aufgrund der Interventionen Änderungen in deren Verhalten erge-
ben haben. Darüber hinaus sollten auch Hinweise für mögliche Hindernisse gesam-
melt werden, die den Transfer des Erlernten in den Arbeitsalltag stören (Kirk-
patrick, D. L. & Kirkpatrick, 2010), um ggf. Anhaltspunkte für eine Optimierung 
des Interventionskonzepts zu erhalten. Im Sinne des zyklischen Vorgehens im Rah-
men des Betrieblichen Gesundheitsmanagements bzw. der schrittweisen Verbesse-
rung im Sinne des Konzepts der Organisationsentwicklung sind dies wichtige In-
formationen für die fortlaufende Nachjustierung der Maßnahmen in einem langfris-
tigen Prozess der kontinuierlichen Verbesserung von Produktivität und Humanität 
der Arbeit. 
Effekte auf dieser Analyseebene zeigen sich sowohl in den qualitativen, als auch in 
den quantitativen Daten. Die Daten aus den INOPE-Gesundheitsbefragungen geben 
Hinweise darauf, dass sich bei den Sachgebietsleitern Veränderungen auf der Ver-
haltens-Ebene ergeben haben. Die Fremdbewertungen des gesundheitsförderlichen 
Führungsverhaltens der SGL steigen von 2006 zu 2007 an (s. Kap. 9.1.3). Aller-
dings ist diese Beobachtung weniger belastbar, da hier keine verbundenen Stich-
proben vorlagen. und der Effekt folglich nicht statistisch abgesichert werden kann. 
Aus den qualitativen Daten ist darüber hinaus zu entnehmen, dass die Führungs-
mannschaft in Eigenregie weitere Maßnahmen initiiert hat (vgl. Kapitel 10.1.2), die 
Ideen weiterentwickelten, welche im Rahmen des Workshop-Konzepts angestoßen 
wurden. Während dies nach Cook und Campbell (1979) als Maßnahmentransfer 
bzw. -imitation anzusehen ist und somit im Sinne einer kausalen Interpretation der 
Wirkungen der spezifischen Maßnahmen des Interventionskonzepts (vgl. hierzu 
Kap. 10.2.1) problematisch ist, stellt diese Beobachtung im erweiterten Sinne des 
Kirkpatrick-Modells klar einen wünschenswerten Transfer in Folge der Interven-




10.1.4 Ergebnisse – Wirksamkeit auf der Organisation-Ebene 
Diese Ebene der Evaluation betrachtet die Auswirkungen der Interventionen auf die 
Organisation als Ganzes (Kirkpatrick, D. L. & Kirkpatrick, 2010). Im Evaluations-
modell von Kirkpatrick bezieht sich dies vorrangig auf ökonomische Kennzahlen. 
Diese konnten im Rahmen der vorliegenden Evaluation nur mittelbar erhoben wer-
den, da die Erhebung von direkten, quantifizierbaren Leistungskennzahlen mikropo-
litisch nicht umsetzbar war. Aus dem Controlling des Finanzamts wurde jedoch be-
richtet, dass die Bewältigung der Fallzahlen im Amt konstant geblieben ist, obwohl 
die Veränderungen der Einstellungen des Risikofilters zeitweilig zu einem Anstieg 
der zu prüfenden Fälle geführt hatten. Die Veränderungen hinsichtlich der Zielgrößen 
des betrieblichen Gesundheitsmanagements – Gesundheit und Wohlbefinden – sind 
ebenfalls auf der Evaluationsebene der Ergebnisse anzusiedeln. Einerseits wirken 
sich im Sinne einer ökonomischen Betrachtung Gesundheit und Wohlbefinden der 
Beschäftigten mittelbar über Ausfallzeiten und Effizienzkennzahlen in der Leistungs-
fähigkeit der Organisation aus. Andererseits sind diese Verbesserungen wichtige 
Schritte zu einer Humanisierung der Arbeit. Die Ergebnisse können somit als Teil-
schritte eines Organisationsentwicklungsprozesses (vgl. Gebert, 1974) verstanden 
werden, der iterativ Produktivität und Humanität der Arbeit verbessert und somit 
auch zugleich einen Beitrag zur Erfüllung der Verwaltungsziele „Mitarbeiterorien-
tierung“ und „Optimale Verwendung der Ressourcen“ (Haumann, 2008) darstellt. 
Aus den Daten zur Evaluation des Workshop-Konzepts zur gesundheitsförderlichen 
Führung lassen sich Hinweise auf Verbesserungen von Gesundheitsindikatoren 
(Herz-Kreislauf- und Muskel-Skelettbeschwerden sowie Beanspruchungsintensität 
als kurzfristige Beanspruchungsfolge) entnehmen, die jedoch aufgrund des Untersu-
chungsdesigns nicht näher quantifiziert werden können. Die Evaluation des Arbeits-
gestaltungs-Projekts liefert diesbezüglich mit dem Nachweis einer signifikanten Op-
timierung der Beanspruchung im Sinne des Job-Strain-Controll-Modells und signifi-
kanten Verbesserungen hinsichtlich Kontrollerleben und Wohlbefinden (Verringe-
rung negativer Gefühle, Steigerung der „Zufriedenheit mit dem Leben allgemein“) 
aufgrund des prä-post Designs deutlich belastbarere Hinweise. Auch wenn im Rah-
men der Datenerhebungen zur Evaluation des Arbeitsgestaltungsprojekts keine lang-
fristige Beanspruchungsfolgen erhoben werden konnten, ist angesichts der Befund-
lage zur der Wirkungskette, die von psychischen Belastungen über psychische Bean-




keit davon auszugehen, dass die Optimierung der Beanspruchung mit positiven Ef-
fekten bezüglich der Gesundheit der Beteiligten einhergehen sollten (Hammes & 
Wieland, 2017). 
10.2 Limitationen 
Begrenzungen hinsichtlich der Interpretation der oben dargestellten Ergebnisse 
müssen aufgrund der Art der vorliegenden Daten aus zwei Perspektiven diskutiert 
werden. Zum einen ist aus der Sicht des quantitativen Paradigmas die Frage zu be-
antworten, welche Argumente einer kausalen Interpretation der Ergebnisse entge-
genstehen (Validitätsbedrohungen, vgl. Kap. 7.1.1). Zum anderen stellt sich die 
Frage, inwiefern es gelungen ist, im Verlauf des Forschungsprozesses bei der Er-
hebung der qualitativen Daten den Gütekriterien der qualitativen Forschung (vgl. 
Kap. 7.2.1) gerecht zu werden. In den beiden folgenden Kapiteln werden die beiden 
Aspekte getrennt betrachtet. Zunächst werden die Validitätsbedrohungen diskutiert, 
anschließend wird der Forschungsprozess aus der Perspektive des qualitativen Pa-
radigmas reflektiert („Methodenreflexion“). 
10.2.1 Validitätsbedrohungen 
Wie in Kapitel 7.1.1 ausgeführt, soll an dieser Stelle diskutiert werden, inwiefern 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Gültigkeit der oben dargestellten (quanti-
tativen) Ergebnisse eingeschränkt sein könnte. Wir betrachten daher in Anlehnung 
an Cook und Campbell (1979) sowie Shadish et al. (2008) diejenigen Validitätsbe-
drohungen, die für das verwendete Untersuchungsdesign relevant sind. 
Statistische Validität: Die Entscheidung dafür, auch Skalen mit Reliabilitäten 
(Cronbachs Alpha) ab .60 zu verwenden (vgl. Kap. 7.1) limitiert die Interpretation 
der mit den betreffenden Skalen durchgeführten Analysen dahingehend, dass hier 
ggf. Zusammenhänge verborgen geblieben sind, die man mit einem reliableren Ver-
fahren möglicherweise hätte entdecken können. Dieser Fehler führt allerdings nicht 
zu einer „Überinterpretation“ der Befunde und stellt somit eine konservative Inter-
pretation der Ergebnisse nicht in Frage. Ein weiterer Aspekt der statistischen Vali-
dität ist die Prüfung der Voraussetzungen der verwendeten Verfahren. Diese kann 




satz parametrischer Verfahren verletzt waren, wurde stattdessen auf ein entspre-
chendes nicht-parametrisches Verfahren gesetzt. Auch dies führt zu einer konser-
vativen Interpretation der Daten, da bei der Verwendung dieser Verfahren größere 
Effekte vorliegen müssen, um ein signifikantes Ergebnis zu erzielen.  
Zufällige Unterschiede zwischen der Untersuchungsgruppe (d.h. den Beschäftigten 
der beiden Abteilungen VST 2000 und SIST) und den anderen Pilot-Finanzämtern 
können nicht ausgeschlossen werden, da eine randomisierte Zuteilung der Teilneh-
mer von vorneherein nicht im Rahmen des Möglichen lag und selbst eine Paralleli-
sierung die Bereitschaft der Akteure vor Ort überstrapaziert hätte. Auch kann hier 
nicht der Anspruch erhoben werden, sämtliche Einflüsse von Drittvariablen, welche 
möglicherweise die statistische Validität beeinträchtigen könnten, kontrolliert zu 
haben. Der Gefahr eines „fishing for effects“ wurde begegnet, indem versucht 
wurde, die Anzahl der zu testenden Hypothesen so gering wie möglich zu halten, 
d.h. auf das Minimum der zu erwarteten Effekte hinsichtlich der Wirksamkeit der 
Interventionen und potenzieller Wirkfaktoren zu beschränken. Dennoch muss hier 
kritisch angemerkt werden, dass durch die jeweils separat erfolgten Hypothesente-
stungen von Effekten bei Führungskräften und Beschäftigten bei der summativen 
Evaluation des Workshop-Konzepts zur gesundheitsförderlichen Führung und der 
doch relativ großen Anzahl an abhängigen Variablen die Gefahr einer Kumulation 
des Alpha-Fehlers in Betracht zu ziehen ist. Der Grund für diese vergleichsweise 
große Anzahl an Testungen liegt darin begründet, dass die betreffenden Daten nicht 
in verbundener Form vorlagen und somit eine adäquate Testung mittels uni- bzw. 
multivariater Varianzanalysen für verbundene Stichproben nicht möglich war. 
Hierdurch ergibt sich nicht nur die Problematik einer möglichen Alpha-Kumulie-
rung, sondern auch eine deutlich verringerte Teststärke, da intraindividuelle Vari-
anz nicht in den Analysen berücksichtigt werden konnte und auf Querschnittsana-
lysen zurückgegriffen werden musste. Letztere konnten dann lediglich im Verbund 
mit der Betrachtung der grafischen Analyse der Mittelwertsverläufe des Interven-
tions-Finanzamts im Vergleich zu den Pilot-Finanzämtern für plausible Schlussfol-
gerungen herangezogen werden, eine Signifikanz-Testung der Größe der Änderun-
gen war nicht möglich. Hieraus ergibt sich zum einen, dass mögliche Effekte evtl. 
nicht entdeckt werden konnten (Beta-Fehler) und zum anderen, dass die Generali-
sierbarkeit der Befunde eingeschränkt ist (s. unten, externe Validität; um Redun-




Konstruktvalidität: Gefährdungen der Konstruktvalidität wurde begegnet, indem 
bei den vertiefenden Analysen im Interventions-Finanzamt überwiegend andere In-
strumente eingesetzt wurden, als bei den Datenerhebungen im INOPE-Gesamtpro-
jekt, um verschiedene Operationalisierungen der relevanten Merkmale zu realisie-
ren. Darüber hinaus bieten die ebenfalls erhobenen qualitativen Daten weitere An-
haltspunkte für eine Prüfung der Plausibilität der gezogenen Schlüsse. Die Forde-
rung von Cook und Campbell (1979) nach verschiedenen Messverfahren und Ope-
rationalisierungen ist somit zumindest in Teilen erfüllt. Kritisch anzumerken ist al-
lerdings, dass die Operationalisierung des Konstrukts „Zufriedenheit“ mit nur je-
weils einem Item für die Subskalen „Arbeit/Beruf“, „Gesundheit“ und „Leben ins-
gesamt“ lediglich den Charakter eines Screening-Instruments aufweist.  
Eine Reaktivität der Messungen kann ebenfalls nicht völlig ausgeschlossen werden. 
Auch wenn die gängigen Vorgehensweisen hinsichtlich der Anonymität der Befra-
gungen eingehalten wurden, sind weder Effekte von sozialer Erwünschtheit noch 
sog. Hypothesen-Raten völlig auszuschließen. Da es sich bei den vorliegenden Da-
ten nicht um eine Totalerhebung handelt, ist ebenfalls nicht sicher, ob alle Ausprä-
gungen der relevanten Variablen gemessen werden konnten.  
In Anbetracht der im Finanzamt zu Beginn der Interventionen vorherrschenden 
Stimmungslage (vgl. Kap. 2.4) ist darüber hinaus nicht auszuschließen, dass gerade 
Personen mit einer besonders ablehnenden Haltung gegenüber den BGM-Maßnah-
men des INOPE-Projekts die Teilnahme an den Befragungen verweigert haben 
könnten. Die Betrachtung einer Validitätsgefährdung durch Wechselwirkungen, so-
wohl zwischen mehreren Interventionen, als auch zwischen Interventionen und 
Messung stellt eine besondere Herausforderung dar. Je nachdem, welchen Fokus 
man bei der Betrachtung einnimmt, wird die Antwort hierauf unterschiedlich aus-
fallen. So ist mit relativ großer Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass es 
Wechselwirkungen gab zwischen den Interventionen, welche im Rahmen des 
Workshop-Konzepts stattgefunden haben, und den Interventionen, die im Rahmen 
des Arbeitsgestaltungsprojekts stattfanden. Auch ist davon auszugehen, dass eine 
Sensibilisierung der Beschäftigten im Finanzamt für die Themen (Theorien, Kon-
zepte, Modelle, bisherige Forschungsbefunde) der gesundheitsförderlichen Arbeits-
gestaltung stattgefunden haben kann bzw. sollte, da genau dies Ziel der Präsentati-
onen innerhalb der verschiedenen Workshops gewesen ist. Eine Beeinflussung auch 
der Messung – beispielsweise durch ein anderes (besseres) Verständnis der verwen-




das Dilemma der Feldforschung. Ohne „Cover-Story“ reduziert sich die Chance auf 
„unverfälschte“ Daten drastisch, mit einer solchen würde man sich auf ein ethisch 
problematisches Gebiet begeben und im schlimmsten Falle gegenteilige Effekte 
produzieren. 
Interne Validität: Betrachtet man die möglichen Gefährdungen der Güte der Folge-
rung, dass zwischen den Untersuchungs-Variablen eine kausale Beziehung besteht, 
so stellt sich zunächst die Frage, ob die Effekte nicht durch die Intervention, sondern 
durch die Messung zustande gekommen sein könnten. Auch wenn die Prüfung der 
Daten hierfür keine Anhaltspunkte geliefert hat, kann diese Gefährdung nicht mit 
letzter Sicherheit ausgeschlossen werden, da in der vorliegenden Arbeit kein Solo-
mon-4-Gruppen Versuchsplan (Solomon, 1949) realisiert wurde. Da es sich bei der 
vorliegenden Untersuchung um ein Längsschnitt-Design handelt, muss des Weiteren 
betrachtet werden, ob externe Einflüsse (zwischenzeitliches Geschehen) statt der In-
tervention zu den Effekten geführt haben könnten. Die Antwort hierauf ist vielschich-
tig. Zunächst einmal wurden im Untersuchungszeitraum keine externen Einflüsse  
(z.B. Erlasse des Finanzministeriums) protokolliert, bei denen zu befürchten wäre, 
dass Sie massive Auswirkungen auf das Geschehen im Interventions-Finanzamt ge-
habt haben könnten. Auch zeigte sich, dass die Amtsleitung bestrebt war, Überschnei-
dungen der BUW-Interventionen mit den Inhalten externer Fortbildungen zu vermei-
den. Andererseits kann die Initiierung von weiterführenden BGM-Maßnahmen durch 
die Führungsmannschaft im Finanzamt durchaus auch im Sinne eines zwischenzeit-
lichen Geschehens bzw. eines Maßnahmentransfers gesehen werden. Auch ist auf-
grund der fehlenden Daten für 2008 nicht zu entscheiden, inwiefern Wirkungen des 
Arbeitsgestaltungsprojekts sich mit Effekten zwischenzeitlichen Geschehens vermi-
schen. Auf die Interpretation der Werte aus den INOPE-Gesundheitsbefragungen von 
2009 wurde für das Interventions-Finanzamt allerdings bewusst verzichtet, da davon 
auszugehen war, dass Ergebnisse entsprechender Analysen durch den Wechsel des 
Vorstehers nach Abschluss des Arbeitsgestaltungsprojekts das Finanzamt im Februar 
2008 konfundiert sein würden. Es ist davon auszugehen, dass ein Wechsel der obers-
ten Leitung des Amtes größere Auswirkungen auf die Sachgebietsleiter und Beschäf-
tigten hat, als ein Arbeitsgestaltungsprojekt, welches zum Messzeitpunkt bereits über 
ein Jahr zurückliegt. 
Ob sich Entwicklungsprozesse bei den beteiligten Personen (Reifung) im Verlauf 




design nicht prüfen und somit auch nicht ausschließen. Wie bereits weiter oben dis-
kutiert, ist die Einflussnahme durch die „Input-Vorträge“ im Rahmen des Work-
shop-Konzepts zur gesundheitsförderlichen Führung, die anschließenden Diskussi-
onen und die Verwendung des Survey-Feedback-Ansatzes auch in Richtung einer 
„Reifung“ der Beteiligten im Hinblick auf deren Kenntnisse und Einstellungen ge-
genüber BGM-Maßnahmen interpretierbar, ob dies auch Einfluss auf die erlebte 
Beanspruchung gehabt haben könnte, ist allerdings fraglich.  
Maßnahmentransfer bzw. Maßnahmenimitation konnte einerseits innerhalb des In-
terventions-Finanzamts beobachtet werden, da durch das Workshop-Konzept zur 
gesundheitsförderlichen Führung seitens der Führungsebene über das Konzept hin-
ausgehende Maßnahmen umgesetzt wurden (vgl. Kapitel 10.1.2 und 10.1.3). Ande-
rerseits liegen keine Hinweise für einen Transfer von Maßnahmen auf die anderen 
Pilot-Finanzämter vor, da die Vorgehensweise im I-FA – im Gegensatz zu anderen 
BGF-Maßnahmen des INOPE-Projekts – nicht über das Intranet der OFD-Rhein-
land verbreitet wurde. Der Vergleich zwischen dem Interventions-Finanzamt und 
den anderen Pilot-Finanzämtern auf Basis der INOPE-Gesundheitsbefragungen aus 
2006 und 2007 sollte in dieser Hinsicht also nicht konfundiert sein. 
In geringem Umfang trat in der vorliegenden Untersuchung experimentelle Mortabi-
lität auf, da im Verlauf der Untersuchung eine Führungskraft bei der zweiten Erhe-
bung aufgrund einer Langzeit-Erkrankung nicht mehr befragt werden konnte. Des 
Weiteren ist angesichts der großen Unzufriedenheit in der Belegschaft, die laut Set-
ting-Analyse (vgl. Kap. 2.4) vor Beginn der Interventionen im Amt vorherrschte, der 
Einfluss eines Effekts der Regression zur Mitte nicht völlig auszuschließen. 
Externe Validität: Die Frage nach der Übertragbarkeit der aus der vorliegenden Un-
tersuchung gezogenen Schlüsse ist zum einen dahingehend zu diskutieren, inwie-
fern eine Übertragung auf andere Personengruppen oder Settings möglich ist und 
zum anderen unter welchen zeitlichen Kontextbedingungen die Folgerungen aus 
den Evaluationsergebnissen Gültigkeit haben könnten. Letzteres hängt im Wesent-
lichen davon ab, für wie lange die charakteristischen Arbeitsbedingungen Bestand 
haben, die im Mittelpunkt der in dieser Untersuchung beschriebenen partizipativen 
Arbeitsgestaltungsmaßnahmen standen (Einfluss auf die Ausgestaltung des Risiko-
managements). Eine Veränderung dieser Kontextbedingungen ist durchaus denk-
bar. Möglicherweise könnten die Einstellungen des Risikofilters einer stetigen Ver-




Effizienz und damit möglicherweise auch die Akzeptanz des Risikomanagements 
im Zeitverlauf steigt. Des Weiteren wäre auch ein „Generationen-Effekt“ plausibel, 
in dem Sinne, dass junge Finanzbeamte einer anderen beruflichen Sozialisation un-
terliegen. Sie werden, im Gegensatz zu dem überwiegenden Teil der Beschäftigten 
in der vorliegenden Untersuchung, gleich zu Beginn ihrer Laufbahn mit dem Risi-
komanagement konfrontiert. Es ist somit plausibel, dass sie möglicherweise weni-
ger Widerstand gegen die gewichtende Arbeitsweise entwickeln, als dies in der un-
tersuchten Stichprobe zu beobachten war. 
Für die Frage nach der Generalisierbarkeit auf andere Stichproben muss man be-
trachten, auf welche Grundgesamtheit die Ergebnisse der vorliegenden Untersu-
chung sinnvoll bezogen werden können. Für eine Übertragbarkeit der Befunde auf 
alle Finanzämter der BRD spricht zunächst einmal die prinzipiell recht weitgehende 
Gleichartigkeit der Arbeitsaufgabe „Veranlagung der Steuern“, welche in allen 
Bundesländern unter ähnlichen Bedingungen und unter dem gleichen Zeitdruck 
(alle Steuerbürger müssen einmal im Jahr veranlagt werden) zu erfolgen hat. Bei 
genauerem Hinsehen zeigt sich jedoch, dass die Rand- und Rahmenbedingungen 
dieser Aufgabe zwischen den einzelnen Bundesländern mindestens insofern variie-
ren, als dass in den Bundesländern verschiedene Softwarelösungen zur Umsetzung 
der gewichtenden Arbeitsweise implementiert wurden und auch die Anzahl und 
Zusammensetzung der Fälle zum Beispiel in Abhängigkeit von sozioökonomischen 
Daten des jeweiligen Bundeslandes variieren kann. Auch innerhalb der Grundge-
samtheit der Finanzämter im Bereich des Bundeslands Nordrhein-Westfalen bzw. 
der Oberfinanzdirektion Rheinland ist darüber hinaus von Unterschieden zwischen 
den einzelnen Ämtern auszugehen, die in der vorliegenden Untersuchung nicht kon-
trolliert werden konnten. Dies betrifft ebenso die spezifische Zusammensetzung der 
Fälle, die sich aufgrund regionaler Besonderheiten im Einzugsgebiet eines Amtes 
ergeben, wie auch die jeweils einzigartige Organisationskultur des jeweiligen Fi-
nanzamts, die z. B. in spezifischen Sonderstellen ihren Ausdruck finden kann.  
Eine Übertragung der Ergebnisse auf „die Finanzverwaltung“ bzw. „den öffentli-
chen Sektor“ in seiner Gesamtheit erscheint in Anbetracht der in Kapitel 2 darge-
legten Heterogenität sowohl der Finanzverwaltung, als auch des öffentlichen Sek-
tors im Allgemeinen, eher problematisch. So unterscheidet sich die Aufgabe der 
Steuerveranlagung in einem Finanzamt doch grundlegend beispielsweise von der 
Zollfahndung, so dass man kaum davon ausgehen kann, die hier aus dem Setting 




generalisieren. Dies gilt insbesondere deshalb, weil der Schwerpunkt der Interven-
tionen zur partizipativen Arbeitsgestaltung bei der gewichtenden Arbeitsweise 
(Einfluss auf den Risikofilter) lag und somit sehr spezifisch für die Aufgabe der 
Veranlagung der Steuern durch die Finanzbeamten des VST 2000 war. Problema-
tisch ist dies allerdings nicht, da die vorliegende Arbeit mit Ihrer Verortung im An-
satz der Evaluationsforschung ohnehin keine möglichst weitgehende Verallgemei-
nerbarkeit der Befunde anstrebt, sondern den Nachweis der Wirksamkeit und Nütz-
lichkeit der Intervention. Für die Betrachtung der Nützlichkeit scheint jedoch selbst 
die Größe der potenziellen Zielgruppe der Finanzbeamten im oben dargelegten en-
geren Sinne durchaus in einem angemessenen Verhältnis zum Aufwand zu stehen. 
10.2.2 Methodenreflexion 
Die Methodenreflexion im Sinne des qualitativen Paradigmas orientiert sich an den 
Gütekriterien, die Steinke (2004, S. 324-331) vorgeschlagen hat (vgl. Kap. 7.2.1). 
Intersubjektive Nachvollziehbarkeit: Die Dokumentation des Vorverständnisses 
des Autors kann zunächst einmal aus Kapitel 4 erschlossen werden, in dem die The-
orien, Konzepte und Modelle dargelegt werden, welche aus Sicht des Autors geeig-
net erschienen, eine theroriegeleitete Konzeption der Interventionen vorzunehmen. 
Darüber hinaus wird in der Einleitung (vgl. Kap. 1) offengelegt, dass die vorlie-
gende Arbeit in ein übergeordnetes Forschungsvorhaben (vgl. Kap. 3.2) eingebun-
den war und der Autor im Feld keine ergebnisoffene Forschung betreiben konnte, 
sondern im Sinne der Aktionsforschung darauf abzielte, konkreten Verbesserungen 
gemeinsam mit den Praxispartnern zu erreichen. Auch sollte erwähnt werden, dass 
der Autor als Diplom-Psychologe im Sinne des quantitativen Paradigmas soziali-
siert wurde – es ist anzunehmen, dass sich dies auch in den qualitativ orientierten 
Teilen dieser Arbeit niederschlägt. 
Es ist zu hoffen, dass die ausführliche Darstellung der Vorgehensweise in den Ka-
piteln 5 und 8 es dem Leser ermöglichen, sich ein eigenes Bild von der Angemes-
senheit der Datenerhebungen und der Auswahl der jeweiligen Auswertungsmetho-
den und Interpretationen zu machen. Eine Interpretation der Daten bzw. Auswer-
tungen in einer Forschergruppe fand in der vorliegenden Arbeit nicht statt, da es 
sich um eine Qualifizierungsarbeit handelt. Steinke (2004, S. 326) weist darauf hin, 




erfolgte im Rahmen dieser Arbeit in Anlehnung an die Empfehlungen von Mayring 
(2010) und Kuckartz (2014). 
Indikation des Forschungsprozesses: Die Wahl qualitativer Methoden für die Do-
kumentation des Forschungsprozesses (formative Evaluation) erfolgte ergänzend 
zu den quantitativen Datenerhebungen, welche a priori anzunehmende Effekte 
quantifizierbar machen sollten. Die Wahl der jeweiligen Methoden war am Gegen-
stand orientiert und fügte sich insbesondere den Restriktionen des Praxisfelds  
„Finanzamt“, was sich vor allem darin niederschlug, dass aufgrund des Steuerge-
heimnisses keine Audioaufnahmen gemacht werden konnten. Auch die Sampling-
strategie musste sich am Verlauf des Forschungsprozesses orientieren, was konkret 
dazu führte, dass – neben den Führungskräften – vorrangig jene Beschäftigten in 
den protokollierten Workshops zu Wort kommen, deren Sachgebiete im For-
schungsprozess als besonders belastet identifiziert wurden. Die Einbeziehung kon-
trastierender Fälle (z.B. Beschäftigte aus der Betriebsprüfung, die über deutlich grö-
ßere Handlungsspielräume verfügen und laut Aussage der Amtsleitung im allge-
meinen zufriedener seien) wäre zwar im Sinne des Samplings wünschenswert ge-
wesen, war jedoch in der Praxis nicht umsetzbar. 
Die Erkenntnisse, welche aus der Analyse von Dokumenten, Workshop-Protokol-
len, schriftlichen Befragungen der Führungskräfte, teilnehmender Beobachtung so-
wie aus E-Mails und Telefonaten gewonnen wurden, hätten mit standardisierten 
Verfahren nicht erhoben werden können. Ziel dieser Datenerhebungen war die Do-
kumentation des Forschungsprozesses und die Gewinnung von Erkenntnissen, ins-
besondere zu Effekten auf den beiden höheren Ebenen des Kirkpatrick-Modells, 
welche sich einer strengen Standardisierung entziehen. Diese Daten stellen nicht 
nur eine wertvolle Ergänzung bei der Interpretation der quantitativen Daten dar, sie 
ermöglichen zum Teil erst deren Einordnung auf einer abstrakteren Ebene. Als Bei-
spiel lässt sich abermals aufgreifen, dass die Interventionen im Amt das Füh-
rungsteam dazu veranlasst hatten, in Eigenregie weitere Maßnahmen umzusetzen. 
Aus der Perspektive des quantitativen Ansatzes könnte man dies als „Konfundie-
rung“ der Effekte der Intervention interpretieren, da nun nicht mehr eindeutig zu-
zuordnen ist, welcher Anteil der gemessenen Effekte auf die von der BUW initiier-
ten Maßnahmen zurückzuführen ist und welcher Anteil auf die von den Beteiligten 
eigeninitiativ durchgeführten Maßnahmen zurückgeht. Im Sinne des Kirkpatrick-
Modells stellen jedoch gerade diese Maßnahmen – von denen man ohne qualitative 




„Verhalten“ im Kirkpatrick-Modell), welcher mittelbar sogar der Ebene der Ergeb-
nisse zugerechnet werden kann, da neue Strukturen und Prozesse in der Organisa-
tion entstanden sind. 
Empirische Verankerung: Dieser Aspekt betont, dass Hypothesen und Theorien in 
den Daten verankert werden sollten (Steinke, 2004, S. 328). Da eine Theoriebildung 
in dieser Arbeit nicht angestrebt wurde, wird hier auf die damit zusammenhängenden 
Aspekte nicht weiter eingegangen. Der Rückgriff auf kodifizierte Methoden und die 
Verwendung hinreichender Textbelege dient nach Steinke der empirischen Begrün-
dung. Auf die Wahl der Methoden wurde bereits eingegangen, die Verankerung in 
den Daten wird vorwiegend in Kapitel 8.2 in Form von wörtlichen Zitationen aus den 
qualitativen Daten vorgenommen. Es wurde außerdem eine Diskussion der Ergeb-
nisse und deren Interpretation mit den Beteiligten im Sinne einer kommunikativen 
Validierung vorgenommen. Dies geschah im Verlauf des Interventionsprozesses mit 
einzelnen Personen, mit Gruppen in Workshops und Projektgruppen-Treffen und ab-
schließend mit allen Beteiligten im Rahmen der Abschlussveranstaltung. 
Limitationen: Im Wesentlichen bezieht sich auch dieser Punkt auf die Theoriebil-
dung auf Grundlage qualitativer Daten. Steinke (2004, S. 329-330) weist darauf hin, 
dass man sich mit der Frage befassen muss, unter welchen Umständen man davon 
ausgehen kann, dass die auf Grundlage der Daten ermittelten Phänomene auftreten 
(bzw. entwickelte Theorien zutreffen), also eine Übertragbarkeit der Erkenntnisse 
plausibel ist und Verallgemeinerungen vorgenommen werden dürfen. Da entspre-
chende Überlegungen bereits im vorangegangenen Kapitel 10.2.1 angestellt wur-
den, wird hier auf eine weitere Erörterung verzichtet. 
Kohärenz: Es hat sich gezeigt, dass die Beteiligten den Erfolg der Maßnahmen im 
Interventions-Finanzamt besser einschätzen, die sich weniger intensiv an den be-
treffenden Maßnahmen beteiligten. Dies zeigte sich sowohl auf der Führungsebene, 
wo die Amtsleitung eine positivere Einschätzung abgibt, als die Sachgebietsleiter, 
als auch bei den Mitarbeitern, wo die Mitglieder der Projektgruppe weniger Ver-
besserungen sahen, als nur mittelbar beteiligten Mitarbeiter. Eine mögliche Erklä-
rung könnte sein, dass die stärker involvierten Personen Aufwand und Ertrag in 
Beziehung setzen und so angesichts der moderaten und nicht unmittelbar spürbaren 
Ergebnisse zu einem ernüchterten Fazit kommen. Dieser Vergleich fällt möglicher-
weise positiver aus, wenn man nicht selbst mitwirkt, sondern die Arbeitsbedingun-




10.3 Implikationen für Forschung und Praxis 
Welche neuen Forschungsfragen sich aufgrund der vorliegenden Arbeit stellen, 
lässt sich auf zwei Ebenen betrachten. Dies ist zum einen die Ebene der stärker 
anwendungsbezogenen Forschung im und für das Praxisfeld Finanzamt und zum 
anderen die Ebene einer generalisierenden, hypothesentestenden Forschung. Im 
Hinblick auf die erste Ebene wäre es interessant, mittels qualitativer Interviews den 
Ursachen für die ablehnende Haltung nachzugehen, die viele der Beschäftigten ge-
genüber der gewichtenden Arbeitsweise, also der Arbeit mit dem Risikofilter, ge-
äußert hatten. Darüber hinaus wäre hier auch eine quantitativ orientierte Betrach-
tung differentieller Merkmale der Personen interessant, welche mit der Zustim-
mung bzw. Abneigung gegenüber der gewichtenden Arbeitsweise korrelieren. Die 
Erkenntnisse aus dieser Arbeit lassen zumindest Anhaltspunkte dafür erkennen, 
dass hier ein Alterseffekt bestehen könnte. Sollte sich dies bei künftigen Untersu-
chungen bestätigen, könnte man wiederum Ansatzpunkte für präziser ausgerichtete 
Interventionen auf Grundlage dieser Erkenntnisse ableiten.  
Eine weitere praxisnahe Fragestellung ergibt sich aus der Rolle der sogenannten Ne-
bentätigkeiten (veranlagungsfremde und veranlagungsbegleitende Tätigkeiten). Im 
Forschungsverlauf hat sich gezeigt, dass die Beschäftigten diese Tätigkeiten in den 
Fokus der Arbeitsgestaltungsmaßnahmen rücken wollten, nachdem sie keinen weite-
ren Bedarf für Änderungen am Risikofilter mehr ausmachen konnten. Hier könnte 
man untersuchen, welche der Nebentätigkeiten die Beschäftigten als belastend ein-
schätzen. Dies ließe sich mit einem entsprechenden Untersuchungsdesign ggf. sogar 
quantifizieren und mit Maßen für die Beanspruchung in Verbindung bringen, da als 
ein Ergebnis der vorliegenden Arbeit nun erstmals ein Instrument zur systematischen 
Erhebung und Quantifizierung der Nebentätigkeiten für die Sachgebiete VST 2000 
und VST 5000 vorliegt. Es erscheint durchaus denkbar, dass die subjektive Wahr-
nehmung der Intensität wie auch der Wirkung der Nebentätigkeiten in der Wahrneh-
mung der Beschäftigten von einer gemessenen Ausprägung dieser Größen im Sinne 
des Konzepts Belastung/Beanspruchung abweicht. Auch hieraus könnte man Ansatz-
punkte für eine Verbesserung der Arbeitsgestaltung und eine zielgerichtete Optimie-
rung der Beanspruchung ableiten. Darüber hinaus kann man vermuten, dass ein Sur-
vey-Feedback-Prozess, welcher – analog zu der in dieser Arbeit vorgestellten Inter-
ventionen – die Nebentätigkeiten in das Zentrum der Bearbeitung rückt, möglicher-
weise ebenfalls positive Auswirkungen hinsichtlich der Akzeptanz und damit letzt-




Auf der Ebene einer hypothesentestenden, generalisierenden Betrachtungsweise 
liefert die vorliegende Arbeit Anhaltspunkte dafür, welche Wirkmechanismen bei 
einem komplexen Interventionsprozess an der Entstehung der Effekte beteiligt sein 
könnten, ohne dies jedoch aufgrund der Schwächen des Untersuchungsdesigns mit 
hinreichender Sicherheit belegen zu können. Aus dieser Perspektive wäre es inte-
ressant, differenziertere Analysen der Beiträge einzelner Wirkfaktoren vornehmen 
zu können sowie die Art der Wirkung weiter aufzuklären. Wie im Kapitel 4 aufge-
zeigt wurde, ist für viele relevante Einflussgrößen im Themenfeld BGM noch nicht 
eindeutig geklärt, ob bzw. unter welchen Umständen diese direkte Wirkungen er-
zeugen oder aber als Moderator oder Mediator wirksam werden. Inwiefern es ge-
lingt, hierzu weitere Erkenntnisse zu gewinnen, hängt im Wesentlichen von der 
Qualität des quantitativen Untersuchungsdesigns ab. Trotz aller Schwierigkeiten 
wäre es deshalb erstrebenswert, bei künftigen Untersuchungen einige Schwächen 
der vorliegenden Untersuchung zu vermeiden. Dies wäre vor allem die konsequen-
tere Umsetzung eines Kontrollgruppen-Designs und eine durchgängige Erhebung 
verbundener Daten, um längsschnittliche Effekte auf der Ebne einzelner Individuen 
testen zu können. Die Erfahrungen im Rahmen der vorliegenden Intervention lassen 
allerdings auch für künftige Untersuchungen diesbezüglich große Probleme im Hin-
blick auf Datenschutz, Beteiligung bzw. Zustimmung des Personalrats und Akzep-
tanz seitens der Beteiligten befürchten. 
Des Weiteren wäre es sinnvoll, bei künftigen, ähnlich gelagerten Untersuchungen 
noch stärker auf einen multi-methodalen Ansatz bzw. auf Mixed-Methods-For-
schung zu setzen. In der vorliegenden Arbeit wäre es rückblickend gut gewesen, 
die qualitativen Datenerhebungen um leitfadengestützte Einzelinterviews im Sinne 
des qualitativen Paradigmas zu ergänzen, um – wie oben bereits erwähnt – vertiefte 
Erkenntnisse zum Umgang der Beschäftigten mit dem Risikomanagement gewin-
nen zu können. Aus einer quantitativen Perspektive hätten quantifizierende Tätig-
keitsbeobachtungen eine sinnvolle Ergänzung des Konzepts dargestellt, um bei-
spielsweise die widersprüchlichen Angaben zum Umfang der Belastung der Mitar-
beiter durch veranlagungsfremde und -begleitende Tätigkeiten auf einer solideren 
Basis untersuchen zu können. 
Es lässt sich aber auch festhalten, dass ein praktischer Nutzen der Interventionen 




Akteure aus dem Amt und die statistischen Analysen zeigen. Inwiefern dieser Nut-
zen sich in organisationalen Kennzahlen wie Leistungsdaten oder verringerten Aus-
fallzeiten niedergeschlagen hat, lässt sich nur erahnen, aber nicht beziffern.  
Auf der Ebene einer Verallgemeinerung der Evaluationsergebnisse ist größere Zu-
rückhaltung geboten. Zwar lassen sich aus der Evaluation Hinweise darauf entneh-
men, dass eine Übertragbarkeit nicht ausgeschlossen ist, es muss jedoch auch darauf 
hingewiesen werden, dass im Interventions-Finanzamt offenbar eine spezielle Aus-
gangssituation vorlag, die durch große Unzufriedenheit in der Belegschaft gekenn-
zeichnet war. Dies ist sowohl den qualitativen Daten zu entnehmen, wie sie in der 
Settinganalyse (s. Kap. 2.4) dargestellt wurden, als auch den Verläufen der Mittel-
werte vieler Merkmale, bei denen man sehen kann, dass sich das Interventions-Fi-
nanzamts bereits vor dem Beginn des Interventionskonzepts von den anderen Pilot-
Finanzämtern unterscheidet. Es muss somit zumindest in Betracht gezogen werden, 
dass das Interventionskonzept seine Wirkung möglicherweise zum Teil dieser be-
sonderen Ausgangslage verdankt.  
Ein eher vorsichtiges Fazit ergibt sich auch hinsichtlich der Nachhaltigkeit des In-
terventionskonzepts, da die Verläufe der Mittelwerte vieler Kennzahlen in den Ge-
sundheitsbefragungen nach Verbesserungen in 2007 im Jahr 2009 wieder zum Ni-
veau vor Beginn des Interventionsprozesses in 2006 zurückkehren. Allerdings re-
lativiert sich dies wiederum aufgrund der Tatsache, dass kurz nach den Maßnahmen 
ein Wechsel der Amtsleitung stattgefunden hatte. 
Für die Evaluationsforschung leistet die vorliegende Arbeit einen Beitrag, indem sie 
den Interventionsprozess, wie auch die Methoden und Ergebnisse möglichst weitge-
hend offenlegt und somit anderen Lesarten und Interpretationen zugänglich macht. 
Sie erweitert somit den Fundus an Forschungsarbeiten, die weiterführenden Sekun-
däranalysen zur Verfügung stehen. Für die theorieprüfende Forschung im Sinne des 
quantitativen Paradigmas liefert die vorliegende Arbeit einen Mosaikstein zur Ein-
schätzung der Beziehung zwischen Kontrollerleben (bzw. Handlungsspielraum) und 
Beanspruchung sowie empirische Daten zum noch vergleichsweise neuen Job-Strain-
Control Modell. Die betreffenden Erkenntnisse sind einerseits mit allen Problemen 
feldexperimenteller Forschung behaftet, andererseits ermöglicht die ausführliche for-
mative Evaluation möglicherweise eine Einordnung der Befunde, die bei rein quan-




Für die Praxis sind schließlich mit dieser Arbeit – neben dem Vorschlag eines er-
probten Interventionskonzepts – aus den Erkenntnissen zu den veranlagungsfrem-
den und veranlagungsbegleitenden Tätigkeiten (sog. „Nebentätigkeiten“) auch zwei 
Erhebungsinstrumente entstanden, die bei künftigen Untersuchungen im Setting  
Finanzamt eine vollständigere Abbildung der Arbeitssituation der Beschäftigten im 
VST 2000 und VST 5000 ermöglichen und Ansatzpunkte für Interventionen liefern 
können. Die nachhaltige Bereitstellung und Verbreitung dieser Instrumente, wie 
auch der bereits vorab veröffentlichten Erkenntnisse und Handlungsempfehlungen, 
über die Webseite des Gesundheitskompetenz-Centers (GKC, vgl. Kap. 3.2.2, s. 
www.gkc.uni-wuppertal.de) lässt hoffen, dass diese Erkenntnisse ihren Weg zurück 
in die Praxis finden und im Sinne des INOPE-Projektes auch weiterhin einen Bei-
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